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1. Abhandlungen. 


nn 


Subjekt des Kirchenvermögens in der morgenländi- 
schen Kirche. 


Von 


Dr. N. Cotlareiue, 


(Czernowitz.) 


DEREN EREEEGEEE FEN 


I. 


In den ersten 2 Jahrhunderten bestand das Kirchenver- 
mögen höchstens aus den heiligen Sachen, die beim Gottesdienste 
nötig waren. Sonstiges Vermögen, ebenso wie öffentliche Kirchen, 
dürften in dieser Zeit schwer nachzuweisen sein. Christus selbst 
lebte während seines Wandelns von den Gaben, die er von den 
Gläubigen erhalten hatte!. Der Heiland sandte die Apostel mit 
dem Auftrage in die Welt, alle Völker zu lehren und zu taufen ? 
und da sie durchgehends arme Leute waren, sollten sie auch von 
den Gläubigen erhalten werden‘. Die Apostel erhielten auch 
genug Gaben, ja sogar so viel, dass sie daraus auch den Armen 


! Lukas VII. 2. 3. 

?2 Matth. XXVIU. 184. und Lukas IX. 2. 

® Matth. X. 9; Lukas IX. 3 u. X. 4. 

* Matth. X. 9 ff. Paulus I. Kor. IX. 11. 13. 14. — Tim. V. 18. 


Deutsche Zeitschr, f. Kirchenrecht, XIX. 1. 1 
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verteilen konnten '. Die Gaben bestanden aus Primitien aller 
Früchte und aus den Zehnten ähnlich wie bei den Juden?. 

Es war nicht fremd, dass die Apostel auch von der Arbeit 
ihrer Hände lebten, besonders wenn die Gaben nicht ausreichten. 
So finden wir den Apostel Paulus sein Gewerbe weiter betreiben °. 

In derselben Weise lebte auch der Klerus der ersten christ- 
lichen Zeit von den Gaben der Gläubigen und insbesondere von 
Liebesmahlen, Erstlingen der Früchte (primitia), Sammlungen, 
Geschenken, Legaten etc.*. 

Dem Beispiele der Apostel folgend, werden die Kleriker 
in der ersten Zeit der christlichen Aera auch von ihrer Hände 
Arbeit den Unterhalt gehabt haben. _ 

Grundeigentum konnte die Kirche in der ersten Zeit nicht 
haben, da ihr dieses, falls sie auch gehabt hätte, bei der Ver- 
folgung entrissen worden wäre. Wenn Jemand Grundstücke 
opferte, wurden sie ähnlich wie in apostolischer Zeit? verkauft 
und der Erlös in drei Teile geteilt, und zwar a) der Kirche, 
b) dem Bischof und Klerus® und c) den Armen”. 

Im dritten Jahrhundert können wir annehmen, dass die 
christliche Kirche bereits Vermögen und vielleicht sogar unbe- 
wegliches haben konnte. Der Sage nach soll schon Hadrian 
(117—138) Christus zu Ehren Tempel erbauen lassen wollen, 
aber durch die Philosophen und Priester davon abgehalten wor- 

! Acta Ap. Xl. 28 ff. XI. 25. XXIV. 1f. — Rom. XV. 25. — Kor. XVI. 
23. — II. Kor. VII, 38. — Tertullian, Apol. C. 39. — Euseb. H. E. IV, 2. 3. 

?2 Justin. Märt. Apol. II in fine. 

8 Acta Ap. XVII. 3; XX. 33 ff. — I. Kor. IV. 12. — I. Thess. II. 9. 

* II. Kor. 3. — Act. Ap. V. 4. — Vgl. Näheres bei Helle, Kirchl. Ver- 
mögen bis Konstantin, Paderborn 1876. S. 1 ff. 

5 Act. Ap. IL. 44 ff. 34 ff. 

® Der Bischof und der Klerus verteilten die Ueberbleibsel der Oblationen 
unter einander in folgender Weise: Der Bischof erhielt 4 Teile, der Pres- 
byter 3 Teile, der Diakon 2 Teile, und der übrige Klerus (Hypodiakone, 
Lektoren, Kantoren, Diakonissinnen) 1 Teil. Vgl. Const. apost. lib. I. Cap. 28 
u. lib. VIIL Cap. 31. 


” Theodor Lektor bei Bingham. Orig. ececl. II. 5. p. 66 und b. Reading 
H. E. II. p. 563. — Stutz, Gesch. d. Beneficialwesens, 1895. I. p. 2. 


Cotlarciuc, Subjekt des Kirchenvermögens i. d. morgenl. Kirche. 3 


den sein!. Ebenso erfreute sich die Kirche unter Kommodus 
(180—192) der Ruhe?. Unter Alexander Severus (222—235) und 
Philippus dem Araber (244—-251) kann man sogar von einem ge- 
wissen Wohlstande reden. Dass die Christen im dritten Jahr- 
hundert Kirchen und Kirchenvermögen hatten, beweist auch 
der Umstand, dass Diokletian im Jahre 303 ein Verfolgungsedikt 
gegen die Christen erliess, nach welchem alle Kirchen derselben 
verbrannt werden sollten, Folglich hatten die Christen schon 
vor 303 auch ihre Kirchen‘. 

Mit der Bekehrung Konstantins des Grossen zu Are des 
4. Jahrhunderts vermehrte sich das der Kirche angehörige Gut 
ausserordentlich®”. Während früher die Güter verkauft und das 
Geld der Kirche übergeben wurde, durften jetzt der Kirche so- 
gar Grundstücke in natura geschenkt werden. 

Nach der Verbreitung des Christentums genügten nicht mehr 
die Privat-Kapellen und die versteckten Versammlungsorte be- 
hufs Abhaltung des Gottesdienstes. Es wurden auch grössere 
Kirchen gebaut und die Kirche forderte auch dazu auf. Chry- 
sostomus verlangte, dass jeder Grundherr eine eigene Kirche 
habe®. Die Aufforderung blieb nicht ohne Erfolg. Denn wäh- 
rend früher nur einige angesehene, reiche Familien heimlich 
die Kirche beschenkten, begannen jetzt die Herrscher selbst 
Kirchen zu bauen, dieselben mit Grundstücken zu beschenken 
und solche Geschenke zu fördern. Konstantin der (Grosse 
liess heidnische Tempel in christliche Kirchen umbauen’, ge- 
stattete jedem, der Kirche Erbschaften zu hinterlassen und ver- 


ı Lamprid, De vita Alexandri p. 129. — Braun, Das kirchliche Ver- 
mögen bis Justinian 1860. p. 5. 

2 Eus. H. E.V. c. 21. 

® Eus. H. E. 1. c. 2. 

* Vgl. Näheres Friedberg, Kirchenrecht. 5. A. S. 516 Anm. 3—5. 

5 Vgl. über das Kirchenvermögen seit Konstantin dem Grossen in Ersch 
u. Grubers Encykl. Bd. 84 p. 117. Vgl. noch über Kirchhöfe, christl. Kultus- 
gebäude, die Literatur bei Friedberg a. a. O. 516 A. 5. 

®° Hom. 18. Migne Patr. gr. 60 p. 147. 

° Eus. Vita Const. I. 20. 21 u. 30. 


1* 
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fügte, dass alle von früher her entzogenen Kirchengüter zurück- 
gegeben werden!. 

Wenn jemand während der Verfolgung ohne rechtmässige 
Erben gestorben war, so hatte die Kirche den ersten Anspruch 
auf sein Gut?. 

Mit der Errichtung und Beschenkung der Kirche gingen 
die Kaiser auch mit gutem Beispiele voran. Konstantin der 
Grosse errichtete selbst die Kirche der heiligen Apostel und 
machte viele Schenkungen an die Kirche?. Pulcheria, die Schwe- 
ster Theodosius II, erbaute in Konstantinopel die Kirchen 
Blachernae, der Chalkopatrae und der Hodegen zur Ehre Mariä, 
sowie jene des heiligen Laurentius*. Eudoxia gründete dem 
heiligen Stephan zur Ehre eine Kirche und übergab sie einem 
Priester Gabriel zur Fürsorge’. Eine reiche und fromme Frau, 
namens Bassa, gründete ein Kloster und stellte daselbst einen 
Presbyter Andreas an®. 

Diese Kirchen dotierten die Stifter so reichlich, dass daraus 
die Auslagen für die Erfordernisse des "Gottesdienstes und der 
Unterhalt des angestellten Klerus bestritten werden konnten. 
Reiche Bürger beschenkten die Kirche noch vor den Kaisern, 
jetzt aber folgen die Grossen des Reiches und andere reiche 
Christen um so mehr ihrem Beispiele. Nicht nur die Frömmig- 
keit war der Grund dieser grossen Munifizenz, viele taten es 

ı Eusebius H. E. X. 5 u. Vita Const. a. a. O0. C.1 Cod. Just. 1,2. — 
Friedberg, KR. a. a. 0. 8. 517. — 1. 20 C. 1, 3 It. Cod. Th. (5, 3). Vgl. auch 
Grashof in Archiv f. KR. Jahrg. 36 S. 3. A. 6 und Friedberg a.a.O. S. 17 
A.T. 

?2 Hus. Vita Const. II. 35, 36. 

3 Vgl. Schenkungen Konst. d. Gr. Eus. H. E. X. 6, X. 16. 

* Theodor Lector. H. E. I. 4. — Migne, Patr. gr. 86 Tom. I. p. 167. 
— Niceph. Callist. H. E. XIV. 2, VX. 14. Migne 146, II. 106.1. — Theophan 
Chron. ad ann. 445 p. 158. 

5 Baron, annal. a 455 n. 22. 

® Baron, annal. a 460 n. 24. — Vgl. noch Memorandum zur Beleuch- 
tung des gr. or. Patronates in der Bukowina. Manuskript (Aktenstäck) 


in der Registratur des gr. or. erzbischöflichen Konsistorium in Czernowitz. 
2. 2646 v. 2./14. April 1874 von Constantin Popovici sen. verfasst. 


a nn 


Cotlarciuc, Subjekt des Kirchenvermögens i. d. morgen]. Kirche. 5 


vielleicht, um die Gunst der Kaiser zu gewinnen, da diese die 
Beschenkung der Kirche förderten!. 

Die Munifizenz nimmt immer mehr zu. Es werden nicht 
nur Kirchen, sondern auch Klöster und andere fromme Anstal- 
ten gestiftet und reichlich beschenkt. Die Freigebigkeit, die zu 
Anfang des Christentums bemerkt wurde, finden wir während 
der ganzen byzantinischen Herrschaft ?. 

Der Zug der Freigebigkeit herrscht sogar in der byzan- 
tinischen Gesetzgebung vor.. Das Testieren zu Gunsten der 
Kirche wurde z. B. im weitesten Sinne erleichtert®. Selbst das 
Testieren des gerichtlich erklärten Verschwenders (&owrog), also 
eines Unzurechnungsfähigen, wurde für gültig erklärt, wenn er 
beim Herannahen des Todes etwas für sein Seelenheil verord- 
nen wollte®. 

Vom byzantinischen Reiche pflanzte sich dieser Munifizenz- 
geist in alle Länder, welche mit ihm Gemeinschaft hatten und 
welche das Gebiet der morgenländischen Kirche bildeten. 


Il. 


Der Beweggrund zur Beschenkung der Kirche war die christ- 
liche Liebe oder der christliche Geist. Wie die Christen selbst 
sich für geheiligt und geweiht durch den neuen Glauben hielten, 
so wollten sie auch ihre Habe weihen und heiligen. Was sie 
bisher das Ihrige nannten, wollten sie zu einem Gottesgute er- 
heben. Der Hauptzweck solcher Schenkungen war und ist auch 
heute laut der Lehre der morgenländischen Kirche die Verherr- 


ı Konst. d. Gr. erliess 321 das sogenannte Ediktum Const. M. „Habeat 
unusquisque licentiam sanctisimae ecclesiae . ... decedens bonorum, quod 
optaverit, relinquere. L. 1. C.1I, 2. 

?2 Vgl. Urkunden in den Act. Patr. II. 152, IV, 52, 91, 146, 291 etc. 

371.25 C.1, 2, 1. 26, 28, 45, 48 C. 1, 3, Nov. 131 c. 12. — Marezoll in 
Ztschr. f. ZivilR. u. Proz. V, 78. — Rivet, le regime des biens 1891. — Ueber 
andere vermögensrechtl. Begünstigungen vgl. Friedberg a. a. O. S. 17 A.7. 

* Epanagoge XXX. 5. — Vgl. Zachariae Lingenthal, Gesch. d. Gr. röm. 
Rechtes, 3. Aufl. p. 150. 
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lichung Gottes. Die Gaben werden beim Gottesdienste gebracht. 
Für den Gottesdienst sind die Priester oder Gottesdiener zur 
Verherrlichung Gottes nötig. Diese Priester müssen erhalten 
werden und welcher den Gottesdienern die Erhaltung gewährt, 
trägt zur Verherrlichung Gottes bei. Der Darbringende fühlt 
sein Innerstes erleichtert und sein Herz reiner und das, was 
ihm übrig bleibt, scheint ihm geheiligter und geweihter zu sein, 
„denn es wird fortan mit Danksagung genossen“!. Was der 
Christ Gott weiht, darauf hat er keinen Anspruch mehr und ein 
rechtgläubiger Christ würde auch nicht wagen, es zu bean- 
spruchen. 

Es fragt sich nun, wer Eigentümer dieser Kirchengüter 
in der morgenländischen Kirche ist? Die Frage, wer Sub- 
jekt des Kirchenvermögens ist, wurde im Abendlande vielfach 
aufgeworfen und verschieden beantwortet. Manche bezeichneten 
als Eigentümer des Kirchenvermögens Gott selbst, Christus oder 
einzelne Heilige und stellten die sogenannte Theorie der gött- 
lichen Proprietät auf. Andere bezeichneten als Eigentümer dieses 
Vermögens die Armen? (Armentheorie), andere den Klerus 
(Benefiziaten- oder Kollegialtheorie). Manche katholische Kano- 
nisten halten den Papst (Papaltheorie), einige protestantische 
und weltliche Kirchenrechtsgelehrte den Staat? oder die Kirchen- 
gemeinde (Staat- bezw. Gemeindetheorie) für den Eigentümer 
des Kirchenvermögens. Ferner wurden von einigen bedeutenden 
Kanonisten die Gesamtkirche (Gesamtkirchentheorie) und von den 
hervorragendsten Rechtsgelehrten die Einzelkirche als Eigen- 
tümer (Einzelkirchentheorie) bezeichnet. Erwähnenswert ist noch 
die Antidominialtheorie, wonach der zivilrechtliche Eigentums- 
begriff auf das Kirchenvermögen nicht anwendbar wäre°. 

ı ]. Tim. IV. 3. 4. — Jocham, Vom Besitztume der Geistlichen p. 35. 

2 Capit. Ludw. I a. 817; vgl. Sägmüller, Kirchenrecht der katholischen 
Kirche S. 777. 

8 J. V. Eybel, Introductio in jus eccl. Il. 1. 2. c. 4. 


* Vgl. Gross, KR. 373. — Friedberg a. a. O0. S. 5838. 
5 Walter, KR. 13. Aufl., genauer durchgeführt in der 14. Aufl. S. 564. 
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Im Anschlusse an manche in den Urkunden enthaltenen An- 
gaben und Aeusserungen könnte man zur Behauptung verleitet 
werden, dass im Morgenlande das Kirchengut Eigentum Gottes, 
Christi, einzelner Heiligen oder der Armen sei. So meinte der 
morgenländische Kanonist Schaguna „Eigentümer der Güter und 
des Vermögens der Klöster sei der Herr“ !. Theologisch erscheint 
unwürdig, Gott in solche Verhältnisse rein bürgerlicher Natur 
hereinzuziehen und juristisch ist diese Ansicht unbegründbar 
und unhaltbar. Es muss zwischen Eigentum und Zweck unter- 
schieden werden. In den betreffenden Urkunden ist nicht das 
Vermögenssubjekt bezeichnet, sondern da wird der Zweck her- 
vorgehoben, dem dasselbe gewidmet ist?. 

Die Benefiziaten- oder Kollegialtheorie, welche den Klerus 
als Eigentümer bezeichnet, beruht ebenfalls auf einer Verwechs- 
lung des Zweckes mit dem Eigentume. 

Von der Papaltheorie kann in der morgenländischen ortho- 
doxen Kirche schon aus dem Grunde nicht die Rede sein, weil 
diese als Oberhaupt der unsichtbaren Kirche Jesum Christum 
und als Oberhaupt der sichtbaren Kirchengemeinschaft die öku- 
menische Synode und nicht den Papst anerkennt. 

Die Antideminialtheorie stellt das Kirchenvermögen als vogel- 
frei hin. Wenn der Eigentumsbegriff auf das Kirchenvermögen 
nicht angewendet werden darf, dann kann keine Rede von einem 
Eigentümer und sohin auch von einem Vertreter sein. Das 
Kirchengut bliebe in diesem Falle herren- und schutzlos. 

Herrenloses Gut wurde im byzantinischen Reiche, wie dies 
auch gegenwärtig in allen Ländern geschieht, vom Staate einge- 
zogen. Konsequent müsste in diesem Falle die Staatskirchentheorie 
statthaben. Diese Theorie ist aber sowohl den kanonischen Be- 
stimmungen als auch den byzantinischen Gesetzen ganz fremd. 
Die orthodoxen Staaten respektieren bis auf den heutigen Tag 


! Andreas Baron Schaguna, Compendium des kanonischen Rechtes. 
Uebers. v. Seutz. Hermannstadt 1858. S. 213. 
? Vgl. Milas a. a. O. S. 517. 
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das Eigentum der Kirche. Selbst in Russland, wo man so gerne 
einen Cäsaropapismus erdichten möchte, gibt es Stiftungen und 
anderartige Kirchenvermögensarten. Der Staat überlässt dieses 
Vermögen für Kirchenzwecke und gewährt der Kirche auch 
Unterstützungen in Form von Zuschüssen, Gehältern für die 
Geistlichen und drgl. 

Mit mehr Ernst und Forschungsgeist wurden die Kirchen- 
gemeinde-!, Gesamtkirchen-? und besonders die Einzelkirchen- 
theorie? oder Institutentheorie behandelt. In der orientalischen 
Kirche könnte auch höchstens von einer dieser Theorien die 
Rede sein. 


1 Als Anhänger der Kirchengemeindetheorie seien erwähnt: J. H. Böh- 
mer, Institutiones jur. Can. 1741. Lib. LI. tit. L. $ 4.5. — G. L. Böhmer, 
Principia jur. Can. 1791. Lib. III. sect. V. tit. V. 8 612, 8 614. — P. Sarpi. 
Vom Kirchengut übers. v. Streb. 1786. p. 16. 90. 101. — Savigny, System 
des heutigen röm. Rechtes. 1840 TI. Bd. p. 264. — Brendl, KR. $ 449. — 
Eichhorn, KR. II. p. 648. — Keller, Pandekten, 2. Aufl. I. Bd. p. 85 und 
eine Zeit lang (in den ersten 9 Auflagen) Walter KR. 8 251. 

? Vertreter der Gesamtkirchentheorie sind J. Evelt, Die Kirche und 
ihre Institute auf dem Gebiete des Vermögensrechtes, 1845 p. 76 ff. — 
M. Permaneder, Handbuch des Kirchenrechtes. 3. Aufl. 1856 p. 832. — 
Philipps, Kirchenrecht 3. Aufl. 1881 p. 474 ff. — H. Lämmer, Institutionen 
des kath. KR. 2. Aufl. 1891 p. 650. — Vering, KR. 3. Aufl. p. 765. — Heiner, 
KR. 1902 p. 415. — Hirschel, Eigentum am kath. Kirchengute in Arch. f. 
KR. 34. Bd. p. 283—301. — Maas, Rechtssubjekt..... des Kirchenvermögens 
(Arch. f. KR. 4. Bd. p. 583 ff. 604 ff. 5. Bd. 1 ff.). — Silbernagel, KR. 4. A. 
p. 690 ff. — Rosshirt, P. Ch. Sternberg, Weilbächer, Rivet etc. vgl. Knecht, 
Justin. Kirchenvermögensrecht p. 9. Note5 und Helle, Kirchl. Vermögen p. 52. 

8 Die Einzelkirche bezeichnen als Eigentümer: Braun, Kirchl. Vermögen 
bis Justinian 1860 p. 20—52. — Helle, Das kirchl. Vermögen bis Konst. 
1876 p. 40 und 56. — Hübler, Eigentümer des Kirchengutes 1868 p. 78, 85. 
— Arndts, Pand. 12. Aufl. p. 58. — Windscheid, Pand. 7. Aufl. p. 142. — 
Brinz, Pand. II. Aufl. II. Bd. p. 1019. — Dernburg, Pandekten, 4. Aufl. p. 142. 
— Schulte, KR. II. Aufl. p. 477. — Derselbe, Die jurist. Personen der kath. 
Kirche 1869. S.1ff. — Poschinger, Das Eigentum am Kirchenvermögen p.38. 
— Richter, KR. 8. Aufl. $ 302. — Friedberg, KR. 5. Aufl. 538. — Sägmüller, 
KR. p. 778. — Meurer, Der Begriff und Eigentümer der hl. Sachen I. p. 290, 
II p. 111. — Sohm, KR. p. 75. — Stutz, Das preussische allgemeine Land- 
recht und der Eigentümer des Kirchengutes, Festgabe f. Hübler 1905. — 
Stutz, KR. — Knecht, System d. justin. Kirchenverm. p. 1—52. 


Cotlarciuc, Subjekt des Kirchenvermögens i. d. morgenl. Kirche. 9. 


Was die einzelnen dieser drei letzterwähnten Theorien be- 
trifft, verhält es sich in der orientalischen Kirche folgender- 
massen: 

Nach den Grundsätzen des orientalischen Kirchenrechtes könn- 
ten de Kirchengemeinde oder die Gemeindemit- 
glieder als Subjekt des Eigentums am Kirchengute nicht sein, 
weil erstens dadurch die juristische Persönlichkeit der Kirche ab- 
gesprochen werden würde und zweitens, weil die Gemeindemit- 
glieder das Eigentumsrecht über bereits Gott geweihte Sachen 
besitzen würden, was nach den Kanones der morgenländischen 
Kirche ganz ausgeschlossen ist!. 

Bei dieser Gelegenheit lässt sich nicht vermeiden, auf die 
von Zhishman aufgestellte Theorie zurückzukommen, dass Kirchen 
und die für den Gottesdienst geweihten Sachen im Privateigen- 
tum stehen können? Es ist wohl richtig, dass anfangs, und 
zwar in jener urchristlichen Zeit, als das Christentum zu den 
collegia illicita gehörte, fromme Christen ihre Häuser oder nur 
einige Räumlichkeiten, vielleicht nicht einmal für die Dauer, der 
christlichen Gemeinde zwecks Abhaltung des Gottesdienstes zur 
Verfügung zu stellen pflegten. Diese Wohltäter erscheinen in 
einem gewissen Sinne Eigentümer des Hauses, in denen die 
gottesdienstlichen Versammlungen abgehalten worden waren. 

Davon bleibt aber keine Spur, als die christliche Religion 
zur Staatsreligion erhoben wurde. Die Kirchen werden nachher 
nicht mehr zur Not, wie bisher, hergerichtet. Da dieselben ferner 
der Oeffentlichkeit zu dienen hatten, erhalten sie auch Öffentliche 
Rechte. Die Anstalt und ihr Vermögen übergeht in die Ver- 
waltung der Kirche als juristische Person. Diese anerkennt 
den Stiftern einige Vorrechte, die aber mit dem Eigentumsrechte 
nichts gemein haben. 


! Kan. 1 der ersten Synode von Konstantinopel 861. — Den Stand- 
punkt habe ich in meiner Abhandlung „Moldauisches Stifter- u. Bukowiner 
Patronatrecht“. Kr. Abh. v. Stutz. Heft 47. S. 78 näher erläutert. 

?2 y. Zhishman, Stifterrecht in der morgenländischen Kirche. S. 4. 
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Selbst die Fälle, die v. Zhishman als Beleg für seine Privat- 
eigentumstheorie an Kirchen anführt, sprechen nicht das aus, 
was man erwarten sollte. So gestattet Konstantin der Grosse 
den Novatianern den Fortbesitz ihrer in rechtmässiger Weise 
erworbenen Kirchen und Grabmäler. Es ist aber nirgends von 
den Stiftern die Rede. Die Stelle lautet: Itaque ecclesiae suae 
domos et loca sepulcris apta sine inquietudine eos (d. h. Nova- 
tianos) firmiter possidere praecipimus!. Ebenso können die Kir- 
chen aus der Konstitution Arkadius und Honorius? mehreren 
Geistlichen gemeinschaftlich als Priester, aber nicht als Stifter 
wie v. Zhisman behauptet, angehören. Die den Montanisten 
gehörigen Kirchen wurden samt Vermögen den Orthodoxen über- 
wiesen?, welcher Fall aber nicht im mindesten als Beleg für ein 
Privateigentum an Kirchen angeführt werden kann. Im Gegen- 
teil, der montanistische Stifter, wenn. er tatsächlich Eigentümer 
gewesen wäre, hätte als solcher die Kirche auflösen und das 
Vermögen einziehen können. Die Orthodoxen übernahmen die 
Kirche ins Eigentum nach ihren kanonischen Grundsätzen. Auch 
heute kann eine katholische Kirche den Protestanten oder 
umgekehrt überwiesen werden. Jede Kirchengemeinschaft wird 
aber die Eigentumseinverleibung nach ihren Grundsätzen vor- 
nehmen. 

In derselben Weise verhält es sich auch mit den übrigen 
von Zhishmann angeführten Belegstellen®. Nirgends lässt sich 
ein Privateigentumsrecht der Gemeindemitglieder über bereits 
Gott geweihte Kirchen und ihre Sachen konstatieren. 

Auch die ganze Gemeinde kann nicht als Eigentümer des 
Kirchenvermögens betrachtet werden. 

Ein Beweis dafür ist der Umstand, dass Kirchen, z. B. 


ı Cod. Theod. XVI. 5. 2. 

2? God. Theod. XVI. 2. 33. 

3 Orthodoxae sectae... abdicentur lautet die betreffende Stelle. 

* y, Zhishinan, Stifterrecht in der morgenländischen Kirche. Wien 1888. 
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Klosterkirchen, ohne Gemeinden sehr ausgedehnte Landbesit- 
zungen hatten und auch gegenwärtig noch haben. Nicht die 
Kirche gehört in diesem Falle der Gemeinde, sondern die später 
auf diesen Landbesitzungen entstandene Gemeinde gehört der 
Kirche. Von den politischen Gemeinden könnte überhaupt in 
keinem Falle die Rede sein, da diese im Orient viel später und 
zwar meistenteils auf dem (rebiete der Kirche entstanden sind. 
Mitunter deckte sich der Verband der Kirche mit dem einer po- 
litischen Gemeinde gar nicht. 

Die Kirchengemeinde kann bei der Verwaltung des Kirchen- 
vermögens unter Umständen mitwirken, jedoch nicht in der Eigen- 
schaft als Eigentümer desselben, sondern als Obsorgeführer. 
Dass die Mitglieder der Gemeinde Subjekt der Leistungen sind, 
zieht nicht nach sich auch die Eigentumsberechtigung an den 
erfolgten Leistungen also in unserem Falle an dem Kirchengute. 
„Wenn jemand einem Menschen etwas schenkt, kann er nicht 
mehr Besitzer sein; wie würde man gestatten, dass jemand den 
Besitz über Dinge sich aneigne, welche er Gott geweiht und ge- 
schenkt hat“, lautet Kan. 1 der Synode von Konstantinopel 861. 
Eine Teilnahme des Volkes an der potestas jurisdictionis kann 
also dem Volke nach morgenländischem kanonischen Rechte nicht 
zugestanden werden!. Was die morgenländische Kirche im öster- 
reichischen Kaiserreiche betrifft, so würde daselbst ein Eigentum 
der Kirchengemeindemitglieder den staatsgesetzlichen Grund- 
sätzen widersprechen. Die österreichische Gesetzgebung aner- 
kennt nämlich der Pfarrgemeinde keine Subjektsfähigkeit *. Wohl 
hat das Gesetz vom 7. Mai 1874 (RGBl. Nr. 50), welches die 
katholischen Kirchenverhältnisse regelt, die Pfarrgemeinde als 
die Gesamtheit der in einem Pfarrbezirke wohnhaften Personen 
desselben Ritus definiert ($ 35), allein die Erlassung eines be- 


ı Näheres Milas, Kirchenrecht der morgenländischen Kirche. 2. Aufl. 
Uebers. v. Pessic. S. 218 ff. 

? Vgl. Entsch. v. 1. Juli 1879 Nr. 7238 in der Sammlung zivilrechtlicher 
Entscheidungen v. Glaser-Unger. Bd. 23 Nr. 10845 8. 647. 
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sonderen, die Vorschriften über die Konstituierung und die Ver- 
tretung der Pfarrgemeinden enthaltenden Gesetzes wurde erst in 
Aussicht genommen (8 37). Ein solches Gesetz ist bisher noch 
nicht erschienen. So können wie in der katholischen so auch 
in der orientalischen Kirche Oesterreichs die Pfarrgemeindemit- 
glieder als Kirchengutseigentümer nicht anerkannt werden. Die 
Pfarrgemeinde hat noch keine staatlicherseits anerkannte korpo- 
rative Verfassung, ist noch keine Körperschaft, folglich kann 
sie auch Subjekt des Vermögens nicht sein!. 
DieGesamtkirchentheorie scheint im Morgenlande 
in einem gewissen Sinne historische Berechtigung zu haben. Die 
ersten kirchlichen Gemeinden sind nämlich in den Städten entstan- 
den. Die Stadtkirchen waren zugleich Diözesankirchen. Die Kleri- 
ker waren an der Diözesankirche angestellt und von hier aus ver- 
sorgten sie den Seelsorgedienst auch am Lande. Das Vermögen 
gehörte daher der Gesamtkirche der betreffenden Diözese?®. Nach 
der Verbreitung des christlichen Glaubens auch am Lande (unter 
die pagani), stellte sich jedoch die Notwendigkeit ein, Kirchen 
dortselbst zu gründen und auch Kleriker anzustellen. Im 4. 
und besonders im 5. Jahrhundert sehen wir dieselben einen 
ständigen Wohnsitz bei der Landkirche einnehmen. Erhalten 
wurden aber diese noch immer von dem Gesamtvermögen der 
Kirche. Aber der ständige Wohnsitz zog bald auch die Bil- 


ı Die Pfarrgemeindeepitropie der Kirche zur hl. Paraschieva in Czer- 
nowitz hat in letzter Zeit einen Prozess beim obersten Gerichtshofe gegen 
die Stadtgemeinde Czernowitz gewonnen. Die Pfarrepitropie führte den 
Prozess als Bevollmächtigte ihrer Pfarrkirche. Eigentümer des Vermögens 
bleibt selbst in diesem Falle die Pfarrkirche und nicht die Bevollmächtig- 
ten, welche bloss im Auftrage der Kirche gehandelt haben. 

2 Dasselbe Verhältnis bestand auch im Abendlande. Alles Kirchengut 
war in vorgermanischer Zeit Eigentum der Bischofskirche. Vgl. Stutz, Die 
Eigenkirche, Antrittsvorlesung, 1895 p. 12 und Ebers, Devolutionsrecht, 
p-. 31. 

8 Vgl. Syn. v. Neocaes (314—15). Kan. 18 und Syn. Chalced. (451) Kan. 
6 u. 17. 
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dung der Kirchengemeinden nach sich!. Die so gebildete Kirche 
(„napoxia“ Pfarrkirche) erhielt auch ihr eigenes Vermögen und 
im fünften Jahrhundert (c. 458) wurde im byzantinischen Reiche 
unter dem Patriarchen Gennadius das Pfarrvermögen vom Bis- 
tumsvermögen getrennt und in die Verwaltung der Pfarr-Geist- 
lichkeit übergeben ?. 

Der Bischof musste also nach der Gründung der Land- 
pfarren einen Teil des Kirchenvermögens der Diözese, welche 
ursprünglich eine einheitliche Masse bildete und deren Eigen- 
tümer die bischöfliche Kirche, die Diözesankirche, deren Ver- 
walter der Bischof (£rioxonos) war, für den Unterhalt der neu 
entstandenen Kirche abtreten. 

Ausserdem wurden Stiftungen und Oblationen direkt den 
betreffenden Pfarrkirchen vermacht. 

So übergingen derartige Güter in das Eigentum der rapo- 
xtat?. Daher kann in der ältesten christlichen Zeit von einer 
Diözesan-Gesamtkirchentheorie gesprochen werden. Nach der Bil- 
dung der raporxiaı jedoch wurde das Gesamtkirchenvermögen, die 
frühere einheitliche Masse, verteilt. Die Diözesankirche hatte 
keine Verpflichtung mehr, diese napoxiaı zu unterstützen und diese 
hatten keinen Anspruch mehr auf das Vermögen der Diözesan- 
kirche. — Damit entfällt im Morgenlande auch die Existenzbe- 
rechtigung dieser Art von Gesamtkirchentheorie. 

Die sogenannte Institutentheorie ist nach dem mor- 
genländischen Kirchenrechte, welches auf dem Standpunkte der 
Kirchenrechtsquellen aus der Zeit der alten christlichen Kirche 
steht, die einzig zulässige. Der hervorragendste morgenländische 
Kanonist, Bischof Milas, hat in seinem Kirchenrechte* einen $ 
betitelt „Das Subjekt des Eigentums am Kirchengute“, worin er 


‘ Sägmüller, KR. p. 373. 

® Vgl. Proleg. ad Kanones s. Gennadii im Pedalion. Rum. Ausg. Niamt. 
1844. Fol. 471. 

® Vgl. Milas, KR. 2. Aufl. S. 406 ff. — Vgl. auch Sägmüller p. 209— 210. 
— Walter, KR. 14. A. S. 554. 

* Milas, KR. 2. Aufl. $ 158 p. 519—522. 
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auch an dem Grundsatze festhält, dass „jede einzelne Ortskirche 
alle Rechte eines rechtmässigen Eigentümers hat und für sich 
allein und Dritten gegenüber eine selbständige juristische Person 
repräsentiert“ !. 

Dieser Grundsatz ist historisch und kanonisch hinlänglich 
nachweisbar. 

Die juristische Persönlichkeit der einzelnen Kirchen und 
kirchlichen Institute und das Eigentumsrecht derselben lässt sich 
rechtsgeschichtlich bis in das römische Recht verfolgen. Nach 
dem Vorgang des Sakralrechtes werden in der ersten Zeit des 
byzantinischen Reiches die kirchlichen Sachen als res nullius 
bezeichnet. So lautet Liber II. 7 ff. der Institutionen Justinians: 
„Nullius autem sunt res sacrae et religiosae et sanctae: quod 
enim divini juris est, id nullius in bonis?®. Sacra sunt, quae 
rite et per pontifices deo consecrata sunt, veluti aedes sacrae et 
dona. . .* und in $ 10 heisst es weiter: „Sanctae quoque res, 
veluti muri et portae, quodammodo divini juris sunt et ideo nul- 
lius in bonis sunt“*. Die Auffassung macht jedoch noch zu 
Justinians Zeiten einer anderen Platz. Denn Cod. 2, 26 lautet: 
„el ev Töv Öeonörnv Yn@v ’Inoodv Xproröv ypxlele tig XArnpovönov 
N ES ÖAorATpou 7) E5 Epous, Kvtinpug ÖoXeiv TIV KAT TIV aUTLV 
TÖöALy I NV RWnv N) To Xwpiov, Ep T Nadeoıynev 6 TEAEUTNOAS, 
Ayıwrarnv Erxinolav Evioraodat KANPovönovV.. .>). 

Demnach, wie auch im Sinne anderer Vorschriften, bleibt 
die Kirche Eigentümerin des Kirchenvermögens. Es wirft sich 
die Frage nun auf, welche Kirche, die allgemeine, bischöfliche 
oder Liookalkirche darunter verstanden wird. 


ı Milas, KR. II. Aufl. p. 521. 

® L. 13. C. de sacros. eccl. I 2; L. 41. 5. 56. c. de episc. I. 3; Nov. 5 
c. 5; 123 c. 37. 38. — Vgl. auch L. 11. 14. 17. 22. C. de sacros. eccl. I. 2; 
Nov. 7 c. 4; 54, c. 2; 120 c. 5. 7. 9. 10. die Bestimmungen über Rechtsge- 
schäfte betreffend Kirchengüter. Vgl. auch Nomokan. Il, I. Synt. I. p. 89. 

® Corp. I. p. 12. 

* Vgl. auch Zhishman, Stifterrecht p. 39. 

5 Corpus II. p. 18. 
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Justinian verfügte ausdrücklich, dass falls Christus testamen- 
tarisch bedacht werde, nicht die allgemeine oder bischöfliche 
Kirche als beschenkt anzusehen ist, sondern, dass der Kirche 
des betreffenden Ortes, wo der Testator starb, das Geschenkte 
zufallen solle!. 

Ebenso anerkennen die Kanones der orientalischen Kirche 
das Eigentumsrecht den einzelnen Ortskirchen?. Ausser den 
Ortspfarrkirchen können kanonisch und historisch auch andere 
Institute, wie Klöster, Bildungs- und Krankenanstalten, Armen- 
und Waisenhäuser etc. als Eigentümer nachgewiesen werden °. 

Milas hat in dem oben erwähnten Paragraphen zwei Mo- 
mente ausser acht oder wenigstens unerwähnt gelassen. 

Erstens sind die einzelnen Kirchen und kirchlichen Institute 
in der morgenländischen Kirche doch nicht vollständig für sich 
bestehende unabhängige Rechtssubjekte. Die Fähigkeit kirch- 
liches Eigentum zu besitzen beruht auf ihrer V.eerbindung mit der 
allgemeinen Kirche. Selbstverständlich darf die Allgemeinheit 
in der orthodoxen Kirche bloss auf die Diözese bezogen werden. 
Die Pfarren sind — wie früher gezeigt wurde — aus der Diö- 
zesankirche entstanden, blieben aber auch ferner in ihrem Ver- 
bande und in Abhängigkeit von ihr. Die Bischöfe dürfen zwar 
das Vermögen der einzelnen Kirchen nicht zu anderen als zu 
Stiftungszwecken verwenden. Ebenso dürfen sie z. B. das Ver- 
mögen der einen Kirche nicht zu Zwecken einer anderen ver- 
wenden. Jedoch steht es dem jurisdiktionshabenden Ortsbischofe 
zu, wenn das Vermögen nicht mehr den Zwecken entspricht oder 
dem Interesse der Kirche eventuell sogar nachteilig ist, die not- 


ı „El tig övona Toü neydlou Beod xal owripog Tu@v ’Incoö Xpırotod xAN- 
povopiav 7 Anydrov naradeiber, neledonev, nv ErxAnolav Tod tönov, &v $ deatE- 
hevog TNV olaumorv. Eoys, Außeiv T6 xatadlelspevov“, 

?2 Syn. v. Ant. Kan. 24. 25. — Indirekt auch Kan. 12 der VII. ökum. 
Synode. 

3 Vgl. Kommentar Balsamons zum 8. Kan. des IV. allgem. Konz. (Synt. 
ll. 236). — Vgl. auch Knecht, Just. Kirchenvermögen p. 43—66. 

* Vgl. dasähnliche in der katholischen Kirche bei Sägmüller, KR. P- 773. 

5 Syn. Karth. 134 Kan. 
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wendigen Veränderungen vorzunehmen!. So kann z. B. beim 
Untergehen einer Kirchengemeinde das Vermögen nicht als herren- 
loses Gut betrachtet werden, sondern es steht dem Bischofe zu, das- 
selbe einzuziehen und zu trachten, dass es für den vom Stifter be- 
stimmten Zweck verwendet werde. Demnach muss die betreffende 
Diözesankirche, dessen Verweser der Ortsbischof ist und der 
über das herrenlose Kirchengut verfügen kann, als eine Art 
Subjekt-Stellvertreter, als Eventualsubjekt betrachtet 
werden. 

Ferner hat Milas auf den heutigen Stand der Verhältnisse 
in den anderen orientalischen Diözesen weniger Rücksicht 
genommen. Denn wenn auch kanonisch und historisch als Sub- 
jekt des Kirchenvermögens ohne Unterschied die Einzelkirche 
in seiner Abhängigkeit von der Diözesankirche betrachtet wird, 
muss heutzutage nach den modernen Rechtsbegriffen auch auf 
die Arten des Kirchenvermögens Rücksicht genommen werden. 

a) Heutzutage gibt es im Morgenlande Diözesen, wo für 
die Bestreitung der Bedürfnisse aller Kirchen 
inder betreffenden Diözese ein Kirchenver- 
mögen? besteht. Dieses Vermögen ist ganz bestimmt Kirchen- 
vermögen, aber trotzdem kann als Eigentümer bezw. als Subjekt 
dieses Vermögens nicht die Einzelkirche betrachtet werden. 
Wenn auch dieses Vermögen mitunter tatsächlich aus dem Ver- 
mögen der ehemaligen Einzelkirchen entstanden ist, hat sich 
heutzutage ein ganz anderes Rechtssubjekt gebildet. Aus dem 
ehemaligen Kirchenvermögen ist ein Zweckvermögen ent- 
standen, welches eigene Subjektsfähigkeit besitzt. So ist der aus 
den ehemaligen Klostergütern gebildete gr. or. Religionsfonds in 
der Bukowina Kirchenvermögen?. Dieser öffentliche Fonds steht 
zwar unter staatlicher Verwaltung, ist aber kein Staatsvermögen. 


! Sägmüller 780. 

? Entsprechend dem lateinischen Mensalvermögen. 

® Vgl. Js. de Onciul. Fondul religionar gr. or. al Bucovinei. Cernaäut, 
1891. 
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Er bleibt auch fernerhin Kirchenvermögen nnd seine stiftungs- 
artige Sonderstellung ist allseits anerkannt!. Subjekt desselben ist 
der gr. or. Religionsfonds als solcher selbst u. zw. in seiner Eigen- 
schaft als kirchliches Zweckvermögen. Die Subjektsfähigkeit der 
ehemaligen Eigentümer d. i. der Klöster ist eingegangen und an dessen 
Stelle hat sich ein ganz selbständiges Rechtssubjekt gebildet, der 
„gr. or. Religionsfond“. Allgemeine Kirchenfonds bestehen auch 
in anderen orthodoxen Kirchen. So besteht im Königreiche 
Serbien ein Kirchenfonds, der zur Bestreitung der allgemeinen 
Bedürfnisse bestimmt ist?. In Montenegro wurde auch ein all- 
gemeiner Fonds zur Dotierung dienstunfähiger Kleriker und 
ihrer Witwen gegründet?. Diese bestimmt kirchliche Vermögens- 
arten können daher einer Anstalt nicht gehören. Das Vermögen 
dient den allgemeinen Zwecken und den betreffenden Fonds ge- 
bührt rechtlich eigene Subjektsfähigkeit. 

b) Im Laufe der Zeit wurden ferner viele Pfarren in der 
Weise arrondiert, dass es Fälle gibt, wo eine Kirche mehreren 
politischen Gemeinden als Pfarrkirche dient‘, wie auch Fälle, 
wo in einer politischen Gemeinde mehrere Pfarren ’, oder auch 
ın einer Pfarre mehrere Kirchen bestehen ®, als auch wo mehrere 
politische Gemeinden mit ihren dortselbst bestehenden Kirchen 
zu einer Pfarre vereinigt wurden ”. 

! Vgl. Ritter von Hussarek, Religionsfonds. Sonderabdruck aus: Oesterr, 
Staatswörterbuch. 1807. S. 12. 

2 Vgl. das Gesetz über die Gründung eines Kirchenfondes v. 31. Dez. 
1882 in der Sammlung der Normen, Verfügungen und Verordnungen der 
bischöfl. Synode. Belgrad 1900. S. 329—330. 

® Im Grunde Gesetzes vom 8. April 1901. — Vgl. Milas, KR. 2. Aufl. 
S. 157. 

* 2. B. die Kirche in der politischen Gemeinde Bukschoaia (Bukowina) 
dient als Pfarrkirche auch der politischen Gemeinde Frassin a/M. — Vgl. 
Schematismus der gr. or. Erzdiözese Bukowina. 

5 Die politischen Gemeinden Kuczurmare, Kimpolung u. a. — Ebenda. 

®e 7. B. in der Pfarre Vama (Bukowina), Dornawatra etc. — Vgl. Sche- 
matismus der gr. or. Bukow. Erzdiözese. 


” Die politischen Gemeinden Bukschoaja, Frassin, Dorotea und Ploto- 
niza gehören alle zur Pfarre Bukschoaja, die politischen Gemeinden Ge- 
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Falls eine politische Gemeinde aus dem Verbande der Pfarre 
aus irgend einem gerechtfertigten Grunde ausscheidet, verbleibt 
das Vermögen, welches zum Unterhalte der Mutterkirche dient, 
der letzteren. Ebenso bleiben die Sessionsgründe und das 
übrige Pfründenvermögen intaktes Vermögen des betreffenden 
mit der Mutterkirche eng verbundenen Benefiziums. Hat aber 
die ausgeschiedene Gemeinde ein Kirchengebäude, einen Fried- 
hof, einen Kirchhof, eigene Kirchengeräte etc., so werden diese 
Objekte der ausgeschiedenen Kirche überlassen. So ist man ge- 
zwungen, zwischen Kirche und Pfarre und folgerichtig auch zwi- 
schen Kirchen- und Pfarrvermögen zu unterscheiden und als 
Eigentum der Kirche das Kirchengebäude, eventuell den Glocken- 
turm, den Kirchhof, den Friedhof und die Kircheneinrichtungs- 
stücke zu betrachten. 

Gleichfalls ist es möglich, dass jemand der Kirche als sol- 
cher Erbschaften hinterlässt oder ihr andere Legate macht und 
zwar eigens zur Bestreitung der Auslagen für die Kirche z. B. 
für Lichter, Reparaturen an der Kirche etc. Dieses Vermögen 
kann mobil oder immobil sein. Ebenso kann die Kirche ım 
Kauf- oder Tauschwege liegendes oder bewegliches Vermögen 
erwerben. 

All dies ist als Eigentum der betreffenden Kirche, als 
Kirchengut im engeren Sinne zu betrachten. In 
der Bukowiner gr. or. Erzdiözese bestehen auch kirchliche Ver- 
ordnungen, dass solches Kirchengut, insofern dasselbe Gegen- 
stand der Intabulation ist, also Häuser, Grundstücke, Servituts- 
rechte etc., grundbücherlich nur auf die betrefiende Kirche 
einverleibt werde. Bares Geld wird in die Sparkasse auf den 
Namen der betreffenden Kirche eingelegt und eventuelle Spar- 
einlagen, Wertpapiere etc. werden, falls sie der Kirche vermacht 
werden, auf den Namen der Kirche vinkuliert.e. Die Einkünfte 


mene, Slätioara und Ostra gehören ebenfalls zu einer Pfarre u. zwar zur 
Pfarre Gemene. — Vgl. im Schematismus der Bukowiner Erzdiözese eine 
Unzahl solcher und ähnlicher Fälle. 
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aus diesem Vermögen können nur zu Zwecken der betreffenden 
Kirche, also rein für Kultuszwecke, verwendet werden und nicht 
für den Benefiziaten oder für dessen Erhaltung, ja nicht einmal 
für die Erbauung oder Wiederherstellung des Pfarrhauses. Dieses 
Kirchenvermögen ist auch im Inventare der betreffenden Kirche 
als Kirchengut einzutragen ’. 

Auch der österreichische k. k. oberste Gerichtshof unter- 
scheidet ziemlich scharf zwischen dem rechtlichen Bestand der 
Pfarrkirche und dem der Pfarrgemeinde. In der Entscheidung 
vom 9. Okt. 1883 Nr. 11842 wird z. B. die Pfarrkirche aus- 
drücklich der Pfarrgemeinde entgegengestellt?. 

Einen Beweis, dass die Kirche von der Pfarre in der ortho- 
doxen Kirche zu unterscheiden sei, liefert auch der Umstand, 
dass es Klosterkirchen ohne Pfarren im Morgenlande auch ge- 
genwärtig gibt’, die als Institut ihr Vermögen selbst verwalten. 

Es obwaltet daher kein Zweifel, dass als Subjekt dieser Art 
von Vermögen die Kirche als Anstalt ist. Diese stellt 
sich dar als juristische Person mit Eigentumsrechtsfähigkeit. Die 
ecclesia erscheint somit als selbständiges Rechtssubjekt. 

c) Wir haben gesagt, dass infolge der Arrondierungen in 
manchen Diözesen Pfarren mit mehreren Kirchen vorkommen. 
Es ist wohl richtig, dass diese Kirchen im Verhältnisse von 
Mutter- und Filialkirche zu einander stehen, aber trotzdem kann 
das Pfründenvermögen nicht als Eigentum der einen 
oder der anderen Kirche bezeichnet werden, sondern dieses ist 
das Eigentum des Pfarramtes, des Benefiziums. 

Im Morgenlande ist das Benefizium im Laufe der Zeit ebenso 
wie im Abendlande nämlich zu einer von der juristischen Per- 
sönlichkeit der Kirche abgesonderten eigenen juristischen Person 


! Vgl. Focaia ordinaciunilor (Verordnungsblatt der Erzdiözese Buko- 
wina). 1909 Nr. 10. | 
2 Vgl. Glaser-Unger, Sammlung zivilrechtlicher Entscheidungen Bd. 21. 
Nr. 9590. S. 427. 
3 Vgl. oben S. 11. 
2% 


20 Abhandlungen. 


erwachsen !. 

So muss heutzutage in solchen orthodoxen Diözesen, wo der- 
artige Pfarren mit mehreren Kirchen bestehen, das Pfarrhaus, 
die Wirtschaftsgebäude und die Pfarrsession als Eigentum des 
Benefiziums, als Pfründe betrachtet und dem Benefiziaten zur 
Benützung überlassen werden. Derartiges Vermögen besteht auch 
tatsächlich in Rumänien, Bukowina und Siebenbürgen. 

Ebenso gibt es Fälle, wo Legate oder Erbschaften der Pfarre 
oder Expositur, also dem Benefizium vermacht bezw. hinterlassen 
werden ?. Dieses Vermögen ist ebenfalls Eigentum der betreffen- 
den Pfarre zu betrachten und die Nutzniessung steht dem Benefi- 
ziaten zu. 

Solche Objekte sind auch in der Bukowiner Erzdiözese, falls 
dieselben Gegenstand der Intabulation sind, wie z. B. Häuser, 
Grundstücke, Servitutsrechte etc., auf die betreffende Pfarre zu 
intabulieren, falls diese jedoch in Sparkassabüchern, Wertpapieren 
oder barem Gelde bestehen, sind dieselben auf den Namen der 
betreffenden Pfarre (Expositur) zu vinkulieren bezw. zu erlegen. 

Derartiges Vermögen, sei es mobil oder immobil, ist auch 
im Inventar der betreffenden Pfarre (Proventeninventar) einzu- 
tragen* und die Pfarre, d. h. das Pfarramt, das Benefizium, gilt 
als das Rechtssubjekt dieses Vermögens. 

d) Die Fundation bildet in der orientalischen Kirche 
seit dem Aufhören der COhristenverfolgungen die hervorragendste 
Quelle zum Erwerbe des kirchlichen Vermögens°. 


! Vgl. Gierke, Genossenschaftsrecht, III (1881) 276 ff. — Friedberg, KR. 
5. Aufl. p. 557 Note 8 u. 9. — Sägmüller, KR. p. 783 u. 766. 

2 Vgl. Hermann von Herrnritt, Stiftungsvermögen p. 58. 

8 Als solches Benefizialvermögen ist in der Bukowina in den Grund- 
büchern durchgehends das Pfarrhaus und die Session eingetragen. Einige 
Pfarren aber, wie z. B. Fundul Moldovei, Dornavatra, haben auch Legate 
für die Pfründe. 

* Vgl. Foaia ordinäciunilor a. a. O. 

® Milas, KR. 2. A. p. 525. Vgl. übrigens auch hinsichtlich der kath. 
Kirche bei Meurer, Begr. u. Eigentümer hl. Sachen, I. p. 246. Hussarek, 
Kirchenvermögen im ö. Staatswörterbuch I. p, 347 u. & 
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Die orient. Kirche, auf deren Boden im allgemeinen das 
Stiftungsvermögen entstanden ist und sich entfaltet hat, weist 
aber auch mehrere Stiftungsindividualitäten auf. 

Vorhin wurde von Stiftungen zu Gunsten der Kirche als 
Anstalt und von jenen zu Gunsten der Pfarre d. h. des Bene- 
fiziums gesprochen. Als Subjekt dieser Arten von Vermögen 
wurde die Kirche als Anstalt bezw. die Pfarre (Pfründe) be- 
zeichnet!. 

Eine dritte Art von Stiftungen, welche uns jetzt besonders 
interessiert, ist jene Stiftung, welche durch den Stiftungszweck 
mit der Kirchengewalt zusammenhängt. Gewisse Stiftungszwecke 
sind nämlich nur auf dem Gebiete der Kirche, nämlich nur durch 
kirchliche Organe durchführbar. Sie betreffen das innere Leben 
der Kirche. Im Morgenlande kommt es auch heute noch vor, 
dass manche fromme Christen eine Fundation machen z. B. zu 
dem Zwecke, dass für ihr Seelenheil ständig gebeten werde. 
Das Vermögen dieser Fundation darf nämlich nicht angerührt 
werden, sondern nur die Interessen bezw. das Einkommen wird 
für die Bestreitung einer bestimmten sich regelmässig zu wieder- 
holenden Funktion verwendet?. 

In dieser Weise entstehen lokale kirchliche Fonds, denen 
Stiftungscharakter zukommt’. Solche Stiftungen werden, da sie 
bei einer kirchlichen Anstalt errichtet werden und mit der Kirche 
und ihrem Zwecke zusammenhängen auch als Kirchengut im wei- 
teren Sinne des Wortes, als kirchliches Vermögen, res eccle- 
siasticae, betrachtet. 

Doch ist es nicht ausgeschlossen, dass die Verwaltung des 
Vermögens solcher Stiftungen in die Hand weltlicher Personen, 
seien sie physisch oder juristisch, überlassen wird. Die Eigen- 
schaft als Kirchengut wohnt diesen Stiftungen dann nicht unbe- 


ı Vgl. über die rechtl. Trennung dieser Stiftungen bei Hermann von 
Herrnritt. Oesterr. Stiftungsrecht, Wien $ 17 p. 58 ff. 

2 Z. B. die Fundation Gafenco bei der Kathedralkirche in Czernowitz. 

® Vgl. Hussarek o. c. p. 356. — Herrnritt o. c. p. 59. 
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dingt inne. Sie können z. B Gemeindegut mit der Be- 
stimmung sein, dass das Einkommen z.B. die Zinsen ganz oder 
teilweise für eine regelmässig wiederkehrende gottesdienstliche 
Funktion verwendet werde. Die Kirche hat in diesem Falle bloss 
ein Servitutsrecht, z. B. eine Rente, an diesem Vermögen. 
In diesem Falle kann als Kirchengut demnach bloss das be- 
trefiende Servitutsrecht, also die Rente des Stiftungskapitales und 
nicht das Stiftungskapital selbst betrachtet werden. 

Die modernen Staatsgesetzgebungen bezeichnen die Stiftungen 
auch als juristische Personen mit Eigentumsfähigkeit!. 

Die orientalische Kirche, deren reichste Quelle für den Er- 
werb des Kirchengutes gerade solche Vermächtnisse zu 
frommen Zwecken (Anyxta eis eDoeßeig aitiasg — legata ad pias 
causas) war, betrachtet diese ebenfalls als kirchliche Anstalten 
oder Institute?. Die Kirche ist nicht Eigentümerin des Vermächt- 
nisgegenstandes im eigentlichen juristischen Sinne, sondern höch- 
stens Verwalterin der betreffenden Stiftung. Ihr steht bloss die 
Oberaufsicht über die Vermächtnisse zu. Sie leitet die Verwaltung 
derselben und ergreift die notwendigen gesetzlichen Massnahmen, 
wenn die Verwaltung stiftungswidrig geschieht, wobei ihr heut- 
zutage in allen Staaten die Hilfe des Staates zur Verfügung steht. 

Der Inhalt der erwähnten Kirchengüter bildet den Stiftungs- 
fonds und ist selbst in dem Falle, wenn nicht bloss von einem 
in ausserkirchlichen Händen sich befindlichen Vermögen, an dem 
die Kirche nur ein Servitutsrecht hat, sondern selbst dann, wenn 
die Stiftung in der Verwaltung und der ÖObsorge der Kirche 
sich befindet, von dem Pfarrvermögen und dem Kirchengut im 
engeren Sinne zu unterscheiden. 

Dieses Vermögen wird in der Bukowiner gr. or. Erzdiözese 
auf den Namen der betreffenden Stiftung intabuliert bezw. 
erlegt und das Vermögen wird auch so inventarisiert. 


! Vgl. Herrnritt a. a. 0. 8. 8. 
? Vgl. Milas, KR. 2. Aufl. p. 525, gestützt auf die Novelle 131 ce. 12 
(Basilic. V. 3. 13). 
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Als Subjekt dieser Art von Vermögen muss daher die be- 
treffende Stiftung betrachtet werden!. 

So kommen wir zu einem juristisch ge- 
wagten, in dermorgenländischen Kirche aber 
den Tatsachen entsprechenden Schlusse, dass 
man bei der Bestimmung des Kirchenvermö- 
genssubjektes unbedingt zwischen Kirchen- 
vermögen im weiteren und imengeren Sinne 
unterscheiden muss. Während als Subjekt 
des Kirchenvermögens im engeren Sinne die 
Kirche als Anstalt in ihrem Abhängigkeits- 
verhältnisse zur Diözesankirche zu betrachten 
ist, muss beim Kirchenvermögen im weiteren 
Sinne zwischen den verschiedenen Vermögens- 
artenunterschieden und für jedes Vermögen 
dielndividualität untersucht werden. In dieser 
Weise ist es in der orientalischen Kirche zu- 
lässig, von einem Vermögenssubjekte einer 
Kircheals Anstalt, von dem des Religionsfon- 
des bezw eines anderen gemeinschaftlichen 
Diözesankirchenfondes, von dem einer Pfarre 
oder Pfründe und von dem einer kirchlichen 
Stiftung zu sprechen. | 

! Die Dreiteilung des Kirchenvermögens im Kirchen-Pfarr- und Stif- 
tungsvermögen ist in der Bukowinaer gr. or. Kirche im Verordnungswege 


eingeführt. Vgl. Foaia Ord. (Verordnungsblatt des Konsistoriums) Nr. 10, 
1906. 
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Die Kirchenordnungen des Johannes Laski‘. 
Von 


Lic. theol. Naunin, Pastor prim. zu Ostrowo (Posen). 
[Erster Teil.] 


Vorbemerkung. 

Johannes Laski ist mit Wahrscheinlichkeit im Jahre 1496 
zu Lask in Polen als Sohn des Barons Jaroslav Laski geboren. 
Noch ein Jüngling, ausgezeichnet durch tiefe Bildung, vornehmen 
Charakter, edle Tugenden, ideale Gesinnung, wird er von seinem 
Oheim, dem Erzbischof von Gnesen, Johannes Laski, 1517 zum 
Kanonikus an dem Kollegiatstift zu Leczyc und Koadjutor der 


! Literaturangabe mit Bezeichnung der Abkürzungen: 

1) KI resp. II = Kuyper, Joannis a Lasco opera. 2 Bde. Amsterdam 
1866; 2) Lasc. = Dalton, Lasciana nebst den ältesten evangelischen Syno- 
dalprotokollen Polens 1555—61. Berlin 1898; 3) Lasc. n. F. = Dalton, 
Lasciana neue Folge in Beiträgen zur Geschichte der evangelischen Kirche 
in Russland IV. Bd. Berlin 1905; 4) Zw. op. = Zwingli opera ed. Schuler 
et Schulthess; 5) C. R. C. O0. I. = Corpus Reformatorum Calvini opera 
Bd. I. Institutio Calvini ed. Baum etc. 1875; 6) Richter, Kirchenord. = 
Richter, Die evangelischen Kirchenordnungen des 16. Jahrhunderts. 2 Bde. 
7) Sehling, ostfr. Kirchenordn. = Sehling, Die ostfriesische (sogen. Lüne- 
burgische Kirchenordnung von 1535 in Deutsche Zeitschrift für Kirchen- 
recht. IV. Bd. 2. Heft. Freiburg u. Leipzig 1894; 8) Kruske, Johannes a 
Lasco und der Sakramentsstreit 1901; 9) Dalton, Joh. a L. = Dalton, Jo- 
hannes a Lasco. Gotha 1881; 10) Dalton, Doppellanze = Dalton, Eine 
Doppellanze für Laski in: Beiträge zur Geschichte der evang. Kirche in 
Russland. IV. Bd. 1905; 10) Hein = Hein, Die Sakramentslehre des Jo- 
hannes a Lasco. Berlin 1904. 
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Dekanie von Gnesen ernannt. Er rückt 1521 bereits zum wirk- 
lichen Dekan an der Metropolitankirche in Gnesen auf. Er 
steht mit Erasmus in engem persönlichem (1524—1526) und 
schriftlichem Verkehr und ist von humanistischen Ideen völlig er- 
füllt. Von ihnen aus nähert er sich seit etwa 1531 langsam, 
aber stetig der reformatorischen Bewegung Deutschlands und 
zwar nach dem reformierten (Schweizer) Bekenntnis zu. Nach- 
dem er zuerst als erasmianischer Reformkatholik für eine Refor- 
mation der Kirche durch die Kirche und ihre Leiter sich be- 
geistert, aber erkannt hatte, dass es im eigenen Lager unmög- 
lich sei, sie durchzuführen, legt er Ende 1539 seine kirchlichen 
Aemter — er war mittlerweile zum Archidiakonus von Warschau 
ernannt worden — nieder und ging nach Deutschland und den 
Niederlanden. 1540 heiratet er in Löwen. Er geht in dem- 
selben Jahre nach Ostfriesland. Er wird 1543 Superintendent 
von Ostfriesland und Pfarrer in Emden. 1546 legt er aus 
äusseren Gründen die Superintendentur nieder, 1549 geht er in- 
folge des Leipziger Interims nach England. Hier wird er 1550 
durch König Eduard zum Superintendenten der Fremdlingsge- 
meinde in London ernannt, muss aber 1552 vor Maria von 
England, der Nachfolgerin Eduards, aus dem Lande fliehen. 
Nach leiden- und wechselvoller Wanderschaft kommt er 1555 
nach Frankfurt am Main. Von hier geht er nach kurzer Wirk- 
samkeit, von seinen Gesinnungsgenossen in Klein-Polen gerufen, 
Einde 1556 nach Polen, um hier den Rest seines Lebens in der 
Arbeit für das Evangelium in Polen zu vollbringen. Er stirbt 
am 8. Januar 1560 zu Pinczow. 

Die grösste Bedeutung Laskis besteht darin, dass er in Ost- 
friesland, London und Klein-Polen die kirchlichen Verhältnisse 
geordnet und den dem Evangelium ergebenen Kirchen dieser 
Länder eine feste Kirchenordnung gegeben hat. Eine schrift- 
liche, systematische Kirchenordnung ist von Laski für Ostfries- 
land und Polen nicht aufgestellt worden, sondern nur für die 
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Londoner Gemeinde‘. Doch treffen die Grundzüge dieser letz- 
teren auch für die Kirchenordnungen der beiden andern Länder 
zu. Im folgenden wird die Darstellung der Kirchenordnung 
nach den 3 Ländern gesondert gegeben werden unter Hervor- 
kehrung der Besonderheiten für jedes der 3 Länder. 


I. In Ostfriesland. 


Als Laski die Superintendentur übernahn, fand er schon 
wesentliche Stücke einer Kirchenordnung vor. Er hat an das 
Vorhandene angeknüpft und Fehlendes ergänzt. 

Noch aus der Zeit des Mittelalters bestanden für die Frie- 
sen besondere kirchliche Rechte. Die Gemeinden wählten sich 
ihre Prediger selbst, sie hatten sogenannte Kirchgeschworene, 
die an der Ausübung der Kirchenzucht Anteil hatten, auch be- 
gegnete man auf den Synoden stimmberechtigten Laien. Es 
war also hier der katholischen Kirche nicht gelungen, das Laien- 
element aus den kirchlichen Rechten ganz zu verdrängen. Diese 
kirchlichen Rechte, die sich die Friesen seit alters zu bewahren 
gewusst hatten, mussten auch in der Reformation berücksichtigt 
werden, konnten es aber auch. Nach einem schon früheren Ver- 
suche (1530), der sich auf die Ordnung der Predigt, der Sakra- 
mentsverwaltung, der zu feiernden heiligen Tage, des Schul- 
wesens, des Unterhaltes der Geistlichen, der Armenpflege u. a. 
bezog?, wird 1534/35 ein neuer Versuch gemacht, dem Lande 
eine Ordnung zu geben, die sogenannte Lüneburger Ordnung. 
Man hat diese Ordnung lange für verloren angesehen. Kruske 
schreibt noch 1901: „Die Ordnung ist nicht mehr vorhanden“ °. 
Er hat aber übersehen, dass bereits 1894 Sehling diese Ordnung 
nachgewiesen und mit einer Einleitung versehen zum ersten Male 
herausgegeben hat. Sie handelt ausführlich von der Taufe und 
Abendmahl, ferner von den Schulen, Vesper, Messen, von Trau- 


! Forma ac Ratio tota ecclesiasticı ministerii 1550. KI. 51 ft. 
2 Kruske a. a. O. S. 40. 41. sA.a. 0.8. 49. 
* A. a. 0. S. 129 ff.; 141 ft. 
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ung, Begräbnis, von den Sonn- und Festtagen und von der 
Krankenkommunion. Eine Ergänzung finden diese Bestimmungen 
in der von Meiners I. 591 fi. gebrachten Opstel der Lüneburger 
Prädikanten. Ihre wesentlichsten Punkte beziehen sich I. auf 
die Prediger: a) ihre Vorbildung; b) Nachweis solcher Vorbil- 
dung und damit Berechtigung zum Predigen; c) ihr Einkommen 
und damit zugleich ihre Stellung innerhalb der Gemeinde; d) 
auf ihren Wandel; II. auf die Schulmeister; III. auf die Ver- 
waltung des Kirchenvermögens; IV. Abhaltung von Synoden; 
V. Versorgung der Armen; VI. Kindelbiere; VII. Behandlung 
der Klöster und Schulen; VIII. Festlegung der kirchlichen Feste. 
Für die rechte Ausführung dieser Ordnung sollte der Superinten- 
dent sorgen, der an die Spitze des Landes berufen werden soll!, 

Wir sehen, dass jene 3 oben erwähnten Punkte auch be- 
rücksichtigt worden sind. Es herrscht Streit darüber, ob Laski 
auf die Lüneburger Ordnung verpflichtet worden. Das ist nicht 
der Fall gewesen. Aber die Ordnung war nicht in Vergessen- 
heit geraten. Das beweist die enge Anlehnung Laskis an diese 
Ordnung, indem er alle wesentlichen Punkte dieser Ordnung in 
seine Kirchenordnung aufnimmt. Laski knüpft an sie als an 
etwas Bekanntes an. Da er in Ostfriesland eine schriftliche 
Kirchenordnung nicht aufgestellt, müssen wir das Bild derselben 
uns rekonstruieren. Wir können es auf Grund der Forma ac 
Ratio tota ecclesiastici ministerü?, soweit ihre Ausführungen 
nicht spezielle Londoner Verhältnisse betreffen. Ferner kommen 
in Betracht der Katechismus Londinensis* und Emdensis®, die 
Schrift de fug. Pap. illic. sacris® und einige Briefe. 

Die negative Seite seiner Kirchenordnung besteht in der 
Ablehnung papistischer Einrichtungen und Zeremonien. Er lässt 
nach Genfer Art nur das bestehen, was mit dem Worte Gottes 

! Kruske S. 49. 

? Siehe meine Dissertation: Zur Laski-Kontroverse in der Gegenwart. 
S. 25. 
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übereinstimmt!. So baut er folgende positive Kirchenord- 
nung auf: 

I. Die Verfassung. 

A. Die Gemeinde an sich betreffend. 

a) Kirchliche Aemter an der (femeinde. 

In Ostfriesland fand Laski ein geordnetes Pfarramt vor. 
1544 gelingt es ihm, anknüpfend an das alte Friesenrecht Kirch- 
geschworene zu haben, an der Gemeinde zu Emden den Pastoren 
4 Männer aus der Gemeinde als Mitarbeiter zur Seite zu stellen ®. 
Das sind die Aeltesten. Dieses Amt wird dann auch bald für 
die andern Gemeinden eingeführt. Im Kat. Emd. sind sie be- 
reits als stehende Einrichtung vorausgesetzt®. Auch führt er 
zuerst in Emden, dann für das ganze Land das Amt der Dia- 
konen für die Armenpflege ein*, hierbei an alte kirchliche Ein- 
richtungen anknüpfend. So stellt Laski 3 Gemeindeämter auf. — 
Von einem niederen Kirchendienst ist nirgends die Rede. 

b) Wahlrecht für diese Aemter. 

Es war altes Friesenrecht, sich die Pfarrer selbst zu wählen. 
Bei dieser Bestimmung blieb es. Sie entsprach ja auch völlig 
dem Sinne Laskis. Die Aeltesten werden ebenfalls von der Ge- 
meinde gewählt. Sicherlich ist auch das Wahlrecht für die Dia- 
konen der Gemeinde übergeben worden, ebenso wie später die 
Londoner Fremdlingsgemeinde dieses Wahlrecht gehabt hat°. 

c) Wahlberechtigung der Pastoren, ihre Verpflichtung, Ordi- 
nation und Introduktion. 

Nach der Lüneburger Ordnung dürfen nur examinierte 
Pastoren angestellt werden. Diese Bestimmung ist bestehen ge- 
blieben. Das Recht des Examinierens war dem Superintenden- 
ten vorbehalten worden. Hierin tritt eine Aenderung ein. Laski 
überträgt das Prüfungsrecht auf den Coetus der Pastoren. Für 
die Verwaltung und Lehrnorm ihres Amtes wurden die Pastoren 
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zuerst auf die Lüneburger Ordnung verpflichtet!. Hierin tritt 
eine Ergänzung ein. Auch 1545 soll noch nach einzelnen Schrift- 
stellern? diese Verpflichtung stattgefunden haben. Neben sie 
tritt eine andere Verpflichtung. Schon Laski ist nicht auf die 
Lüneberger Ordnung, sondern auf die moderatio doctrinae ver- 
pflichtet worden®. Dann wurde diese moderatio doctrinae auch 
für die Gemeinden Ostfrieslands mit staatlichem Schutze als 
Lehrnorm eingeführt, nachdem sie schon 1545 (April) als tat- 
sächlich vorhanden bezeichnet wird. Diese Verpflichtung be- 
zieht sich auf die Lehrnorm und auf das persönliche Verhalten 
gegenüber den Streitigkeiten in bezug auf die Lehre von den 
Sakramenten. Eine feierliche Introduktion und Ordination fand 
ebenfalls statt®. Diese Ordination besteht aber nicht mehr in 
einer Salbung, wie es in der katholischen Kirche üblich war, da 
die externa unctio ein Sinnbild auf Christus war und durch 
dessen Kommen aufgehoben ist. Sie ist auch nicht in dem Sinne 
zu verstehen, in dem wir sie heute fassen, sondern sie ist iden- 
tisch mit der Introduktion und besteht in der Verpflichtung für 
das Amt. 

d) Amtspflichten und Amtsrechte. 

Zu den Amtspflichten gehörte es, dass der Pastor das Wort 
Gottes in Predigt und Unterricht (Katechismuslehre) fleissig aus- 
legte, dass er die Sakramente gemäss den bestehenden Bestim- 
mungen darreichte, dass er in Gemeinschaft mit den Aeltesten 
auf strenge Kirchenzucht hielt, dass er mit seinen Amtsbrüdern, 
die in einzelnen Lehren abwichen, Frieden hielt, dass er selbst 
ein ehrbares Leben führte. Zu seinen Amtsrechten gehörte ein- 
mal, dass er ein ausreichendes Einkommen von der Gemeinde 


! Sehling, Ostfries. Kirchenordn. 131. 

? Beninga 745. Kruske 53. 

8 Gegen Kruske u. a. mit Dalton, Hein. Der Nachweis ist in meiner 
Dissertation: Zur Laski-Kontroverse S. 25 ff. geführt worden. 

* Kl. 471. 5 Dalton, Lasc. 46—60. 
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fordern konnte!, ferner, dass er der örtlichen Gerichtsbarkeit 
entzogen und allein der Disziplin des Superintendenten und der 
Obrigkeit unterstellt war. Auch wird ihm natürlich nach evan- 
gelischem Prinzip das Recht der Heirat gegeben. Die Priester- 
ehe wird als gottwohlgefällig wie jede Ehe hingestellt?. Mit 
diesen Ordnungen lehnt Laski sich an schon bestehende Ver- 
hältnisse an. Zum Teil ergeben sie sich aus dem von ihm auf- 
gestellten Kirchenbegriff®. 

Was die Pflichten der Aeltesten und Diakonen für diese 
Zeit anbetrifft, so lässt sich feststellen, dass die ersteren die Ge- 
hilfen des Pfarrers in der seelsorgerlichen und kirchenzuchtlichen 
Arbeit der Gemeinde waren. Die letzteren hatten die Aufgabe, 
für die Armen zu sorgen und auf Gewinnung der erforderlichen 
Mittel Bedacht zu nehmen. Ihre Rechte bestanden in der Ach- 
tung, die ihnen seitens der Gemeinde entgegengebracht werden 
sollte. 

B. Kirchenregiment (alle Gemeinden betreffend). 

a) Stellung der christlichen Obrigkeit. 

Die weltliche Obrigkeit, d. h. der Landesfürst, hier in Ost- 
friesland die Gräfin, hatte nach dem Territorialprinzip der da- 
maligen Zeit auch in religiösen Angelegenheiten die letzte Ent- 
scheidung und höchste Macht. Darum ernennt die Gräfin den 
Superintendenten, erlässt die aufgestellten Kirchenordnungen und 
hat für die Durchführung derselben zu sorgen*. Sie bestimmt, 
welche Bekenntnisse als Landesreligionen im Lande zu gelten 
haben und welche als nicht geduldet sich zu unterwerfen oder 
das Land zu verlassen haben. Sie hat für die Durchführung 
der Kirchenzucht, also selbst einer rein innerkirchlichen Ange- 


! KII. 384. ? KII. 382. 

3 Dazu gehört für Laski a) Verkündigung des Wortes Gottes, b) der 
rechte Gebrauch der heil. Sakramente, c) die äusserliche Kirchenzucht. Die 
Kirche ist ihm also die Gemeinschaft aller derer, denen das Evangelium 
rein gepredigt, die Sakramente schriftgemäss gereicht werden und die sich 
unter ihre Zucht stellen. 
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legenheit, zu sorgen und die Widerwilligen zu strafen!. No ist 
ihre Aufgabe: Schutz des Bekenntnisses nach aussen und innen. 

b) Superintendentur. 

Die oberste kirchliche Behörde ist der Superintendent. 
Seiner Aufsicht unterstehen sämtliche Kirchen und Schulen, 
Pfarrer und Lehrer des Landes?. Er hat sie zu visitieren und 
die Geistlichen und Laien in bezug auf die bestehende Lehre 
zu prüfen?. Seiner Aufsicht sind auch die Sektierer unterstellt. 
Von seinem Urteil hängt es ab, ob sie nach ihrer Lehre im 
Lande geduldet werden können oder nicht‘. Auf das früher 
dem Superintendenten zugedachte Recht der Kandidatenprüfung 
hat Laski zu Gunsten des Coetus verzichtet. Die Superintendentur 
ist also hauptsächlich Aufsichts- und Verwaltungsbehörde. Zur 
Durchführung der getroffenen Anordnungen steht dem Superin- 
tendenten die Unterstützung der weltlichen Behörde zu Gebote°. 

c) Synoden. 

Wir begegnen diesen Synoden schon in vorreformatorischer 
Zeit. Wir sahen, dass auf ihnen auch stimmberechtigte Laien 
vertreten waren. Auch die Opstel der Lüneburger Prädikanten 
hatte die Abhaltung von Synoden vorgeschrieben. Laski führt 
sie mit Zustimmung der Gräfin wieder ein. Sie führen den 
Namen Coetus. Auch die Laienstimmen kommen auf ihnen zur 
Geltung. Die Versammlung findet in der Zeit von Ostern bis 
Michaelis jeden Jahres wöchentlich am Montag in Emden statt. 
Jeder Pfarrer ist verpflichtet zu erscheinen. Die Synode wählt 
sich den Vorsitzenden und Schriftführer für die Zeit der jähr- 
lichen Tagung beim ersten Zusammentritt. Der Vorsitzende ist 
jedesmal der Superintendent Laski gewesen. Die Hauptaufgabe 
dieses Coetus war die Sittenprüfung der Geistlichen. Es war 
die Ausübung der Kirchenzucht an den Geistlichen. Hier vor 
allem kamen die Stimmen der Laien zur Geltung. Denn hier 
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sollten nicht bloss die Amtsbrüder über den Wandel des Amts- 
bruders Aussprache halten, sondern hier konnten auch die Ge- 
meindeglieder über ihre Geistlichen Beschwerde führen!. Die 
zweite Aufgabe des Coetus war die Prüfung der Kandidaten. 
Ob ferner auch Fragen der praktischen Amtsführung hier zur 
Sprache gekommen sind und theologische Besprechungen gehal- 
ten wurden, lässt sich mit Bestimmtheit nicht nachweisen. Denn 
die Protokolle über diese Coeten bis zum 18. 4. 1642 sind uns 
verloren gegangen. Aber es ist sehr wahrscheinlich, dass es 
der Fall gewesen ist. Denn einmal reden im praktischen Amte 
stehende Geistliche am liebsten über praktische Amts- und Lehr- 
fragen, dann mussten auf diesen Coeten die Examenskandidaten 
zum Beweis ihrer Predigtgabe eine kurze Rede halten, die sicher- 
lich nicht ohne Besprechung geblieben ist. Drittens rühmt noch 
im 17. Jahrhundert der französische Prediger Fremaut von die- 
sen Coeten: „Diese Versammlung dient zur Bewahrung der Ein- 
tracht und des Friedens unter den Geistlichen und Gemeinden. 
Sie ist eine gute Schule für junge Prediger, die Lust an ihrer 
eigenen Ausbildung haben. Ich bekenne, mehr dort gelernt zu 
haben als auf der Hochschule“. Danach müssen solche prak- 
tischen und wissenschaftlichen Fragen damals in den Üoeten 
erörtert worden sein. Dann sind sie es aber auch von vornher- 
ein gewesen. Dafür spricht auch der Inhalt der Kleinpolnischen 
Synodalprotokolle mit ihren mannigfachen praktischen und theo- 
logischen Fragen. Es ist also eine presbyterial-synodale Kirchen- 
ordnung, die Laski aufstellt, die für das kirchliche Leben Ost- 
frieslands von grosser Bedeutung geworden ist. 

II. Verwaltung. 

A. Visitationen. 

Unter dem 31. 8. 1544 schreibt Laski, dass er mit den 
Visitationen begonnen habe und dass er gleich am Anfange die 
meisten monstra gefunden habe?. Diese Visitationen wurden 
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vom Superintendenten gehalten. Sie erstreckten sich auf die 
Vermögensverhältnisse und den Zustand der einzelnen Kirchen, 
auf die Lehre, den Wandel und den Eifer der Geistlichen. 
Solche monstra werden ihm nach beiden Richtungen hin ent- 
gegengetreten sein. Was er unter monstra versteht, können wir 
aus jener Schilderung entnehmen, die er unter dem 6. 9. 1545 
dem Sekretär der Gräfin Anna, Hermann Leuthius gibt, darin 
er sich beklagt, dass das Kirchengut eingezogen worden, die 
Kirchen verfallen, die Gemeinden ohne Zucht sınd!. Hier muss 
er die bessernde Hand anlegen, wenn die Visitationen einen 
Zweck haben sollen. So ist der innere Aufbau der Gemeinde 
seine wesentlichste Aufgabe. Er tat es zunächst auf dem Ge- 
biete, auf dem seine grösste Bedeutung liegt, nämlich auf dem 
der Kirchenzucht. 

B. Die Strafgerichtsbarkeit. 

a) Der Coetus mit seiner Kirchenzucht für die Prediger ist 
schon besprochen worden. 

b) Die Kirchenzucht. 

Laski muss seinem ganzen Wesen nach auf strenge Kirchen- 
zucht in der Gemeinde dringen. Es genügt nicht, so erklärt er, 
dass wir Gott als Gott erkennen, wir müssen Gott auch lieben, 
preisen, ehren, ihm danken und dienen. Das geschieht dadurch, 
dass wir unser Leben in seinen Dienst stellen ?. Christus hat 
uns zwar die Freiheit vom Gesetz gebracht, aber diese Willens- 
freiheit, die wir nun durch Christus haben, ist nun nicht so zu 
verstehen, als ob wir nun tun können, was wir wollen, sondern 
so, dass Christus uns von allen äusserlichen, jüdischen und zere- 
monialen Satzungen, die den inwendigen Menschen nichts an- 
gehen, befreit hat. Jetzt sollen wir dem Gesetze nicht mehr 

ı KII. 597: videmus publicam Monachorum idolatriam, atque abomi- 
nationem, quam attingere non licet. Videmus abolitam suppressamque 
omnem disciplinam ecclesiasticam. videmus direpta distractaque fere omnia, 
quae ad retinendam in ecclesiis publicum ministerium et ad alenda studia 
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wie Sklaven, sondern wie vom Geiste Christi Erfüllte gegenüber- 
stehen!. Das ist ein Grund, mit dem er die Ausübung der 
Kirchenzucht stützt. Zum andern begründet er ihn durch Hin- 
weis auf Matth. 18, Luk. 17, 1. Kor. 5, 2. Kor. 2, 2. Thess. 3 
u. a.?°. So gewinnt er den Schriftgrund für seine Lehre. 

Unter Kirchenzucht versteht Laski eine gewisse, aus der 
heiligen Schrift geschöpfte Einrichtung, in stufenweiser Steige- 
rung christliche Ermahnungen nach dem Worte Gottes unter 
allen Brüdern in der Kirche Christi zu beobachten, auf dass da- 
durch der ganze Leib und alle einzelnen Glieder in ihrer Lei- 
stung, soweit es möglich ist, zusammengehalten werden und wenn 
dabei etliche sich als hartnäckige Verächter solcher Ermahnungen 
erweisen, dass sie zuletzt durch Ausschluss aus der Gemeinde 
dem Satan übergeben werden, ob vielleicht durch eine solche 
Schmach das Fleisch untergehen, der Geist aber zur Busse 
zurückgerufen und gerettet werden könne? So wird ihm die 
Kirchenzucht, und das ist ihm der wesentlichste Zweck derselben, 
ein Mittel des Kampfes gegen Satan, der den Menschen zur 
Sünde verfübren will. Es wird eine innere und eine äussere 
oder eine heimliche und öffentliche® Kirchenzucht unterschieden. 
Die heimliche Kirchenzucht besteht in dem Vermahnen des ge- 
fallenen Bruders, oder, wenn wir fielen, in der Vermahnung 
seitens des Bruders. Die öffentliche besteht in der Vermahnung 
vor der Gemeinde. 

Die näheren Bestimmungen über diese Kirchenzucht sind 
dieselben wie später in London. Sie werden darum später ge- 
bracht werden. Nur dies mag hier betont werden: 

1. Die Kirchenzuchtsbestimmungen werden mit unerbittlicher 
Entschiedenheit durchgeführt. 

2. Sie beziehen sich nicht bloss auf die Gemeindeglieder 
(Laien), sondern auch auf die Prediger. 
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3. Das Urteil über den Wandel sowohl der einzelnen Ge- 
meindeglieder als auch der Prediger steht der Gemeinde zu’. 

4. Für den Wandel des Einzelnen werden in dem Katechis- 
mus, der 1546 herausgegeben wird, deutliche Richtlinien gegeben 
z. B. bei der Erklärung der 10 Gebote. 

5. Auch vor den äussersten Zuchtmitteln darf die Kirche 
z. B. bei Abendmahlsverächtern oder bei solchen, deren boshafter 
Wandel der Kirche ein Hindernis oder eine Beleidigung wird, 
nicht zurückschrecken. Sie sind zu exkommunizieren und die 
ganze Gemeinde hat den privaten Umgang mit ihnen zu meiden >. 

IH. Das kirchliche Leben. | 

A. Die Lehre — das Bekenntnis. 

Als Laski die Superintendentur übernahm, war das lutheri- 
sche und reformierte Bekenntnis im Lande vertreten. Beide 
werden von der Gräfin als gleichberechtigt anerkannt. Wenn 
Kruske behauptet, dass Graf Enno 1535 das lutherische Bekennt- 
nis als Landesbekenntnis eingeführt habe, und dass diejenigen, 
die es nicht annehmen wollten, das Land räumen mussten #, dass 
dann Laski 1546 das reformierte Bekenntnis zur Alleinherrschaft 
gebracht habe, und dass die Lutheraner sich fügen mussten, 
so trifft letzteres nicht zu. 1546 war die moderatio doctrinae 
eingeführt worden, welche den Bekenntnisstand anerkennt und 
gegenseitige Duldung fordert. | 

B. Der Gottesdienst. 

Der Gottesdienst fand an den Sonn- und Festtagen am 
Vor- und Nachmittag statt. Er ist schlicht und einfach, völlig 
bilderlos®. Die Messen sind als unbiblisch abgeschafft”. Der 
Gottesdienst besteht aus Gesang (Psalm), Liturgie und Predigt. 
An den Gottesdienst schliesst sich die Erledigung von Gemeinde- 
angelegenheiten kirchlicher Art an, z. B. Aufgebot, Kirchenzucht 
u. a. Der Nachmittagsgottesdienst ist mehr für die Kinder be- 
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stimmt. In ihm wird der Katechismus mit den Kindern durch- 
gesprochen !. Ein gesetzlicher Zwang zum Besuch des Gottes- 
dienstes besteht nicht, doch wird regelmässiger Besuch desselben 
als selbstverständlich vorausgesetzt. Der Gottesdienst findet in 
deutscher Sprache statt. 

C. Die Predigt. 

Sie ist nur aus der heiligen Schrift zu entnehmen. Sie be- 
steht in der rechten Auslegung des Gesetzes und Evangeliums. 
Sie geschieht durch den minister verbi und zwar von der Kanzel 
(suggestus) aus in deutscher Sprache. Sie ist vielfach dogmati- 
schen Inhalts und handelt belehrend über Sünde, Busse, Gnade 
u. & Aber es fehlen auch nicht die ethischen Momente. Sie 
konnten schon deshalb nicht fehlen, weil Laski so energisch auf 
einen christlichen Wandel drang. Es lässt sich keine Notiz 
darüber finden, ob die Predigten frei gehalten werden mussten 
oder auch vorgelesen werden konnten. Jedenfalls wird Laski 
seine Predigten stets sorgfältig vorbereitet haben, wie schon sein 
ernstes Pflichtgefühl es uns verstehen lehrt. 

D. Die Taufe. 

Der Zweck der Taufe ist die Versiegelung der Gnade Gottes 
und der evangelischen Verheissungen über die Sündenvergebung, 
über die Wiedergeburt und das ewige Leben? Die Taufe hat 
mit Wasser und Gottes Wort zu geschehen‘. Das Wasser ist 
aber der am wenigsten wichtige Teil der Sakramente®. Der Ort 
der Taufe ist die Kirche®. Die Taufe hat durch die Hand des 
Geistlichen zu geschehen”. Auch die Kindertaufe ist zulässig, 
ja erforderlich®, Es ist nicht notwendig, dass die Taufe schon 
nach 8 Tagen stattfindet wie die jüdische Beschneidung. Man 
ist vielmehr an eine bestimmte Zeit nicht gebunden?. Es wer- 
den beide Geschlechter getauft!‘. Darauf, ob eine Nottaufe 
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durch andere vollzogen werden kann, ob Paten bei der Taufe 
von Kindern erforderlich sind, wer vom Patenamt ausgeschlossen 
ist, findet man, soviel Laski auch von der Taufe und Kinder- 
: taufe redet, keine Hinweise. Es ist aber anzunehmen, dass es 
hier bei den schon bestehenden Sitten geblieben ist. Die Lüne- 
burger Kirchenordnung, die als eine überaus wertvolle Ergän- 
zung in dieser Frage von Sehling 1894 entdeckt und veröffent- 
licht worden ist!, kennt die Nottaufe durch die Hebeamme 
(Bademome)?, aber auch durch andere?. Sie kennt auch das 
Patenamt‘, und spricht ausführlich von den Pflichten des Paten 
gegen das Kind’. Der Taufritus dürfte allerdings ein anderer 
gewesen sein als der in der Lüneburger Ordnung gegebene. Er 
wird dem in London aufgestellten Taufritus entsprochen haben. 

E. Katechismus. 

Als Landeskatechismus gilt der 1546 von Laski verfasste 
Katechismus, der handschriftlich verbreitet war. Er ist noch in 
dem Kat. Lond® und Kat. Emd.’? enthalten. Er soll an den 
Sonntag-Nachmittagen den Kindern und dem Volke ausgelegt 
werden, damit durch solches Mittel das gemeine Volk aus den 
Krügen und die Kinder von der Strasse gebracht werden® Er 
soll mit den Kindern zweimal im Jahre durchgesprochen werden. 

F. Konfirmation und Zulassung zum heiligen Abendmahl. 

Eine Konfirmation in unserm Sinne gab es zu jener Zeit 
nicht. An ihrer Stelle fand das Lehr- und Glaubensexamen 
statt als Vorbedingung der Zulassung zum heiligen Abendmahl. 
Diese Verhältnisse fand Laski vor. Daran hat er in Östfries- 
land nicht geändert. Sie entsprechen auch seinen eigenen An- 
schauungen. Er selbst berührt diese Frage in den Schriften aus 
jener Zeit nicht. 

G. Abendmahl. 

Alle durch die Konfirmation resp. Glaubensprüfung abend- 
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mahlsberechtigten Christen können am Abendmahl teilnehmen. 
Der Abendmahlsgottesdienst findet allmonatlich statt. In den 
Abendmahlszeremonien ist noch Freiheit gelassen. Die einen 
nehmen stehend, die anderen knieend, die einen mit ungesäuer- 
tem, die anderen mit gewöhnlichem Brote das Abendmahl!, 
Dem Kirchenbegriffe Laskis entsprechend, dürfen Würdige und 
Unwürdige gemeinsam zum Abendmahlstische treten. Denn das 
Recht des Ausschlusses vom Abendmahl steht allein der ganzen 
Gemeinde zu?. Jeder abendmahlsberechtigte ist auch zur Teil- 
nahme am Abendmahl verpflichtet. Doch darf nur derjenige 
am Abendmahl teilnehmen, der die Fragen des Katechismus 
genau beantworten kann’, 

H. Festtage und Festfeier. 

Die Fest- und Feiertage sind in der genannten Lüneburger 
Kirchenordnung festgesetzt*. Bei dieser Ordnung verbleibt es’. 
An den F'sttagen hat eine gottesdienstliche Feier stattzufinden . 
Die Heiligung des Feiertages hat zu bestehen 1. im Ruhen von 
der körperlichen Arbeit, 2. im Hören des Wortes Gottes, 3. da- 
durch, dass man am Festtage ein christliches Leben führt und 
ihn nicht durch Leichtfertigkeit, Trunkenheit, Würfelspiel und 
dergleichen fleischliche Werke verbringt‘. 

I. Die Ehe. 

Laski redet von der Heilighaltung der Ehe®. Der Ehe- 
schliessung hat ein kirchliches Aufgebot voranzugehen, das drei- 
mal zu erfolgen hat?. Die kirchliche Trauung ist erforderlich !°. 
Er schliesst sich auch hier enge an die Lüneburger Ordnung an", 

K. Schule und Schullehrer. 

In Ostfriesland war für das Schulwesen gut gesorgt worden. 
Es gab auch schon vor Laskis Auftreten Schulen, auch auf den 
Dörfern. Die evangelischen Prediger nahmen sich derselben 
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eifrig an. Laski konnte hier nur an das Vorhandene anknüpfen, 
es pflegen und fortentwickeln. Er tat es in der Polizeiordnung 
der Gräfin Anna vom Jahre 1545, die auf ihn zurückzuführen 
ist. In dieser Polizeiordnung wird hinsichtlich der Schulen be- 
stimmt, dass die Kinder in ihnen das Vaterunser, die 10 Gebote 
und den Glauben lernen sollen, das sind die damals üblichen 
Stücke des Schulunterrichts und dass man auf einige Begabte 
unter den Schülern acht haben sollte. Diese sollte man in der 
Schule länger behalten, bis sie selbst den Unterricht erteilen 
könnten!. Es ist diese Vorschrift eine der ältesten Beläge für 
die Schulpflicht nicht bloss der Knaben, sondern auch der Mäd- 
chen. Die Obrigkeit soll für den Unterhalt des Lehrers sorgen’. 
Die Verpflichtung hierzu leitet Laski auch daher ab, dass die 
Obrigkeit vieles von dem, was die Gemeinden an Gut zur Unter- 
haltung der Schulen besassen, bei Gelegenheit der Reformation 
eingezogen hatte. Es sind diese Schulen offenbar Kirchschulen, 
die durch die Kirchengemeinden errichtet worden sind. Die 
Aufsicht über die Schulen steht wie überall dem Pfarrer zu. 

L. Armenpflege. 

Für die Armenpflege in der Gemeinde ist nach biblischem 
und kalvinischem Vorbilde das Amt der Diakonen eingeführt. 
Wohltätigkeit wird als eine sich aus dem 7. (bei Laski 8.) Ge- 
bote ergebende Pflicht gegen den Nächsten hingestellt?®. Als 
Nächste werden alle Menschen bezeichnet, mit denen wir zu- 
sammenkommen und zusammenleben sollen‘. Die Sorge für die 
Armen wird jedem ausdrücklich als Christenpflicht aufs Herz 
gelegt. Wir sollen sie mit unserer Arbeit miternähren’. 

M. Stellung zu einzelnen ethischen Fragen. 

a) Inbezug auf den Konflikt der Pflichten lehrt er aus An- 
lass der Frage, ob man den Eltern und solchen, denen man 
unterstellt ist, in allen Fällen unbedingt gehorchen müsse, dass 
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man ihnen nur soweit folgen könne, als sie nichts gegen Gottes 
Wort befehlen. Stehe sich der Befehl der Eltern und der Wille 
Gottes, wie sein Wort ihn zeigt, gegenüber, so hat man ohne 
jede Ausflucht unbedingt Gott zu folgen. 

b) Auch der Eid wird, im Gegensatz zu einzelnen Sekten 
seiner Zeit, von ihm zugelassen und zwar in den 2 Fällen 
a) wenn ihn die Obrigkeit fordert 3) wenn es durch den Eid für 
die Ehre Gottes und das Wohl des Nächsten einzutreten gilt. 
In allen anderen Fällen ist der Eid untersagt’. 

IV. Das Kirchengut. 

Wir erfahren davon durch Laski nur, dass der Fürst bei 
der Reformation des Landes viel Kirchengut zu eigenen Zwecken 
eingezogen hat. Hierüber führt Laski bittere Klage’. Seine 
Tätigkeit erstreckte sich bei den Kirchenvisitationen ganz be- 
sonders auch auf Sicherung des Kirchenvermögens. Mit dem 
Wegfall vieler katholischen Lehren fielen auch viele Einnahmen 
des Pfarrers fort. Dafür wird nun den Gemeinden die Pflicht 
an das Herz gelegt, für den Unterhalt des Pfarrers zu sorgen‘. 

Mehr lässt sich inbetreff der Kirchenordnung in Ostfriesland 
zur Zeit nicht ermitteln. Es ist eine presbyterialsynodale Kir- 
chenordnung, die für das kirchliche Leben Ostfrieslands von 
höchster Bedeutung geworden ist’. Es ist zu bedauern, dass 
Laski in Ostfriesland nicht mehr dazu kam, seine Kirchenord- 
nung aufzustellen. Er hat dies in London nachgeholt. Davon 
handelt der nächste Abschnitt. 
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$ 1312 des bürgerlichen Gesetzbuches und $ 9 Ziffer3 
und 4 des Trauungsgesetzes für den Konsistorialbe- 
zırk Kassel vom 27. Mai 1889). 
Ist die zuständige Behörde berechtigt, eine gemäss 
8 1312 BGB. geschlossene Civilehe zwischen dem Ehe- 
brecher und seinen Mitschuldigen auf Grund des $ 9 
Nr. 3 des vorgenannten Trauungsgesetzes für sünd- 
haft zu erklären und ihr die kirchliche Einsegnung 
| zu verweigern ? 


Von 


Gerichtsassessor Kröner in Kassel. 


Bei der rechtlichen Beurteilung der Frage ist scharf zu 
scheiden zwischen der Nr. 3 und Nr. 4 des 89 T.G. Die Nr. 3 
hat die Fälle im Auge, in denen einer der beiden Eheleute be- 
reits früher verheiratet war und bei dem die Scheidung der ersten 
bürgerlich-rechtlichen Ehe „auf dem Grund des Wortes Gottes 
nach gemeiner Auslegung der evangelischen Kirchen als sünd- 
haft erklärt werden muss“. Es tritt hier der Gegensatz zwischen 
Staatsgesetz und Kirchengesetz hervor. Der Staat hat in den 
beiden letzten Jahrhunderten besondere Ehescheidungsgründe in 
seinen Civilgesetzen aufgestellt, ohne dabei auf die Rechtspre- 
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chung der geistlichen Gerichtsbarkeit in Ehesachen Rücksicht 
zu nehmen. Es waren für ihn „lediglich staatliche Gesichts- 
punkte“ massgebend. Den Abschluss in dieser Gesetzgebung 
bildet in Preussen das Gesetz vom 9. März 1874, im Deutschen 
Reich das Personenstandsgesetz vom 6. Januar 1875 und das 
Bürgerliche Gesetzbuch (8 1564 fi... Für den vorliegenden Fall 
ist das bürgerliche Recht insofern besonders beachtlich, als es 
grundsätzlich gemäss 8 1312 B.G.B. eine Ehe verbietet „zwi- 
schen einem wegen Ehebruchs geschiedenen Ehegatten und dem- 
jenigen, mit welchem der geschiedene Ehegatte den Ehebruch 
begangen hat, wenn dieser Ehebruch in dem Scheidungsurteil 
als Grund der Scheidung festgestellt ist.“ Nach Abs. 2 8 1312 
B.G.B., Art. 11 der preuss. Verordnung vom 16. November 1899 
kann aber der Justizminister von diesem Ehehindernis Befrei- 
ung bewilligen. Das bürgerliche Recht erschwert hiernach die 
Eheschliessung zwischen solchen Personen ausserordentlich, in- 
dem es nur in besonderen Fällen, wenn nämlich der Justizmini- 
ster seine Einwilligung gibt, eine Ehe zulässt. Der Justizmini- 
ster ist an besondere Normativbestimmungen nicht gebunden, er 
handelt in jeder Hinsicht nach eigenem Ermessen. 

Für das kurhessische Kirchenrecht wird eine solche Ehe 
nach Nr. 38 9 T.G. nur gültig geschlossen werden können, 
wenn sie „auf dem Grunde des Wortes Gottes 
nach gemeiner Auslegung der evangelischen 
Kirchen“ nicht als sündhaft zu erklären ist. Es kommt also 
darauf an, ob hiernach solche Personen eine Ehe schliessen 
können. Die Frage ist zwar in erster Linie eine rein theolo- 
gische, jedoch ist man bei der Auslegung an die vorgenannte 
gesetzliche Bestimmung gebunden. Dieselbe gesetzliche Bestim- 
mung ist für die preussischen Landeskirchen: Hannover, Schleswig- 
Holstein und Altpreussen massgebend. In den Materialien zu 
diesen anderen Trauungsgesetzen ist aber nirgends davon die 
Rede, dass eine Ehe zwischen solchen Personen überhaupt un- 
zulässig sein sollte. Man war sich jedenfalls darüber einig, dass 
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als zulässige Ehescheidungsgründe nach Kirchenrecht der Ehe- 
bruch und die bösliche Verlassung anzusehen 
waren. Ueber sonstige Ehescheidungsgründe war man bei der 
ausserordentlich grossen Zersplitterung, die das Kirchenrecht 
wie alle deutschen Rechtssysteme in den einzelnen deutschen 
Landesteilen angenommen hatte, nicht einig, kann vorliegend 
auch dahingestellt bleiben. Erwähnt mag nur werden, dass man 
Geisteskrankheit nicht als Ehescheidungsgrund zulassen wollte. 
Weiter herrschte darüber Einstimmigkeit, dass durch den Ehe- 
bruch eines Gatten die Ehe, „und zwar quoad vinculum“ ge- 
brochen war. Ueber die vorliegend in Betracht kommende Fähig- 
keit, ob diese nun wegen Ehebruchs von einander geschiedenen 
Personen wieder eine neue Ehe eingehen können, sind folgende 
geschichtlichen Darlegungen beachtlich, die in der altpreussischen 
Synode vorgebracht wurden!. Hier wurde einmal (Seite 634) 
ausgeführt, dass „von Anfang an die evangelische Kirche einmütig 
anerkannt habe, dass der Ehebruch die Ehe dem Bande 
nach scheide, sodass der unschuldige Teil frei werde.“ Nach 
der Praxis des 16. und 17. Jahrhunderts sei er aber bei Leb- 
zeiten des anderen schuldigen — Teiles ohne weiteres nur dann 
frei, wenn eine Aussöhnung nicht möglich und er ohne Gefahr 
seines (rewissens nicht ausser dem Ehestande leben konnte und 
zwar „aus Nachlassung göttlicher heiliger Schrift.“ Die schmal- 
kalder Artikel hätten es dagegen für unrecht erklärt, „dass, wo 
zwei geschieden werden, der un schuldige Teil nicht wieder hei- 
raten könne.* Seite 668 a. a. O. wird dann noch ausgeführt, 
dass Luther und die späteren Kanonisten meinten, „dass, wäh- 
rend der Unschuldige vom Bande frei sei, der Schuldige 
gebunden bleibe, allerdings nicht quod vinculum, aber doch 
quoad poenam.“ Luther steht hiernach auf dem Stand- 
punkt, dass durch Ehebruch jedenfalls die frühere Ehe auf- 
gelöst ist, er will aber dem schuldigen Teildie Fähig- 
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keit versagen, und zwar quoad poenam, eine neue Ehe 
einzugehen. 

Aus diesen Darlegungen geht hervor, dass der in Frage 
stehende Fall gar nicht unter Nr. 3 fallen kann; Nr. 3 behan- 
delt nur die Ehescheidungsgründe; er will nur die Fälle 
treffen, in denen nach evangelischem Kirchenrecht, und zwar 
„auf dem Grunde des Wortes Gottes nach gemeiner Auslegung 
der evangelischen Kirchen“ eine früher geschlossene Ehe trotz 
staatlicher, bürgerlich-rechtlicher Scheidung 
noch zu Recht besteht, sodass die beiden Geschiedenen, die 
kirchlich noch als Eheleute zu betrachten sind, in keine 
neue kirchliche Ehe eintreten können; eine solche neue 
Ehe würde dann eben, wie das Gesetz sich ausdrückt: „für 
sündhaft erklärt werden müssen“. Dies ist bei der vorliegenden 
Frage nicht der Fall; denn darüber, dass die erste Ehe durch 
Ehebruch einmal endgültig geschieden war, herrschte Ein- 
verständnis. 

Aus der vorstehenden rechtlichen Beurteilung erklärt sich 
aber auch, weshalb sich bei Ziffer 4 des $ 9 in den entsprechen- 
den Bestimmungen der übrigen Trauungsordnungen noch die 
weiteren Worte finden: „oder wegen verschuldeter Scheidung 
der früheren Ehe.* Die Nr. 4 89 behandelt eben die Unfähig- 
keitsgründe, die in der Persönlichkeit des Heiratenden 
liegen, im Gegensatz zu Nr. 3, die nicht diese subjektiven, 
sondern die objektiven Gründe erörtert. Unter Nr. 3 
fallen die Fälle, in denen die Eheschliessung an sich wegen 
noch bestehender kirchlicher Ehe unzulässig ist; 
nach Nr. 4 unterliegt dagegen die Eheschliessung an sich 
keiner Missbilligung, die betreffenden Eheleute oder 
ein Teil hat sich vielmehr aus den dort angegebenen Gründen 
der kirchlichen Trauung unwürdig gemacht. Der vorliegende 
Fall kann ebenfalls nur unter Nr. 4 fallen; denn wegen noch 
bestehender früherer Ehe kann die kirchliche Einsegnung nicht 
versagt werden; diese ist dem Bande nach durch den Ehe- 
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bruch bereits geschieden. Es fragt sich nur, ob die neuen Ehe- 
leute, nämlich der schuldig Geschiedene und der Mitschuldige 
sich durch ihr Verhalten unwürdig gezeigt haben, nunmehr die 
kirchliche Einsegnung zu begehren. Die hannoversche, schleswig- 
holsteinsche und altpreussische Kirche haben deshalb richtig 
diesen Fall unter Nr. 4 ihrer Vorschrift gebracht. 

In der Literatur hat sich Chalybäus ebenso geäussert, in- 
dem er bemerkt: „Bei Nr. 3 ist die Versagung nicht in einem 
den zutrauenden Personen anhaftenden Mangel 
oder in ihrem Verhalten bei der Schliessung der Ehe begründet, 
sondern die Versagung der Trauung ist vielmehr die tatsächliche 
Bezeugung der Missbilligung der Ehe selbst“!; und weiter 
sagt er?: „handelt es sich unter Nr. 3 um Fälle, in denen die 
Beschaffenheit der zu schliessenden Ehe selbst das Trauungs- 
hindernis bildet, so unter Nr. 4 um solche Fälle, in denen zwar 
die Ehe selbst von der Kirche nicht missbilligt wird, aber 
die Trauung versagt werden muss wegen des Verhaltens 
der eheschliessenden Personen. Hier ist die Ver- 
sagung der Trauung ein Akt eigentlicher Kirchen- 
zucht. Das Entscheidende ist auch dabei nicht, ob die be- 
treffende Einzelgemeinde an der Trauung wirklich Aerger- 
nis nimmt, das Entscheidende ist vielmehr, ob etwas vor- 
liegt, an dem eine rechte christliche (Gemeinde Aerger- 
nis nehmen müsste.“ 

Bei Abfassung des kurhessischen Trauungsgesetzes scheint 
man zuerst derselben Ansicht gewesen zu sein; jedenfalls wollte 
man die in Frage stehende Bestimmung nicht unter Nr. 389 
bringen, sondern als selbständige Bestimmung, als beson- 
ders gearteten Fall unter einer besonderen Nummer bei $ 9 
hinzufügen, nämlich als Punkt 2 mit den Worten: „Ehen zwi- 
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schen Ehebrechern und deren Mitschuldigen“!. Dieser bereits 
angenommene Antrag Fenner wurde verworfen, anscheinend auf 
Grund der geäusserten Bedenken eines Kommissars des Konsi- 
storiums!, der ausführte: „Der Ehebruch könne hinsichtlich 
seiner Schwere sehr verschieden sein, nach Absicht 
des Gesetzes sollten nur diejenigen Fälle von Ehebruch 
durch Nr. 3 $ 9 getroffen sein, in denen die Ehe wegen Ehe- 
bruchs eines Teiles geschieden worden und der Ehebrecher mit 
derjenigen Person eine neue Ehe einzugehen beabsichtigte, mit 
welcher er sich vergangen habe. Das strafbare Verhältnis müsse 
vollkommen bewiesen sein.“ Nach diesen Angaben wollte man 
einmal im Gegensatz zu dem vorerwähnten Antrag Fenner 
nicht stets eine Ehe zwischen Ehebrechern und deren Mit- 
schuldigen für unzulässig erklären; man stimmte insofern mit 
dem altpreussischen und hannoverschen Gesetz überein, die nach 
Nr. 4 der entsprechenden Bestimmung den Eheleuten „wegen 
verschuldeter Scheidung der früheren Ehe“ nur dann die Trau- 
ung versagen, wenn der Segen der Trauung ohne Aergernis 
nicht erteilt werden kann. Andererseits scheint man nach 
den Aeusserungen des Vertreters des Konsistoriums tatsächlich 
der Meinung gewesen zu sein, dass der hier besprochene Fall 
unter Nr. 3 8 9 falle. Diese geäusserte Ansicht kann aber für 
die Auslegung der Nr. 3 8 9 in keiner Weise massgebend sein; 
denn im Gesetz ist sie nicht zum Ausdruck gekommen. Nach 
der Fassung der Nr. 3 soll der neuen Ehe allein die kirchliche 
Einsegnung versagt bleiben, wenn „auf dem Grund des 
Wortes Gottes nach gemeiner Auslegung der 
evangelischen Kirchen“ die erste Ehe nicht geschieden 
werden konnte und demgemäss die Schliessung einer zweiten 
Ehe für sündhaft erklärt werden muss. Die Vorschrift stimmt 
sachlich und wörtlich überein mit der hannoverschen, altpreussi- 
schen und schleswig-holsteinschen Trauungsbestimmung. Zuzu- 
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geben ist nur, dass wohl die zuständigen Organe der hessischen 
Landeskirche zu dem Ergebnis kommen könnten, nach kur- 
hessischem Kirchenrecht solle eine durch Ehebruch gelöste 
Ehe insoweit als fortbestehend gelten, als eine 
neue Ehe zwischen dem Ehebrecher und dem mitschuldigen Teil 
unzulässig sei. Diese Ansicht kann jedoch für die Auslegung 
der vorstehenden Trauungsbestimmung nicht beachtlich sein. 
Nach Nr. 38 9 kommt es nicht darauf an, was nach kur- 
hessischem Kirchenrecht Gültigkeit haben soll, sondern 
allein das Wort Gottes und zwar nach gemeiner Ausle- 
gung sämtlicher evangelischer — nicht nur 
deutsch-evangelischer — Kirchen soll massgebend sein. 
Wollte man nur die Auslegung für zulässig halten, wie sie sich 
vielleicht nach der Auslegung der Kirchenverbände Kurhessens 
gebildet hat, so hätte man einen anderen Wortlaut wählen 
müssen. Bei der Beratung des Trauungsgesetzes für die Provinz 
Hannover hat man den Wortlaut der Nr. 3 89 erst nach langen 
Verhandlungen in der jetzigen Fassung, insbesondere nach den 
Ausführungen von Dowe! angenommen. Man hätte daher auch 
in der kurhessischen Synode von 1888 einen anderen Wortlaut 
in Vorschlag bringen und ev. annehmen können; dies hat man 
aber nicht getan, sodass man sich jetzt nach der Auslegung 
sämtlicherevangelischer Kirchen richten muss. 
Anders, wenn man den Antrag Fenner hätte Gesetz werden 
lassen; man hätte dann im Gegensatz zu den unter Nr. 4 an- 
geführten Gründen einen Fall geschaffen, in dem die Trauung 
stets wegen Unfähigkeit eines Teiles hätte versagt werden 
müssen, ohne Rücksicht auf die Umstände des einzelnen Falles. 
Dies ist nicht geschehen. Nach der allein massgebenden Aus- 
legung der evangelischen Kirchen ist aber ein Bestehen der 
früheren Ehe trotz Ehebruches nicht anzunehmen; im Gegenteil 
hat das hannoversche Landekonsistorium gerade dahin entschie- 
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den, dass der vorliegende Fall nicht unter Nr. 38 9 fallen 
kann, indem es ausführt!: „Allerdings ist dem schuldigen Teil 
die Wiederverheiratung allgemein untersagt. Aber nicht etwa, 
weil die frühere Ehe nicht völlig gelöst wäre, sondern 
nochirgend eine Gebundenheit zurückbliebe, mithin 
eine neue Ehe sündhaft wäre; vielmehr ist das Ver- 
bot der Wiederverheiratung als ein Ausfluss der Kir- 
chenzucht anzusehen. Es soll verhindert werden, dass der, 
welcher die Lösung der Ehe selbst verschuldet hat, nicht 
noch Vorteil davon zieht, indem er sich selbst durch 
seine Sünde die Freiheit verschafft, eine neue Ehe einzugehen. 
Deshalb soll vor allem eine Erlaubnis nicht cito und nicht 
ohne die gewichtigsten Gründe erteilt werden.“ Der Fall gehört 
daher nach dieser Auslegung, die für die allgemeine der sämt- 
lichen evangelischen Kirchen zu halten ist, wie das hannoversche 
Landeskonsistorium weiter richtig ausführt nur unter Nr. 4. 
Dass das hessische Trauungsgesetz nicht wie die andern Trau- 
ungsgesetze ausdrücklich den Fall „wegen verschuldeter Schei- 
dung der früheren |he“ erwähnt, ist unerheblich. Nr. 4 der 
Vorschrift führt nicht einzelne Tatsachen an, auf Grund deren 
eine Trauung verweigert werden soll, sie umschreibt vielmehr 
die einzelnen Fälle, die etwa zu einer Verweigerung der kirch- 
lichen Einsegnung führen können, mit allgemeinen Wendungen, 
indem sie es dem konkreten Fall stets überlassen will, ob eine 
Trauung verweigert werden soll. So spricht sie von „Verächtern 
des christlichen Glaubens“, „lasterhaften Lebenswandel“, „Ver- 
halten bezüglich der Eingehung der Ehe.“ Hierunter kann man 
auch den Fall rechnen, dass der Ehebrecher seine Mitschuldige 
heiraten will. Ihnen kann man „wegen lasterhaften Lebens- 
wandel“ oder etwa auch „wegen ihres Verhaltens bei Eingehung 
der neuen Ehe“ die kirchliche Einsegnung versagen. 

Nach kurhessischem Kirchenrecht kann diese Auslegung 
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auch nur die richtige sein wegen $ 10 Nr. 2 des Trauungsge- 
setzes. Wie in der hannoverschen, schleswig-holsteinischen und 
altpreussischen Trauungsordnung bestimmt man in $ 10 Nr. 1, 
dass der Pfarrer verpflichtet sei, die Entscheidung der Frage 
darüber, ob eine Ehe vorliege, deren Trauung nach $ 9 unstatt- 
haft sein würde, der zuständigen höheren Behörde vorzulegen, 
falls die Scheidung aus anderen Gründen als Ehebruch 
oder bösliche Verlassung erfolgt sei. Man traf die Bestimmung, 
weil es im einzelnen Falle sehr zweifelhaft sein konnte, ob die 
bürgerlich-rechtlich geschiedene Ehe auch „auf dem Grunde des 
Wortes Gottes nach gemeiner Auslegung der evangelischen 
Kirchen“ geschieden war. Nur in den Fällen des Ehebruches 
und der böslichen Verlassung war zweifellos!, dass die Ehe 
auch kirchlich geschieden war. Für die übrigen Zweifelsfälle 
wollte man daher nicht dem Pfarrer oder dem Presbyterium die 
Entscheidung überlassen, sondern schon wegen der einheitlichen 
Rechtsprechung einer einzigen höheren zuständi- 
gen Behörde. Trotzdem also für die zweifelhaften Scheidungs- 
gründe durch $ 10 Nr. 1 Fürsorge getroffen war, fügte man 
als Nr. 2 den Fall hinzu: „falls die Scheidung nach Inhalt des 
Scheidungsurteils durch das Verschulden der zur Trau- 
ung sich meldenden Personen herbeigeführt ist, vorausgesetzt, 
dass seit der Rechtskraft des Scheidungsurteils drei Jahre 
noch nicht verflossen sind.“ Wollte man diesen Fall ebenfalls 
unter die zweifelhaften Scheidungsgründe bringen, so wäre die 
Nr. 2 überhaupt überflüssig gewesen; der Fall wäre schon nach 
Abs. 1 darunter zu rechnen. Dass man ihn nicht darunter 
bringen wollte, geht aber auch ferner daraus hervor, dass nur 
in denersten drei Jahren der Geistliche zu einer Vor- 
lage verpflichtet ist. Nach drei Jahren ist er also in seinen 
Handlungen vollkommen frei. Die ratio legio der Nr. 2 & 10 
kann daher allein die sein, dass es sich vorliegend um einen 
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exorbitanten Fall der Kirchenzucht handelt, in 
dem man die Trauung „nicht cito und nicht olıne die gewichtig- 
sten Gründe“ zulassen wollte. Deshalb soll hier in den ersten 
Jahren eine höhere Behörde die Entscheidung treffen und erst, 
nachdem bereits seit der Rechtskraft des Scheidungsurteils drei 
Jahre verflossen, will man den Geistlichen eigenmächtig nach 
seinem Gewissen handeln lassen. 

Man kommt daher zu dem Endergebnis, dass es sich vor- 
liegend um einen Fall der Kirchenzucht handelt. Innerhalb der 
ersten drei Jahre entscheidet demnach gemäss 8 9 Nr. 4 und 
$ 11 darüber, ob der Ehebrecher seine Mitschuldige heiraten 
darf, der Diöcesansynodalvorstand. Gegen seine 
Entscheidung ist Beschwerde an das Konsistorium zulässig, 
welches unter Mitwirkung des Gesamtsynodalausschusses ent- 
scheidet. Ob er die Trauung zulassen will, hängt lediglich von 
den Umständen des einzelnen Falles ab; gemäss Nr.4 $ 9 wird 
man prüfen müssen, ob die Eheleute durch ihr Verhalten sich 
nicht als „Verächter des christlichen Glaubens“ gezeigt haben, 
keinen „lasterhaften Lebenswandel* führen, sodass der Segen 
der Trauung ohne Aergernis erteilt werden kann. Hat der Ehe- 
brecher den Ehebruch begangen, um die Mitschuldige heiraten 
zu können, so kann man vielleicht die Trauung „wegen ihres 
Verhaltens bezüglich der Eingehung der neuen Ehe“ für unstatt- 
haft erklären. Regelmässig wird gemäss $ 11 T.G. das Presby- 
terium zu hören sein; seine Ansicht allein braucht aber im kon- 
kreten Fall nicht massgebend zu sein; denn, wie erwähnt !, kommt 
es nicht darauf an, ob die betreffende Gemeinde da- 
ran AÄergernis nimmt, sondern ob dies bei einer rechten 
christlichen Gemeinde der Fall sein würde In Zweifels- 
fällen kann die Entscheidung auch auf einige Zeit, etwa ein 
Jahr, ausgesetzt werden. Insbesondere ist die Behörde auch 
nicht an die Entscheidung des Justizministers gebunden; diese 
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ist nur insofern beachtlich, als ohne seine (renehmigung eine 
bürgerliche Ehe nicht geschlossen und ohne diese eine kirch- 
liche Einsegnung nicht stattfinden kann (8 67 Personenstands- 
ges... Hat aber der Justizminister einmal seine Genehmigung 
erteilt, so ist die kirchliche Behörde noch vollkommen frei in 
ihrer Entschliessung, wenn auch natürlich die etwa bekannten 
Gründe des Justizministers für sie beachtlich sein können. 

Die kirchliche Einsegnung ist daher im vorliegenden Falle 
nicht stets „auf dem Grunde des Wortes Gottes nach gemeiner 
Auslegung der evangelischen Kirchen“ zu versagen, sondern 
nur dann, wenn es im konkreten Fall auf Grund einer ordnungs- 
mässigen Kirchenzucht billig erscheint. — 

In vorstehender Abhandlung ist für einen weiteren Kreis 
der Oeffentlichkeit wohl zum erstenmal die Ansicht vertreten, 
dass in den ersten drei Jahren nach Rechtskraft des Scheidungs- 
urteils bei der Frage, ob eine kirchliche Einsegnung des wegen 
Ehebruchs Geschiedenen und seines Mitschuldigen stattfinden 
darf, der diözesansynodale Vorstand entscheiden soll. Das ent- 
scheidende Wort wird bei dieser Rechtsfrage jedenfalls das Kon- 
sistorium (unter Mitwirkung des Gesamtsynodalausschusses) zu 
sprechen haben, mag es hierbei nun als Verwaltungsbehörde 
erster oder zweiter Instanz handeln. Um Weitläufigkeiten zu 
vermeiden, werden die Antragsteller deshalb stets ihren 
Antragbeim Konsistorium einzureichen haben. 
Hält dies den Diözesansynodalvorstand für zuständig, so gibt 
es die Angelegenheit an ihn ab, anderenfalls entscheidet es selbst 
(unter Mitwirkung des Gesamtsynodalausschusses). 
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Die Anglikanische Kirchengemeinschaft. 
Von 


F. Siegmund-Schultze, Domkandidat in Berlin. 


Eine unglaubliche Unkenntnis besteht im allgemeinen in 
deutschevangelischen Kreisen über die grösste evangelische Kir- 
chengemeinschaft der Erde, über die Anglikan Communion. Ueber 
Geschichte, Verfassung und Prinzipien findet man zur Not einiges 
in diesbezüglichen Werken, aber der gegenwärtige Bestand, der 
doch die Grundlage aller Aussagen über Verfassung und Grund- 
sätze bilden sollte, ist fast überall verschwiegen; auch in der 
Real-Encyklopädie für prot. Theol. u. Kirche (cf. Bd. 1, 8. 525 ff.: 
„Anglikanische Kirche“). Die anlässlich des pan-anglikanischen 
Kongresses veröffentlichten Aufsätze und Zusammenstellungen 
anglikanischer Geistlicher und Gelehrter ermöglichen es nun, 
ziemlich genaue Nachrichten über die einzelnen Kirchen, die zur 
Anglikanischen Gemeinschaft gehören, einzuziehen und auch über 
ihr Ganzes und den Zusammenhang ihrer Glieder das Wichtigste 
anzugeben. 

249 bischöfliche Diözesen gehören gegenwärtig zur Anglican 
Communion; davon sind 216 zu den 15 anglikanischen Kirchen- 
provinzen gehörig. Von den 33 ausserprovinzialen Diözesen 
stehen 24 unter dem Erzbischof von Oanterbury, zwei sind durch 
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Konkordate mit der anglikanischen Kirche der Vereinigten Staaten 
verbunden, drei stehen unter dem Primas von Canada und vier 
unter dem Primas von Australien. i 

Die Church of England besteht aus zwei Kirchenprovinzen 
(Canterbury und York); die Kirche Irlands auch aus zwei; die 
schottische Kirche und die der Vereinigten Staaten sind je eine 
Provinz; die kanadische Kirche hat zwei Provinzen, aber einen 
Primas; ebenso stehen die drei Provinzen Australiens unter einem 
Primas; je eine Provinz stellen ferner noch dar die vier Kolonial- 
kirchen von Ostindien, Südafrika, Neuseeland und Westindien. Von 
diesen 15 Provinzen sind 14 völlig selbständig; nur für die indische 
Kirchenprovinz bestimmte die damalige Parlamentsakte (Nr. 3 
und 4, William IV., c. 85), dass der indische Metropolit (der 
Bischof von Calcutta) „untertan sein soll... der Oberaufsicht 
und Revision des Erzbischofs von Canterbury“; auch sollen Kon- 
secrationen für bestimmte Bischofssitze auf die Vollmacht des 
Erzbischofs von Canterbury hin stattfinden; 3 indische Bischöfe 
werden vom englischen Staate bezahlt. Seinen Grund hat diese 
engere Verbindung der indischen Kirchenprovinz mit dem Me- 
tropolitansitz der Mutterkirche in der engeren Verbindung, in 
der auch das indische Reich selbst mit dem Mutterlande steht. 

Die extra-provinzialen Diözesen sind gleichfalls z. T. auf 
dem Wege, sich zu Provinzen zusammenzuschliessen. So exi-' 
stieren gegenwärtig in Japan sechs anglikanische Diözesen, näm- 
lich vier der englischen Mission, welche extraprovinzial sind, und 
zwei der amerikanischen Mission, die zur amerikanischen (Ver- 
einigte Staaten) Kirchenprovinz gehören. Es ist nur eine Frage 
der Zeit, dass sich diese sechs Diözesen zu einer neuen Provinz, 
zu einer japanischen Nationalkirche, zusammenschliessen ; es wird 
schnell eintreten, sobald erst Japaner die sechs Bischofssitze 
einnehmen werden. Ganz ähnlich steht es mit China— Korea. 
Ebenso in Ost- und in Westafrika. Auch dadurch steht für die 
nächsten Jahre eine Vergrösserung der Zahl der anglikanischen 
Kirchenprovinzen zu erwarten, dass die Kirche der Vereinigten 
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Staaten ihre eine Provinz in anbetracht des ungeheuren Gebietes 
teilen wird. 

Einige andere extra-provinziale Diözesen werden vermutlich 
noch nicht so schnell zu einer Provinz zusammengeschlossen 
werden. Dazu gehört die Diözese „Europe“, d. h. der ganze 
Norden und die Mitte des Europäischen Kontinents, der unter 
einem eigenen Bischof steht. Nur mittelbar stehen die Auslands- 
diözesen unter dem Bischof von London. Bei dieser Gelegen- 
heit sei auch eine andere Bemerkung von RE? Bd. I, S. 547 
korrigiert: Das extraprovinziale Bistum Gibraltar hat sein Haupt- 
gebiet im nördlichen Afrika; es ist die andere Diözese, die auf 
dem „Kontinent“ existiert. 

Wenn wir nun nicht auf die Provinzen, sondern auf die 
Völkerkomplexe sehen, die in der Anglican Kommunion irgend- 
wie zusammengeschlossen sind, so ergeben sich innerhalb der 15 
Kirchenprovinzen neun bezw. zehn Nationalkirchen (je nachdem 
ob man Indien mitrechnet); nämlich: England, Irland, Schott- 
land, Vereinigte Staaten, Kanada, Australien mit Tasmania, 
Südafrika, Neuseeland, Westindien und eventuell also Ostindien. 
Jede solche Kirche hat ihre gesonderten Synoden und Gesetze. 
Jene neun haben ausserdem folgende Rechte, d.h. alle Rechte, 
die überhaupt eine selbständige Kirche haben kann: ihre Bischöfe 
zu konsekrieren, einschliesslich des Metropoliten; jede Kirche 
kann freilich auch den Erzbischof von Canterbury oder einen 
andern Metropoliten bitten, eine besonders bedeutsame Konse- 
kration vorzunehmen. Weiter haben alle diese Kirchen ihre 
eigene Gerichtsbarkeit, sowohl was die Eigenheit der Systeme, 
wie auch was den Gang der Instanzen anlangt. Jede Kirche 
kann ihre besonderen liturgischen Bücher haben. Natürlich be- 
steht auch für jede das Recht selbständiger Mission. 

Was ist denn dann das Gemeinsame der Anglican Com- 
munion? Warum rechnen sich alle jene zehn Nationalkirchen 
zu dieser Gemeinschaft? Es lässt sich nicht verkennen, dass 
eın Hauptgrund hierfür die Lage der betreffenden Staaten bezw. 
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sogar die Rasse ist; es ist nur allzu natürlich, dass die britischen 
Kolonialkirchen ihre Verbindung mit der Kirche Englands selbst 
haben. Vollends die Kolonien, die wesentlich von Engländern 
besiedelt sind. Weiter, in engstem Zusammenhange mit dem 
ersten Punkt kommt die Gemeinsamkeit der Sprache in Betracht. 
Auch der Umstand, dass vielfach noch gegenwärtig in den be- 
treffenden Provinzen die englische Mission einen guten Teil des 
religiösen und kirchlichen Lebens repräsentiert. Aus allen die- 
sen geschichtlichen Gründen ist es verständlich, dass ein gemein- 
samer Typus in allen diesen Kirchen doch schliesslich herrscht 
und dass die durch die gemeinsame Sprache erleichterte Ver- 
bindung fortwährend dafür sorgt, dass Ungleichheiten wieder 
ausgeglichen werden. So kann man im Hinblick auf die be- 
stehenden Uebereinstimmungen sagen, dass es eine gleiche Form 
des Glaubens bezw. des Bekenntnisses ist, die die Anglıcan 
Communion zusammenschliesst. 

Diese inneren Gründe für die Einheit der Anglican Com- 
munion sollten vorausgeschickt sein, obwohl es sich hier nur 
darum handelt festzustellen, wo verfassungsmässig die 
Momente jener Einheit liegen. Es zeigte sich, dass jede Na- 
tionalkirche selbständig ist. Tatsächlich besteht keine Zentrale, 
von der aus irgendwelche Beschlüsse oder Befehle für die ganze 
Kirchengemeinschaft ausgehen könnten. Die Funktionen des 
Erzbischofs von Canterbury, von denen oben die Rede war, sind 
Freundschaftsdienste, wenn man sie auf ihren verfassungsmässi- 
gen Charakter hin ansieht. Und die Lambeth Conference der 
Bischöfe, von der noch im Folgenden die Rede sein wird, hat 
rein repräsentativen Charakter. 

Um nun bei Besprechung der Vorschläge, die für die Knüp- 
fung engerer verfassungsmässiger und wirksamer Bande zwischen 
den Gliedern der Anglican Communion gemacht sind, ein rich- 
tiges Bild von der Grösse der einzelnen Nationalkirchen und 
Provinzen zu haben, sei eine Tabelle dieser zehn Kirchen vor- 
ausgeschickt : 
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Die Kirche Zahl der Provinzen | zesen in jeder von dem Prmas 
Provinz der Kirche ab- 
un ni RE SSERE RER SS NOROHRENE SRG... .... OS 
Canterbury 27 24 
1. England 2 Kara 119 
Armagh ee: 
9. Irland 2 ne } 
3. Schottland 1 7 
4. Vereinigte 
taaten | 1 89 2 
| Canada 10 
en 1“ ai H s 
| eu-Süd-Wales 6 4 
6. Australien | 3 Victoria 5 
| Queensland h) 
7. Indien 1 Bi 
8. Südafrika 1 ı 10 
9. Neu-Seeland 1 > 
10. Westindien gi N; 
Zusammen: |15 Provinzen | 216 Diözesen 33 extra-pro- 
| 
| 


vinziale D. 


Die extraprovinzialen Diözesen, die irgendwie von Canter- 
bury abhängen, teilen sich in solche, die in britischen Kronkolo- 
nien bezw. Protektoraten liegen, und solche, die in fremden 
Staaten liegen. Zu ersteren gehören folgende 11: Hong-Kong, 
Singapore, Mauritius, Falkland-Inseln, Neufundland (das nicht 
unter dem canadischen Primas steht) und die sechs Provinzen 
von West- uud Ostafrika. Die Gerichtsbarkeit der Bischöfe 
dieser Diözesen freilich erstreckt sich oft viel weiter als das 
britische Gebiet reicht (so z. B. Hongkong ins chinesische, Zan- 
zibar ins deutsche Gebiet usw.). Alle diese Kirchen sind Jedoch 
nicht wirklich „autonom“, sondern mehr oder weniger abhängig 
von Canterbury. Ihre Stellung ist eine ähnliche wie die der ost- 
indischen Kirche; in Rechtssachen ist Canterbury die höhere 
Instanz. Sonderbarerweise ist die zur indischen Kirche gehörige 
Diözese Oeylon trotzdem autonom und hat ihre besondere Ver- 
fassung und selbständige Bischofswahl. Neben den 11 britischen 
extraprovinzialen Diözesen sind noch 12 missionarische Diözesen 
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von Canterbury abhängig: fünf im eigentlichen China, vier in 

Japan, eine in Korea, eine in Madagaskar und eine in Jerusa- 

lem. Diese letztere Diöcese reicht freilich der Jurisdiktion nach 

in britisches bezw. semibritisches Gebiet hinein, nämlich nach 
‚ypern und Aegypten. 

Die 24. der von Canterbury irgendwie abhängigen extra- 
provinzialen Diözesen ist Gibraltar. Solche Diözesen wie die 
nord- und mitteleuropäische sind Suffragan-Diözesen; die eben 
erwähnte steht unter dem Bischof von London. Neben den 
oben aufgezählten 249 Bischöfen gibt es nämlich noch 42 Co- 
adjutoren und Suffragan-Bischöfe, dazu 45 frühere Bischöfe, die 
z. T. noch als Assistenz-Bischöfe wirken. 

Schliesslich sei noch erwähnt, dass in einer mir vorliegenden 
Berechnung die Zahl der amerikanischen Diözesen (Vereinigte 
Staaten) sich anders auf die Unterabteilungen verteilt, nämlich: 
63 reguläre Diözesen, 24 „Missions-Distrikte“, und 4 Aussen- 
Distrikte ohne Provinzzugehörigkeit. 

Die erste Möglichkeit, wie alle diese Kirchen, die ja sämtlich 
Episkopalkirchen sind, irgendwie zusammentreten können, ist 
natürlich eine Episkopalkonferenz. Der Wunsch nach Austausch 
ist längst da; also ist es auch dazu gekommen, dass die Bischöfe: 
sich versammelten. Die schwierige Frage ist nun die: welche 
Gewalt soll den Beschlüssen einer solchen Konferenz innewoh- 
nen? Soll sie nur eine Aussprache sein zwischen den Vertretern 
der verschiedenen Kirchen oder soll sie eine Synode sein von 
bindender Kraft? 

Die erste Möglichkeit, eine rein repräsentative Konferenz 
aller anglikanischen Bischöfe, ist bereits verwirklicht, eben in 
jener „Pan-Anglikanischen* oder „Lambetheonference“. 1867 
trat diese zum ersten Mal zusammen und hat seitdem etwa alle 
zehn Jahre ihre Sitzungen wiederholt, nämlich 1878, 1888, 1897 
und 1908. Sie tagt im Lambeth Palace, der Londoner Residenz 
des Erzbischofs von Canterbury, unter dessen Vorsitz. Zu dieser 
Konferenz werden jedoch die Bischöfe nicht „vorgeladen“ (wie 
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zu den National-Synoden), sondern „eingeladen“; und die Reso- 
lutionen derselben haben nicht bindende Kraft für die einzelnen 
Kirchen; natürlich kann in den Nationalsynoden der Rat der 
Pan-Anglikanischen Konferenz befolgt werden und wird tatsäch- 
lich oft befolgt. Die am Schluss jeder Lambeth Conference ver- 
öftentlichten Resolutionen haben eine von Jahrzehnt zu Jahr- 
zehnt gesteigerte moralische Kraft gehabt; vollends in die- 
sem Sommer, in dem die Bischofskonferenz dem ersten grossen 
Pan-Anglikanischen Kongress folgte, ist die Bedeutung der 2. T. 
im Zusammenhang mit dem vorangegangenen Kongress gefassten 
Beschlüsse nicht zu unterschätzen. 

Demnach liesse sich sagen, dass z. Z. nicht eigentlich das 
Bedürfnis nach einer noch stärkeren Zentralmacht vorhanden 
ist. Man pflegt im allgemeinen zu sagen: wenn das Bedürfnis 
danach vorhanden ist, dann wird die Erfüllung schon von allein 
kommen. Andrerseits aber ist es offenbar, dass viele Kirchen 
— zumal die kleineren — recht langsam vorwärtskommen in- 
bezug auf die von den Pan-Anglikanischen Konferenzen gege- 
benen Anregungen. Deshalb taucht der Gedanke eirer General- 
Synode der anglikanischen Christenheit, deren Beschlüsse dann 
bindend wären für alle National-Synoden, immer wieder auf. So 
heisst es z. B. im 2. Artikel der Konstitution der Südafrikani- 
schen Kirche: „... Gesetzt den Fall, dass die Provinzialsynode 
der Kirche dieser Provinz untergeordnet werden soll der höheren 
Autorität einer Generalsynode der Kirchen der anglikanischen 
Gemeinschaft. .“. Selbstverständlich würde es sich bei den Be- 
ratungen dieser Generalsynode nicht um Dinge handeln dürfen, 
die nur eine Nationalkirche angehen; vollends die inneren An- 
gelegenheiten jeder Kirche würden nicht zur Sprache kommen. 
Aber z. B. solche Punkte, wie die Konsekration von Bischöfen 
nicht-anglikanischer Kirchen oder Einigungsverträge mit solchen 
fremden Kirchen sind selbstverständlich für die ganze anglika- 
nische Gemeinschaft von solcher Bedeutung, dass die Entschei- 
dung darüber nicht der einzelnen Nationalkirche zufallen kann. 
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Denn über die Frage, wer zur Anglican Communion gehören 
soll, hat natürlich die ganze Communion zu entscheiden. Auf 
die nächste Lambeth Conference mit der Entscheidung zu war- 
ten, würde in jedem Einzelfall wahrscheinlich höchst unzweck- 
mässig sein. Und der Umstand, dass die Beschlüsse dieser Kon- 
ferenz die andern Kirchen nicht binden, würde eventuell zu 
einer Entzweiung der verschiedenen Kirchen führen. Deshalb 
erscheint für solche Fragen eine Generalsynode, etwa nach dem 
Vorbilde der griechisch-orthodoxen Kirche, als das beste Mittel, 
eine einheitliche Aktion der Anglican Communion sicherzustellen. 
Nach dem griechischen Vorbild nun wären zwei Vorschläge zu- 
nächst an die Hand gegeben: 1) den Sitz von Oanterbury zu 
einer Art von Patriarchat umzugestalten; 2) ein Konzil von 
Bischöfen zu erwählen, dessen ständiger Präsident jener Patriarch 
wäre. Aber die angelsächsische Rasse, speziell die Kirche der 
Vereinigten Staaten, aber auch Nationalkirchen wie die von Süd- 
afrika, würden nie darauf eingehen, sich derartig von einem 
Manne abhängig zu machen. Es kommt hinzu, dass verant- 
wortlich für die Ernennung des Erzbischofs von Canterbury 
der jeweilige Premierminister von England ist, dass mithin — 
scharf gesagt — der Parteiführer der zufälligen Majorität einer 
der vertretenen Nationen das Heft in Händen hätte. Aber eine 
eine ganz ähnliche Schwierigkeit stellt sich auch dem zweiten 
Vorschlag entgegen, nämlich dem eines Bischofskonzils, bezw. 
einer „Heiligen Synode“, durch deren Machtbefugnisse etwaige 
Vorrechte jenes Präsidenten aufgehoben würden: in den meisten 
Fällen würde doch die Mehrzahl der anwesenden Bischöfe, zu- 
mal bei plötzlichen Fällen, Engländer sein; und die englischen 
Bischöfe werden ebenso wie die Erzbischöfe von der Krone er- 
wählt (nur in Ausnahmefällen hat das „Kapitel“ noch einen 
Einfluss; der König sucht sich seine Leute aus und der Prime 
Minister hat den König im Parlament zu decken). „Selbst wenn 
kein anderer Einwand wäre, — heisst es in der Schrift eines 
Engländers (!) darüber — die Art ihrer Ernennung würde irgend 
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einem derartigen Zentralisationsplane verhängnisvoll werden. 
Kirchen, die gewohnt sind, durch frei erwählte Bischöfe regiert 
zu werden, werden nie in grösserem Massstabe autoritative Richt- 
linien von einer Körperschaft akzeptieren, die hauptsächlich aus 
vom Staat ernannten Bischöfen besteht“. 

Unter diesen Umständen fasste die vorletzte Lambeth Con- 
ference folgende Resolution (1897, Nr. 5): „Es ist ratsam, dass 
eine beratende Körperschaft gebildet wird, an die die National- 
kirchen, Provinzen und extraprovinzialen Diözesen sich gegebenen- 
falls wenden können, zwecks Information oder Rat, und dass 
der Erzbischof von Canterbury ersucht wird, Schritte zu tun, 
die er zur Schaffung dieser beratenden Körperschaft für wün- 
schenswert hält“. Der damalige Erzbischof Temple ernannte 
darauf hin sieben ex ofticio-Mitglieder, nämlich die Erzbischöfe 
von Canterbury und York, die Bischöfe von London, Durham. 
und Winchester (das sind die drei ältesten englischen Bistümer), 
den Erzbischof von Armagh (Irland) und den „Primus“ von 
Schottland. Ebenso sorgte Temple dafür, dass Vertreter der 
andern Nationalkirchen und selbständigen Provinzen ernannt 
wurden, auch der beiden Zukunftsprovinzen China und Japan. 
Schliesslich sollten auch die übrigen extraprovinzialen Diözesen 
zusammen einen Vertreter entsenden. Nur die beiden Kirchen 
der Vereinigten Staaten und Canada haben bisher noch keinen 
Vertreter ernannt; die Gründe dafür sind nicht bekannt gegeben 
worden. Aber vielleicht hängt es mit der grossen Zahl engli- 
scher Bischöfe zusammen, die ex officio zur Synode gehören 
sollen, worüber man auch sonst sich unwillig geäussert hat. 

Weil die Ernennungen bisher nicht endgültig waren, und 
der ganze „Consultative Body“ recht deutlich den Stempel des 
Vorläufigen trägt, hat er noch nicht viel geleistet. Nur ein Ding, 
das man ihm vorher gar nicht hatte zuschieben wollen, ist ihm 
in den Schoss gefallen, ohne dass dadurch eine ständige Ein- 
richtung geschaffen wäre. Die Südafrıkanische Kirche nämlich 
hat ihn als letzte Appellationsinstanz in Glaubens- und Lehr- 
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fragen benuzt, indem die Südafrikanische Synode an ihn appel- 
liert hat. Diese Funktion geht nicht über die ursprünglichen 
Bestimmungen hinaus, wonach nur Rat erteilt werden soll an 
solche, die es wünschen. (Gesetz- oder Strafgewalt wohnt dem 
Consulsative Body nicht inne; er ist schliesslich nichts weiter 
als ein ständiges Komittee der Pan-Anglikanischen Konferenz; 
so war auch seine Hauptaufgabe bisher — soweit etwas in die 
Oeffentlichkeit gedrungen ist — die Vorbereitung der diesjähri- 
gen bischöflichen Konferenz. 

Nun hat in diesem Sommer vor der Lambeth Conference 
der Bischöfe noch eine andre pan-anglikanische Zusammenkunft 
stattgefunden, der sog. Pan-Anglikanische Kongress. Aus allen 
Erdteilen und allen anglikanischen Diözesen waren dazu Dele- 
gierte nach London gesandt, die dort zwei Wochen lang über 
die wichtigsten Fragen der anglikanischen Christenheit berieten. 
Auch dieser Kongress hatte keinen legislativen, sondern nur 
repräsentativen Oharakter. Der eine Hauptpunkt jedoch, über 
den man die Stimmen der Völker hören und sammeln wollte, 
war: welches wäre die allgemein zusagende Form für eine Zen- 
tralautorität, womöglich ein General-Konzil, das für die oben 
beschriebenen ausserordentlichen, gleichsam „pananglikanischen“ 
Fälle gesetzgeberische Gewalt hätte für die ganze anglikanische 
Kirchengemeinschaft? 

Von den Vorschlägen, die zwecks dieses Konzils von den 
verschiedenen Diözesen in den Vorfragen dieses Kongresses ge- 
macht worden sind, seien einige genannt: „Zu einer Definition 
der Verbindung zu gelangen, die zwischen den verschiedenen 
Zweigen der Anglican Communion inbezug auf Organisation und 
in Dingen des Glaubens und der Praxis besteht“ (Diözese Lon- 
don). „Einheit von Politik und Organisation unter dem Primat 
von Canterbury“ (Diözese Grahamstown). „... ein Zentral- 
Komitee von präsidierenden Bischöfen ...* (Schottische Diöze- 
sen). „Die Ernennung gleichsam eines Aequivalents zvm „Col- 
legium der Propaganda“, oder zum „Methodistischen Missions- 
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Komitee“, um über strategische Probleme zu handeln“, die die 
allgemeine Kriegslage, die allgemeinen Finanzen und Personal- 
fragen betreffen“ (Diözese von St. Andrews). 

Unter den Vorschlägen, die während der Kongressverhand- 
lungen selbst zur Sprache kamen, seien erwähnt der des Arch- 
deacon von Dorset C. L. Dundas, der die Heranziehung von 
Laien zu diesem General-Konzil empfahl. Canon Newbolt sprach 
sich für eine beratende Körperschaft für Fragen der Litur- 
gie, des Ritus und des Zeremoniells aus; aber die Gewalt dieser 
Körperschaft dürfe lediglich im Raten bestehen, denn mit 
einer eigentlichen Zentral-Autorität in kirchlichen Dingen habe 
man zu schlechte Erfahrungen gemacht. Der Dean von Aber- 
deen hoffe auf eine Konferenz der Patriarchate. Der Dean von 
Bangor wünschte ein „kirchliches Intelligenz-Departement“ zur 
Beratung über alle wichtigeren Fragen der Kirche. Zum Schluss 
der Debatte konnte jedoch der Bischof von Gibraltar die Vor- 
schläge der Einzelnen im allgemeinen dahin zusammenfassen, 
dass die etwaige „Zentral-Autorität* lediglich repräsentativen 
Charakter tragen dürfe. Andrerseits war man aber auch dar- 
über ziemlich einig, dass Fragen, die alle anglikanischen Kirchen 
angingen, auch auf einer gemeinsamen Konferenz besprochen 
würden. Wohl nur die Vertreter der Vereinigten Staaten 
schienen wenig von irgend einer gemeinsamen Aktion zu halten. 

Das was auf dem Kongress an Meinungen und Stimmungen 
der Delegierten ausgesprochen worden ist, hat den Beratungen 
der bischöflichen Lambeth Conference als Unterlage gedient und 
sich zu einer Reihe von Resolutionen verdichtet, die sich mit der 
„Rekonstruktion“ des „Oentral Consultative Body“ beschäftigen. 
Ausdrücklich ist gesagt, dass diese Körperschaft repräsentativen 
Charakter tragen soll. Mitglieder sollen sein ausser dem Erz- 
bischof von Canterbury (dieser allein noch ex officio) als Ver- 
treter der verschiedenen Teile der Kirchengemeinschaft Bischöfe, 
und zwar: 2 aus der Provinz Canterbury, 1 aus York, 1 für 
Irland, 1 für Schottland, 4 für die Vereinigten Staaten (die 
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grosse Zahl zeigt, dass es nicht so leicht war, die Amerikaner 
dazu zu bringen), 1 für Canada, 1 für Australien, 1 für Neu- 
Seeland, 1 für Westindien, 1 für Südafrika, 1 für Ostindien, 1 
für China und Japan, 1 für die extraprovinzialen Diözesen unter 
der Jurisdiktion .des Erzbischofs von Canterbury. Wie diese 
Vertreter ernannt werden, wird den betreffenden Kirchen über- 
lassen. Ueber Rechte und Pflichten der Körperschaft wird wenig 
gesagt; jeder Bischof darf an sie Fragen richten ; nur soll sorg- 
fältig geprüft werden, ob die Fragen nicht besser vor die betref- 
fende National-Synode gehören. Auch soll in der betreffenden 
Versammlung der Körperschaft über keine Frage entschieden 
werden, die bei der Vorladung der Mitglieder nicht ausdrücklich 
genannt ist. 

Ueber ein bischöfliches General-Konzil oder etwas Aehn- 
liches steht in den Resolutionen wie auch in der erzbischöflichen 
Begleitschrift nichts. Auch die Lambeth Conference und ihre 
Funktionen sind nicht erwähnt. Wenn man indessen die Reso- 
lutionen der vier früheren Konferenzen mit den diesjährigen ver- 
gleicht, wird man bemerken, dass sich der Ton etwas geändert 
hat, dass die Lambeth Conference etwas selbstbewusster auftritt. 
So z.B. ın der 94. Resolution, in der sie sich an den Erzbischof 
von Upsala wendet, tritt sie wie eine Kirchenregierung oder 
heilige Synode auf. M. a. W.: das Jahr 1908 bedeutet einen 
Schritt vorwärts in Sachen Zentral-Autorität. Es gibt noch 
immer keine „Anglikanische Kirche“; vielmehr halten die Glie- 
der der Anglican Communion mehr denn je daran fest, dass 
das Zusammensein vieler Nationalkirchen in 
Einer Kirchengemeinschaft die ideale Form 
des Reiches Gottes auf Erden sei. Aber diese Kirchenge- 
meinschaft hat jetzt, was ihre Verfassung anbelangt, eine 
engere Verbindung als früher. 
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Pentaden und Dekaden im Bundesbuche. 
Von 


Assessor Dr. iur. @&. Förster in Freiberg i. 8. 


Das im Alten Testamente vorherrschende Zahlensystem ist 
das Decimalsystem. Es findet sich: 

a) in der Verfassung des in Einheiten von 10, 50, 100 
und 1000 Mann gegliederten Heeres, an deren Spitze je ein 
Führer: Hauptmann oder Oberst steht. Z. B. 1. Sam. 8, 12; 
18, 7; 22, 7; 2. Sam. 18, 1—4; 2. Kön. 1, 9; 11, 9, 19; 
1. Chron. 12, 14. 

b) in der dieser Verfassung nachgebildeten Gerichts- 
verfassung nach den von Hethro dem Mose gemachten Vor- 
schlägen. 2. Mos. 18, 21£. 

c) in der Finanzverwaltung. Die Abgaben sind in 
Höhe von !/,; und !/,, des Ertrages zu entrichten. 1. Sam. 8, 15 
und 17; 3. Mos. 27, 30; 5. Mos. 12, 17f.; 14, 22f£.; Neh. 10, 
38, 39; 2. Chron. 31, 6; 4. Mos. 18, 20 f., 26 £. 

d) im Kalender. Obwohl dieser das eigentliche Herr- 
schaftsgebiet der Sieben ist, finden sich doch vereinzelt Hinweise 
auf das wohl in älterer Zeit vorherrschende Decimalsystem. 
2. Mos. 12, 3; 3. Mos. 16, 29; 25, 9; 1. Mos. 24, 55. 

e) bi Massen, Gewichten und Geldwerten. 
Z. B. 2. Mos. 30, 22£.; 1. Sam. 17, 17; 25, 18; 2. Sam. 14, 
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26; 1. Kön. 5, 2; 9, 14; 10, 10. Der salomonische Tempel 
ist im Grössenverhältnisse nach dem Decimalsystem gebaut. 
1. Kön. 6, 17, 20, 23£.; 7, 3, 6. Daneben greift in 1. Kön. 
7, 15, 25, 27 das Duodecimalsystem Platz. 

f) im materiellen Rechte. Ein Israelit erlangt mit 
dem vollendeten 20. Lebensjahre die Volljährigkeit. 3. Mos. 27, 3; 
4. Mos. 1, 3. | 

Dass dem allgemeinen Vorherrschen des Decimalsystems ent- 
sprechend die Gesetze in Pentaden und Dekaden gegliedert sind, 
deutet bereits die Erzählung von den „zehn Geboten“ an, die 
nach 2. Mos. 34, 27 f. Moses, nach 2. Mos. 34, 1; 5. Mos. 4, 
13; 9, 10; 10, 1—4 Jahve auf „zwei Steintafeln“ geschrieben 
hat. Diese Gliederung ist zuerst im Dekalog und sodann in den 
Bundesworten erkannt worden. Erst neuerdings hat Kloster- 
mann wohl als erster den Versuch gemacht, die Gliederung auch 
im Bundesbuche nachzuweisen!. So berechtigt der Versuch an 
sich ist, stösst doch die Einteilung Klostermanns im einzelnen 
auf nicht unerhebliche Bedenken. Im folgenden soll versucht 
werden, vom rechtsgeschichtlichen Gesichtspunkte aus unter 
Hinweis auf verschiedene bisher nicht berührte Fragen eine 
neue Einteilung zugeben. Zu Grunde gelegt wird hierbei die 
Uebersetzung von Kautzsch?, im übrigen wird auf die Kommen- 
tare von Dillmann ® und Baentsch * Bezug genommen. 

! Klostermann, Der Pentateuch, Beiträge zu seinem Verständnis und 
seiner Entstehungsgeschichte, Neue Folge, Leipzig, A. Deichert’sche Verlags- 
buchhandlung Nachf. (Georg Böhme 1907). (Abgekürzt: Klostermann S....) 

® Die Heilige Schrift des Alten Testaments in Verb. m. anderen über- 
setzt und herausgegeben von E. Kautzsch, Freiburg i. B. und Leipzig, Aka- 
demische Verlagsbuchhandlung von J. C. B. Mohr (Paul Siebeck) 1896. 

® Aug. Dillmann, Kurzgefasstes exegetisches Handbuch zum Alten Te- 
stament, die Bücher Exodus und Levitikus, 3. Aufl. von Ryssel, Leipzig, 
S. Hirzel, 1897. (Abgekürzt: Dillmann S....) 

* B. Baentsch, Handkommentar zum Alten Testament, herausgegeben 


von W. Novack, Exodus-Leviticus-Numeri, Göttingen, Vandenhoek u. Ruprecht, 
1900 (Abgekürzt: Baentsch 8. ...) 
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A. 


Rechte eines gekauften Sklaven hebräischen 
Stammes. 


2. Mos. 21, 2—6. 


B. 


Rechte einer verkauften Tochter hebräischen 
Stammes. 


2. Mos. 21, 7—11. 


Die mit Klostermann übereinstimmende und bereits vor 
ihm erkannte Einteilung in die Abschnitte A und B von je 5 
Rechtssätzen ist klar und durchsichtig. Sie beruht auf sach- 
lichen Gründen. „Die erste Pentade geht von dem Israeliten 
aus, der einen Knecht kauft, um die Rechte dieses Knechtes, 
der zweite von dem Israeliten, der seine Tochter an einen Mit- 
bürger zur ’Ama verkauft, um die Rechte dieser Magd festzu- 
stellen“ (Klostermann). Obwohl sich beide Gruppen als selb- 
ständige Abschnitte darstellen, bilden sie zusammen ein einheit- 
liches Ganzes, indem sie beide die Rechte der Sklaven hebrä- 
ischen Stammes behandeln. 


C. 
Todeswürdige Verbrechen wider die Person. 


1. Wer einen anderen schlägt, so dass er stirbt, der soll 
mit dem Tode bestraft werden (21, 12). 

a) Wenn er es aber nicht vorsätzlich getan, sondern Gott es durch ihn 
so gefügt hat, so will ich dir eine [Asyl-]Stätte bestimmen, wohin er 
flüchten kann (21, 13). 

b) Wenn aber einer gegen den anderen eine offenbare Freveltat be- 
geht, indem er ihn auf hinterlistige Weise totschlägt, so sollst du ihn 
[selbst] von meinem Altare wegholen, damit er hingerichtet werde (21, 14). 

2. Wer seinen Vater oder seine Mutter schlägt, soll mit dem 

Tode bestraft werden (21, 15). 


3. Wer einen ‘Israeliten’ raubt, 
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mag er ihn nun in die Sklaverei verkaufen, oder mag er [noch] bei ihm 
vorgefunden werden, 


der soll mit dem Tode bestraft werden (21, 16). 
4. Wer eine Verwünschung über seinen Vater oder seine 
Mutter ausspricht, soll mit dem Tode bestraft werden (21, 17). 
5. Wenn jemand seinen Sklaven oder seine Sklavin (scil.: 
hebräischen Stammes) mit dem Stocke schlägt, so dass er sogleich 
stirbt, so soll er (scil.: mit dem Tode) bestraft werden (21, 20). 


Wenn [d]er [Getroffene) dagegen noch einen oder zwei Tage leben 
bleibt, so soll er nicht bestraft werden; denn [djer [Sklave] ist ja sein 
um Geld erkauftes Eigentum (21, 21). 


Die Gruppe C ergibt sich durch Ausschalten der zur Gruppe 
D gehörigen Verse 18 und 19. Sa. enthält fünf Verbrechen an 
fremder Person und zwar Verbrechen, die mit der Todesstrafe 
belegt sind. Zu dieser Gruppe gehört V. 20. Auch er hat ur- 
sprünglich ein todeswürdiges Verbrechen enthalten. Baentsch, 
S. 195 meint: „Worin die Ahndung des Herrn bestehen soll, ist 
nicht gesagt. Sie denkt an die Todesstrafe und setzt deshalb 
na” ns ein, so auch die jüdischen Erklärer, die die Hinrichtung 
durchs Schwert annehmen. Aber daran ist schon deshalb nicht 
zu denken, weil der Totschlag nicht absichtlich geschehen ist 
(in welchem Falle allerdings V. 12 gelten würde), und es sich 
noch dazu um einen Sklaven handelt, der geringer eingeschätzt 
wurde als ein Freier. Das Gesetz vermeidet eine bestimmte 
Straffestsetzung, weil es sich wahrscheinlich um eine (an das 
Heiligtum zu zahlende) Geldbusse handelte, die nach dem Ver- 
mögen des Herrn verschieden bestimmt wurde“. Vgl. Dillmann, 
S. 256. Die Bedenken Baentsch’s gegen Einfügung der Worte 
na nm» in den ursprünglichen Text sind nicht begründet. So- 
wohl dem V. 21, 12 wie dem V. 21, 20 ist die Unterscheidung 
von vorsätzlicher und unvorsätzlicher Tötung unbekannt. Die 
Unterscheidung gehört einer jüngeren Zeit an, der die Einfügun- 
gen der Verse 13 und 14 entstammen. Zu vgl. Förster '!, S. 46f. 


1 Gerh. I Förster, Das mosaische Strafrecht in seiner geschichtlichen Ent- 
wickelung, ausgew. Doktordissertation der Leipziger Juristenfakultät, Leipzig, 
Veit u. Komp., 1900. 
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So hart die Todesstrafe in V. 20 scheint, rechtfertigt sie sich in 
anbetracht der Tatsache, dass nach der Absicht des Bundesbuchs 
ein Sklave hebräischen Stammes im siebenten Jahre die Freiheit 
wieder erlangen soll. Es liegt die Gefahr nahe, dass sich der 
Herr, dem der Sklave vor Ablauf dieser Frist keinen oder so 
gut wie keinen Geldwert mehr hat, zu einer Misshandlung mit 
tötlichem Ausgang hinreissen lässt. Das Gesetz ist dem natio- 
nalreligiösen Charakter des Bundesbuchs entsprechend mit Rück- 
sicht auf die Sklaven hebräischen Stammes gegeben. Erst nach- 
dem man die Sklaverei an Volksgenossen unter Zedekia beseitigt 
hat, ist die Bestimmung, die sich nunmehr auf Sklaven nicht- 
hebräischen Stammes bezieht, für den Herrn zu hart. Man hat 
daher jetzt die Worte nar nn gestrichen, ohne die an Stelle der 
Todesstrafe tretende Strafe anzugeben. Aus dieser Zeit stammt 
der Zusatz V. 21. Nur von dem Sklaven nichthebräischen 
Stammes, der nicht im siebenten Jahre die Freiheit erlangt, und 
bei dem die Eigenschaft als Person hinter der als Sache zurück- 
tritt, lässt sich in dem vom Gesetze gedachten Sinne sagen, dass 
er, der Sklave, Geld seines Herrn ist. 

Klostermann S. 504 ordnet die Gebote in folgender Weise: 
1. Gebot V. 12 und 13, 2. Gebot V. 14, 3. Gebot V. 15, 4. 
Gebot V. 17, 5. Gebot V. 16. Bei dieser Ordnung fällt das 
Verbrechen V. 20 aus der Gruppe der todeswürdigen Verbrechen. 
V. 14 und V. 13 werden, obwohl sie einer jüngeren Zeit ange- 
hören, als selbständige Glieder neben V. 12 und V.15 gestellt. 


D. 


Die durch Geld sühnbaren Verbrechenan der 
Person. 


1. Wenn (aber) Leute einen Kaufhandel haben und dabei 
ein schwangeres Weib stossen, so dass sie zu früh gebiert, ohne 
dass weiterer Schaden geschieht, so soll [djer [Täter] eine Busse 
entrichten, wie sie ihm der Ehemann des Weibes auferlegt, und 
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er soll sie bezahlen nach dem Ausspruch von Schiedsrichtern 
(21, 22). 

2. Wenn ein paar Männer einen Streit haben und einer den 
anderen mit einem Steine oder mit der Faust schlägt, so dass 
er zwar nicht stirbt, aber bettlägerig wird, so soll, wenn [d]er 
[Geschlagene] wieder aufkommt und auf seinen Stock gestützt 
im Freien herumgehen kann, der Täter frei ausgehen; bloss für 
die Zeit, wo jener zu Hause bleiben musste, soll er ihn ent- 
schädigen und für seine Heilung Sorge tragen (21, 18 u. 19). 

3. Geschieht aber ein Schaden, so soll einer lassen Leben 
um Leben, Auge um Auge, Zahn um Zahn, Hand um Hand, 
Fuss um Fuss, Brandwunde um Brandwunde, Stichwunde um 
Stichwunde, Hiebwunde um Hiebwunde (21, 23—25). 

4. Wenn jemand seinem Sklaven oder seiner Sklavin ins Auge 
schlägt, so dass dasselbe unbrauchbar wird, so soll er ihn [zur 
Entschädigung] für das Auge freilassen (21, 26). 

5. Und wenn er seinen Sklaven oder seiner Sklavin einen 
Zahn ausschlägt, so soll er ihn [zur Entschädigung] für den Zahn 
freilassen (21, 27). 

Nachdem aus der Gruppe C die Verse 18 und 19 ausgeschal- 
tet worden sind, erhält man durch deren Einfügung, am besten 
nach V. 22, ohne Schwierigkeit die Fünfzahl der Gebote in der 
vorliegenden Gruppe. Jede Nummer behandelt auch hier einen 
selbständigen Rechtsfall. Die Gruppe D hat wie die Gruppe © 
Verbrechen an der Person zum Gegenstande, im Gegensatze zu 
der Gruppe C aber solche Verbrechen, die zu Geldzahlungen 
verpflichten, sei es, dass diese den Charakter eines blossen 
Schadensersatzes (Nr. 1 und 2) oder einer Busse (Nr. 3 bis 5) 
haben. Nr. 3 stellt nicht mehr den Grundsatz der Talion in der 
ursprünglichen Form auf. Für das Auge, den Zahn, die Hand, 
den Fuss u. s. w. soll eine der Verletzung entsprechende Busse 
entrichtet werden. Auch Nr. 4 und 5 fallen unter den Begriff 
der Busse. Die Busssumme, die der nicht als Sache, sondern 
als Person gedachte Sklave zu fordern berechtigt ist, kommt 
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gleich dem Geldwerte, den er als Sklave hat. Der Sklave er- 
kauft sich mit dieser Forderung die Freiheit. 

Dadurch dass Baentsch S. 193 f. die Verse in der Reihen- 
folge 19. 23. 24. 25. 22. 20. 21. 26. 27 gibt, zerstört er die 
ursprüngliche Gruppierung, ohne dass sachlich etwas gewonnen 
wird. V.20 und V.21 gehören nicht zu V. 26 und V.27. Das 
Gesetz ist hier nach der Art der Delikte und der Strafe, nicht 
nach dem Objekte der Delikte geordnet. Nach Klostermann, 
der Pentateuch, S. 504 f. bilden V. 18 und V. 19 das 1. (6.) 
Gebot, V. 20 und V. 21 das 2. (7.) Gebot, V. 22 das 3. (8.) 
Gebot, V. 23, V. 24 und V. 25 das 4. (9.) Gebot und V. 27 
das 5. (10.) Gebot. V. 20, der ursprünglich ein todeswürdiges 
Verbrechen enthalten hat, gehört in die Gruppe C. Das Zu- 
sammenziehen der Verse 26 und 27 zu einer Nummer ist nicht 


gerechtfertigt, weil jeder Vers einen selbständigen Rechtsfall ent- 
hält. 


E. 
Die durch den Stier begangenen Verbrechen. 


1. Wenn ein Rind einen Mann oder eine Frau totstösst, so 
soll das Rind gesteinigt und darf sein Fleisch nicht gegessen 
werden; der Besitzer des Rindes aber soll frei ausgehen (21, 28). 


— Wenn aber das Rind schon längst stössig gewesen ist, und man 
dieses seinem Besitzer vorgehalten und er es [trotzdem] nicht sorgfältig 
gehütet hat, so soll das Rind, wenn es einen Mann oder eine Frau tot- 
stösst, gesteinigt, aber auch sein Besitzer mit dem Tode bestraft werden 
(21, 29). 

Wenn ihm ein Lösegeld auferlegt wird, soll er als Lösegeld für sein 
Leben so viel bezahlen, als ihm auferlegt wird (21, 30). — 


2. Wenn ein Knabe oder ein Mädchen gestossen wird, so 
soll nach demselben Rechte mit ihm verfahren werden (21, 31). 

3. Wenn das Rind einen Sklaven oder eine Sklavin stösst, 
so sollen dem Eigentümer derselben dreissig Sekel Silber bezahlt, 
das Rind aber gesteinigt werden (21, 32). 


4. Wenn jemand eine Cisterne offenlässt oder wenn jemand eine Cisterne 
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gräbt, ohne sie zuzudecken, und ein Rind oder ein Esel hineinfällt, so 
soll der Eigentümer der Cisterne den Besitzer desselben mit Geld ent- 
schädigen; das [tote] Tier aber soll ihm selbst gehören (21, 33 u. 34). 


5. Wenn jemandes Rind das Rind eines andern totstösst, 
so sollen sie das [noch] lebende Rind verkaufen und den Erlös 
dafür unter sich teilen; auch das tote sollen sie unter sich teilen 
(21, 35). 

— Wenn es aber [allgemein] bekannt war, dass das Rind schon längst 

stössig war, und sein Eigentümer es nicht sorgfältig gehütet hat, soll er 


als Ersatz für jenes Rind ein Rind hergeben, das tote aber soll ihm zu- 
fallen (21, 36). 


Wenn man V. 29, 30 und 36 als Unterabteilungen zu V. 28 
und 35 ansieht, erhält man fünf auf den Stier bezügliche Rechts- 
fälle. Von diesen haben vier einen einheitlichen Charakter. Sie 
sind nach dem Objekte der Verletzung durch den Stier geordnet. 
Das Objekt ist | | 


zu Nr. 1 ein Mann oder ein Weib, 

zu Nr. 2 ein Knabe oder ein Mädchen, 
zu Nr. 3 ein Sklave oder eine Sklavin, 
zu Nr. 4... 

zu Nr. 5 der Stier eines anderen. 


Nr. 4 steht nur in einem äusseren Zusammenhange zu den übri- 
gen Rechtsfällen, indem es vom Stier und dem durch dessen 
Tod veranlassten Schaden handelt. Sie hat aber nicht entspre- 
chend den übrigen Rechtsfällen ein an ihm begangenes Verbrechen 
zum Gegenstande. Die vermutlich jüngere Einschiebung der Verse 
33 und 34 in der jetzt erhaltenen Fassung ist erfolgt, um die Fünf- 
zahl der Gebote zu erreichen. Möglich, dass sich ursprünglich 
Nr. 3 auf den Sklaven und die Sklavin hebräischen Stammes und 
Nr. 4 auf den Sklaven und die Sklavin nichthebräischen Stam- 
mes bezogen hat, und dass dann, nach Beseitigung der Skla- 
verei an Volksgenossen, die auf den Sklaven und die Sklavin he- 
bräischen Stammes bezüglichen Verse gestrichen und die ferneren 
Verse 33 und 34 als Nr. 4 eingeschoben worden sind. Dass 
die Verse 29 und 30 jüngere Einschiebungen zu V. 28 und V. 36 
zu V. 35 sind, geht aus der bei ihnen wie in den Versen 33 
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und 34 im (iegensatze zu den Versen 28, 31, 32 und 35 er- 
kannten Schuldseite der Verbrechen hervor. Entscheidend ist 
nicht lediglich der objektive Tatbestand der schädigenden Hand- 
lung, sondern daneben die subjektive Seite, das Verschulden, 
das den Besitzer des Stieres trifft. In den Versen 28, 31, 32 und 
35 wird das Verbrechen ausschliesslich vom Stier, in den Ver- 
sen 29, 30 und 36 durch den Stier von dessen Besitzer be- 
gangen. 

Klostermann, Der Pentateuch, S. 506 f. bildet durch Hin- 
zuziehen der Verse 21, 37 und 22, 3 eine Gruppe von 10 Ge- 
boten: 1. Gebot V. 28, 2. Gebot V. 29, 3. Gebot V. 30, 4. Ge- 
bot V. 31, 5. Gebot V. 32, 6. Gebot V. 33 und 34, 7. Gebot 
V. 35, 8. Gebot V. 36, 9. Gebot V. 37 und 10. Gebot V. 22, 3. 
Zur Begründung hierfür führt er S. 508 an: „Dass die ersten 
fünf Sätze eine Pentade bilden, liegt offen vor. Es handelt sich 
um Zerstörungen von Menschenleben, welche infolge eines Zu- 
falls oder gewissenloser Nachlässigkeit des Besitzers durch sein 
Vieh angerichtet ist, und an seine eventuelle Haftpflicht. Aber 
auch die zweiten fünf Sätze bilden eine Pentade, sofern sie von 
der Gefährdung der lebendigen Habe durch Zufall, durch un- 
verantwortliche Nachlässigkeit des Nachbarn oder durch hab- 
süchtige Gewalttat handeln. Und beide Pentaden bilden eine 
absteigende Klimax, sofern auf die Pentade über Menschenschä- 
digung durch fremdes Vieh eine solche über Schädigung des Be- 
sitzes an lebender Habe folgt; sie gehören in einen Dekalog zu- 
sammen“. Diese subtile Begründung widerspricht den schlichten 
Rechtsanschauungen des Bundesbuchs. V. 35 in eine andere 
Pentade, als V. 28, 31 und 32 zu bringen, ist bedenklich. Völlig 
ausser dem Zusammenhange stehen die Verse 21, 37 und 22, 3. 
Sie gehören zur Gruppe F. 
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F. 


Fünf zu Schadensersatz verpflichtende Ver- 
letzungen fremden Vermögens. 


1. Wenn jemand ein Rind oder ein Schaf stiehlt und es 
schlachtet oder verkauft, soll er fünf Stück Rinder für ein Rind 
und vier Stück Schafe für ein Schaf als Busse entrichten (21, 37). 


Wenn der Dieb beim [nächtlichen] Einbruch betroffen und dabei tot 
geschlagen wird, so erwächst daraus keine Blutschuld (22, 1). 

Wenn aber dabei die Sonne bereits geschienen hat, so erwächst daraus 
Blutschuld (22, 2a). 


|Djer [Dieb] muss Ersatz leisten, und wenn er nichts hat, 
soll er als Entgelt für seinen Diebstahl [als Sklave] verkauft 
werden (22, 2b). 


Wenn das gestohlene, es sei nun ein Rind oder ein Esel oder ein Schaf, 
lebendig bei ihm vorgefunden wird, so soll er [je] noch ein zweites [Tier] 
als Busse entrichten (22, 3). 


2. Wenn jemand seinen Acker oder Weinberg beweiden, 
sein Vieh aber frei laufen lässt, und dasselbe auf einem fremden 
Acker etwas frisst, ‘so soll er von dem seinigen entsprechend 
dem Ertrage desselben Ersatz leisten; wenn es aber den ganzen 
Acker abweidet’, soll er das beste von dem Ertrag seines Ackers 
oder Weinbergs als Ersatz entrichten (22, 4). 

3. Wenn Feuer auskommt und das Gestrüpp ergreift, her- 
nach aber auch ein Getreidehaufen oder das auf den Halmen 
stehende Korn oder überhaupt ein Acker verbrennt, so muss der, 
welcher den Brand verursacht hat, das Verbrannte ersetzen 
(22, 5). 

4. Wenn einer dem andern Geld oder Kostbarkeiten zum 
Aufbewahren übergeben hat und dies aus dem Hause des Be- 
treffenden gestohlen wird, so muss der Dieb, wenn er ausfindig 
gemacht wird, den doppelten Betrag entrichten (22, 6). 


Wenn jedoch der Dieb nicht ausfindig gemacht wird, so soll der Haus- 
eigentümer vor Gott hintreten und beschwören, dass er sich am Eigen- 
tum des anderen nicht vergriffen habe (22, 7). 


5. Bei irgend einem Eigentumsverbrechen, mag es sich nun 
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um ein Rind handeln oder um einen Esel, ein Schaf, ein Obergewand 
oder überhaupt etwas abhanden Gekommenes, von dem einer be- 
hauptet: das ist es! soll die Angelegenheit beider vor Gott ge- 
bracht werden, und der, welchen Gott für schuldig erklärt, soll 
dem anderen als Ersatz das Doppelte entrichten (22, 8). 

Die Gruppe F enthält fünf Delikte, die bald zu einfachem, 
bald zu qualifiziertem Schadensersatze verpflichten. 

Es behandeln: 

Nr. 1. Diebstahl — vierfacher bez. doppelter Ersatz; 

Nr. 2. Hütungsvergehen — einfacher Ersatz ; 

Nr. 3. Fahrlässige Brandstiftung — einfacher Ersatz; 

Nr. 4. Diebstahl an hinterlegtem Gute — doppelter Ersatz; 

Nr. 5. Unrechtmässiger Besitz fremden Vermögens oder die 
falsche Behauptung unrechtmässigen Besitzes (rei vindicatio) — 
doppelter Ersatz. 

Die Uebersicht der Gruppe F wird dadurch beeinträchtigt, 
dass neben das materielle Recht prozessuale Fragen in den Vor- 
dergrund treten. So behandelt V. 7 ausschliesslich eine pro- 
zessuelle Frage, aber nicht einen neuen materiellen Rechtsfall. 
V.7 darf daher nicht, wie dies Klostermann S. 510 tut, um die 
Pentade voll zu machen, als selbständige Nummer gezählt wer- 
den. Dasselbe gilt von V. 3. Auch hier findet sich nicht ein 
neues Delikt, sondern nur eine Modifikation des unter V. 21, 37 
gegebenen Diebstahls, die auf die Höhe des Schadensersatzes von 
Einfluss ist. Dass die Verse 22, 1 und 2a als Einschiebungen 
nicht mit zu zählen sind, hat schon Klostermann erkannt. 


G. 


Wannist für dasAbhandenkommen eines an- 
vertrauten Tieres Ersatz zu leisten? 


1. Wenn einer dem anderen einen Esel oder ein Rind oder 
ein Schaf, überhaupt irgend ein Stück Vieh zum Hüten übergibt 
und dieses umkommt oder Schaden nimmt oder weggeschleppt 
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wird, ohne dass es jemand sieht, so soll ein Eid bei Jahve den 
Handel entscheiden, ob er sich etwa an dem Eigentum des an- 
deren vergriffen hat; wenn der Eigentümer diesen annimmt, braucht 
jener keinen Ersatz zu leisten (22, 9 und 10). 

2. Wenn es ihm gestohlen worden ist, so soll er es seinem 
Eigentümer ersetzen (22, 11). 

3. Wenn es [von einem wilden Tiere] zerrissen worden ist 
und er es als [tatsächlichen] Beweis beibringen kann, braucht er 
für das Zerrissene keinen Ersatz zu leisten (22, 12). 

4. Wenn einer von dem anderen [ein Stück Vieh] entleiht 
und dasselbe Schaden leidet oder umkommt, ohne dass sein Be- 
sitzer zugegen gewesen ist, so muss es jener ersetzen (22, 13). 

5. Wenn aber der Besitzer zugegen gewesen ist, braucht der 
andere keinen Ersatz zu leisten ‘...’ (22, 14). 

Ebenso Klostermann S. 511. 


H. 


Verführung einer Jungfrau. 


1. Wenn jemand eine Jungfrau, die noch unverlobt ist, 
verführt und ihr beiwohnt, so soll er für sie die Morgengabe ent- 
richten und sie sich zum Weibe nehmen (22, 15). 

2. Wenn sich jedoch ihr Vater entschieden weigert, sie ihm 
[zur Frau] zu geben, so soll er soviel Silber darwägen, als die 
Morgengabe für die Jungfrauen beträgt (22, 16). 

Hier brechen die MiSpatim ab. Vermutlich haben ursprüng- 
lich zu den zwei Rechtssätzen drei weitere Rechtssätze gehört. 
Ueber deren Ergänzung äussert sich Klostermann 8. 512. Zu 
vgl. 5. Mos. 22, 28f. Statt der fehlenden Rechtssätze werden 
drei Gebote kultischen Inhaltes eingefügt (Sinaidebarim). 


J. 
Dreitodeswürdige Verbrechen. 


1. Eine Zauberin sollst du nicht am Leben lassen (22, 17). 
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2. Jeder, der einem Tiere beiwohnt, soll mit dem Tode be- 
straft werden (22, 18). 

3. Wenn jemand anstatt allein Jahve den Götzen opfert, 
soll er dem Blutbann verfallen (22, 19). 

Unzutreffend ist die Behauptung Baentschs S. 201: „Die 
VV. 22, 17—19 müssen ursprünglich mit 21, 12. 15—17 zu- 
sammengehangen haben“. Eine derartige Zusammenstellung 
würde die Gliederung des Bundesbuchs zerreissen. Die Gesetze 
VV. 22, 17—19 enthalten sakrale, VV. 21, 12. 15—17 nicht- 
sakrale Verbrechen. Zu vgl. Klostermann 8. 512 £. 


An die todeswürdigen Verbrechen zu J schliesst sich eine 
Sammlung von Sittengesetzen an. Diese erhalten erst durch 
Zusätze aus deuteronomischer und nachdeuteronomischer Zeit 
und durch Einschiebungen kultischer Vorschriften (Horebdebarim) 
religiösen Charakter. Baentsch S. 201 führt aus: „Der Bear- 
beiter, der sie mit diesen, den Mispatim, hierher versetzte, hat 
sie mit den Horebdebarim vermischt, um so wenigstens den Schein 
einer einzigen Gesetzgebung herzustellen. Ausserdem hat ein 
Späterer (oder vielleicht mehrere) Zusätze angebracht, die sich 
namentlich an der pluralischen Anrede erkennen lassen und 
spezifisch deuteronomisches Gepräge tragen.“ Trotzdem die Re- 
daktoren bei Ueberarbeitung an der Einteilung der Gebote in 
Pentaden und Dekaden kein Interesse haben, ja, wie es scheint, 
sie zu zerstören suchen, tritt die ursprüngliche Gliederung der 
Sittengesetze stellenweise noch deutlich hervor. 


K. 
Schutz der Schwachen. 
1. Einen Fremdling sollst du nicht drücken noch gewalt- 


tätig behandeln (22, 20a), 


— Denn ihr seid [auch] Fremdlinge gewesen in Aegypten (22, 20 b). 
Eine Witwe und Waise sollt ihr nimmermehr bedrücken (22, 21). 
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Denn wenn du ihn bedrückst und er dann um Hilfe zu mir schreit, 
so werde ich seinen Hilferuf sicher erhören (22, 22), 

und werde in Zorn geraten und euch durch das Schwert umbringen 
lassen, so dass eure eigenen Weiber Witwen und eure Kinder Waisen 
werden (22, 23). 


2. Wenn du jemand aus meinem Volke, einem Armen, der 
bei euch wohnt, Geld leihst, so behandle ihn nicht wie einen 
Wucherer (22, 24a), 

ihr sollt ihm keine Zinsen auferlegen (22, 24 b). 

3. Wenn du einem das Obergewand als Pfand wegnimmst, 
so sollst du es ihm bis Sonnenuntergang zurückgeben (22, 25), 
denn sein Mantel ist ja seine einzige Körperdecke; womit könnte 
er sich sonst auf seinem Lager zudecken ? 


Wenn er mich aber um Hilfe anruft, so wıll ich ıhn erhören; denn ich 
bin barmherzig (22, 26). 


4. vacat 
5. Br vgl. unten S. 80. 

Nachdem die Gebote von den jüngeren Zusätzen religiösen 
Inhaltes befreit sind, tragen sie ausschliesslich ethischen Cha- 
rakter. Soweit sie noch eine Begründung enthalten, wendet sich 
der Verfasser unmittelbar an das moralische Empfinden des Ein- 
zelnen (22, 25), während die Verwarnungen jüngeren Ursprungs 
unter Hinweis auf die Strafe Jahves an die Gesamtheit des 
Volkes gerichtet sind. Klostermann S. 514 behandelt V. 22, 21 
‘ als ein den Versen 22, 20a, 24a und 25 koordiniertes Glied. 
Hierzu führt Baentsch S. 202 aus: „Dass V. 20b. 21 Zusätze 
sind, ergibt sich einmal aus dem ganz unmotivierten Uebergang 
in die pluralische Anrede, die in V. 22 wieder ebenso unmoti- 
viert der singularischen Platz macht, und vor allem daraus, dass 
durch V. 21 mit den Witwen und Waisen die allein mögliche 
Beziehung der ınz in V. 22 auf den in V. 20 verdunkelt 
wird“. Die Ausführungen sind überzeugend. Ueber die Folge- 
rungen, die Klostermann aus der sich bei ihm ergebenden Vier- 
zahl der Gebote zieht, zu vgl. daselbst S. 215. 
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L. 


Nach V. 22, 26 erleidet der Sittenkodex durch die Verse 
22, 27—30, die eine Reihe von 


Vorschriften vorwiegend religiöskultischer 
Art 


enthalten, eine Durchbrechung. 

1. Gott sollst du nicht lästern. 

2. Und einen Vorgesetzten deines Volkes nicht verwünschen 
(22, 27). 

3. Deinen Ueberfluss und das Beste deines Kellerertrags 
sollst du nicht vorenthalten. 

4. Den Erstgeborenen deiner Söhne sollst du mir geben 
(22, 28). 

5. Ebenso sollst du es halten mit deinem Rind, deinem Schaf 
‚und deinem Hausvieh’: sieben Tage hindurch soll es bei seiner 
Mutter bleiben, am achten Tage sollst du es mir darbringen 
(22, 29). 

Und ihr sollt nur reine Leute sein. Fleisch aber, das im Freien [von 


wilden Tieren] zerrissen worden ist, dürft ıhr nicht geniessen, sondern 
sollt es den Hunden vorwerfen (22, 30). 


Ueber die hiervon abweichende Gruppierung bei Kloster- 
mann zu vgl. daselbst 8. 515. Es bleibt zweifelhaft, ob über- 
haupt bei den vermutlich zu den Horebdebarim gehörenden Be- 
stimmungen eine Pentade beabsichtigt ist. 

Es schliesst sich eine weitere Gruppe von zweimal fünf Sitten- 
gesetzen an. 


M. 
Gebote über das Verhaltenvor Gericht. 


1. Du sollst kein falsches Gerücht aussprengen (23, 1a). 
2. Biete dem, der eine ungerechte Sache hat, nicht die Hand, 
für ihn Zeugnis abzulegen, und so das Recht zu verdrehen (23,1 b). 
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3. Du sollst nicht dem grossen Haufen folgen, um Böses zu 
tun (23, 2a). 

4. Bei einer Rechtssache sollst du nicht, der Mehrheit dich 
anschliessend, Aussagen machen und [so das Recht] beugen 
(23, 2b). 

5. Du sollst nicht die Partei des ‚Angesehenen’ ergreifen, 
wenn er eine Rechtssache hat (23, 3). 

Gebote der Nächstenliebe. 
a) Wenn du einen deinem Feinde gehörenden Ochsen oder Esel findest, 
der sich verirrt hat, so sollst du ihm denselben zurückbringen (23, 4). 
b) Wenn du siehst, dass der Esel deines Feindes unter seiner Last zu- 


sammengebrochen ist, so sollst du davon abstehen, ihn im Stiche zu 
lassen, sondern sollst ihm helfen, [den Esel] zu befreien (23, 5). 


6. Du sollst das Recht des Armen, der unter euch ist, nicht 
beugen, wenn er eine Streitsache hat (23, 6). 

7. Halte dich fern von einer Sache, bei der Lüge im Spiele 
ist (23, 7a), 

8. Und hilf nicht einen Unschuldigen oder der eine gerechte 
Sache hat, verurteilen (23, 7b); 

9. Und dem, der im Unrecht ist, ‚sollst du nicht zum Rechte 
verhelfen’! (23, 7 cc). 

10. Und Geschenke nimm nicht an; denn Geschenke machen 
Sehende blind und verkehren die gerechte Sache (23, 8). 


Einen Fremdling sollst du nicht hart behandeln; ihr wisst ja, wie es 
dem Fremden zu Mute ist, weil ihr selbst Fremdlinge gewesen seid in 
Aegypten (23, 9). 

Die beiden Bestimmungen über die Feindesliebe V. 23, 4 
und V. 23, 5 sind, wie auch Baentsch und Klostermann anneh- 
men, nachträgliche Einfügungen. Was V. 23, 9 anlangt, so 
trägt Klostermann kein Bedenken, ihn als von Anfang an zur 
Sammlung gehörig anzusehen. Baentsch S. 206 hebt dagegen 
mit Recht hervor: „V.9 verbietet Bedrückung des Fremdlings ganz 


i Die Uebersetzung von V. 23c ist nicht aus Kautzsch, sondern aus 
Baentsch S. 206 genommen. Ueber die verschiedene Lesart zu vgl. Dillmann, 
S. 272£. Mit Baentsch schliesst sich Klostermann der Lesart der Sept. an, 
die statt ’1°3 al ob drmaudaoeıg öv Koeß7j Evexev dwpwv lautet. 
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allgemein, gehört also mit den vorhergehenden VV. nicht eng 
zusammen. Zudem ist der V. nur eine müssige Wiederholung 
von 22, 20. Er ist auf Rechnung des Red. zu setzen, der durch 
Eingliederung des V. in den gegenwärtigen Zusammenhang aller- 
dings einschärfen will, dass man dem Ger. speziell auch im Ge- 
richt sein Recht nicht vorenthalten soll....“ Zu vgl. Dillmann 
S. 271. Um trotz Hinzurechnen des Verses 23, 9 die zweite 
Pentade herauszubekommen, verschmilzt Klostermann V. 23, 6 
und V. 23, 7a durch eine von Kautzsch und Baentsch abwei- 
chende Lesart zu einer Nummer, zu vgl. Klostermann S. 519, 
insbes. Anm. 2, Kautzsch, Die heilige Schrift, S. 80; Baentsch 
S. 206; Dillmann 8. 272. 

Den Abschluss des Sittenkodex bilden die beiden Gebote 
des Brachjahrs und der Arbeitsruhe. Sie gehören zur Gruppe 


K. 
Schutz der Schwachen. 


l. vacat 

2. vacat | siehe oben S. 76 f. 

3. vacat 

4. Das Gebot des Brachjahres. 


Sechs Jahre hindurch sollst du dein Land bebauen und 
seinen Ertrag einheimsen (23, 10); im siebenten Jahre aber sollst 
du es unbenutzt und brach liegen lassen, so dass die Bedürftigen 
deines Volkes [darauf] ihre Nahrung holen können, und was sie 
übrig lassen, mögen die wilden Tiere fressen; ebenso sollst du 
verfahren mit deinem Weinberg [und] deinem Oelgarten (23, 11). 

5. Das Gebot der Arbeitsruhe. 

Sechs Tage hindurch magst du deine Arbeit verrichten; am 
siebenten Tage aber sollst du feiern, damit dein Rind und dein 
Esel ruhe, und der Sohn deiner Sklavin, sowie der Fremdling 
einmal aufatme (23, 12). 

Und in Bezug auf alles, was ich euch befohlen habe, nehmt euch wohl 
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in acht! Den Namen anderer Götter erwähnt nicht; er soll nicht über 
eure Lippen kommen! (23, 13). 

Klostermann 8. 521 zergliedert das Gebot des Brachjahrs 
aus nicht recht ersichtlichen Gründen in zwei Gebote: V.23, 10 
und Vers 23, 11. Wenn er aber V. 23, 12 als ein Gebot be- 
handelt, so muss er folgerichtig das gleiche mit V. 23, 10 und 
V. 23, 11 tun. Es liegt dem V. 23, 10 fern, eine selbständige 
Verpflichtung aufzustellen. Die Worte „Sechs Jahre hindurch 
sollst du dein Land bebauen u. s. w.“ wollen lediglich das Ver- 
bot des Bebauens und Einheimsens im siebenten Jahre einleiten, 
wie das Verbot der Arbeitsruhe am 7. Tage durch die Worte 
„Sechs Tage hindurch magst du deine Arbeit verrichten“ einge- 
leitet wird. Sechs Jahre stehen zur Bewirtschaftung zur freien 
Verfügung; nur das siebente Jahr bringt eine Verpflichtung mit 
sich. Dass diese Auffassung von V. 23, 10 und V. 23, 12 dem 
hebräischen Sprachgebrauche entspricht, zeigt 1. Mose 2, 16: 
„Und Jahve Gott gebot dem Menschen und sprach: Von allen 
Bäumen des Gartens kannst du nach Belieben essen; aber von 
dem Baum der Erkenntnis des Guten und Bösen — von dem 
darfst du nicht essen; ...“ Um die Verpflichtung stärker her- 
vorzuheben, wird einleitend auf die im allgemeinen dem Ver- 
pflichteten zustehende Freiheit hingewiesen, ohne dass diese ihrer- 
seits eine Verpflichtung in sich schliesst. 

Klostermann weiss die beiden, nach ihm drei Gebote nicht 
unterzubringen. Er greift daher zu dem Notbehelfe, dass zwei 
Gebote ausgefallen seien. Er schreibt S. 522 f.: „Vielleicht ist 
die Gleichheit der Anfänge von V. 10 und 12 (6 Jahre, 6 Tage) 
mit dem von V. 14 (3 Male) Veranlassung geworden V. 10—12 
vor V. 14 zu stellen. Dann muss man aber doch auch anneh- 
men, dass V. 13 ursprünglich einer Reihe mit V. 14 fi. angehört 
hat durch Zwischenglieder, die jetzt ausgefallen sind. Denn so 
wie er lautet, hat er jetzt weder zu V. 12 noch zu V. 14 wahr- 
nehmbare Beziehung“. 

Die herrschende Auffassung bringt die beiden Gebote des 


Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XIX. 1, 6 
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Brachjahres und der Arbeitsruhe in einen inneren Zusammen- 
hang mit der kultischen Bestimmung des Sabbat. Dillmann 
S. 273 leitet seine Bemerkungen zu V. 10—19 mit den Worten 
ein „Bestimmungen über gottesdienstliche Dinge, namentlich die 
Feier der heiligen Zeiten (also inhaltlich dem Anfang der Bun- 
desgesetze 20, 22—26 näher stehend)“. Baentsch S. 206 wird 
in der gleichen Annahme dazu veranlasst, in den Versen 10—12 
einen alten Bestandteil der Horebdebarim von E zu vermuten. 
Er sagt von dem Gebote des Brachjahres: „Die Wahl gerade 
des siebenten Jahres beruht natürlich auf der Einwirkung der 
Sabbatidee“* und bezeichnet es als „Das Sabbatgebot mit humani- 
tärer Begründung“. Die Bestimmungen tragen aber nach Form 
und Inhalt gar nicht den CÖharakter kultischer, sondern aus- 
schliesslich ethischer Gebote. Das kann auch Baentsch nicht in 
Abrede stellen: „Diese ursprünglich lediglich dem landwirtschaft- 
lichen Interesse dienende Massregel (über das Brachjahr) ist hier 
in den Dienst der Humanität gestellt“ und „Die Sabbatfeier hat 
hier den Zweck, den Arbeitstieren und menschlichen Arbeitern 
einen Erholungstag zu verschaffen.... Denn hatte das Brach- 
jahr vor D bereits den Charakter einer humanitären Institution, 
so wird der Sabbat selbst auch schon vor D diesen Charakter 
gehabt haben“. Aus dem Gebote der Arbeitsruhe einen kulti- 
schen Inhalt herauslesen, kann nur der, der von der im Deka- 
loge bekannten Fassung ausgeht: „Du sollst den Sabbat heiligen“. 
Das Gebot der Arbeitsruhe im Bundesbuche fordert nichts, als 
ein Ruhen am siebenten Tage, damit die Bedrückten aufatmen 
können. Viel näher liegt es daher, die beiden Gebote als Be- 
standteile des Sittenkodex aufzufassen, und sie den drei zu K 
gegebenen Bestimmungen zum Schutze der Schwachen anzuglie- 
dern. Dem widerspricht nicht der Zusatz in V. 13. Dieser 
Zusatz bildet den Abschluss des den Mispatim angefügten Sitten- 
kodex. Er ist vermutlich jüngeren Ursprungs, zum mindesten 
an dieser Stelle. Der Zusammenhang mit dem vorausgehenden 
Gebote der Arbeitsruhe ist nur ein äusserer. Mit den Worten 
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„Und in Bezug auf alles, was ich euch befohlen habe, nehmt 
euch wohl in Acht!“ wird auf die gesamte Kodifikation zurück- 
gegriffen und dieser, auch soweit sie nicht religiöse Gebote ent- 
hält, ein religiöses Gepräge gegeben. Die in dem Gebote der 
Arbeitsruhe getane Erwähnung des „Fremdlings“ ist schliesslich 
Anlass, dass der Redaktor des Bundesbuchs noch die Ermahnung 
beifügt: „Den Namen anderer Götter erwähnet nicht...“, um 
auf diese Weise zu den nachfolgenden Horebdebarim überzuleiten. 
Ueber V. 13 zu vgl. Dillmann S. 275, Klostermann S. 523 und 
Baentsch S. 207. 


6* 
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Ein adeliges Testament aus dem Jahre 1502 und ein 

Streitfall zwischen dem Stadtrat zu Coburg und dem 

Kaiserlichen Hauptmann Ernst von Brandenstein 
wegen einer geistlichen Stiftung i. J. 1528. 


Von 


Pfarrer Dr. Berbig in Neustadt/Coburg. 


Für die Geschichte der Reformation der fränkischen Pflege 
Coburg, welche den südlichsten Teil des ehemaligen Kurfürsten- 
tums Sachsens ausmachte, ist das Jahr 1528 im eigentlichen 
Sinne das Reformationsjahr. Während sich auch in diesem sächsi- 
schen Gebietsteil die Umbildung der Kirchenlehre zum Evan- 
gelium, dem Zuge der Zeit folgend, schon im voraufgegangenen 
Decennium, etwa von 1518 an langsam vollzog, gewann doch 
erst zehn Jahre später das neue Werk greifbare Gestalt. Allent- 
halben wurde nunmehr der Anfang gemacht, auf den neu ge- 
wonnenen evangelischen Grundlagen auch in materieller Form 
ein neues Kirchengebäude aufzurichten und besonders das Kirchen- 
gut in einer neuen zeitgemässen Form dem Evangelium dienstbar 
zu machen. Das war in der Tat neben der Untersuchung des 
theologischen, religiösen und sittlichen Bestandes der Prediger, 
Pfarrer, wie der Gemeinden selbst, der zweite Hauptteil der nun- 
mehr entstehenden kirchlichen Visitationen. 

Am Sonntag Egidi 1528 wurde auch für die Pflege Coburg 
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der kurfürstliche Visitationsbefehl erlassen und zwar für Stadt- 
und Landbezirke. 

In der Stadt Coburg handelte es sich bei der Lösung der 
Kirchengutsfrage ganz besonders um das Schicksal der dortselbst 
bestehenden Vikareien, von denen noch ein Teil besetzt war. 
Der durch Tod der bisherigen Besitzer erledigte Teil der Lehen 
war bereits in „den gemeinen Kasten“, d. i. einer neu aufge- 
richteten kirchlichen Zentralkasse zugeführt worden, besonders 
diejenigen Vikareien, deren Belehnung stiftungsmässig dem Rate 
der Stadt zustand. Es gab aber noch folgende Lehen, die vom 
Adel in der Nähe der Stadt verliehen wurden auf dem Altar 
Erwini (die von Rosenau), auf dem Altar Urbani (die von Bach) 
und auf dem Altar Catherinae Letztere Vikarie, von deren 
Stiftung und fernerem Schicksal im folgenden die Rede sein soll, 
stand zur Belehnung dem in der Pflege Coburg seit alter Zeit 
eingesessenen Adelsgeschlechte derer von Brandenstein zu. 

Schon am 15. Juli 1528 wandte sich Ernst von Branden- 
stein, der als Hauptmann der Garde im Dienste des Königs 
Ferdinand von Böhmen und Ungarn stand, in einer längeren 
Eingabe (siehe Nr. 1) persönlich an den Kurfürsten Johann 
von Sachsen unter Vorlage eines Testamentes (siehe Nr. 3) seines 
verstorbenen Vormundes und Vetters Albrecht von Brandenstein, 
und unter Geltendmachung seiner Ansprüche auf das Belehnungs- 
recht der Vikarie, welches der Stadtrat von Coburg bestritt 
(siehe Nr. 2). 

Aus diesen drei Schreiben geht aber noch eine ganze Reihe 
für die Reformations-, wie Kirchen-, Adels- und Kultur-Ge- 
schichte des Landes wichtiger Momente hervor, welche eine wört- 
liche Veröffentlichung der genannten Dokumente sehr wohl ge- 
rechtfertigt erscheinen lassen. 

„Als der Aelteste des Geschlechtes“ und zugleich namens 
seines jüngeren Bruders Paris hatte sich Ernst von Brandenstein 
zur nachstehenden Eingabe an den Kurfürsten Johann erhoben 
indem er darauf hinwies, dass der Stifter der Vikarie zu St. 
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Katharina, Albrecht von Brandenstein, sein und seines Bruders 
Vormund gewesen sei und zur Dotierung der Stiftung einen nicht 
geringen Teil ihrer väterlichen Güter verwendet habe in den 
Jahren ihrer Unmündigkeit. 

Die Stiftung war im Jahre 1502 erfolgt, und zwar am Diens- 
tag nach „Unser lieber Frauentag, genannt Würzweihe‘“, aber 
jedenfalls erst nach dem Tode Albrechts von Brandenstein später 
in Kraft getreten. Die Witwe des Ebengenannten, Anna, ge- 
borene von Luchaw, verheiratete sich bald nach dem Tode ihres 
Gemahles mit dem damaligen kurfürstlichen Schosser zu Coburg 
Arnold von Falkenstein. Auch der zuerst belehnte Priester 
war mittlerweile gestorben, jedenfalls im Jahre 1517 oder 1518, 
und das Lehen wurde von Frau Anna nunmehr, „vor wenig 
Jahren, da die Messhaltung noch im Brauch gangen“, verliehen 
an Magister Balthasar Düring, Prediger zu Coburg. 

Mit dem Einzug der Reformation in Coburg waren aber die 
stiftungsmässigen Messen des Brandensteiner Lehens gefallen. 
Inzwischen war auch die rechtmässige Verleiherin Frau Anna 
tödlich abgegangen und die beiden Neffen, Ernst und Paris von 
Brandenstein, besannen sich auf ihre Rechte. 

Im vorliegenden Schreiben stellen beide die Sache dem Kur- 
fürsten so dar, dass auch Magister Balthasar Düring seinen 
Gewissens halber Bedenken gehabt und mit ihnen vereinbart habe, 
dass sie selber die zu den Lehen gestifteten Güter und Bauern- 
schaften einnehmen möchten, gegen eine jährliche Pension von 
60 Gulden. Der Prediger erklärte, es wäre ihm die Verwaltung 
des Leehens an seinen Studien hinderlich. 

Gegen diese Abmachungen erhob nun der Coburger Stadt- 
rat energischen Protest, wie die beiden Brüder von Brandenstein 
dem Kurfürsten melden. Der Stadtrat berufe sich auf sein testa- 
mentarisch verbrieftes Recht der Kollation der Stiftung, welches 
ihm aber doch nur zum Zweck der Sicherheit derselben über- 
tragen worden sei. Man versuche die Brandensteiner als die 
rechtmässigen Erben zu verkürzen und den belehnten Geistlichen 
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davon abzudrängen usw. 

Der Kurfürst wolle dem Amt Coburg befehlen, dass der 
Prediger geschützt werde und die Interessen der Gebrüder Bran- 
denstein gewahrt würden, auch in der Abwesenheit derselben. 

Am Mittwoch nach Margarethae virginis hatte sich der Stadt- 
rat von Coburg in einer längeren Eingabe an den Kurfürsten 
gewandt (siehe Nr. 2), in welcher er seinerseits die Lage der 
Dinge klarlegte. Obschon ein Zweifel an der Rechtmässigkeit 
der Kollatur der Stiftung seitens des Rates nicht bestehen könne, 
so habe doch Ernst von Brandenstein, ohne Vorwissen des Rates, 
mit Magister Balthasar Düring einen Vertrag abgeschlossen, 
wonach letzterer ein Jahrgeld von 60 Gulden empfangen solle, 
während die Gebrüder von Brandenstein über die Almosen in 
der Stiftung verfügen und bestimmen und die zu dem Lehen 
gehörigen Güter, nämlich zwei Dörfer, Lützelbuch und Rögen 
mit aller Gerechtigkeit samt einer dort befindlichen Schäferei, 
dazu auch 20 Gulden „Ewigs-Geld“, welche nach dem Tode der 
Frau von Brandenstein angefallen seien, in ihren eigenen Be- 
sitz nehmen sollten. 

In Anbetracht der Wichtigkeit wurde die ganze Sache vor 
den versammelten Rat gebracht, welcher beschloss, sich der 
testamentarisch festgesetzten Kollation nicht zu begeben. Für 
den Fall aber, dass die von Brandenstein sich verschreiben wür- 
den für den Anfall der betreffenden Güter an die Stadt Coburg 
nach ihrem Ableben, wolle letztere in den mit dem Magister 
Düring abgeschlossenen Vertrag willigen. Dieses Erbieten habe 
inzwischen Ernst von Brandenstein abgelehnt, den Prediger „etwan 
bei diesen Tagen geängstigt und getrieben“, und mit Gewalt sich 
der Güter bemächtigen und die Bauern in Pflicht nehmen wollen. 
Darauf habe sich der Stadtrat an den Stellvertreter des Kur- 
fürsten, den auf der Feste residierenden Schosser Arnold von 
Falkenstein gewandt, mit der Bitte, solches Vorhaben dem Ernst 
von Brandenstein zu untersagen. Der Schosser beruhigte den 
Stadtrat, der sich nun sofort an den Kurfürsten persönlich wandte, 
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und um eine Verhandlung vor ihm selber bat. 

Auf diese schriftliche Eingabe des Stadtrates erfolgte laut 
eines beiliegenden Registraturvermerkes die Antwort, dass die 
von Brandenstein eine Eingabe bis jetzt noch nicht gemacht 
hätten, sobald aber etwas einkäme, wollten s. f. G. ihres Be- 
richtes eingedenk sein und nötigenfalls eine Vorbescheidung er- 
folgen lassen. Diese Antwort erfolgte am Dienstag nach Alexis, 
also einige Tage vor dem Eintreffen der Anzeige des Branden- 
steiners. 

Was nunmehr die Stiftung selbst betrifft, so war dieselbe 
wohl eine der bedeutendsten, welche für die alte Kirche zu Coburg 
gemacht worden ist am Ausgang des Mittelalters. 

Die Grundlage bildeten 500 rheinische Gulden, welche schon 
vorher Kunigunde von Brandenstein, geborene von Rosenberg, 
Ehefrau des Günther von Brandenstein, als ihre einstige Morgen- 
gabe zu einer ewigen Messe beschieden hatte. Günther von 
Brandenstein hatte später auf seinem Totenbett seinem Bruder 
Albrecht anheimgegeben, diese Messe nach seinem Willen aus- 
zurichten. Mit Bewilligung des Abtes Georg zu SNalfeld erfolgte 
die Aufrichtung der Messe und zwar in der Pfarrkirche zu St. 
Moritz zu Coburg am neuen Sankt Katharina-Altar. Jesu Christo, 
der Jungfrau Maria, den Engeln, Sankt Katharina, den Zwölf- 
boten, Sankt Andreas, Philippus und Jakobus, auch allem himm- 
lischen Heer zu Lobe. 

Den Grundstock der Stiftung bildeten 121 Acker Feld und 
Wiesen „in der Muchsen“, welche die mit Namen aufgeführten 
Bauern in Bieberbach, Fronach, Weidhausen, Herrstadt, Nieder- 
wesungen, Hofstetten, Grub, lehensweise inne hatten. 

Für die Ortsgeschichte ist diese Aufzeichnung von hohem 
Werte, denn sie führt die Bewohner mit Namen auf. Die Zinsen be- 
standen in Naturalien, wie Käsen, Eiern und Hühnern, wobei 
je für einen Acker als Zins eingesetzt war: ein Fastnachtshahn 
und drei Pfennige. Zwei Güter zu Grub und die Schäferei zu 
Lützelbuch kamen hinzu, welch letztere mit sechs Gulden jähr- 
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lich zinste, sowie der Fronhof dortselbst mit einem Jahrertrag 
von 60 Simmer Korn und 60 Simmer Hafer. (2!/), Sr. Korn = 
1 Gulden, 5 Sr. Hafer = 1 Gulden) Hinzukamen noch 10 
Güter in Lützelbuch, 11 Güter in Rögen und ferner besondere 
Lehen zu Fällbach, sechs Acker Weinwachs bei Rögen am Lerchen- 
berg und ein Acker am Eichberg bei Lützelbuch. Dabei wird 
angeschlagen 1 Fuder Wein auf 5 Gulden, 1 Fastnachtshenne 
auf 9 Pfennig, ein Herbsthahn auf 5 Pfennig, 1 Schock Eier 
auf 18 Pfennig und die Käse zu 5 und 6 Pfennig. Auch 4 Seen 
fanden sich in der Rögener und Lützelbacher Mark: das Künsee- 
lein, das Brückenseelein, das Runkenseelein und das Neuseelein, 
sämtlich veranschlagt mit einem Jahresertrag von 12 Gulden. 
Der Grosshof zu Lützelbach und die zu Rögen gelegenen Güter, 
die Weyers Wiesen genannt, wurden veranschlagt mit 35 Gulden 
pr. a. Diese Wiesen mussten die Lützelbücher Seldner abmähen 
bei ihrer Kost, doch bei einem Taglohn von 18 Pfennig. Die 
Rögner mussten dieselben dürr machen und mit dem Grossenhof 
zu Lützelbuch einführen zum Fronstadel, Dreschen und auch 
sonst um 15 Pfennig Taglohn arbeiten. 

An Waldungen gehört zu der Stiftung das sog. Motschen- 
thal und etliche Schrote, die Buchleite, auf dem Hassloch, und 
die Hühner Aecker, sowie etliche Gehölze auf dem Sankt Johan- 
nesberg und zwischen dem Sankt Johannesberg und dem Künberg 
gelegen. | 
Der Ertrag aller Nutzungen war 146 Gulden im Anschlag. 
Sämtliche Grundstücke waren „freyhe eygen, freyhe erkaufft, 
freyhelich besessen, genossen und herpracht“. 

Vom Stifter Albrecht von Brandenstein selbst war das Lehen 
1. J. 1502 — nach voraufgegangener Präsentation beim Bischof 
von Würzburg und Herzog zu Franken Lorenz behufs Konfirmation 
— dem Priester Herrn Johannes Gegen übertragen werden. Die 
Verwaltung der Güter hatte sich der Stifter lebenslänglich vor- 
behalten, sich aber für schuldig erklärt, jährlich zu zwei Fristen, 
halb Walburgis und halb Michaelis 25 Gulden an Geld dem 
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Geistlichen auszuzahlen. Dagegen war der Priester verpflichtet 
samt seinen Nachkommen, allwöchentlich vier Messen, ferner 
eine am Sonntag Trinitatis, die andere am Mittwoch nach Katha- 
rinae, die dritte am Karfreitag und die vierte am Sonnabend 
von unsern lieben Frauen auf dem St. Katharina-Altar zu 
lesen und zwar zum Seelenheil der Stifter Albrecht von Branden- 
stein und seiner ehelichen Hausfrau Anna, ferner für Herrn Swey- 
polt von Brandenstein, ein Ritter und Frau Anna, für Hans 
von Luchaw und Frau Margaretha, für Frau Kunigunde von Rosen- 
berg und Frau Margaretha von Brandenstein. 

Das regelmässige Halten der Messen wird dem Priester zur 
(ewissenspflicht gemacht, ebenso die Teilnahme des Priesters 
an allen hohen Festen am Chor und an der Prozession. Von 
aller Seelsorge war er indes befreit. Ewiglich aber war zu hal- 
ten auf Sankt Katharına Tag zu Nacht mit Vigilien und am 
andern Tag danach mit einer gesungenen Messe auf dem Katha- 
rina-Altar unter der Teilnahme von 27 Priestern, welche i. J. 
1502 zu Coburg vorhanden waren, samt dem Placebo zum Ge- 
dächtnis für die Stifter, ihre Eltern und ihr Geschlecht. Jedem 
Priester und dem Schulmeister war 1 Pfund, den drei Jung- 
meistern aber 2 Pfund zur Präsenz zu geben, sowie dem Kirch- 
ner 1 Ort eines Guldens für das Läuten. Ausserdem hatte der 
Priester zu solchem Bezeugnis und Gedächtnis für einen Gulden 
Wachs zu kaufen zu Kerzen und zu einem ewigen Licht bei sich 
selbst. Allwöchentlich hatte derselbe einen halben Sümmer Brot 
backen zu lassen und an drei Tagen ın der Woche, Sonntag, 
Mittwoch und Freitag wurde dasselbe vor seinem Hause ausge- 
teilt zur Spende an arme Schüler und arme Leute. Alljährlich 
waren ferner 15 Gulden zur Anschaffung von grauem Tuch an- 
gegeben, welche an arme vom Rat namhaft zu machende arme 
Leute ausgeteilt wurden, jedem 6 Ellen. Wöchentlich wurde 
den Sondersiechen zu Coburg in das Siechenhaus für 9 Pfennig 
Brot getragen und am Gründonnerstag wenigstens ein Eimer 
Wein an Arme verteilt, die das heilige Sakrament empfangen 
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hatten; jeder empfing ein Quart (Kärtle) und einen Pfennig — 
jährlich im Betrag von 1'!/; Gulden. Den Barfüsser-Mönchen 
zu Coburg waren ins Kloster zu schicken jährlich 6 Gulden zur 
Beschaffung einer Tonne bester Heringe. Ausserdem war den 
Mönchen zu Coburg in der Fastenzeit zu reichen 1 Gulden zur 
Abhaltung von einer mit Placebo und Vigilien gesungenen Sel- 
messe und von fünf gelesenen Messen, bei denen für die Stifter 
und deren Eltern mit Namen zu bitten war. 

Alle diese Kosten waren berechnet mit 48 Gulden 3 Pfund 
und 25 Pfennigen. Mithin blieben dem Priester an den ange- 
gebenen Nutzungen noch 97!/, Gulden zu seinem Unterhalt, — 
ein immer sehr guter Gehalt, wenn man bedenkt, dass der Durch- 
schnittsgehalt eines Geistlichen im Ortsland zu Franken damals 
20—30 Gulden betrug. Uebrigens war der Anschlag der ein- 
zelnen Stücke so mässig gehalten, dass etwa 40 Gulden Mehr- 
erträge zu erwarten waren in guten Jahren. Diese sollte der 
Priester dafür rechnen, dass auch von Zeit zu Zeit Missernten 
eintreten konnten, wo Getreide und Wein nicht voll gerieten und 
zugleich um die Gebäude der Stiftung mit im baulichen Wesen 
zu erhalten. 

Sehr wesentlich und belangreich, namentlich im vorliegenden 
Streitfall, war die weitere testamentarische Bestimmung, dass das 
jus praesentandi nach dem Absterben der Stifter auf Ernst von 
Brandenstein und dessen Bruder Paris übergehen solle, jedoch 
nur „woe sie anderst hier im Land zu Franken mit ihrem An- 
wesen wohnen und haeuslicher sitzen werden, woe sie aber im 
Land zu Franken nicht sitzen noch haeuslich wohnen, und ob 
auch sie hie wohnten und mit Tod abgegangen sein“. Im andern 
Fall musste die Präsentation nach Wortlaut des Testaments 
geschehen durch den Rat zu Coburg. Das war gerade einer 
der Hauptpunkte, auf den die Coburger sich stützten bei Geltend- 
machung ihrer Ansprüche. Paris von Brandenstein befand sich 
nebst seinem Bruder bereits ausser Landes in kaiserlichen Dien- 
sten als Gardehauptmann und deshalb war der Rat die recht- 
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mässige Verwaltungs- und Aufsichtsbehörde, nachdem auch das 
Oberlehen eines Abtes zu Salfeld wegfällig geworden war. 

Es hat, wenn auch die Absicht der Stifter klar ist, immer 
etwas Rührendes, wenn zum Schluss des Testaments auf ihren 
Christglauben hingewiesen wird mit ihrem eigenen Bekenntnis 
als gute Gläubige im Sinne der katholischen Kirche, auf ein 
christliches Begräbnis mit Psalter und Vigilien, gelesen und ge- 
sungen im Sterbehaus, auf eine christliche Beisetzung in der 
Pfarrkirche zu St. Moritz vor dem Katharina-Altar mit zwölf 
zweipfündigen und vier langen Wandelkerzen, mit möglichst vie- 
len Priestern, Messen und mehr Geläute — kurz auf die ganze 
Prachtentfaltung einer Beisetzung in der Kirche des Mittelalters. 
Auch im benachbarten Barfüsser-Kloster (der heutigen Ehrenburg) 
sollte das Begängnis mit möglichst vielen Messen gehalten wer- 
den. Gleichzeitig wird ein Seelbad verlegt werden, vor der Be- 
hausung wird eine Spende an Brot und Wein verabreicht, wäh- 
rend von dem, der am letzten stirbt, oder vom Rate zwei Testa- 
mentsvollstrecker dem belehnten Priester zur Seite gestellt waren, 
welche die im Hause vorhandenen Barvorräte in Verwaltung 
nehmen. Ein Leichenstein mit beiden Wappen der Stifter, auch 
Schild und Tafel soll gelegt werden, falls derselbe nicht etwa 
schon bei Lebzeiten der Stifter angefertigt wird, wie das zu 
jener Zeit üblich war in adlichen Familien. Ist endlich die Ehe- 
frau der überlebende Theil, so fallen ihr alle Hinterlassenschaf- 
ten zu zu freier Benutzung „doch diesem unserm Testament, 
Kodicill oder letzten Willen unabbrüchig“, während nach ihrem 
Tod alle Lehengüter an die beiden Neffen fallen: Ernst und 
Paris von Brandenstein, welche bereits damit belehnt sind vom 
Landesherrn. 

Bei Nichterfüllung der Testamentsbestimmungen wird der 
Bischof von Würzburg oder sein Fiskal zu Strafen schreiten, 
wobei die Hälfte der Strafsumme zum Nutzen des Lehens, die 
andere Hälfte aber dem Bischof oder seinem Fiskal gehören soll. 

Der „letzte Wille“ ist in zwei Exemplaren angefertigt, wovon 
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das eine der belehnte Priester, das andere aber von den Stiftern be- 
halten wurden, während die Konfirmation der Urkunden vom 
Rate zu Coburg ausgeführt worden ist, mit angehängtem Siegel. 

Als Zeugen der Stiftung haben folgende Edelleute fungiert: 
Heinz von Lichtenstein der ÄAeltere, Hans von Schaumburg zu 
Füllbach, Heinz von Lichtenstein zu Hohenstein, Hans von Stern- 
berg, zu Kallenberg, Sigmund von Rosenau, Caspar vom Bach, 
sowie der Rat zu Coburg. - 

Welchen Ausgang der Streit des Stadtrates mit Ernst von 
Brandenstein genommen hat, können wir leider nicht sagen. Die 
Akten fehlen darüber. Nur das letzte Stück (Nr. IV), das im 
Konzept vorliegt, lässt vermuten, dass der Kurfürst mit den vom 
Schosser Arnold von Falkenstein getroffenen Massnahmen nicht 
zufrieden war. v. Falkenstein schritt gegen die Uebergriffe des 
Brandensteiners nicht ein. Er hatte die Witwe des Albrecht 
von Brandenstein geehelicht, war also mit den Neffen verwandt. 
Vielleicht lassen sich später einmal die hierhergehörigen Akten 
ergänzen. Am wertvollsten aber bleibt der Wortlaut des umfang- 
reichen Testamentes, die echten Zeugnisse alten Rittersinnes. 


Es folgt der Wortlaut: 


l. 


Das Schreiben des Gardehauptmanns Ernst 
von Brandenstein an den Kurfürsten 
Johann von Sachsen. 


Durchlauchtigister Hochgeborner Fürst Ewern Curfürst- 
lichen gnaden sint mein untherthenig gehorsame und gancz willige 
Dinst mit vleis zuuoran Beraidt genedigster Herr, mein vetter 
seliger albrecht von Brandenstain hat in seinem lehen, vnd In 
Zeit der unmündigen Jarre parissen von Brandenstein meines 
Brudern vnd mein wij dazumal der gebrauch gewest zu seiner 
vnd seiner hawsfrawen auch ander vnsser Eltern vnd geschlechtes 
aller sellen haill in stifftung Einer vicarey vnd Ewigen mes zw 
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Coburg In der pfarkirchen aufgericht wij E. Kurfurstlich genad 
das Im Buchstaben derselben Stiftung auf Beyligender abschrifft 
(sie No. III) genediglich zuuernemen vnd das ist also der Eltest 
vnd paris von Brandenstain disser Zeitt patron vnd Lehenherr 
sein Zw welchem lehen auch nycht Ein geringer thaıl vnsers 
vetterlichen ausrewlichen guths gewendet vnd komen, in betrach- 
tung das Bemelter vnsser vetter seliger vnsser Baider formundt ge- 
wessenn vnd Es mit den güttern seines gefallens gehandelt, Nach- 
dem dann nach absterbenn des Ersten Besiczers solchs gestifften 
lehens frau anna von Lüchow sein Nachgelassene hawssfrau selige 
dij E. Kurfürstliche gn. schosser zw Coburg arnolt von falcken- 
 stain mein liber swager Elich genommen, dasselbig lehenn vor 
| wenig Jarrenn Magister Baltasser Döring prediger Zw Coburg, 
vnd der Zeit (Do dij meshaltung Noch Im Brauch gangen, hat 
verlihenn:) vnd das sindher dij stiftung dwil dij messen Ausweis- 
sung des gotlichenn wortzs nit gehaltenn werden, vnd mit anderm 
thun mehr zwrüdett ist, sein umb des willenn hieuor Ehe dij 
lehenschafft an meinen brudern vnd mich komen vnd auch icziger 
Zeit do sich der Dotfal an vnsser geschwistern selbigenn Be- 
gehenn hatt, wijr von Bemeltem magister Baltassar der disfals 
seines gewissens halb Ein Bedencken gehabtt Ersucht, mit dem 
fürhaltenn das wier dij gütter und Bawerschafit so zw dem lehenn 
gestifft vnd Bewidambtt sein, zw vnssern handen nemen vnd ime 
Jerlich Ein pension geben soltenn, dann es wer ime Beswerlich 
mit den Bawern vmb zu gehen. Darzw vwer es im an seinen 
Studien verhinderlich, Dar umb mein Bruder vor dieser Zeitt 
mit bemeltem prediger gehandelt (vnd das ich iczund mit Ime 
vns Baiden der gütter vnd des lehens vft ein jerliche pension 
abzutretten, überein komen:) zw dem dweil auch das lehenn vff 
etlich Almussen gestifft das wir ime darfür solch almussen armen 
leuten awszurichten oder in gemein Kastenn zw antvortten auch 
haben bestalt gemacht, vnd das ich mich einicher wetter ver- 
hinderung dweil mein Bruder und ich mit dem prediger alss 'be- 
lehentem werren vereiniget nit hetten versehen, Aber genedigister 
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fürst vnd herr Nachdem mein vetter Albrecht von Brandenstain 
selliger und sunder Zweiffel allein darumb das dij stifftung in 
Ewig plaiben vnd nit abgehen solt, dij Colecion der verleihung 
Nach mein vnd meines Bruders dotlichem abgang vfi ein Rat 
zw Coburg gestalt hat, vnterstehen sich darumb bemelte des raths 
vnangesehen das dij stifitung sunst in allen stücken auserhalb 
was das almussenn Betrifft, gancz vnd gar gefallen zuredet vnd 
zuricht worden ist, vnd wollen den prediger hierinen hoch an- 
zihenn vnd verunglimpfen Auch meinem Bruder vnd mir in dem 
Fall dar zw sij doch nach gelegenhait gar kain recht nach ge- 
rechtigkait haben vnpillichen Eintrag thun vnd Inn den prediger 
der sichs hoch annimbt mit worten schrecken vnd wendig zw 
machen, vnterstehen, das ich mich aber des erpyeten so ich ge- 
gen Inen vmb des gestifften Almussen anstat meines bruders 
vnd mein gethan, zv Inen gar nit versehen Dann ich bin erbüttig 
gewest vnd noch so vil das Almusen betrifft vmb dij stiftung 
Arme Lewtt bestimbt das ich in dem den armen lewtten gar 
nichtz wil entzihen, sunder vil liber noch mer darzw geben, vnd 
wij wol mein Bruder vnd ich auch armlewtt hetten auff dij wir 
das almussen wenden mochten, wolten wir doch dye sachen ett 
dij weg zurichten vnd zw handeln dulden:) das es allein inn 
armen leutten solt geraicht vnd gegeben werden das aber kain 
ansehens irenthalben gehabt, vnbetrachtet das disse güter alle 
von vnsserm veterlichen vnd ausrewlichen gütern dar zw wir auch 
Erben sein, vnd von vnsserm stamen der von Brandenstain her- 
flissen vnd sie weder heller noch pfennig darzw geraicht haben, 
vnd dweil nun der prediger vnd wir beide das thuns vmb ab- 
tretung der gütter vnd des lehens do mit Er hin furth vff ge- 
bung vnd raichung jerlich sechzigk gulden an gelt alss einer 
tapfernn pension der Bawern vnd Hintersessen halb umg zw 
friden vnd in seinem studirn vnverhindert Bleibenn, Entlich ver- 
tragen sein:) vnd das hinwider E. Ourfürstlich. g. alss der lantz- 
fürst meines Brudern vnd mein, wes der rat zw Coburg vber das 
vnss sprüch vnd anforderung das sie es ob gott will kein zule- 
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gung auss pillikait finden wollen, nit vermeinen zw erlassen zw recht 
vnd aller pillikait mechtig sein, vor denen ich Dhor Es sey güt- 
lich oder rechtlich leiden kann vnd auch wil, do ıst meines bru- 
ders vnd mein vnterthenige Bit E. ©. g. wollen Inn ansehung 
solcher vnsser vntertheniger Erpitung ins ambt Coburg das der 
prediger in diesem thun genediglich geschüczt vnd gehanthabt 
werde genedigen Befellı thun, Auch dem Rat schreibenn lassen 
Ires vnpillichen fürnemens halb gegen Inn dem prediger jn Ruhe 
vnd friden zv stehen angesehen das sy meinen Bruder vnd mich 
ob sy einichen fehl vnd mangel derhalb zu haben ir vermeinen 
zv suchen wissen, vnd nach dem mir nit Entgegen wer sunder 
vntertheniglich wolt gebethen haben, vns iczt gegeneinander vor 
E. Curf. g. fürzubeschaiden, aber dweil mein Bruder mit solcher 
schwacheit seines leıbs Beladen, das mit Ime nichtz zv handeln 
vnd das ich meines Dinstes halben wy E. Curfurstlich g. Sunder 
zweiffels wissen tragen iczt abreissen muss vnd also das disser 
vrsach vnd verhinderung halb zv dissem male gar nit gewarten 
kan, der wegen ist mein vnterthenige Bit Euer Curfürstlich genad 
wollen meinethalben hier in kain vngenedigs missfallen tragen 
nach meines abwessens halb zw anderm befelch bewegen lassen, 
Dann ich wil mich so schirste ich es immer geschicken kann, 
zum forderlichsten wider anher fügen vnd Bey E. C. g. selbst 
wider ansuchen E. C. g. wolen meins bruders vnd mein Not- 
dorfit hirjnnen genediglich bedencken vnd vnsser genedigster her 
sein vnd bleiben, Das wollen wir bede vnersparts leibs vnd gutzs 
vmb Ewer Curfürstliche genad mit aller gehorsam vnd schuldiger 
vnterthenikait in alle weg geflissen zunordinen gancz willig erfun- 
den werden. Bit der halb genedig antwort. Datum am 15. tag 
Julj Anno c 1528, 
E. Curfürstliche G. 
gehorsamer vntertheniger 
Ernst von Brandenstein, k. M. zv 
Hungern vnd Beham zc Hawbtmann 
der gward). 


& a 
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Die Adresse lautet: 
Dem Durchleuchtigisten Hochgebornen Fursten vnd Hern 
Hern Johanssen des heiligenn Romischen richs Erczmar- 
schalgk vnd Öurfürst lantgraft in Doringen vnd marck- 
graffen zv Meissen meinem genedigsten herrenn. 


Il. 


Schreiben des Stadtrates zu Coburg an Kurfürst 
Johann von Sachsen. 

Durchleuchtigister Hochgeborner Fürst vnd Herre. Eurn 
Churfürstlichen gnaden sindt vnser verpflicht gehorsam dinst, 
mit allem willigem fleis Zuuor bereit, Gnedigster Churfürst vna 
herre, An E. churf. g. wirt vnsers Versehens, durch den vhesten 
Ernsten von Brandenstein, on Zweyfel, ein handlung, das lehen 
oder Stiftung, so weilandt der vhest Albrecht von Brandenstein, 
vnd Anna gebornne von Luchow sein Eheliche hausfraw, nun 
bede seligen, bei vns in vnser pfarkirchen, durch ein ordentlich 
Testament, Codicil oder letzten Willen, bey lebendigen gesunthen 
leiben, vnd guter vorbetrachtung, von Iren aigen gütern aufge- 
richt, auch von dem Bischoff zu Würtzburg dieser Zeit wie Sitt 
vnd gewonheit gewest, alszo confirmirt vnd bestetigt worden, be- 
treffen, gelangen, Nun haben benante Albrecht von Brandenstein 
vnd sein hausfraw Inen beden ir lebenlang, dye Verleyhung der- 
selben Stiftung, vorbehalten, Auch dasselb lehen anfenglich durch 
itzgnanten von Brandenstein einem prister verliehen, welcher 
nach absterben des von Brandensteins auch mit tod abgangen, 
vnd alszo noch vermug der Stiftung dye Collation an sein naclı- 
gelassene witfrauen Anna von Brandenstein geborne von Luchow, 
komen, vnd dieselb fraw von Brandenstein nachfolgents ange- 
zeigt lehen, nit on sonderlich vrsach, Magister Balthasar Dhüring 
ytzo vnserm prediger, der desselben noch ein besitzer ist, gonstig- 
lich verliehen hat, vnd alszo noch vermug der Stiftung solch 
lehen mit allen seinen gütern Zugehorungen vnd gerechtigkeiten 
In seinen henden steht, vnd derselben sein lebenlang ein herre 
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ist, vnd Im nymants daran Zuuerhindern, oder einspruch zuthun 
hat, den sovil in dem Original der Stiftung verleibt vnd desselben 
wie es gehalten sol werden, ein mass gesetzt ist, Gnedigster Chur- 
fürst vnd herre, Das obenangezeigt Testament Codicil, oder letzter 
wille, berurter stiftung vermag auch vnd vnter anderm mitbringt, 
Das nach absterben ir beder obbenanter Eheleut von Branden- 
stein, nun sliger gedechtuns, Dye Collation, derselben Stiftung, 
woe sye zu falle käme, nit weiter denn auf Ernsten vnd parisen 
von Brandenstein gebrueder, sein Albrecht von Brandenstein 
Brueders sone, auf ir beder leib vnd lebenlang, vnd auch mit 
dem anhang, woe sye sich in landt Zufrancken mit heuslicher 
Wonung nydertheten, vom eldisten Zum Jüngsten, gereichen vnd 
erstrecken soll, Vnd woe aber der itzganten (sic!) beder von 
Brandenstein gebrueder, keiner mehr am leben were, Oder sye 
wie berürt ım land Zufrancken nit wonen wurden, Alsdann solt 
solche Collation an ein Rat Coburg, on alle mittel komen vnd 
gefallen wie dann solchs alles, wie es disfals damit gehalten sol 
werden, das gedacht Testament Codicil oder letzter Wille, der 
Stiftung mit Zirlichen, Claren wortten in sich helt vnd mitbringt. 
Vber das, Gnedigster Churfurst vnd herre, Das wir vnd vnser 
nachkomen von wegen gemeiner Stadt, nach besag des buchstabens, 
wie ytzo obbemelt, gleich als wol, als dye bede benante von 
Brandenstein Zu Collatores der Stiftung Instituirt vnd eingesetzt 
sein, Vnd ytzo noch Zur Zeit weil Magister Balthasar als be- 
sitzer, am leben, dieselben von Brandenstein als nachgesetzte 
Collatores, Als wenig als wir daran erlebt haben, Vnd In diesem 
Falle, wir noch gleich als wol, als nahe Öollatores, als sye, sein, 
Vnd auch derwegen sye als wenig, als wir, darzu ein Zugang 
haben konnen vnd mugen, Hat sich dannoch Ernst von Branden- 
stein von wegen sein und seines Brueders mit anderer hilfe und 
Rath, Mit Magister Balthasar, on vnser Wissen, ein vertrag, 
Iım sein lebenlang Jerlich ein benant gelt, vnd als wir bericht, 
Sechtzig gulden dauon Zugeben, vnd des sye dye von Brandenstein 
dye Almusen in der Stiftung bestimpt, anzurichten bestellen vnd 
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verordnen solten, Zumachen unterstanden, Vnd darauf wolten 
sye dye von Brandenstein, dye guter szo zu solchem lehen ge- 
horig das zwey Dorffer, als nemlich Lützelbuch vnd Rögen, dye 
frey eigen sein, mit aller Irer gerechtigkeit sampt einer Schaffney 
darinne, welche güter Jerlich ein mergliche Summe nach besag 
des Testaments Codicils oder letzten willen, ertragen mügen, Vnd 
darzu auch Zwentzig gulden Ewigs gelts, szo nach der frawen 
von Brandenstein tod angangen, sein, Zu Iren handen nemen 
zc. Der gut man Magister Balthasar hat sich alszo dohin bereden 
lassen (villeicht das er mit der pauerschaft vmbzugehen entladen, 
das wir Ime on vnsern nachteil wol gonnen möchten) Aber doch, 
als vns furkomen, mit einer mass vnd geding Alszo, nae Im dye 
Sechtzig gulden bej vns aufzuheben vorgewist würden vnd dieser 
handel mit unserm willen zugehen vnd gescheen mocht, solchs 
bewilligt, Vnd wiewol im vnter augen furgeworffen, was er ein 
Rath darein mengen wolle, dann es gehe diese sach ein Rat gar 
nichts an, hab auch nichts daran zuuerhindern noch damit Zu- 
schaffen, vnd was etwan sust mehr verdrislicher wort auch von 
etlichen andern szo darbej gesessen vil geredt worden, Er hat 
sich aber dauon nit abtreiben noch schrecken lassen wollen, 
Vnd ist deshalb, dye sach, wie mit Magister Balthasar Zuuer- 
trag gehandelt sey, im ein Jerlich gelt als Zinsweiss sein leben- 
lang Zugeben, vnd des gelts bej uns wie den oberzelt ist gewart- 
ten wolt sc. Auch an vns gelangt, Vnd darauf auch an vns ge- 
sunnen worden fur berürt Zinsgelt burgweiss gut zusein, Vnd 
szo wolten auch dye von Brandenstein der Almusen halben bej 
vns den vnsern auf ewig In den gemein Üasten vnd susten Zu- 
geben ein gnugsame bestalt machen zc. Darauf wir nach 
gehabtem versameltem Rathe, szo wir darob gehabt, ytzo mit 
der Kürtz hye Zumelden dieser meynung antwort geben, Das 
dieser handel nach gelegenheit der sach vnd vermug der Stiftung, 
wie den oben der ÜOollation halben angezeigt, nicht allein ytzo 
vns, sunder auch vnser nachkomen vnd gemeine Stadt betreffe, 
darumb in vnser macht nicht stehe, noch gebüren wolle, ichtes 
1 * 
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daran Zuhegeben, Aber dannoch woe sich die mehrgedachte von 
Brandenstein gegen vns verschreiben wolten, das, woe sye den 
fal erlebten, nach Irem absterben dye oben angezeigte güter Zu 
der Stiftung gehorig, Inmassen dye In dem Testament Codicil 
oder letzten willen erzelt vnd begriften weren, nach vermug des- 
selben Collations weiss widerumb an vns, oder vnser nachkomen 
vnd gemeine Stat, on alle mittel (vnd doch nit der meynung, das 
sye in vnsern besundern nutz gewendt vnd gebraucht solten wer- 
den, sondern wie es nach ordenung mit andern verfallenden 
Stiftung gehalten würd desgleichen solt damit auch gescheen.) 
komen vnd gefallen solten, vnd das auch dye Almusen, dye wir 
noch dieser Zeit bei Magister Balthasar auszurichten wissen wolten, 
hinforder bei Irem leben, Zugefallen, versichert würden, Als dann 
vnd nicht eher wolten wir jn den vermeinten furgenomen Ver- 
trag, willigen, vnd vergonnen, das sye dye güter darauf einkämen, 
vnd ir lebenlang, szo best sye könten, genussen vnd gebrauchten, 
vnd wolten vns auch als dann der burgschaft halben gegen 
Magister Balthasar Zuthun, vnuerweislich vernemen lassen, Vnd 
szo dye von Brandenstein, aber ylıe vermeinten, das wir jnen In 
dem, ichts vnbillichs fürhielten, vnd ferners anzugs nıt erlassen 
wolten, so konthen vnd mochten wir E. churf. g. entschied vnd 
weysung darumb wol leiden, Aber vnter andern vil reden, so 
darzwischen ergangen, hat ernst von Brandenstein solchs gegen 
vns Zuthun gewegert, Sindt wir stracks auf dem, das E. Churf. 
g. vns darumb sol Zuweisen haben, bestanden, Haben auch Da- 
bei gemeldet, woe wir solchs anders, dann wie bemelt nachliessen, 
würd vns nit zu kleinem nachteil reichen, sondern damit andern, 
szo auch von den Iren Stiftung bei uns aufgericht weren, stat 
vnd Zugang einreumpten, das wir Zancks nymer ledig würden, 
wie dann bereit an derselben verhanden weren, vnd alszo abge- 
schieden, Es hat aber diss vnser erbieten bey Ernsten von Bran- 
denstein kein ansehen gehabt, sonder er vnd andere, haben for- 
der auf weiter mittel mit Magister Balthasar gehandelt, vnd den 
guten man etwan bey dreyen tag geengstigt und getrieben, vnd 
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mit was ernst aber solchs gescheen, weis er von Zureden, vnd 
ist dye sach, als vns furkomen, dohin gericht gewest vnnd viel- 
leicht noch, do Magister Balthasar dye furgeschlagen mittel nit 
annehmen, wolt, Ernst von Brandenstein nichts desterweniger Zu 
den gütern greiffen, vnd dye paurn In pflicht nehmen, vnd als 
wir dess in erfharung komen, Sindt wir Zu E. churf. g. Schosser 
in sein behausung, gangen, vnd an Stat E. Churf. g. angeruffen 
vnd gebeten, wue der Brandenstein solchs wie bemelt, zuthun 
fürhet, In dieser obirkeit lägen, nit gestaten, sonder Ine der 
sachen bey dem, das wir vns auf E. churf. g. erbotten vnd 
beruffen hetten, bleiben Zulassen, weysen wolt, Der Schosser 
hat vns dozumal ein antwort geben, der wir benügig gewest, vnd 
ist hir auf an Euer Churfürstlich gnade als vnsern gnedigsten 
landsfürsten, vmb gottes vnnd der gerechtigkeit willen, vnser 
vnterthenige gantzfleissige bitt, wue dye sache an E. churf. g. 
sonder Zweifel mit hübscher subtiler aufmutzung, komen wirt, 
E. Churf. g. wollen darinne nichts bewilligen noch verschaffen, 
sondern vns darumb Zutagen bescheiden, vnd dye sachen gnedig- 
lichen verhoren, Als dann sol E. churf. g. In solcher vorher 
etwas mehr denn wir hye haben an zeigen mugen, vnd sonder- 
lich wer diesen tantz hat heltien fideln vnd hofiren, findenn, 
Euer Churf. g. wollen sich hirinne, Als vnser gnedigster lands- 
furst vnd herre, gegen vns vnd gemeiner stat gnediglich erzeigen. 
Dar vmb Euer Churfürstlich gnad wollen wir in allem vnter- 
thenigem gehorsam aussschuldiger pflicht vnsers armen vermugens 
alzeit zuuordienen, willig vnd geflissen sein, vnd bitten vmb 
gnedige antwort. Datum Coburg vnter vnser Stat secret Mitt- 


C 
woch nach Margarethe virginis Anno Juni xv xxvili. 


E. Churf. G. 
Vnterthenige 
(Grehorsame Burgermeister vnd Rathe 
der Stat Coburg. 
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Adresse: 

Dem Durchleuchtigsten Hochgebornnen Fürsten vnnd herren, 
Hernn Johansen Hertzogen Zu Sachssen, Dess heiligen Romi- 
schen Reichs Ertzmarschalhlen vnd Churfürsten, Landgrauen 
In Dhüringen vnd Marggrauen Zu Meissen vnserm gnedigsten 
herren vnd Landsfürstenn 

Zu seiner Ohurf. g. aigen handen. 

Siegel der Stadt Coburg (Mohrenkopf im Schild) auf grünem 

Wachs ist noch vorhanden. 


III. 


Das Testament des Albrecht von Brandenstein und 
seiner Ehefrau Anna, g. Luchaw. 

In dem Namen der heyligen Drivaltigkeit, Marie der aller 
reynigsten Jungfrauen vnd Mutter gottes auch aller lieben hey- 
ligen, Bekenn Ich Albrecht von Brandenstein vnd Ich Anna von 
Lüchau sein Eheliche Hausfraue eynmütigklich semptlichen vnd 
sonderlichen, mit diesem offen brieff, vnd thun kunt allermenigk- 
lichen, das vir mit vereyntem muth vnd guthem fürsacz, bedacht 
vnd bewegen haben, das nichs gewyesers ist dan der dodt, vnd 
nichts vngewewyssers ist dan das leben, vnd darumb dieweil wir 
nicht leyherben haben, von den wir ettwas guts nachzuthun ver- 
trosten mugen, von diesem armen betrübtem Jamerthal, on 
Testament, Codicil, vnd vngeoftenbart vnseres leczten Willens, 
nicht erfunden vnd abscheyden, So haben wir, als wir bede waren 
bey gesundtem.leyb, vnd gutter vernufft vnser geschefit, Ein testa- 
ment, Codicil ordnung, oder leczten willen, gemacht geordent vnd 
geseczt, machen ordnen vnd seczen, wie das jn der aller bestendig- 
sten besten weyss form vnd ordnung aller Rechtlichst fur Rech- 
ten auss geseczt fürgenomen vnd gemacht werden soll vnd mag, 
mit vns aus Zuthun gepürtt „vnd ob dys vnser ordnung nicht 
tochte oder bestendig were, oder wurd sein als eyn Testament, 
so wollen wir doch das sye tugen sollen, als ein Codicil, vnd jure 
Codicilorum, oder eyns iezlichen andern leczten wyllens, vnd 
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verordnen aus gancz Inbrünstiger vnser herczen syn vnd mut, 
wie hernachvolgt, vnsern lieben Eltern vnd guttettern, vnd son- 
derlichen Frauen Kungunden geporne von Rosenberg, die Gün- 
thern von Brandensteyns Eheliche hausfrau gewest ist, vnd Ir 
Morgengab Funfhundert Reynische guldein, zu Eyner Ewigen 
Messe an Irem dodtbethe bescheyden, vnd dem genantem Irem 
Ehelichen hauswyrtt ausszurichten beuohlenn, aber nit Namhafft 
gemacht, wohin vnd solch geschefit, bys Günther von Branden- 
steyn, mein Albrechtsbruder am todtbette lag, verblichenn, vnd 
mir Albrechten durch denselben meynen bruder ausszurichten 
beuohlen ward vnd aber nicht wohin, sondern in meynen wyllien 
gesetzt, Darumb vnd so wir bekennen, das wir solch fünfhun- 
dert gulden der von Rosenberg, zu vnser nachvolgenden Styfftung, 
eyner Ewigen Mess gemeint gegeben vnd verordnet haben, Auch 
frauen Margrehten mein Abbrechten schwester gewest ist, ye vns 
vil guts gethan hat, Ime vnd allen vnsern eltern, vns vnd allen 
glaubigen sehr zu hylf vnd trost, haben wir Jesu Christo vnsern 
scheppffer, vnd seyner werden hochgelobten gebenedeyten Mutter 
Maria nnsern lieben Engeln sanct Katherina, vnd vnsern lieben 
Ziwelfboten, sanct Endres, Philip vnd Jacob, auch allem hymelischen 
here zu lobe, mit bewilligung des Erwirdigen Jn gott herrn 
herrn Georgen Abt zu Saluelt benedicter ordens vnsers gnedigen 
herrn zu Coburg zu sanct Moriczen pfarrkirchen Zu dem Nenen 
sanct Catherinen Altar, so wir haben machen lassen, Ein Ewig lehen 
gestift, wye nachvolgt klerlich anzeigt wirdet. Zum Ersten, so reichen 
vnd geben wir gegenwertigklich, durch eine lautere schlechte Eyn- 
feltige gabe, vntter den lebendigen Zu latein genant pura 
simplici et inter vivos, zu solchem lehen, altar, und Styftung, 
vnser freyhe eygene gütter, als nemlich hundert vnd Eynund 
zwenczig Acker feldes vnd wyessmatis, In der Muchsen, so dye 
hernachgenanten Innen haben vnd Jerlich verzeynsen, Item 
heyncz lyntner Zu Byberbach Achtzechendhalben Acker, ye von 
eynem Acker ein Vassnachthun vnd drey Pfennig, Item Ouncz 
herdegen Zu Byberbach Sechs Acker, ye von eynem Acker ein 
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vassnachtthenn vnd drey pfennig, Item Moriez brückner zu 
Biberbach acht Acker, ye von eynem Acker ein Vassnachthen 
vnd drey pfennig, Item Clas grüber zu Byberbach vier Acker, 
ye von eynem Acker ein vassnachthun vnd drey pfening, Item 
hanns Michel zu Fronach, zwen Acker, ye von eym Acker ein 
Vassnachthenn vnd drey pfennig, Item Herman Bruckner zu 
Fronach zwelff Acker ve von eynem Acker ein vassnachthenn 
vnd drey pfennig, Item Anna Brücknerin zu reyschaw secht- 
zcehen Acker, ye von eyın Acker ein vassnachthenn vnd drey 
pfennig, Item Engelhard von Weydhausen drey Acker ye von 
eym Ackerein Vassnachthenn vnd drey pfennig, Item Cuncz gecz zu 
Weydhausen sechs Acker, ye von eym Acker ein Vassnachthenn 
vnd drey pfennig, Item Peter vogt zu Niderwasing drey Acker, 
ve von eym Acker ein vassnachthenn und drey pfennig, Item 
Junez Wydman zu Niderwasing sechs Acker, ye von eynem Acker 
ein Vassnachthen vnd drey pfennig, Item Cuncz grüber zu 
hofstetten sechs Acker ye von eynem Acker ein Vassnachthenn 
vnd drey pfening, Item herm hylhrant zu Hotstettenn Acht 
Acker ye von eynem Acker ein Vassnachthen vnd drey pfening, 
Item Blass max Zu Garnnstatt, Eyn Acker von dem ein Vass- 
nachthenn vnd drey pfening, Item Class grub zu Garnstatt Sechs 
acker ye von eym Acker ein Vassnachtthenn vnd drey pfening, 
ltem Fricz Motschman zu Garnstatt Zwei Acker, ye von eynem 
ein Vassnachthun vnd drey pfening, Item Claus max zu Garnstat 
eynen Acker von dem ein Vassnachthenn vnd drey pfening, 
Item Els Marrin zu Garnstatt, Zwei Acker, von eynem Acker 
ein Vassnachthenn vnd drey pfening, Item Margaret münczlin 
zu Garnstat Zwelft ye von eynem Acker ein Vassnachthen vnd 
drey pfening, Item zwey guth Zu Grub, das eyn das Class Anger- 
mülner innen hat, zynst pfundt Sechs kess ein Vassnachthenn, 
ınd Eyn halb schock eyer, das ander das Olass weber Inhat, Zynst 
sechs pfundt, Sechs kess ein Vassnachthenn vnd ein halb schock 
eyer, Dye Schefferey zu Lüczelbuch gibt jerlich sechs güldein, so 
man dye hinlest, vnnd den pferrich mag man zum Fronhoff ge- 
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prauchenn, denselben Fronhoff zu Lüczelbuch, den müssen auch, 
nach altem herkomen vnnd geprauch, der grosshoff zu Lüczel- 
buch, der vnsers gnedigen herrn von Saluelts lehenn ist, vnd dye 
sütter zu Prügen, dye alle vnser freyhe eygenn sein, zn frohn 
ackern, abschneyden vnd eynfürhn, derselb Fronnhoff ertregt zu 
zu gemein Jarn, Sechzig symere korns vnd sechzig ssre 
habernn, schlahen wir drithalb symere korns für ein güldein 
an, vnd schlahen fünf ssre habere für ein güldein an, Item 
zcehn gütter zu Lüczelbuch, Jorg schmidt Neun pfund vier kess 
ein Vassnachthenn vier herbsthüner ein schock eyer vnd Acht- 
zehn pfennig für gartten Zcehend, Item Michel Pecz Neun pfundt, 
vier kess, Ein Vassnachthenn, drey herbsthüner, Eyn schock eyer 
Zcehen pfening für gartten Zcehend, Item Hanns Byrnstil Acht 
pfund vier kess, Ein Vassnachthen drey herbsthüner ein schock 
eyer Achtzcehenn pfennig für garttenzcehend, Item peter Fydler 
Acht pfund vier kess, Ein Vassnachthenn, Zwey herbsthüner, Ein 
schock eyer, Item Hans Wagner Neun pfund vier kess, Eyn Vass- 
nachthenn zwey herbsthüner, ein schock eyer, Achtzcehen pfening 
für gartten zcehend, Item Anthony part, Neun pfund vier kess, Ein 
vassnachthenn, Zwey herbsthüner, ein schock eyer, dreyssig 
pfening für garttenzcehend, Item Ouncz Kohler Neun pfund vier 
kess, eynn Vassnachthenn Zwey herbsthüner eyn schock Eyer, 
Zechen pfening für garttenzcehend, Item Cuncz pecz Acht 
pfund Ein Vassnachthenn, Zwey herbsthüner Eyn schock eyer, 
Achtzcehen pfening für garttenzcehend Item Dytterich heffner 
Neun pfundt vier kess Ein Vassnachthenn Zwey herbsthüner ein 
schock Eyer Achtzcehen pfening für gartenzcehend, Item heyncz 
schmidt vier pfundt zwen kess, Eyn Vassnachthenn Zwey herbst- 
hüner Eyn schock Eyer. 

Zu Rogenn Eylff gütter, Item peter Eber Acht symere 
Korn vnd acht ssre habern, Acht kess Ein Vassnachthenn Zwey 
herbsthüner, vnd Eyn schock Eyer, Item heyncz heczel Acht 
pfund zwu vassnachthen Acht herbsthüner, sechtzcehen kess, Eın 
schock vnd vierzig Eyer, Item heinczZweygel sybenzcehen pfundt vnd 
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viervndzweinczig pfening, Achtinddreissig kess vier vassnachthen, 
sechtzcehen herbsthüner, drey schock vnd vierzig Eyer, Item 
Mattes Birnnstil, Neun pfund Acht kess zwu Vassnachthenn vier 
herbsthüner, Zwey schock Eyer, Item Class pecz Zwey pfund 
Ein Vassnachthenn, Item Cuncz Runck sechs pfund syben 
pfennig vier kess Ein Vassnachthenn, Zwey herbsthüner, ein 
halb schock Eyer, Item Class Meussel, Neun pfund vier kess, 
Ein Vassnachthen Zwey herbsthüner vnd Ein schock Eyer, Item 
hans Wyld Neun pfund Eyn Vassnachthenn Zwey herbsthüner 
vier kess ind ein schock Eyer, Item Jacob Wyld Neun pfund, 
Ein Vassnachthen, vier kess, Zwey herbsthüner Ein schock Eyer, 
Item hanns Zeeylfelder, Neun pfund vier kess Eyn Vassnacht- 
henn, Zwey herbsthüner vnd Eyn schock Eyer, Item Ott Becz 
Neun pfund sechs kess, Zwe vassnachtlienn, Zwey herbsthüner 
vnd Eyn schock Eyer, Item auch besondere lehen peter meus- 
sel zu Füllbach, sybenzcehen pfening von eyner Wyesen, Cuncz 
pecz Ein Vassnachthenn von eyner Wyesen vor dem lam ge- 
legen, Item dye pertin zu seytmanssdorff drey pfening von eyner 
wyesen, Item Lorencez Beczolt sybenzcehen pfening von eyner 
wyesen, Item Jacob Mülner zu seytmansdorf, vier pfenig von 
eynem Acker, Item Steffan hübner zu Seytmannsdorff Ein Vass- 
nachthenn von eynem Acker, Item Ott Becz ein herbsthun von 
eynem Acker, Item an sanct Johannisberg, vnd am Künberg 
dreyssig Acker Weynwachszynss, jerlich ye ein Acker ein Vass- 
nachthen vnd sechs pfening, vnnd geben den Zechenden, welchen 
zcehenden wir zum geringsten anschlahen zu gemeynen Jarnn auff 
ein Fuder weyns, vnnd am leychenberg bey Rogenn sechs Acker 
Weynwachs, am geissgerenn vier Acker vnnd am! Eychberg bey 
Lüczelbuch drey Acker Weynwachs dauon gibt man ye von 
eynem Acker, Jerlich zu Zeynss Achtzcehen pfennig, vnd_ die- 
selben Weynwachs aın Lerchenberg, am geyssgerenn, vnd am 
Eychberg, geben den Zcehenden vnsern gst herrn von sachssen 
zc, Aber wo der gütter hoffe Seldenn Wyescn Ecker oder Weyn- 
berg, eyns ooer mer verkauft wirdet, so gibt man davon zu handt- 
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‘lohn denn Zcehenden pfennig, vnd so haben wir an sanct Johans- 
berg zwen Acker Weynwachs, die wir für vns selbst bauen, 
schlahen wir auch zu gemeynen Jarnn auf ein Fuder Weyns an, 
vnd schlahen ein Fuder Weyns zu gemeynen Jar an für fünff 
guldein, vnnd schlahen ein Vassnachthen für Neun, ein Herbsthun 
für fünff, Ein Schock Eyer für Achtzcehen, vnd die Kess halb 
zu fünff vnd halb zu sechs pfening an, Item vier Schelein, das 
Künschelein, das Brückenschelein, das Runckenschelein, vnd das 
Neuschelein, in der Rögner vnd Lüczelbucher Marck gelegen, 
schlahen wir jerlich für Zwelff guldein an, vnd der grosshofi zu 
Lüczelbuch, auch dye gütter zu Rogen gelegen, dye \Weyers 
Wyesen genant, schlahen wir zu gemeynen Jarn für fünfvnnd- 
dreyssig guldein an, vnd dieselben Wyesen müssen dye Lüczel- 
bücher Seldner abmehen bey Irer Cost, doch eynem Achtzcehen 
pfenning zu taglohn gegeben sol werden, so müssen dieselben 
Wysen dye Rogner dürmachen und sampt dem grossenhoff zu 
Lüczelbuch Eynfürhen. Item dye Lüczelbücher Seldner müssen 
bey Jrer Cost auff dem Fronstadel dreschenn, vnd auch sonsten 
vmb fünfzcehen pfening erbeytten, Item Gehulcz, das Motschen- 
thal auch ettlich schrott, dye Buchleytten, auf dem hasslach, vnd 
dye hüner Ecker genant, auch etlich gehülez auff sanct Johansberg 
vnd zwischen sanct Johansberg, vnd dem Künberg gelegen, dem 
wir keynen Jerlichen nucz anschlahen, sondern alles nach oben 
angezeigten Anschlag zu geltt gerechent, macht Jerlicher nuczung 
hundert vnd sechs vnd vierzig güldein, drythalb pfund, vnd ist 
vnser freyhe eygen, haben dye auch freyhe erkaufft, freyhelich 
besessen, genossen und herpracht, vnnd nachdem solche gütter 
allenthalben vermischt, das man eyns on das ander nit vol nuczen 
noch prauchen kann, Geben eygnen vnd ordnen wir hyemit 
gegenwertigklichen vnwiderufflichen, vnd Ewigklichen, solche gütter, 
mit aller zu vnnd eingehorung, vnd mit allen Rechten, wie wir die 
herpracht haben, zu solchem lehenn, altar vnd styfitung also das 
wir dem priester, der zu solchem sehen, von vnsbelehend presen- 
tirt, vnd wie sich gepurtt bestettigt worden ist, als mit Namen 
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herr Johansen Gegen, den wir Iezund als den Ersten belehen-' 
den vnd allen seynen nachkommen, eingepundten wollen haben, 
solch lehen selbst zu besyczen, gegen dem hochwirdigen Für- 
sten vnd herrn, herin Lorenezen Bischouen zu Würczburg 
vnd Herzogen zu Francken vnserm gnedigen herrn presentirt, 
vnd gegenwertigklich presentirt wollen haben, mit demütiger byt 
byrtennde, gnedigklichen zu Confirmirm, dyeweil wir bede oder 
vnnser eyns bey lebenn ist, von vnser hand jerlichen zu zweyen 
Fristen halb Walburgis und halb Michaelis fündvndzweynezig 
guldein, an geld, oder an gemeiner müncz, reychen vnd geben 
sollen vnnd wollen, Auff Michaelis schirstkomend, nach dato dys 
brytis anfahenn, vnd wolle solche obangezeigte gütter alle vnd 
Ides auch Zynns Rent vnd gultt, abnuczung vnd geprauch vnser 
lebtag auss Inen zubehaltenn, vns vorbehalten, vnd hymit vns 
vorbehalten haben, vnd so wir bede mit dodt verschieden vnd 
abgangen sein, alsdan sollen solche obenangezeigte gütter, Zynss 
zullt nuczung vnd abnuczung mit allen gerechtigkeytten, den- 
selben belelienten briester vnd allen sevnen belehenten vnd 
bestettigten nachkomen, volgen vnd werden, Damit nach seynem 
vnd des lehens bestem zuthun und zulassen, uwnverhindert 
menigklichs, darumb sol der Prister vnd alle sein naclhıkomen 
Ewigklichenn alle Wochen vier Messe, eyne am sonntag von 
der heyligen Dryvaltigkeyt die andern am Mitwoch von sanct 
Katherin, dye dritt am Freytag von dem leyden christi, vnd die 
viertten an sonabent von vnser lieben frauen auff dem bemelten 
Altar lesen, vnd verpflicht sein, bey seinem hochsten gewyssen, 
das er alwegen in yeglicher Mess für die Styfiter desselben 
Altars vnnd Lehens, vnd als nemlich für Anna mich Albrechten 
von Brandenstein vnnd Frauen sein Eheliche hausfrau vnd für 
herrn Slweipolten von Brandenstein Eyn Ritter, vnd frauen 
Annen sein Eheliche gemahel, auch für Hannsen von Luchaw, 
vnd Frauen Margaretha sein Eheliche gemahel, vnser Vetter vnd 
Mütter gewest, vnd für beyde vnnser geschlecht, für ein Frauen 
Kunegund von Rosenberg, vnd für Fraw Margarethen mein 
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Albrechten schwester bytten vnd sol dieselben nyer Mess lesen, 
vnabgengklich, vnd sonderlich sich befleissigen das erdie auft die 
heylige tag lese, woe anders inn der Wochen heylige tag sein, 
so soll er alwegen solche Messe hyntter sich vnd für sich rücken, 
vmb der heyligen tag willen, Auch vnd ob ein briester eynen 
tag Messe zulesen nit geschickt were, so sol er doch alwegen 
den andern tag darnach mess halten, damit kein abgang aus 
den vier Messen geschehe, Item derselb briester, sol auch alle 
hohe Fest vnd alle feyertag in seynem Chorrock zu Khor stelınn 
vnd sol mit den andern bristern alwegen in der process gehn, 
doch soll er mit aller seelsorg vnverworn sein, vnd wir meynen 
vnd seczen das vns vnd vnsern Eltern der bryster vnd sein nach- 
kommen, Ewigklich alle Jar eynsten nach vnserm absterben, vf 
sanct Katherin tag zu nacht mit Vigilien vnd den andern tag 
darnach mit eyner gesungenen selmess vft vnserm altar, vnd als 
mit vil bristern, als iczund zu Coburg mit \Wesen der yczund 
sybenvndzweinczig sein begelien messen vnd placebo halten lassen, 
Zu jargedechtnus, fur vns auch vnnser eltern vnd geschlecht 
bytten. Auch sol derselb briester, jdem briester vnd dem Schul- 
meister ein pfundt, vnd den dreyen junckmeistern Zwey pfundt 
zu presencz gebenn, vnd sol dem Kyrchner eynen Ortt eyns guldein 
von dem leutten geben, Jtem der belehend briester, sol alle Jar 
zu solchem Jargedechtnüs vnd begengknüs für ein guldein Wachs 
zu Kerzen kauffen, vnd also selbst Kerczenlicht haben, vnd bey 
Ime ewigklich halten, vnnd wir wollen seczen vnd ordnen auch 
das Ewigklichen, der bryster vnd alle sein nachkomen, alle 
wochen, sol ein halb symere Korns pachen lassen, vnd dasselb 
brott auff drey tag in der Wochen, vff sontag Mitwochen vnd 
Freytag vor seynem hauss zu spenndt Armen schülern vnd armen 
leutten, dye des nottürft sein geben, vnd ausstheylen, alsferrn 
das Reycht vnsern Eltern vnd vnsern seln zu hylff vnd trost, 
sol auch vor sanct Kathrin altar, den wir gestifft haben, Ewigk- 
lichen der Bryster Ein Lampen halten, die tag vnd nacht brennen 
sou, das kann er jerlich mit Fünf gulden aussrichten, Item wir 
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wollen vnd seczen das der Bryster Ewigklichen vnd alle Jarr 
fünfzcehen Reynisch güldein vmb grawe tuch geben sol dieselben 
tuch armen leutten, so wir vnd nach vnserm todt der Raht zu 
Coburg inen benennen werden, dye der notturfft sein, ye eynem 
Menschen Sechs Elun geben, Item der brister sol auch Ewig- 
lichen alle Wochen für Neun pfennig den sondersychen zu 
Coburg in das syechhauss prot tragen vnd geben lassen, Item 
der brister soll auch alle jar Ewigklichen an grün Donerstag 
eynen Eymer Weyns alsfern der reychtt, ye eynem armen 
menschen, das das heylig Sacrament entpfangen hatt, ein quart- 
ten vnd darzu eynen pfennig jeglichen geben, welche ‚Jerlich 
anderthalb guldein macht, Item wir wollen vnd seczen das der 
brister Ewigklichen vnd alle jar Zeittlich inn der vasten den 
parfüsern Munchen zu ('oburg inn das Closter Sechs güldein für 
ein Thun hering geben vnd reychen sol oder als nahend als er 
dye beste kauffen kan, Item wir wollen vnd seczen das der 
bryster vnd alle sein nachkomen Ewigklichen alle vnd jde gold- 
vasten alwegen den Munchen zu Coburg eynen guldein sol 
geben als dye Munch alle goltfasten vns vnd vnsern Eltern 
mit Vigilien, placebo, vnd eyner gesungen Selmesse vnd funf 
gelesen messen, begelın, vnd für vns vnd vnser Eltern obgenant 
mit namen bytten sollen, solchs alles, so jerlich bey den Acht- 
vndvierzig guldein drey pfundt fünfvndzweinczig pfening kosten 
wirdet, sol der belehend brister von den vorangezeigten nuczungen 
vnd güttern nemen, vnd so bleyben dannochten dem briester an 
bemelter nuczung Achthalbvndneunczig güldein, dauon sol er sein 
narung haben, vnd vmb solche mühe seine belohnung nemen, 
Auch haben wir bedacht das, das getreyd vnd der Weyn ye 
zuzeytten myssret, vnd muss dannoch der brister ye zuzeitten 
zuenthaltung der hoff heuser stedel vnd schaffheuser etwas dar- 
legen kann er alles Reychlich im vberlauff als vil die nuczung 
ob vierzig guldein jerlich trifft vol fynden, Der brister bedarff 
auch solchs ehr nicht thun noch handeln, dan noch vnser beder 
todt, Wir behalten vns auch die gerechtigkeyt fur presentandi 


Berbig, Ein adeliges Testament aus dem Jahre 1502. 1ll 


zu solchem lehen Zu presentirnn, dieweil wır beyde oder vnser 
eyns am leben ist, zuuor, vnd wollen das nach vnserm absterben, 
solch gerechtigkeytt eynen der bryster sey, oder in eynem Jarr 
brister werden soll, zupresentirn, vff Ernnsten vnd paryssen von 
Brandenstein meins brudern sohne, vnd zum Ersten vff dem 
Eltren reychen vnd komen soll, woe sye anderst hie im lannd 
Zu Francken, mit jrem anwesen wohnen, vnd heussenlich syczen 
werden, woe sye aber Jm landt Zu Francken nit syczen noch 
heusenlich wonen, vnd auch obe sye hye wonnten, vnnd mit 
thode abgangen seynn, So sol solch lehen vnd vnser styfftung 
weytter nicht komen noch reychen, dan durch eynen Erbarn 
Raht zu Coburg Ewigklichen hinfurt, wye berürtt presentirt 
werden, doch das also solchs lehenn von vns auch Ernsten oder 
parisen von Brandenstein, woe sye hye Zu Francken wohnen 
würden, vnd so sye aber hye nicht wonten, oder gleich hye wonten 
vnd mit thode abgangen, Alsdann durch eynen Raht Zu Coburg, 
vnd nymant anders zupresentirn, allewegen so ofit ein Neuer 
Abtt vnd Herr zu Saluelt, erwelt von demselbigen wye gepür- 
lichen mit den Oberlehen, Zu lehen genomen werden, vnd der 
Styfft die Oberlehen daran haben sol, als wir dan Iczund dyts- 
mals von dem angezeigtem vnserm gnedigen herrn dem Abtt 
vnd Styfit hyemit Zu lehen entpfangen vnd genomen haben 
wollen, vnd darumb sol auch ein Raht Ewigklichen verpflicht 
sein, nach allem Irem besten wermugen, darob treulich halten, 
das solche Messen vnd Styfitung gehalten vnd vollzcogen 
werden, sye sollen auch den briester treulich schüczen, 
Nun haben wir ferner betracht vnd erkannt, eygenschafit der 
Natur vnd menschlichs geschlecht, das von dem almechtigen gott 
zusterben erschafft vnd geschafit, aber auft welche Zeitt, wye wan 
oder woe das Mensch sterben sol verborgen vnd vnkundig, vnd 
so aber doch das mensch des tods gewyss, vnd allenthalben mit 
manchfeltiger schwachheytt vnd schneller zufallung des todes 
vmbgeben wirdet, Bekennen vnd protestirn wir, das wir Cristen- 
menschen seyn, vnd christen sterben wollen, haben auch gancz 
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keynen Irthumb ın dem heyligen glauben, vnd sein von Ürist- 
lichen vnsern eltern geborn, haben der heyligen Kirchen Sacra- 
ment empfangen, wether den Cristenglaubigen gelebt, erzcogen, 
vnd den Cristglauben von den gelert verstendigen, geystlich oder 
weltlichen bristern gelernt, den auch anderst nicht gefraucht, vnd 
das bescheydenlich zuvernemen sey, was wir vom Cristenglauben 
halten, So bekennen wir Erstlich, das wir sein vntterthenige 
Kynder der heyligen Kirchen, vnd glauben an eynen gott vatter 
vnd sohn vnd heyligen geyst, das der als mensch geporn, ge- 
lyden, vnd wyder auferstanden sey von dem alle menschen zu- 
kunfftig auferstehn, wir glauben auch eyne Kyrchen vnd eynen 
Romischen stulhe darumb So bytten wir gott vnd Maria sein 
werde mutter, vns an vnsern leczten enden vnd leczten seuffzcen 
gnedigklich vnd barmherezigklich zu hylff komen wollen, Vnd so 
dan vnser seln abgescheyden sein von vnsern corpern, so beuelhen 
wir vnser selen yezund alsdan, ınd dan als yczund in die hende 
der heyligen drivaltigkeyt, vnd vnser Corper der erden, vnd den 
grausamlichen wormen zuuerzceren, wir wollen seczen vnd ordnen 
auch so wir, vnd vnser Ides mit tode verscheyden sein, das vnser 
Idem in vnserm hauss der psalter vnd vigilien gelesen vnd ge- 
sungen werden sol vnd dann die Corper mit Zwelffzweypfundigen, 
vnd vier langen wandelkerczen, In die pfarkirchen Erlich getragen, 
vnd aldo vor sanct Katherin altar beneben eynander begraben, 
vnd als mit vil messen, als man bryester gehaben kann, begangen 
werden, vnd leutten lassen nach Cristlicher gewonheyt, vnd man 
sol Idem briester vnd dem schulmeister, ein pfund zu presencz 
geben, vnd dem Kirchner vnd auch der Kyrchen vom leutten, Ir ge- 
rechtigkeit ausrichten, Man sol vns auch alspald Im Closter Erlich, 
als mit vil Messen, als man haben kann, begehn lassen, vnd man 
sol den München darumb Redliche aussrichtung thun, wie sich 
gepürtt, wir seczen vnd wollen auch, das wir zum Sybenden vnd 
zum dreyssigsten als mit vil messen. als man zu Coburg haben 
kan, in der pfar vnd im Closter sollen begangen werden, vnd 
aber idem bryster vnd dem schulmeister alwegen ein pfund zu 
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presencz der Kyrchen, vnd dem Kirchner vom leutten, was inen 
gepurtt gegeben werden, Wir wollen auch das vnser iglichem zum 
sybenden ein selebald verleget, vnd für vnser behausung ein spent 
weyn vnd brot gegeben sol werden, vnd welchs vnser eyns zum 
Ersten stirbt, so sol das ander so noch bey leben ist, solche 
begrebnus sybenden vnd dreyssigsten, auch der massen im Closter 
vnd in der pfarr als wir vns zusamen verpflicht haben, der selen zu 
trost, got vnd seyner werden Jungfrauen Maria, vnd allen lieben 
heiligen zu lob, also inbrünstigklichen aussgericht werden, vnd 
so dan das andere stirbt, so sol in solcher massen durch den 
belehenten brister vnd zwen Manne so ime durch das, so am 
letzten stirbt, benent vnd testamentirt werden, oder so dasselbe, 
das am leczten stirbt dem prister nymants zuordnen wurd, als- 
dan durch zwen des Rahts zu Coburg, dye dem Bryester durch 
den Raht zugegeben sampt dem brister von den güttern, so in 
vnser behausung gefunden wurd, treulich vnd volkomend wider- 
farhen, vnd ausgerycht werden, die wir auch iczund vnd dan als 
dan vnd iczund dermass zu testamentier seczen vnd geseczt wollen 
haben, Vnnd wir wollen auch, das vns leychstein gelegt, vnser 
wappen beyder zusamen darauf gehauen auch schyltt vnd taffel 
ob wir anderst dye bey vnserm lehen nicht veroridenten vnd 
machen hetten lassen, zu lobliche gedechtnns, vber vnser begre- 
bnns gehangen sollen werden, Auch meynen seczen vnd verordenen, 
das alle vnser bewegliche gütter, so nach vnser beder sterben 
gefunden vnd vberblieben, allen vnsern sehr zu trost, den testa- 
mentarier auch dem priester, Funfzcehen guldein, dauon vnd 
vmb gottes willen, durch dye bemelten Testamentarien, gegeben 
vnd gewannt sollen werden, vnd wir behalten vns doch zuuor, 
alle vnser habe vnd gütter, so in diesem testament nit benant 
seyn, es sey Lehen eygen, parschafft, sylbergeschyr, getreyd, weyn, 
vyhe Betgewand, vnd alles anders, wie das beweglich oder vnbe- 
weglich genant mocht werden, bey vnserm leben, damit zuthun 
vnd zulassen, nach vnserm willen, So ist auch mein Albrechten 
von Brandenstein, meynen, seczen vnd ordnen, woe ich vor meyner 
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vorgenanten Ehelichen lieben hausfrauen mit todt abging, das 
sye alle gütter, so ich hyntter mir verlasse, Ir lebtag gancz auss 
Irnen behalten, geprauchen vnd geniessen sol nach Irem besten, 
Sol auch alle bewegliche gütter, vmb vnser sell willen, vnd wiesye 
gut bedünckt keren vnd wenden, nach Irem gefallen, vnuerhin- 
dert meyner erben, vnd menigklichs, doch diesem vnserm Testa- 
ment, Codicil oder leczten willen, vnabbrüchig, dan sye mir alle 
mein habe vnd gütter, treulich vnd fromlich hat ersparn vnd er- 
werben helffen. Ich wil Ir auch hymit das Vermechtnus so ich 
Ir hybey gethan, bestettigt haben, doch das sye die gütter, so ich 
hyntter mir verlyess, dye Lehen seyn, nach Irem tode, sol vber- 
bleyben lassen, vnd das dyeselben Lehengütter fallen vnd erben 
sollen, nach meyn vnd nach Irem tode, vff Ernsten vnd Parysen 
von Brandenstein, meyns bruders sohne, Nachdem Ich sye der- 
selben lehen gütter, mit mir hab belehen lassen, Wollen vnd 
seczen auch, das solch vnser Testament Oodicil oder leczter Wyll, 
durch vnser erben vnd erbnemen, vnd vnser freundt, vnwider- 
sprochen gehalten vnd vollnzcogen sol werden, Zum leczten 
wollen wir seczen vnd ordnen, das so ye zu Zeytten eyn belehen- 
der des genanten Lehens, die punct vnd Artickel obenbestimpt, 
nicht erfüllet, oder erstreckte, das alspald der Lehenherr des- 
selben Liehens, der zu der Zeitt ist solch seumnus vnserm gn. 
herrn von Würczpurg, oder seyner gn. Viscal erkunden soll, 
vnd alsdan sein gnad oder seyner gn. Viscal, nach ermessigung 
seyner gn., oder des Viscals desselben belehenthen vmb solch 
saumnus mit billicher straff, widen, vnd ob solch pene an gelt 
würd angeschlagen, das solch geltt zum halbentheyl in geprauch 
vnd nucz des lehens, vnd zum andern halbteyl in seyner gn. 
vnd seyner gn. Kyrchen Bistumb gekert werden sol, vnd ob sein 
gnad, seyner gn. Fiscal vnd Ir nachkomen in solcher straffung 
nachlessig vnd auch seumig würden, das als dan dye lehenherrn, 
eynen andern tügliche person zu solchen lehen das alspald mit 
der that sol ledig geschaczt werden, wie oben begriften ist, macht 
haben zupresentiren, doch alles, so hirinnen begriffen ist, ongeuerde 
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vnd alle argelist aussgeschlossen, 

Wir haben auch dys vnser Testament Codicil, oder leezten 
willen vnd styfitung, wie hirinnen begriffen ist, zwen brieff eyns 
lautts machen, eynen dem belehenden briester, vnd allen seynen 
nachkommen, eyn gegeben, vns den andern behalten, vnd die 
Confirmacion dem Raht zu Coburg vberantwort, darnach zurichten, 
vnd zu rechter stetter bevestigung, vnser iglichs sein angeporn 
Insigel an diesen offen brieff gehangen, haben auch zu merer 
vnd grosser gezeugnus, als oben berürt ist, erpetten dye Edeln 
vhesten Erbern vnd Weyssen, heyncezen von Lychtenstein den 
eltern, hansen von Schaumberg zu Fülbach, Heynczen vom Lichten- 
stein zum Hohensteyn, Hansen von Sternberg zu Kalleberg, 
Sigmundten von Rosenaw vnd Casparn vom Bach, Auch den 
Raht zu Coburg, vnser lieben Schweger Ohem vnd freundt, das 
sye zu Ewiger gezeugnus Ire vnd der Statt Insigel, an diesen 
brieff auch gehangen haben, welcher sygelung wir Iczgenanten 
vmb vleissiger byt willen Albrechten von Brandensteins auch 
Frauen Annen geborne von Luchaw seyner Ehelichen hausfrauen 
also zugezeugnus gethan haben, bekennen doch vns vnsern erben 
vnd der Statt an schaden. Geschehen vnd gegeben Dynstags 
nach vnser lieben frauen tag, Wurczweyhe gnant vnd_ christi 
vnsers lieben herrn gepurtt Funfzcehnhundert vnd im andern Jar. 


IV. 
Johanns C. 

D. Sachssa. 

Lieber getruer, du wirdest Inligend, vornehmen, wes sich 
vnnser liebe, getreue der Rath zu Coburg von wegen Irs predigers, 
ob der von Brandenstain voigt zu Sumen, beclagt haben, Woe 
es nun die maynung hette wie sie berichten, das gedachter voidt, 
den prediger von wegen des lehens seiner besitzung vnd gewehren 
vngeachtet vnsers fürbescheidts, setlich vnnd selbweldig enntsatzt, 
vnd Du hettest auf des Raths ansuchen solchs nicht geweret 


vnd abgeschafft, des trügen wir nit gefallens. 
8 * 
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Begern auch du wollest mit dem Voidt vnd den leuten vor- 
fügen, das mit den gütern, so zu dem lehen, gehörig bis nach 
endung vnnsers ernanten tags kain newerung vnnd weitern beve- 
lichs ader ainiche voranderung für genohmen, Sonder der predi- 
ger seiner besitzung widerumb ergentzet vnd mitler Zeit doran 
nit vorvnruiget werde Inen auch darbey beschutzen vnd handt- 
haben. Doran thustu, vnser gentzlich maynung. Dat. Weimar 
Sonntags nach Mauritii, Anno etc. 28. 

Dem Schosser zu Coburgk 

Concept. 
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LI. Literaturübersicht‘. 


Erstattet von E. Friedberg. 


I. Allgemeines. 


1. Jenko, Heident. u. Christent. d. Kais. Konstantin d. Gr. 
(Sereth 07. Progr.). | 

2. Cabrol, L’Angleterre chret. avant les Normands (Par. 09). 

3. Luchaire, Inmoc. III. t, 6: le Conc. de Latran et la Re- 
forme de l’Eglise (Par. 08). 

4. Pelagaud, l’Egl. gallic. R. pol. 48, 307. 

5. Rösch, Das religiöse Leben in Hohenzollern unter dem Ein- 
flusse des Wessenbergianismus 1800—1850. Ein Beitrag zur Gesch. 
der relig. Aufklärg. in Süddeutschland. (Görres-Gesellschaft. Vereins- 
schriften. 2.) Köln, Bachem (08). 

6. Mirbt, d. Geschichtsschreibung d. Vatikan. Konzils. Hist. Z. 
101, 529. 

7. Schulte, Lebenserinnerungen 2 (Giess. 09) enthält Zeitungs- 
artik. über die Preuss. Gesetzgebg. 

8. Longoni, la codificazione d. dir. can. La Scuola catt. 08, 68. 
. 9. Führich, Rechtssubjekt u. Kirchenrecht. T. 1: Was ist 
ein Recht? D. Wesen d. Rechts im subjekt. Sinne untersucht an den 
verschied. Privatrechten. Wien 08. 

10. Sehilling*, Reichtum u. Eigentum in der altchristl. Lite- 
ratur. Ein Beitrag zur sozialen Frage. Freiburg i. B. Herder 08. 

Eine sorgfältige und interessante gelehrte Untersuchung. Sie stellt 
dogmengeschichtlich bis auf Thomas u. Aquino die Meinungen der christ- 


ı Die mit * bezeichneten Bücher sind der Redaktion zur Besprechung 
zugegangen. 
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lichen Schriftsteller über Eigentum, Reichtum, Kaufmannschaft, Wucher, 
u. s. w. dar, nachdem im I. Abschnitte das alte 'Testament, die Stel- 
lung Christi und die Urgemeinde in Jerusalem behandelt worden sind. 
Jum Kirchenrecht hat die Schrift nur indirekte Beziehungen. 

E. Fr. 

11. Beyerle*, d. Gesch. d. Chorstifts u. d. Pfarrei St. Johann 
zu Konstanz. Freiburg 08 (Herder. Mk. 5). 

Das vortrefflich ausgestattete, auch mit 39 Abbildungen geschmückte 
Buch ist eine Sonderausgabe dreier Abhandlungen, die 1903, 1904 und 
1908 im Freiburger Diözesanarchiv erschienen sind. Die auch auf ar- 
chivalischen Studien beruhende Arbeit ist schön und dankenswert. 
Sie gehört aber dem Gebiete der Lokalgeschichte an und kommt für 
das. Kirchenrecht nur insoweit in Betracht, als sie die Entwickelung 
eines Kollegiatstiftes darstellt von seiner 1267 festgestellten Gründung 
an bis zu seiner Säkularisation i. J. 1807. Die in den Statuten nie- 
dergelegte Verfassung wird ausführlich behandelt, doch soll die Publi- 
kation der Statuten wie auch des ältesten Urbars und der Urkunden- 
regesten erst später erfolgen. E. Fr. 


I. Lehr- und Handbücher. 


1. Colomiatti, Cod. iur. pontificii seu canonici 9. Taur. 

2. Zitelli, Apparatus, seu compend. iur. eccl., in usum eppo- 
rum et sacerdot. praesertim apostolico munere fungent. Edit. hanc 
novam auxit, emandav., novo ordine digessit ac novis tractationib. di- 
tavit F. Solieri P. i. (De personis) Romae 07. 


II. Sammlungen von Kirchengesetzen. Kirchengesetze 
mit Kommentaren. 


1. Kirchenordnung* f. d. ev. Gemeinden der Prov. Westfalen u. 
der Rheinprovinz v. 5. März 1835 in der Fassung des KG. vom 
5. Jan. 08 nebst den einschlägigen Kirchen- u. Staatsgesetzen. Unter 
bes. Berücksichtigung der für die Provinz Westfalen ergangenen be- 
hördlichen Erlasse u. Provinzialsynodal-Beschlüsse unter Mitwirkung 
v. R. Hildebrand für den praktischen Gebrauch bearbeitet u. her- 
ausgegeb. v. A. Richter. Münster i. W. 08. Obertuschen. 

Die Ausgabe von Müller-Schuster ist veraltet, denn in unserer 
gesetzesfreudigen Zeit sind das geltende Recht darstellende Bücher 
oft schon während ihres Druckes überholt,. und antiquiert sobald sie 
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erschienen sind, geschweige denn, wenn sie ein Alter von 16 Jahren 
erreicht haben. Darum füllt das vorliegende Buch eine Lücke aus. 
Es gliedert sich in 3 Abschnitte. Der erste (S. 1—49 gibt den Text der 
KO.,der Kab.OO.: v.5./3. 1835 und 13./6. 53 sowie das KG. v. 5.]1. 
1908 — den letzteren mit interpretierenden Anmerkungen. Der zweite 
(S. 50-331) wiederholt den Text und erläutert ihn durch reiche 
Noten. Diese tragen einen rein praktischen Charakter, geben die zi- 
tierten Gresetzesstellen im Wortlaut, nehmen aber von Verweisungen 
auf die Literatur durchaus Abstand. Der dritte Teil endlich gibt als 
„Anhänge“ 53 Gesetze, die systematisch geordnet sind, und über 
welche eine chronologisch geordnete Uebersicht erwünscht gewesen 
wäre. Ein Verzeichnis der zum Abdrucke gebrachten $8 des AULR. 
und ein ausführliches Sachregister bilden den Schluss des nützlichen 
und verdienstlichen Buches. E. Fr. 


IV. Quellen des Kirchenrechts. 


1. Schmidt, Eine Epistola apostolorum in kopt. u. latein. 
Ueberlieferg. Berl. 08. (Aus Sitzgsb. d. Preuss. Akad. S. 1047—-56.) 

2. Bergh van Eysinga, Önderzoek naar de echtheid van 
Clemens’ eerste brief aan de Corinthiers. Leiden 08. 

3. Lot, la quest. des fausses decretales. R. hist. 94, 290 (gegen 
Le Mans, für Rheims). 

4. Diederich*, d. Dekret d. Bisch. Burchard v. Worms. Beitr. 
z. Gesch. seiner Quellen. 1. Teil. Jauer 08. Hellmann. 

Es ist erfreulich, dass sich neuerdings die wissenschaftliche Ar- 
beit wieder mehr dem Bischof Burchard v. Worms zuwendet, wenn- 
gleich damit die Gefahr verbunden ist, die Person des Helden zu 
ıdealisieren und bei den „Rettungsversuchen“ über das Ziel hinauszu- 
schiessen. Schon die bekannte Abhandlung von Hauck trägt dieses 
(repräge und noch mehr die vorliegende. Freilich den gegen Burchard 
erhobenen Vorwurf hat sie entkräftet, dass dieser lediglich den Regino 
exzerpiert habe. Der Verf. weist nach, dass B. auch aus andern Samm- 
lungen — er zählt 14 Nummern auf — geschöpft habe. Dabei ist aber 
zweierlei zu bemerken. Wir haben noch keine irgendwie in Betracht 
kommende kritische Ausgabe des B. Ueber den Originaltext des De- 
eretums können wir Sicheres nicht sagen. Darum können wir 
denn auch aus der Vergleichung des jetzigen Textes z. B. mit Regino 
keine sicheren Schlüsse ziehen. Ausserdem kommen neuerdings so viel 
neue Kanonensammlungen zum Vorschein, dass doch die Möglichkeit 
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besteht, B. habe aus einer uns z. Z. noch unbekannten Sammlung ge- 
schöpft. Denn dass er einen so grossen Apparat besessen habe, wie der 
Verf. meint, ist an und für sich unwahrscheinlich. B. wird ferner der 
Fälschung oder korrekter der Verfälschung beschuldigt. Von diesem 
Vorwurf hat ihn schon Hauck zu entlasten unternommen. B. habe 
die aufgenommenen Stellen nur insoweit abgeändert, um sie dem gelten- 
den Rechtsstand anzupassen. Zum Beweise dieser Behauptung wäre 
freilich einmal nötig, dass wir diesen „geltenden Rechtsstand“ auch 
aus andern Quellen nachweisen könnten. So lange das nicht der Fall 
ist, kann die Behauptung nicht als widerlegt angesehen werden, dass 
B. durch seine Aenderungen der alten Quellenstellen erst den diesen 
noch entsprechenden Rechtsstand habe ändern wollen und dass er 
zu diesem Zwecke ebenso verfahren sei, wie Pseudoisidor, indem er 
die erstrebten neuen Rechtssätze als alte auszugeben unternimmt. Aber 
selbst wenn er diese Tendenz nicht gehabt haben sollte, so muss er 
doch der Verfälschung von Quellenstellen schuldig befunden werden. 
Denn mit keinem Worte deutet er dem Benutzer der Sammlung an, 
dass er die Quellenstellen so behandelt habe wie das in späterer Zeit 
Raymundus v. Penaforte getan hat. Wir würden auch diesen als 
Fälscher ansehen müssen, wenn nicht die Instruktion Gregorus IX. 
geradesweges auf eine solche Behandlung der Quellenstellen gelautet 
hätte. 

Der grosse gegen B. gerichtete Vorwurf, er habe die Inskriptionen 
teils absichtlich gefälscht, teils so leichtsinnig verfasst, dass sein Buch 
hier von Irrtümern strotze, wird auch vom Verf. nicht von B. abge- 
wälzt, obgleich er auch hier alle pro reo sprechende Momente hervor- 
hebt. Der Haucksche Gedanke, dass B. selbst überhaupt gar keine 
Inskriptionen gegeben habe, ist nicht akzeptabel. Freilich wird auch 
hier — darin geben wir dem Verf. Recht — erst eine Durcharbeitung 
der Handschriften ein festes Ergebnis herbeiführen können. | 

Der Verf. will seiner dankenswerten und mühsamen Arbeit noch 
einen II. Teil über die Berichtigung der Inskriptionen folgen lassen. 
Hoffentlich begnügt er sich dabei nicht mit dem Texte von Migne. 

E. Fr. 

5. Grauert, Aus der kirchenpolitischen Traktatenliteratur des 
XIV. Jahrh. Hist. Jahrb. 29, 497. 

6. Kulot, d. Zusammenstellg. päpstl. Grundsätze (Dictatus pa- 
pae) i. Registr. Gregors VII. in ihr. Verh. z. d. Kirchenrechtssamm- 
lungen d. Zeit. (Greifsw. 07. Diss.) 

7. Hirsch, d. rechtl. Stellg. d. röm. K. u. d. Papstes nach Kar- 
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dinal Deusdedit. A. f. k. KR. 88, 595. 

8. Mulder, Dietr. v. Nieheim, Zijne opvatting van het Concile 
em Zijne kroniek. T. I: Dietrichs opvatting van het Concile. T. II: 
De Kroniek. Amsterd. Löwen 08. 

9. Stumper, d. kirchenrechtl. Ideen d. Febronius (Würzb. US. 
Diss.). 

10. Hauck, d. angebl. Mainzer Statut. v. 1201 u. d. Mainzer 
Synoden d. XII. u. XIII. Jahrh. Leipz. 08. 

11. Kehr*, Regesta Pontificum Romanorum. Italia Pontificia 
vol. 3. Etruria. Berl., Weidmann 08. M. 16. 

Mit Anörkonneneserter Schnelligkeit schreitet das grosse Unter- 
nehmen vorwärts. Der gegenwärtige starke Band umfasst die 12 Diö- 
zesen Florenz, Fiesole, Pistoia, Arezzo, Siena, Chiusi, Savona, Grosseto, 
Massa, Volterra, Pisa und Lucca. Es sind 1501 Urkunden registriert 
von denen bei Jaffe nur 754 vorgefunden werden, so dass der wissen- 
schaftliche Gewinn 747 beträgt. Die Zahl der gefälschten Urkunden 
ist nicht geringer als 98. E. Fr. 

12. Reimers, Fries. Papsturk. a. d. vatik. Arch. zu Rom. 
Leeuwarden 08. 

13. Acta Pontifiecum Danica, Pavelige Akstykker vedre- 
rende Danmark 1316—1536. Bd.3. 1431—71. Udgivet af Krarup og 
Lindbaeg. Kopenh. 08. 

14. Barge, d. älteste ev. Armenordn. Hist. V.Schr. 08, 193. 

15. Bugenhagen, Gottesdienstordn. f. d. Klöster u. Stifte in 
Pommern 1535. (Pia ordinatio caeremoniar.) Mitg. u. bearb. v. 


Uckeley. A. f. Ref.G. 5, 113. 


V. Geschichte der katholischen Kirchenverfassung. 


1. Friedländer, Synagoge u. Kirche in ihren Anfängen. Ber- 
lin 08. 

2. Hoennicke*,d. Judenchristentum im ersten und zweiten Jahr- 
hundert. Berlin, Trowitzsch u. Sohn 08. M. 10. 

Von wie grosser Bedeutung auch eine gelehrte Untersuchung der 
vorliegenden Art für Theologie und speziell Kirchengeschichte sein 
mag: für das Kirchenrecht und demnach auch diese Ztschr. kommt sie 
wenig in Betracht. Höchstens interessieren hier die Fragen, inwieweit 
die christlichen Verfassungsgestaltungen sich als Uebernahme oder 
Nachahmung jüdischer charakterisieren. Der Verf. vertritt hier die 
Ansicht von der ursprünglichen Identität des Presbyterates und Epi- 
skopates, was uns den geschichtlichen Entwicklungsgang nicht genügend 
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begreifen lässt; damit will der Verf. aber nicht behaupten, dass der 
jüdische Presbyterat in dem christlichen fortgelebt habe. Aber auch 
für die Entwickelung des monarchischen Episkopates will er das Ju- 
dentum nicht vollständig „ausschalten“, doch scheint mir weder die 
hierarchische Stellung des Hohenpriesters noch die des Jakobus irgend- 
wie für die christliche Entwiekelung massgebend gewesen zu sein. 

E. Fr. 

3. Mader, Apostel u. Herrenbruder. Bibl. Z. 08, 393. 

4. Bruston, l’Egl. chret. au temps d’Ignace d’Antioche. R. de 
Theol. 08, 439. 

5. Posehmann, d. Sichtbarkeit d. Kirche n. d. Lehre d. h. 
Cypprian. E. dogmengesch. Unters. Paderb. 09 in Ehrhard u. Kirsch 
Forsch. Bd. 8. 

6. Babut, la date du C. de Turin et le developpement de l’au- 
torite pontificale au V siecle. R. hist. 88, 57. 321. 

7. Russel, Papal jurisdict. and the paschal controversy in the 
British isles Amieric. eccl. Rev. 38, 38. 

8. Fischer, d. Patriziat Heinr. III. u. Heinr. IV. (Tüb. 08). 

9. Ehses, Z. d. kirchl. Reformarbeiten unter Paul III. d. deutsche 
Kardin. Nikolaus v. Schoenberg. Hist. Jahrb. 29, 597. 

10. Ancel, la secretairerie pontificale sous Paul IV. R. d. Qu. 
hist. 06, 408. 

1l. Baumgarten*, Von der Apostol. Kanzlei. Untersuchungen 
über d. päpstl. Tabellionen u. d. Vizekanzler d. heil. Röm. Kirche im 
XIIL, XIV. u. XV. Jahrh. (Köln 08. Bachem. Görresgesellsch. Sekt. 
f. Rechts- u. Sozialwissenschaften H. 4) Mk. 4. 

Die vorliegende Schrift schliesst sich nach Inhalt und Methode 
an die frühere desselben Verf. Aus Kanzlei und Kammer an. Sie be- 
handelt nach einigen einleitenden Ausführungen über die Notare des 
ausgehenden Mittelalters die Rechtsverhältnisse der päpstlichen und 
daran anschliessend die Vizekanzler. Für diese wird die von Breslau 
gegebene Liste im wesentlichen ergänzt. Die Arbeit beruht wie auch 
die frühere auf archivalischen Studien und ist mit nützlichen Registern 
versehen. Die hässliche Polemik in der Vorrede, zumal sie mit dem 
Buche in gar keinem Zusammenhange steht, hätten wir gerne vermisst. 

E. Fr. 

12. Hilling*, d. röm. Rota u. d. Bist. Hildesheim am Aus- 
gange d. Mittelalters (1464—1513). Hildesh. Prozessakten a. d. Ar- 
chive der Rota zu Rom. (Münster i/W. Aschendorff 08.) 

Die Rota Romana hat lange Zeit eine weitgreifende gerichtliche 
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Fätigkeit ausgeübt und eine ganze Anzahl ihrer Beisitzer haben auch 
als Gelehrte Ansehen genossen. Dann aber ist in der Folgezeit der 
Gerichtshof abgestorben und hat nur noch ein Scheindasein geführt, 
bis der jetzige Papst vor wenigen Wochen es unternommen hat, ihn 
zu neuem Leben zu erwecken. Um so mehr interessiert die Darstel- 
lung seiner Tätigkeit in seiner Blüteperiode, die gerade in den vom 
Verf. behandelten Zeitraum fällt. Der gelehrte Verf. schöpft wesent- 
lich aus ungedruckten Quellen, den Akten der Rota, die er in Rom 
mühsam durchgearbeitet hat, und über die er im I. Teil des Buches 
berichtet. Die gedruckten Quellen ergaben nur dürftige Resultate. 
Dann werden die Rotaprozesse selbst dargestellt — freilich nur die aus 
der Diözese Hildesheim stammenden. Aber der Verf. ist um so mehr 
ın der Lage zu erkennen, ob die für Hildesheim gewonnenen Resul- 
tate für gemeingültige anzuerkennen sind, als er auch die Akten der 
Diözesen Halberstadt, Minden, Paderborn, Münster und Osnabrück — 
für jede dieser soll eine besondere Publikation erfolgen — durchge- 
arbeitet hat. Der Verf. behandelt die Zahl der Prozesse, die Streit- 
gegenstände, die am Prozesse tätigwerdenden Personen, die Parteien, 
Prokuratoren, Zeugen, und endlich das Verfahren. Er charakterisiert 
dann die Bedeutung der Rotaprozesse für die gesamte Kirchenge- 
schichte des Mittelalters, die als sehr erheblich anzuerkennen ist. Und 
endlich gibt er in Tabellenform eine Liste aller einschlagende Prozesse, 
die gleichzeitig als Beleg für die ganze Darstellung dienen kann. 
Ein Personen- und Ortsregister bildet den Schluss des für Kanonisten 
und Kirchenhistoriker gleich bedeutsamen Buches. E. Fr. 

13. Endres, d. Errichtg. d. Münchner Nuntiatur u. d. Nun- 
tiaturstreit b. z. Emser Kongress. Bl. f. Bayer. KG. 14, 197 ff. 

14. Fraikin, la nonciature de France de la delivrance de Ule- 
ment VII. a sa mort. Me&lang. d’archeol. 06, 513. 

15. Richard, Origines de la nonciature en France. R. d. Qu. 
hist. 80, 112. | 

16. Schneider, ein interpolierter Brief P. Nikolaus I. u. d. 
Primat v. Bourges. N. Arch. f. ält. D. Gesch. 32, 476. 

17. Scharnagl*, der Begriff der Investitur in den Quellen u. d. 
Literatur d. Investiturstreites. (Stuttgart, Ferd. Enke 08 Mk. 5,50 Stutz 
kirchenrechtl. Abh. H. 56). 

Im wesentlichen ist das Thema des Verf. schon in der früheren 
Literatur ausreichend behandelt worden. Nur dass diese das erst 
durch die Herausgabe der Libelli de lite bereit gestellte Material nicht 
vollständig benutzen konnte und dass die kirchlichen Investiturver- 
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bote nicht mitbeleuchtet wurden. Beides hat der Verf. getan und dar- 
in besteht der Wert seiner Arbeit. Dagegen muss ich das Herein- 
ziehen der Stutz’schen Eigenkirchentheorie für das Verständnis des 
Investiturproblems durchaus ablehnen. Dadurch werden m. E. nur 
falsche Gesichtspunkte in die Frage hineingetragen. E. Fr. 

18. Ober, d. Translation d. Bischöfe im Altert. A. f.k. KR. 
88, 625. 89, 3. 

19. Simon*, Stand u. Herkunft d. Bischöfe d. Mainzer Kirchen- 
provinz im Mittelalter. Weimar 08 Mk. 5. 

Eine Untersuchung über den Geburtsstand, welchem die mittel- 
alterlichen Bischöfe angehört haben fehlte bis jetzt. Der Verf. füllt 
diese Lücke der bisherigen Literatur in dankenswerter Weise aus. 
Zwar beschränken sich seine Studien auf die Mainzer Kirchenprovinz, 
aber diese umfasst immerhin ausser der Erzdiözese selbst die von 
Worms, Speyer, Strassburg, Konstanz, Chur, Augsburg, Eichstätt, 
Würzburg, Halberstadt, Hildesheim, Paderborn und Verden, — auch 
hat der Verf. noch das exemte Bistum Bamberg mitberücksichtigt — 
also 14 Diözesen, so dass die Annahme berechtigt erscheint, dass das 
für diese entworfene Bild auch für die übrigen deutschen im wesent- 
lichen zutreffen werde, zumal wir auch in der Dissertation von Loeh- 
nert, Personal- und Amtsdaten der Trierer Erzbischöfe d. 10—15. Jahr- 
hunderts (Greifsw. 1908) eine analoge Untersuchung für die Trierer 
Erzdiözese erhalten haben. 

Nach einleitenden Erörterungen über die Ordination Unfreier be- 
handelt der Verf. jede Diözese einzeln. Diese Untersuchungen sind 
sehr mühevoll gewesen. Aber sie können hier nicht nachgeprüft wer- 
den. Dazu müsste die ganze grosse Forschung noch einmal unter- 
nommen werden. Aber er fasst schliesslich 8. 93 seine Ergebnisse 
und 8. 99 ff. sogar tabellarisch zusammen. Er unterscheidet nobiles, 
ministeriales und bürgerliche Personen. Die Mehrzahl der Bischöfe 
gehörte der ersten Kategorie an, sicher in dem behandelten Zeitraum 
332, vermutlich noch dazu 97, für 107 hat sich nichts feststellen lassen. 
Ministerialen beginnen seit dem XI. Jahrh. auf die bischöflichen Stühle 
zu kommen in stark sich steigernder Progression, XI. Jahrh.: 1, XII.: 
4, XIIL: 30, XIV.: 37, XV: 41. Nichtadlige beginnen mit dem 
XIII. Jahrh.: einer, steigen dann im XIV. Jahrh. auf 13, um dann im 
XV. wieder auf 3 zu sinken. Aus dem Stande der Unfreien stammt 
einer im IX. und 2 im XI. Jahrh. Aber der Verf. gibt auch interes- 
sante tabellarische Uebersichten, ob die Bischöfe aus Klöstern kommen. 
Hier ist der Kulminationspunkt im XI. Jahrh. mit 20, aus dem eigenen 
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Domkapitel — dies nimmt zu bis zum XIV. Jahrh. (80) und sinkt 
dann im XV. auf 49; ob sie transferirt worden waren — dies war im 
IX. Jahrh. bei einem der Fall, kommt im X. und XI. Jahrh. gar nicht 
vor, steigt aber im XIV. Jahrh. auf 16, um dann im XV. Jahrh. wie- 
der auf einen zu sinken, — ob sie mehrere Bistümer kumulierten (XIV. 
Jahrh. 4, XV.: 5), ob sie endlich vorher eine weltliche Amtsstellung 
sei es beim Kaiser — im XI. Jahrh. 25 — sei es bei einem Landes- 
herrn — beginnt im XIV. Jahrh. mit 7 und steigt im XIV. auf 9 — 
bekleidet haben. Dabei muss freilich überall in Betracht gezogen 
werden, dass dem Verf. für 107 Bischöfe die Quellen versagt haben. 
E. Fr. 

20. Mergentheim* Die Quinquennalfakultäten pro foro ex- 
terno. Ihre Entstehung und Einführung in deutschen Bistümern 1.2. 
(Stuttg. 08, Ferd. Enke. Stutz, Kirchenrechtl. Abhandlungen H. 52. 
53) Mk. 23. 

Eine sehr, vielleicht zu eingehende Darstellung einer Institution, 
die in der bisherigen Literatur nur von Mejer im Vorbeigehen wenn 
auch im wesentlichen zutreffend behandelt worden ist. Der Verf. hat 
archivalisches Material benutzt— der Anhang enthält allein den Abdruck 
von 53 bisher ungedruckten Aktenstücken v. .JJ. 1386 an bis zu den 
Kölnischen Quinquennalfakultäten v. J. 1905, — und seine Materie 
erschöpfend und abschliessend zur Darstellung gebracht. Dabei 
entbehrt diese nicht eines allgemein interessierenden grösseren Hinter- 
grundes: für die ältere Zeit der Gegenreformation, für die spätere des 
Episkopalismus. Uebrigens scheint mir die Beurteilung des letzteren 
durch den Verf. von Einseitigkeit nicht frei zu sein. E. Fr. 

21. Mac Caffrey, The origin and development of cathedral 
and collegiate chapters in the irish church. Irish theol. Qu. Rev. 08. 
3, 357. 

22. Sägmüller, D. priesterl. Ord. d. Archipresbyters (Dekans) 
u. seines Stellvertreters in d. Dom- u. Kollegiatkapiteln. Hist. Jahrb. 
29, 753. 

23. Kisky, D. Freiherrl. Stift St. Gereon in Köln. Ann. d.h. 
V. f. d. Niederrhein 07, 1. 

24. Fink, Standesverhältnisse in Frauenklöstern u. Stiftern d. 
Diöz. Münster u. Kloster Herford. Z. f. vaterl. G. (Westfal.) 65, 129. 

25. Werner, D. kirchl. Verfassungskonflikt v. J. 1438/39 u. d. 
s. g. Reformat. d. Kais. Sigismund. N. A. f. ält. D. Gesch. 32, 728. 

26. Galante, Il Conc. di Trento. Conferenze. In appendice 
la ristampa del Trionfo Tridentino di Leonardo Colombino (Trient 08). 
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27. Rene,L’indulgence de la Portiuncule et la critique moderne. 
Et. Francise. 08, 337. 

28. Stutz*, D. Karoling. Zehntgebot. Zugleich e. Beitr. z. Er- 
klärung v. c. 7 u. 13 des Kapitulars Karls d. Gr. v. Heristall. (Weim. 
08. Sep. Abdr. aus Z. f. RGesch. Germ. Abt. Bd. 29.) 

Die Abhandlung rückt einmal d. staatliche Zehntgebot früher her- 
auf als bisher angenommen wurde, indem sie m. E. mit Recht schon 
in dem Briefe Pippins an B. Lul v. Mainz ein solches erblickt. Da- 
nach hat das Capit. Heristal. e. 7 für das eigentliche Frankenreich nur 
das bisherige Recht erneuert, für das Longobardenreich dagegen neu 
eingeführt. Aber auch der andere Grundgedanke der Abhandlung, 
dass das staatliche Zehntgebot als Entschädigung für die Säkularisa- 
tionen des Kirchengutes gedacht gewesen sei, ist durchaus ansprechend. 
Er ist auch schon von Pöschl geäussert worden. E. Fr. 

29. Berger, La fiscalite pontificale au XIVe siecle. J. d. Sa- 
vants 07, 314. 

30. Viard, La fiscalite pontific. en France au XIVe siecle. R.d. 
Qu. hist. 07, 566. 

41. Kirsch, La fiscalite pontific. dans les dioc6ses de Lausanne, 
(reneve et Sion Aa la fin du XIIIe siele et au XllIe siöcle (fin). 2. f. 
Schweiz. K(resch. 2. H. 3. 

32. Picard, Hist. de la propriete des edifices du culte. Par. 08. 

33. Jentsch, D. (subener KO. v..J. 1632 u. ihre Umgestaltung 
durch d. Kons. d. Niederlausitz. Niederlaus. Mitt. 10, 240. 

34. Merkel, D. Entwickelg. d. ev. luth. Kirchenpatronats im 
Kgr. Sachsen. Leipz. 08. Diss. 


VI Staat und Kirche. 


1. Kahl, Aphorism. z. Trennung v. Staat u. Kirche. (Rektorats- 
rede Berlin 08, auch in Internat. Wochenschrift 08, 345.) 

2. v. Tempski, D. Religionsvergehen. E. systemat. Darstellg. 
auf Grund der $$ 166 u. 167 StGB. Heidelb. 08. Diss. 

3. Baur, D. Religionsvergehen i. Deutsch. Strafrecht. Heidelb. 
07. Diss. 

4. Kohlrausch*, D. Beschimpfung der Religionsgesellschaften. 
E. Beitr. z. Strafrechtsreform. Tüb. 08. J. C. B. Mohr. Mk. 2,40. 

Scheint mir das Beste zu sein, was in der vorliegenden Frage 
bisher literarisch geäussert worden ist. E. Fr. 


5. Allard, Je Christianisme et l’empire romain de Neron & Theo- 
dose. Par. 08. 
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6. Allard, La persecut de Diocletian et le Triomphe de V’Egl. 
Par. 08°. 

7. Goetz, Staat u. Kirche in Alt-Russland. Kiewer Periode 
988—1240. Berl. 08. 

8. Kentenich, D. päpstl. Approbationsanspruch u. d. goldene 
Bulle. Hist. Viertelj.Schr. 19, 525. 

9. Werner, Landesherrl. Kirchenpolitik bis z. Reformat. Deutsche 
Gesch. Bl. 08, 143. 

10. Bourdon, Le concordat de Franeois I® et lindult de 
Charles-Quint. Leur conflit en Artois (1518—31). Mel. d’archeol. 
06. 143. 

1l. Meyer, Engl. u. d. kath. K. v. Regierungsantritt Elisabeths 
b. z. Gründung der Seminare. Bresl. 08. Hab.Schr. 

12. Ritter, D. röm. KR. u. d. Westf. Friede. Hist. Z. 101, 253. 

13. Dubruel, Innoc. XI et l’extension de la Regale. R. d. 
Qu. hist. 07, 101. | 

14, Lafont, La politique religieuse de la revolut. frane. (08.) 

15. Vialay, La vente des biens nationaux pend. la Revol. franc. 
Par. 08. 

16. Mathiez, La France et Rome sous la Constituante. L’affaire 
des annates. Re£vol. franc. 4, 97. 139. 326. 385. 

17. Turetey, YEgl. constitutionelle de Paris et les communau- 
tes relig. en 1791/2. Revol. franc. 06, 5 (fin.) 

18. Pisani, L’egl. de Paris et la revolution. I. 1789—92. 
Par. 08. 

19. Soutif, Une societe du culte cathol. ä Paris pend. la 
premiere separat., la paroisse S.-Eustache de 1705 a 1802. R. de Qu. 
hist. 84, 145. 

20. Delarue, Le clerg6 et le culte cath. en Bretagne pend. la 
Revolut. 5 (Par. 08). 

21. Sagnac, Le conc. de 1817. R. d’hist. mod. 06, 269. 433. 

22. Niedner, D. Revis. d. preuss. KR. i.d. J. 1826—37. Verw. 
Arch. 17, 71. 

23. Esmein, La loi sur la separat. et l’encyel. Gravissimo. R. 
pol. 50, 34. | 

24. Brugaliödres, La devolution des biens d’Egl. et les droits 
des tiers. (Par. 08.) 

25. Crouzil, Trait& de la police du culte sous le regime de la 
Separat. (Par. 08.) 

26. Taudiere, La loi du 13./4. 08 sur la Devolut. des Biens 
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eccles. (08.) 

27. L’execution de la loi du 13 avrıl 08. R.d. culte cath. 08. 
89. 

28. Geigel*, D. Trennung v. K. u. St. in Frankr. (München 
08, Schweitzer.) 

Die Schrift stellt in gemeinverständlicher Weise objektiv das Recht 
des französischen Trennungsgesetzes historisch und dogmatisch dar. 


E. Fr. 


VI. Verfassungs- und Verwaltungsrecht der katho- 
lischen Kirche. 


1. Fourneret, La reforme de la Curie romaine. Le Uan. cont. 
31, 577. 

2. Parayre, La nouv. organisat. du gouvernement central de 
l’Egl. (Lyon 08.) 

3. Ebers, D. R. d. Bischofswahlen in Altpreussen. Hist. pol. 
Bl. 08, 187. 233. 

4. Beissel, D. Bischofsstab. Stimmen a. Maria Laach 75, 170. 

5. D. Oesterr. Bischofseid. A. f. K. KR. 88, 749. 

6. Vacandard, La deposition des &veques 1. Nature et effets 
de la deposition. R. de Ülerge franc. 55, 388. 

7. Kiesel, D. rechtl. Stellung d. Generalvikars unter Berück- 
sichtigung d. Ordinariatsverfassung i. Bayern. (Würzb. 07. Diss.) 

8. Valavieille, De la condition du pretre dans l’Egl. d’aprös 
la separat. Par. 05. 

9. Eichmann, D. Strafrecht d. öffentl. Religionsgesellschaften 
in Bayern. A. f. K. KR. 88, 656. 

10. Mechan, the organizat. of the cath. church in the united 
states. North-Amer. R. 08, 689. 

1l. Stehsen, D. Wiedertaufe in Theorie u. Praxis d. kath. K. 
s. d. Trident. Konzil (Marb. 08). 

12. Schwaab, Z. Frage d. relig. Kindererziehung unter bes. 
Berücksichtigung d. Toleranz-Antrages (Tüb. 07 Diss.). 

13. Kämper, D. rel. Erziehung d. Dissidentenkinder i. Kgr. 
Sachsen (Leipz. 07 Diss.). 

14. Bargilliat, Rom. Pontif. Pii XI, Leonis XII et Pi X 
monita et decreta de institutione clericor. in seminariis episcopalib. 
Par. 08. 

15. Lorusso-Capiti*, Il Terzo Pensionabile dei beneficii di 
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regio patronato della Sicilia. Palermo, Alb. Reber 1908. 

Unter Terzo pensionabile versteht man das eine Drittel der Bene- 
fizialeinkünfte, welches mit einer pensio belastet werden kann, während 
die übrigen zwei Drittel die dem Benefiziaten unverkürzt zustehende 
congrua ausmachen. Die gelehrte Abhandlung, welcher der Abdruck 
von 58 Urkunden beigegeben ist, behandelt die Frage speziell für 
Sizilien, wo der König für die Pfründen seines Patronats das Recht 
solche Pensionen zu verleihen sich vindiziert hat und noch ausübt. 

E. Fr. 

16. Mandel*, Die private Baulast an den Pfründengebäuden in 
Altbayern. Eine Rechtfertigung der geltenden bayerischen Verwaltungs- 
praxis. München 08. J. Schweitzer. M. 2,80. 

Gegen das in Bayern für die oben gedachte Materie geltende 
partikulare Recht haben sich neuerdings Anfechtungen erhoben, welche 
jenem den Charakter des Gesetzes-, ja auch des Gewohnheitsrechts be- 
streiten. Der Verf. wendet sich dagegen auf Grund auch archivali- 
scher Studien, und ich kann seine Ausführungen nur für vollständig 
zutreffend erklären. Dagegen verkennt er nicht die Möglichkeit, dass 
der geltende Rechtzustand im Einzelfalle zu grossen Härten führen 
könne und zeigt, wie der Min.Erl. v. 1./9. 08 diese zu mildern bestrebt 
ist. E. Fr. 

17. Kühling, D. Verwaltung d. KVermögens m. bes. Berück- 
sichtigung d. f. d. Erzdiözese Köln gelt. kirchl. u. weltl. Rechte. 
Köln 08°, 


VII. Ordenswesen. 


1. Meyer, Buch d. Reformacio Predigerordens IV. u. V. Buch. 
Her. v. Reichert. (Quell. u. Forsch. z. Gesch. d. Dominikanerordens 
in Deutschl. Her. v. Lo& u. Reichert H. 3 (Leipz. 08). | 

2. Handbuch d. kathol. Vereine d. Fürstbist. Breslau. Nach amt!. 
Quell. Breslau 08. 

3. Schulte, Z. Gesch.d. Marianischen Studentenkongregationen 
am Paderborner Jesuitenkolleg. Z. f. vaterl. Gesch. Westfal. 65, 2, 210. 

4. Baston, Des actions en reprise ou revindication en nullite 
et en resolution auxquelles donne lieu la Dissolut. des congreg. en- 


seignantes. Par. 07. 


IX. Evangelisches Kirchenrecht. 


1. Rietschel, @.*, Lehrbuch der Liturgik. Bd. 3 die Kasua- 
lien (Berlin 09) Reuther u. Reichard. M. 8.50. 


Deutsche Zeitschrift f. Kirchenrecht. XIX. 1. 9 
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Wir möchten auf das schöne und gelehrte Buch des theologischen 
Verf. auch die Vertreter des Kirchenrechts dringend hinweisen. Sie 
finden bezüglich der Taufe, Konfirmation, Eheschliessung, Begräbnis, 
Beichte, Ordination, Konsekration eine Fülle von Material, welches 
dem Juristen leicht entgeht, klar gegliedert und vollkommen beherrscht. 
Und dabei berührt ungemein wohltuend die massvolle Gesinnung des 
stets verständigen Verf. Am wenigsten harmoniere ich mit seiner Ge- 
schichte der Trauung. Hier steht der Verf. zu stark im Banne der 
Anschauungen Sohms. Der Gegensatz zwischen Verlobung und Trau- 
ung, wonach jene schon die Ehe rechtlich begründet, zwar nur eine 
solche mit negativen Wirkungen — die Trauung lediglich die tat- 
sächliche Herstellung der schon rechtlich existierenden Ehe ist, kann 
nur als im Widerspruch zu den Quellen und dem Begriffe der Ehe 
stehend bezeichnet werden. Was Sohm und nach ihm der Verf. als 
eine Ehe mit negativen Wirkungen ansieht, ist juristisch eben ein Ver- 
löbnis, und die Trauung begründet erst die Ehe, da erst mit ihr die 
rechtlichen Wirkungen der Ehe eintreten. Uebrigens hätte zweckmäs- 
siger Weise der Verf. auch die Sponsalienlehre erörtern müssen, da 
sie gerade das deutsche Eheschliessungsrecht zwar formell unberührt 
liess, aber den formalen Handlungen einen neuen materiellen Inhalt 
gab. Die Bemerkung S. 229, dass die Laientrauung sich am läng- 
sten bei den Vornehmen erhalten und noch in der Zeit existiert habe, 
wo das Volk schon kirchlich seine Ehe schloss, trifft nicht zu. Ge- 
rade das Umgekehrte ist richtig. Das neueste Eheschliessungsrecht 
Pius X. ist noch nicht berücksichtigt. 

Doch das sind Ausstellungen untergeordneter Art, die uns nicht 
abhalten können und sollen, dem Verf. unsere volle Anerkennung 
seiner schönen Arbeit auszusprechen. | E. Fr. 

2. Drews, Entsprach d. Staatskirchent. dem Ideale Luthers? 
2. f. Theol. u. K. Ergänzungsh. Tüb. 08. 

3. Hermelink, Zu Luthers Gedanken über Idealgemeinden u. 
v. weltlicher Obrigkeit. Z. f. KG. 29, 267. 

4. Berbig, D. erste Kursächs. Visitation im Ortsland Franken. 
A. f. Ref.G. 5. H. 4. 

5. Berbig, V. d. KGütern. D. Schmalkalden. Gutacht. v. März 
1540 n. d. Origin. mitget. Z. f. wiss. Theol. 50, 374. 

6. Müller*, D. Anfänge d. Konsist.Verf. i. luth. Deutschl. Hist. 
Zeitschr. 102, 1. 

In zutreffender Weise wird auf den Typus des Württembergischen 
Kirchenrats im Gegensatz zu dem Sächsischen des Konsistoriums hin- 


X. Sektenwesen. Religionsfreiheit. 131 


gewiesen. | E. Fr. 

7. Rolfs, D. kirchl. Verf. Dithmarschens v. d. Einführung d. 
Reformat. b. z. Eroberung d. Landes. Schrift. d. V. f. schlesw.-holst. 
KG. 2. R. 4, 143, 

8. Tellemann, D. hist. Entwickl. d. Begr. „Landeskirche“ in 
Deutschl., insbes. in Brandenb.-Preussen u. d. d. Landeskirchen in den 
dem ev. OKirchenrat unterstehenden Landesteilen gewährten Privilegien 
n. auferlegten Beschränkungen. Leipz. 08 D. 

9. Vetter, Lutherana. I. Luthers Streit m. Herz. Heinrich v. 
Sachsen. II. Ein neues Ordinationsformular. N. Arch. f. Sächs. Gesch. 
29, 82. 

10. v. Damm*, D. General-Synode d. preuss. Landeskirche, ihre 
Geschichte, Zusammensetzung u. Zuständigkeit. (Berl. 08, Struppe u. 
Winkler.) 80 Pfg. 

Die kleine Schrift scheint eine Doktordissertation zu sein. Sie 
gibt zunächst einen Abriss der Entwickelung der preussischen Kirchen- 
verfassung, rein kompilatorischer Natur, und dann eine kompendiarische 
Darstellung der preussischen Generalsynode. Die reiche Literatur ist 
dabei nicht ausreichend herangezogen, das Wesen des Instituts nicht 
zu erfassen unternommen. Die $8. 25 zitierten Worte, die Hübler in 
seiner kirchenrechtlichen Vorlesung gesprochen haben soll: „in der 
G.S. tritt die fleur fine, der Goldstaub, das konzentrierteste Vertrauen 
in die Erscheinung“ kann ich unmöglich als Ersatz dafür ansehen, 
zumal sie mir unverständlich sind. E. Fr. 

1l. Schumann, Die rechtliche Natur des KVorstand. i. Kons, 
Bez. Wiesbaden. (Leipz. 07 Diss.) 

12. Vollert, Sind in Preussen Kirchendiener Staatsbeamte? Eine 
staats- u. kirchenrechtl. Untersuchung. Berl. 08 (Diss.). 

13. Olthuis, De doopspraktyk der gereformeerde Kerken in 
Nederland 1568—1816. Utr. 08 Diss. 


X. Sektenwesen. Religionsfreiheit, 


1. Grandville, L’organisation de l’Inquisit. en France de 1233 
a la fin du XVe siecle. Orleans 08. 

2. Bert, Hist. d. 1. revocat. de l’Edit de Nantes a Bordeaux 
(1653—1715) Par. 08. 


XI. Eherecht. 


1. Burgt Tract. de matrim., quem novissimis S. Sedis legibus 
et decisionibus, praesertim decreto 8.0.0., Ne temere adaptavit et ter- 
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tio edidit. Schaepmann 1. Utrecht 08. 

2. Orescu, Le Mariage quant aux condit. intrinseques et aux 
formalites exterieures en droit internat. prive. (Recueil Sirey Par. 08.) 

3. Köstler*, Die väterliche Ehebewilligung. Eine kirchenrecht- 
liche Untersuchung auf rechtsvergleichender Grundlage. (Stuttg. 08 
Ferd. Enke). Alk. 7.80. 

Das vom Verf. behandelte Thema ist von äusserstem Interesse, 
wenn es von einem grossen kulturhistorischen Gesichtspunkte aus be- 
handelt wird, als Reflex der (sesamtstellung des Vaters in der Familie. 
Der Verf. dieser Abhandlung begnügt sich damit, die positiven Rechts- 
bestimmungen zu geben, ohne deren tiefere Begründung zu versuchen, 
und das verleiht seinem Buche einen etwas sterilen Charakter. Die Unter- 
suchungist fleissig und sauber; ihr Gewinn für die Wissenschaft entspricht 
aber eigentlich doch nicht der aufgewendeten Mühe. Unerschüttert ist 
geblieben die bisherige Lehre insoweit sie annimmt, dass die Kirche 
für die vorliegende Frage allmählich ihren Standpunkt gewechselt habe 
und dass dies eine Konsequenz der sich ausbildenden Lehre von der 
Sakramentalität der Ehe gewesen sei. Der Verf. hat hier nur die Ent- 
wickelung eingehender als das bisher geschehen war, dargestellt. Auch 
das dürfte der bisherigen Auffassung entsprechen, dass es bis ins 
XII. Jahrh. kein gemeines Recht für die vorliegende Frage gegeben 
habe. Aber das erklärt sich doch einfach dadurch, dass es erst um 
diese Zeit der Kirche gelang, das gesamte bis dahin nationale Ehe- 
recht durch ihr internationales zu ersetzen. Die Art wie der Verf.den 
früheren Gegensatz zwischen der germanischen und romanischen Rechts- 
bildung charakterisiert (S. 166), vermögen wir nicht zu billigen. Es 
ist in beiden Teilen der Kirche dieselbe Auffassung die herrschende, 
dass die Frage nach weltlichem Rechte zu entscheiden sei. Nur dass 
die germanische Kirche diesem gegenüber einen reformierenden Stand- 
punkt nimmt, die römische Kirche jenem gegenüber einen konserva- 
tiven, bis das internationale Eherecht einen rein kirchlichen zu reali- 
sieren unternimmt. Uebrigens bezieht sich die auf dem Titel ange- 
gebene Rechtsvergleichung nur auf das jüdische, römische und das 
recht genau dargestellte germanische und fränkische sowie das mittel- 
alterliche französische Recht. Das Tridentinum bildet den Endpunkt 
der Entwickelung. Das ev. und moderne staatliche Recht hat der 
Verf. nicht mehr in den Kreis seiner Behandlung hineingezogen. Noch 
eine Bemerkung möchte ich mir erlauben; die S. XV zitierte Ausgabe 
des Decr. Gratiani: Richter Ae. L. et Friedberg Aem. gibt es nicht. 
Meine Ausgabe ist nicht eine neue Auflage der Richterschen. Der 
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prinzipielle Gegensatz zwischen beiden sollte dem Verf. als einem an- 
gehenden Kanonisten bekannt sein. (Auch ist post auf dem Titelblatt 
neiner Ausgabe und das vom Verf. beliebte et nicht identisch. E. Fr. 

4. Wittmaack, D. Aufhebg. d. Verbotes der Ehe zwischen 
einem Witwer u. d. Schwester d. verstorbenen Ehefrau in Engl. Z. 
f. internat. R. 18, 328. — 28./8. 07 Deceased Wifes Sister’s Marriage ; 
der Geistl. darf seine Trauung verweigern. 

5. Belleheim, Neues Eherecht d. engl. Staatskirche. A. f. k. 
KR. 88, 649. 

6. Koch*, Die Ehe Kaiser Heinrichs II. mit Kunigunde. (Köln 
08. Görresgesellsch. Sekt. f. Rechts- u. Sozialwissensch. H.5). Mk. 1.20. 

Bekanntlich ist die Ehe Heinrichs II. kinderlos gewesen. Diese 
Tatsache hat die Grundlage für die Bildung der Legende abgegeben, 
dass der Kaiser in einer „Josephsehe* gelebt habe. Neuerdings hat 
Sägmüller in der Theol. Qu.-Schr. 05, 78 versucht den geschichtlichen 
Kern der Legende zu retten. Dagegen wendet sich die kleine Schrift 
mit Erfolg, wie sie denn überhaupt Material für die Entwickelung des 
impedimentum impotentiae enthält; darin beruht ihr kirchenrechtlicher 
Wert. Uebrigens mag hervorgehoben werden, dass derselbe Sägmüller 
Lehrb. 519, 2 noch heute meint, dass die Möglichheit und Wirklich- 
keit einer Impotenz infolge dämonischer Einwirkung vom christlichen 
Standpunht nicht geleugnet werden sollte. E. Fr. 

7. Lougeur, D. Ehehindernis d. ordines maiores n. kan. R. 
Greifsw. 08 D. 

8. Bewig, D. Wirkungen d. Todeserklärg. auf d. Ehe. Leipz. 
08. D. 

9. Moszkowski, D. Schutz Dritter geg. d. Folgen der Nich- 
tigk. d. Ehe. (Z. Interpretat. des $ 1344 BGB.) Leipz. 08. D. 

10. Choupin, Les fianc, ailles et le mar. Par. 08. 

11. Roca, Les fianc, ailles ou promesses de mar. Montpell. 08. 

12. Stanghelini, La promessa di matrim. nel dir. can. Monza 07. 

13. Neumann, D. Verweigerung d.kirchl. Trauung durch einen 
Ehegatten (Bresl. 08 Diss.). ° 

14. Schmoger, Form d. Ehekonsens-Erklärg. u. Verlöbnisse n. 
d. röm. Dekr. Ne Temere v. 2/8. 07. Theoretisch u. prakt. d. viele 
Beispiele erläutert. (Wien 08.) 

15. Arndt, D. Eheschliessg. n. neuest. Recht (Trier 08 aus „Pa- 
stor bonus“). 

16. Ueber die Anwendbarkeit des Dec. ne temere auf österr. Mili- 
tärpersonen A. 88,729. 
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17. Bittner, D. Eheerschleichung. ($ 170 RStGB.). E. straf- 
rechtl. Abhandlg. (Würzb. 07. Diss.) 

18. Wendt, Zwei geschichtl. Beitr. z. Lehre v. d. Legitimation 
durch nachfolgende Ehe. Leipz. 08. D. 

19. Inhülsen, E. Blick in d. engl. Ehescheidungsrecht. 2. f£. 
Völkerr. 3, 83. 

20. Saniter, D. Wirkgen d. Ehescheidg. ü. d. Aufhebg. d. ehel. 
(emeinsch. n. d. BGB. Leipz. 08. D. 

21. Friedericı, Können deutsche Gerichte bei Ausländern auf 
beständige Trennung v. Tisch u. Bett erkennen? (Greifsw.06. Diss.) 
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III. Aktenstücke. 


Mitgeteilt von Friedberg. 


Päpstliche Aktenstücke. Sprüche römischer Behörden. 


1. Congr. Concilii. Neue Entscheidung von Dubin über Ehe- 
schliessungsrecht. Le Can. cont. 31, 394. 

2. Congr. Conc. Dritte authentische Interpretation des Deecr. 
Ne temere. Le Can. cont. 31, 649. 


Staatliche Gesetze und Aktenstücke betr. die kath. 
Kirche, sowie die kath. und ev. Kirche gemeinsam. 


1. Frankreich. CIRCULAIRE DU 1® DECEMBRE 1906 
relalive aux condilions d’ezercice du culte public a defaut 
d’associations cultuelles. 

Le ministre de linstruction publique, des Beauz-Artes ei des 
Cultes, a MM. les Prefets. 

Paris, le 1er decembre 1906. 

I. — La loi du 9 decembre 1905, concernant la separation des 
Eglises et de l’Etat est tout entiere domindee par le principe de la 
liberte de conscience, d’oü derive le libre exercice des cultes. 

Cette double liberte prolamee par l’article 1 n’a d’autres limites 
que celles qui sont posees par la loi elle-möme dans l’intEr&t de l’ordre 


public. 
Des lors, si les adeptes d’une religion — membres du clerg6& et 
fideles — renoncent & former des associations cultuelles et & profiter 


einsi du moyen que la loi met & leur disposition pour s’organiser en 
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vue du culte public, ils ne sont pas pour cela prives du droit du 
pratiquer leur religion. Independamment de la faculte qui leur ap- 
partient de recourir au culte prive, ils peuvent, sans s’unir par les 
liens d’un contrat d’association, subvenir & l’exereice public du culte 
par des r&unions tenues sur initiatives individuelles et beneficier ainsi, 
a defaut de la liberte d’association dont is ne veulent pas user dans 
les conditions oü elle leur est offerte par la loi, de la liberte de re£- 
union. 

C’est en ce sens que le Conseil d’Etat s’est prononce par un avis du 
3l octobre 1906. 

L’article 25 de la loi du 9 decembre 1905 a, d’une facon gen£rale, 
assimil& les r&unions publiques pour la celebration d’un culte aux re- 
unions, dont la liberte a &t& consacree, moyennant l’accomplissement 
de certaines formalites, par la loi du 30 juin 1881 et, tout en exemptant, 
par une faveur speciale, de l’observation de certaines prescriptions 
edictees par cette loi les r&unions tenues dans les locaux appartenant 
a une association cultuelle ou mis & sa disposition, il a entendu laisser 
les individus libres de se prevaloir, en dehors de toute espece d’asso- 
ciation, du droit commun pour organiser des reunions destindes ä 
’exercice public du culte. 

Ce n’est pas ä dire, au surplus, que les r&unions cultuelles soient 
transformees en r&unions publiques ordinaires. Elles repugnent par 
leur nature mömes & une Identification absolue; elles ne rentrent exac- 
tement, en effet, dans aucune des categories de r&unions Enoncees par 
V’article 4 de la loi du 30 juin 1881: c’est ainsi notamment qu’en 
aucun cas elles ne comportent une discussion publique. 

L’article 25 de la loi du 9 d&ecembre 1905 n’a cree qu’une assimi- 
lation et, par suite, si les dispositions du droit commun formulees dans 
la loi du 30 juin 1881 sont e&tendues aux re&eunions cultuelles tenues 
sur initiatives individuelles, c’est dans la mesure oü lesdites r&gles sont 
compatibles avec l’exercice du culte. 

L’application de la loi de 1881 necessite, par la force möme des 
choses, certains accommodements pour s’adapter aux c&remonies reli- 
gieuses. 

Cette remarque a trait sp6cialement & l’obligation, imposee par 
article 8 de cette loi aux r&unions publiques, d’avoir un bureau 
„charge de maintenir l’ordre, d’emp£ächer toute infraction aux lois, de 
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conserver & la r&union le caractere qui lui a &t& donne par la deecla- 
ration, d’interdire tout discours contraire & l’ordre public et aux 
bonnes moeurs, ou contenant provocation & un acte qualifi& crime ou 
delit. L’article 8 prevoit que les membres du bureau seront ou de- 
signes par les signataires de la declaration ou &lus par l’assemblee ; 
il est evident que le premier mode de nomination se concilie seul avec 
le caractere des r&unions cultuelles. 

Il y a möme lieu d’admettre que la necessite d’un bureau ne 
s’impose pas d’une facon absolue, car l’ordre est garanti dans les re&- 
unions cultuelles par les dispositions speciales inscrites dans l’article 
32 de la loi du 9 d&cembre 1905, aux termes duquel seront punis des 
peines Edictees par l’article 31 (amende de 16 a 200 fr. et emprisonne- 
ment de six jours ä deux mois ou une de ces deux peines seulement) 
ceux qui auront „empeche, retard&E ou interrompu les exercices d’un 
culte par des troubles ou desordres causes dans le local servant A ces 
exercices“. 

S’appliquent, d’ailleurs, egalement aux r&unions tenues sur ini- 
tiatives individuelles les autres dispositions du titre V sur la police 
des cultes, et notamment celles des articles 26, 34 et 35. 

A defaut de constitution d’un bureau, les signataires de la deela- 
ration seront responsables, comme le porte l’article 8 de la loi de 1881. 

Conforme&ment & l’article 9, un fonctionnaire de l’ordre admini- 
stratif ou judiciaire pourra &tre delegu& pour assister aux r&unions 
cultuelles, & Paris par le prefet de police et dans les d&epartements 
par le prefet, le sous-prefet ou le maire. 

Il convient d’ailleurs de rappeler qu’aux termes de l’article 97 
de la loi du 5 avril 1884, qui, sauf A Paris, a remplace ä& cet egard 
tant les lois des 16—24 aoüt 1790 et 19—22 juillet 1791 que celle 
du 18 juillet 1837, le maintien du bon ordre dans les &glises rentre 
dans les attrıbutions de la police municipale devolues au maire. 

Toutefois, le droit de dissolution des r&unions cultuelles ne devra, 
a defaut de bureau, ötre exerc& par le representant de l’autorite, comme 
Vindique l’article 9 de la loi de 1881, que s’il se produit des collisions 
et voies de fait. 

L’article 6 dispose que les r&unions publiques ne peuvent se pro- 
longer au dela de 11 heures du soir, sauf dans les localites oü la 
fermeture des &tablissements publics a lieu plus tard; cette prohibition 
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ne sera evidemment pas opposable aux c6&r&monies religieuses qui, 
d’apres les usages, se celebrent a une heure plus avancde de la nuit. 

Quant & la declaration prealable, ä laquelle l’article 2 subordonne 
Vexereice du droit de reunion, elle devra s’effectuer dans les termes 
memes oü elle est pr&vue par cet article ainsi congu: 

»Toute reunion publique sera pre&cedee d’une declaration indiquant 
le lieu, le jour, l’heure de la reunion. Üette declaration sera signee 
par deux personnes au moins, dont une domicili6e dans la commune 
oü la reunion doit avoir lieu. — Les declarants devront jouir de leurs 
droits civils et politiques et la declaration indiquera leurs noms, qua- 
lites et domiciles. — Les declarations sont faites: & Paris, au prefet 
de police; dans les chefs-lieux de departement, au prefet; dans les 
chefs-lieux d’arrondissement, au sous-prefet; et dans les autres com- 
imunes, au maire. — Il sera donn& immediatement, rec&pisse de la de- 
elaration. — Dans le cas oü le d&clarant n’aurait pu obtenir de re&- 
cepisse, l’empechement ou Je refus pourra &tre constate par acte extra- 
judiciaire ou par attestation signee de deux citoyens domicilies dans 
la commune. — Le recepisse, ou l’acte qui en tiendra lieu, constatera 
P’heure de la declaration. — La reunion ne peut avoir lieu, qu’apres 
un delai d’au moins vingt-quadre heures«. 

Mais il ne faut pas exagerer les exigences de cet article et ce 
serait une erreur de croire que chaque reunion doit &tre precedee 
d’une declaration speciale, ou, en d’autres termes, qu'il faut autant de 
declarations que de reunions. 

La loi de 1881 entend simplement qu’une declaration ne recoive 
effet qu’apres un delai minimum de vingt-quatre heures; elle ne 
s’oppose ni & ce que les r&unions publiques soient declarees plus long- 
temps A l’avance, ni & ce que la mäme declaration serve & annoncer 
plusieurs r&unions A tenir dans la meme commune. Ü’est de cette 
maniere qu’elle a &t& interpretee dans la pratique: les declarations 
collectives s’appliquant ä& une serie plus ou moins nombreuse de re- 
unions publiques sont d’un usage courant. 

Cette pratique offre pour l’exercice des cultes par voie de reunions 
toutes les facilites desirables puisqu’une seule declaration suffira pour 
toutes les c&r&monies religieuses publiques, dont les jours et heures 
peuvent &tre facilement determines a l’avance. 

La declaration pourra £&tre faite pour une periode plus ou moins 
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longue et elle restera valable tant que les conditions exigees des de- 
clarants par l’article 2 continueront & &tre remplies. 

Il n’est pas inutile d’observer que, si les declarations doivent £tre 
constatees par &crit, elles ben£ficient, ainsi que les r&ecepisses A delivrer 
par le prefet, le sous-prefet ou le maire; de l’exemption du timbre. 

II. — Apres avoir precise comment, en vertu des dispositions 
combindes des lois des 30 juin 1881 et 9 decembre 1905, il sera loi- 
sible a des individus non associes d’organiser des r&unions pour la 
pratique de leur culte, il reste & determiner dans quelles conditions 
des reunions cultuelles ainsi tenues sur iniatiatives individuelles pour- 
ront avoir lieu dans les edifices anterieurement affectes & l’exercice du 
culte, si, lors de l’expiration du delai d’un an prevu par article 4 
de la loi de separation, il ne s’est pas constitue d’associations cultuelles 
pour recevoir, au lieu et place des &tablissements eccl&siastiques sup- 
primes, la jouissance ou la propriete de ces £&difices. 

A cet effet, il convient de determiner quel sera le regime desdits 
immeubles a cette Ech6ance. 

Les &Edifices actuellement affectes a l’exercice public du culte (ca- 
thedrales, Eglises et chapelles) se divisent en deux categories. 

Les uns, vises par l’articles 12 de la loi du 9 decembre 1905, sont 
la propriet& de !’Etat ou des communes; les autres appartiennent & des 
etablissements &cclesiastiques (fabriques, menses ou seminaires). 

L’article 13 a decid& que les premiers seraient laisses gratuite- 
ment & la disposition des &tablissements publics du culte, puis des 
associations cultuelles auxquelles les biens de ces &tablissements auront 
et& attribues par application des dispositions du titre II. Les seconds 
se confondent avec les autres biens des &tablissements eccl&siastiques 
et les representants l&gaux de ces &tablissements ont, en vertu de l’article 
4, recu mandat de les attribuer & des associations cultuelles dans le 
delaıi d’un an & partir de la promulgation de la loi, faute de quoi il 
appartiendra au gouvernement, en execution de l’article 8, paragraphe 
1, de proceder lui ınöme, s’il le croit convenable, ä& cette attribution. 

A Vexpiration du delai fixe par l’article 4, les premiers, si la 
joussance n’en a pas et6& transferee avec les biens des &tablissements 
eccl&siastiques a des associations cultuelles, rentreront en la possession 
legale de l’Etat et des communes; les seconds, au cas oü la propriete 
nen aura pas et& transmise A des associations de cette nature, seront 
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places, conformement A l’article 8, paragraphe 2, sous sequestre jus- 
qu’a leur attribution par decret en vertu dudit article ou de V’article 9. 

Mais les uns et les autres se trouveront dans une condition iden- 
tique, en ce sens que jusqu’a decision contraire ils conserveront, avec 
les objets mobiliers les garnissant, leur affectation anterieure. 

Il resulte, en effet, de l’article 13 que, pour liberer les cathedrales, 
eglises et chapelles appartenant A l’Etat ou aux communes de l’affec- 
tation dont elles sont grevees, un decret ou une loi, suivant les cir- 
constances, sera necessaire. 

Quant A ceux de ces edifices qui ont appartenu aux &tablissements 
ecclesiastiques, ils passeront, A titre provisoire, aux mains du s&questre 
dans les conditions memes oü ils auraient ete transferes par les &tablis- 
sement eccl&esiastiques A des associations cultuelles, c’est-A-dire, comme 
le porte l’article 4, avec leur affectation speciale, et celle-ci durera 
tant qu’ils n’auront pas et6& attribues, par application de T’article 9, 
paragraphe 1, A des e&tablissements communaux d’assistance ou de 
bienfaisance. 

Par cela m&me que l’affection des edifices autrefois consacres a 
l’exereice publie du culte subsistera, il incombera, soit au sequestre, 
soit a ’Etat ou aux communes, non seulement de ne pas detourner, 
ces eEdifices de leur destination en les faisant s6ervir, ne füt-ce que 
d’une facon momentanee, ä d’autres usages que le culte, mais encore 
de laisser le culte s’y exercer comme par le passe, pourvu qu’il y soit 
celebr& dans des conditions legales. 

Il n’appartriendra pas & l’Etat et aux communes, sous pretexte 
qu’ils auront recouvre la possession des cathedrales, eglises et chapel- 
les, de disposer de ces eEdifices comme ils l’entendront, et de les fermer 
a leur gre; les chapelles, eglises et cathedrales, ä& raison de maintien 
de leur destination anterieure qui s’imposera Aa lEtat et aux communes 
comme une charge de la possession, devront rester ouvertes et l’acces 
continuera n&cessairement & en &tre permis, dans les conditions actuelles, 
tant aux fidöles qu’aux membres du clerg& pour y exercer le culte en 
se conformant, ä defaut d’associations cultuelles, aux prescriptions de 
la loi du 30 juin 1881, telles qu’elles ont et& commentees plus haut. 

Mais il ne faudrait pas croire que, parce que, moyennant une de- 
claration faite en vertu de la loi de 1881, un ministre du culte (cure 
ou desservant) pourra continuer & remplir son ministere dans l’eglise 
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oü il l’exercait sous l’empire de la legislation concordataire, celle-ci 
subsistera & son profit et qu’il jouira sur l’edifice de droits semblables 
& ceux qui appartenaient ä la fabrique supprimee. Cet stablissement 
etait investi de la possession legale de l’Eglise; le cur& ou desservant 
ne sera plus qu’un occupant sans titre juridique. Il sera sans droit 
pour faire aucun acte d’administration; encore moins sera-t-il capable 
d’accomplir aucun acte de disposition. 

Il y a lieu d’en conclure qu’il n’aura pas qualit& pour percevoir 
des retributions A raison de l’usage par des tiers de l’eglise ou des 
objets qui y sont contenus et qui appartiennent & V’Etat ou aux com- 
munes ou auront appartenu & la fabrique supprimee, Il aura seule- 
ment la facult& de recueillir des offrandes & l’occasion des actes de 
son ministere. 

Ces prineipes recevront leur application, notamment en matiere 
d’obseques religieuses, pour l’ex&cution du service interieur, ou, en 
autres termes, pour employer le langage mäme de la loi du 28 de- 
cembre 1904, la fourniture des »objets destines au service des fun£railles 
dans les &difices religieux et & la decoration interieure et exterieure 
de ces &difices«. 

Si le materiel necessaire existe dans l’Eglise, l’usage n’en pourra 
donner lieu & la perception de redevances au profit du cur& ou desser- 
vant. Au cas oü il fera defaut et oü il faudra le faire venir du de- 
hors, ce ne sera pas au cur& ou desservant de traiter & cet effet avec 
un entrepreneur; ce soin appartiendra soit directement aux familles, 
sous reserve de l’obligation pour elles de se munir des autorisations 
indispensables aupres de la municipalite, soit & celle-ci pour le compte 
des familles. 

Si le cur& ou desservant ne succede pas aux droits de la fabrique, 
il n’heritera pas non plus des obligations de cet etablissement. Il 
sera seulement tenu, comme occupant, de ne pas prejudicier et de ne 
pas laisser les tiers prejudicier & leglise et aux objets la garnissant. 

Telles seront, en ce qui concerne les Edifices affectes A l’exercice 
du culte, les consequences l&gales de l’absence d’associations cultuelles 
a l’expiration du delai fix& par V’article 4; elle ne seront pas les ınömes 
a l’&gard des presbyteres. 

III. — L’affection, dont les &eglises et chapelles sont grev6es, exige, 
en vertu möme du principe de la liberte des cultes proclame par 
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Varticle le de la loi du 9 decembre 1905, qu’elles soient mises & 
la disposition des fideles pour qu’ils puissent, avec le concours du 
clerge, y pratiquer leur religion. Le libre exercice du culte ne depend, 
au contraire, A aucun degre, de la jouissance des presbyt£res. 

D’ailleurs, ceux-ci n’ont jamais servi & un usage collectif; ıls 
n’etaient pas A la disposition des fideles, mais a celle des cures et 
desservants qui les employaient pour leur utilite particuliere. Du mo- 
ment qu’a defaut d’associations eultuelles les cur&s et desservants ne 
pourront pas justifier de la condition & laquelle Y’article 14 a sub- 
ordonne la continuation pendant cing ans de l’usage gratuit des pres- 
byteres, cet avantage cessera pour eux de plein droit, et les communes 
recouvreront sans plus tarder la possession legale des presbyteres. 

Il est vrai que, jusqu’a l’expiration du delai prevu par l’article 14 
et A moins d’une desaffectation anticipee, qui pourra notamment avoir 
lieu, si deux ans apres la promulgation de la loi, le presbytere n’a 
pas et& reclame avec l’eglise par une association cultuelle, les com- 
munes n’auront pas la libre disposition du presbytere rentre en leur 
possession. 

Elles auront le droit de le louer, moyennant un loyer A de&battre 
et contre payement des impöts, au cur6 et desservant. Si, au con- 
traire, comme elles en auront le pouvoir, elles retirent la jouissance 
du presbytere A cet ecclesiastique, elles ne pourront utiliser cet im- 
meuble que d’une facon provisoire, soit q’uelles y installent des ser- 
vices communaux, soit qu’elles le louent A des particuliers, et les lo- 
cations consenties dans ces conditions devront comporter une clause 
resolutoire analogue & celle qui &tait ordonnee sous l’empire du Uon- 
cordat par l’ordonnance du 3 mars 1825 et le d&cret du 9 avril 1904, 
pour les presbyteres des succursales vacantes. 

IV. — Les memes regles seront suivies, pendant l’annee qui 
restera A courir jusqu’& l’expiration du delai de deux ans institue par 
Varticle 14 de la loı du 9 decembre 1905, & l’&gard des archeveches 
et eväches qui sont la propriete de l’Etat, des departements ou des 
communes. 

Quant aux bätiments des seminaires appartenant A l’Etat, aux 
departements ou aux communes ou ayant appartenu aux seminaires 
eux-memes, l’usage n’en pourra etre maintenu pour leur destination 
auterieure, m&me par le moyen d’une location, du moment qu’il n’aura 
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pas 6t& forme, dans les conditions pr&vues par la loi, des associatious 
cultuelles pour les recevoir. En effet, le personnel charge de diriger 
un seminaire et d’y donner l’enseignement ecclesiastique constituera 
un groupement de fait presentant tous les caracteres d’une association 
eultuelle dissimulee et, loin que cette association illicite puisse pre6- 
tendre A la continuation, sous forme de bail, de la jouissance de l’ım- 
meuble, ses administrateurs seront passibles de poursuites correction- 
nelles en vertu de l’article 23 de la loi du 9 decembre 1905. 

Jusqu’a l’expiration du delai de cing ans prevu par l’article 14 
et sauf en cas de desaffeetion anticipee deux ans apres la promulga- 
tion de la loi, par suite du defaut d’associations cultuelles, l’Etat, les 
departements et les communes n’auront pas la libre disposition des 
grands seminaires qu’ils ne pourront utiliser qu’A titre purement pro- 
visoire. Ils recouvreront, au contraire, immediatement et sans r&serves 
la pleine et entiere possession des bätiments des anciennes &coles se- 
condaires eccl&siastiques dites petits s&minaires. 

V. — Il ne me reste plus, pour completer ces instructions, qu’ä 
preciser la date & laquelle, le delai fix& par l’article 4 de la loi de 
separation etant expire, le nouveau regime dont je viens d’indiquer 
les grandes lignes, commencera & fonctionner. 

La loi du 9 decembre 1905 a ete effectivement promulgu6e ou, en 
d’autres termes, rendue ex&cutoire, conformement aux dispositions du 
decret du 5 novembre 1870, a Paris un jour franc apres sa publica- 
tion dans le Journal officiel du 11, c’est-a-dire le 13, et partout ailleurs, 
dans l’&tendue de chaque arrondissement, un jour france apres l’arrivee 
du Journal officiel au chef-lieu de cet arrondissement, c’est-A-dire ä 
des dates variant du 13 au 16. 

Des lors, le delai fixe par l’article 4 &tant d’un an A partir de la 
promulgation de la loi, les &tablissements eccel&siastiques auront cess& 
d’exister et le nouveau regime entrera en vigueur A Paris le 13 de- 
cembre 1906 et, dans le reste de la France, le 13, le 14, le 15 ou le 
16, selon les arrondissements. 

Vous voudrez bien m’accuser r&ception de la presente circulaire 
que je vous prie de porter immediatement ä la connaissance des mu- 
nicipalites. 


Aristide Briand. 
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2. CIRCULAIRE DU 7 DECEMBRE 1906 
relative aux seminaires et ecoles secondaires ecclesiastiques. 
Le ministre de UInstruction publique, des Beauz-Artes et des 
Cultes, a MM. les Prefets. 
Paris, le 7 decembre 1906. 

Les seminaires ont ete supprimes comme &tablissements publics 
du culte par l’article 2 de la loi du 9 decembre 1905 et, s’il est loi- 
sible de retablir au moins les seminaires proprement dits ou grands 
seminaires sous forme d’associations cultuelles, il est constant qu’ä 
defaut d’associations de cette nature le maintien, avec leur caractere 
special, de ces etablissements destines A assurer le recrutement du 
clerg&, comporterait une association illicite susceptile de donner lieu A 
des poursuites en vertu de l’article 23. 

J’en ai conclu, dans ma circulaire du 1 courant, que dans cette 
hypothese les bätiments des seminaires ne pourraient conserver leur 
destination anterieure; plus generalement l’absence d’associations cul- 
tuelles vouees A la preparation au sacerdoce empächera tout transfert 
de la propriete ou de la jouisance des biens qui appartenaient aux 
seminaires ou dont ils avaient la jouissance. 

J’ajouterai, pour repondre A diverses demandes d’instructions, que 
sı les grands seminaires entendaient sortir du cadre special dans lequel 
ils etaient renfermes jusqu’ici, et si, d’&tablissements purement cultuels, 
ayant pour objet exclusif de pourvoir & l’exercice du culte par la 
formation de pr£tres, ils se proposaient de devenir des &tablissements 
ordinaires d’enseignement prive, oü l’on professerait la theologie et les 
sciences annexes, ils devraient, pour se transformer ainsi, se soumettre 
au regime institu&e en matiere d’enseignement superieur par les lois 
des 12 juillet 1875 et 13 mars 1880. 

Quant aux Ecoles secondaires ecclesiastiques dites petits seminaires, 
dans le cas oü, pour subsister, elles voudraient se convertir en simples 
etablissements d’enseignement secondaire prive, il leur incomberait 
d’observer les dispositions generales du titre III de la loi du 15 mars 
1850. 

Les associations qui auraient pour but l’entretien des nouveaux 
etablissements d’instruction cr&&s dans lesdites conditions devraient 
etre constituees conformement aux prescriptions combinees des lois des 
12 juillet 1875 et 1er juillet 1901, ou simplement d’apres les disposi- 
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tions de la seconde de ces lois, suivant qu’ils donneraient l’enseigne- 
ment superieur ou l’enseignement secondaire. 

Il demeure d’ailleurs bien eutendu, comme l’implique ıma circulaire 
du ler courant, que du moment que ces associations ne rempliraient 
pas les conditions exigees par la loi du 9 decembre 1905, les &tablıs- 
sements en dependant seraient sans qualit&@ pour continuer & jouir, 
dans les conditions privilegiees prevues par les articles 4 et 14 de 
ladite loi, des biens dont les seminaires avaient la propriete ou la 
possession. 

Vous voudrez bien m’accuser r&ception de la presente circulaire, 
et si des renseignements complementaires vous &taient ne&cessaires, je 
serais A votre disposition pour vous les donner. 

Aristide Briand. 
3. CIRCULAIRES DU 10 DECEMBRE 1906 
relatives aux poursuites a exercer contre les organisateurs de 
reunions culluelles publiques sans declaration. 
A. Le ministre de UInstruction publique, des Beauz-Ärts et des 
Cultes, @« MM. les Prefets. 
Paris, le 10 decembre 1906. 

J’ai indiqu& dans ma circulaire du 1° courant comment, en 
l’absence d’associations cultuelles A l’expiration du delai fixe par l’article 
4 de la loi du 9 decembre 1905, le culte pourrait continuer & &tre 
exerce publiquement sur initiatives individuelles, en vertu de la loi du 
30 juin 1881, dans les Edifices anterieurement affect6s au culte, comme 
dans tous les autres locaux, et j’ai precise dans quelles conditions, 
comportant les attenuations du droit commun commandees par les 
necessites du culte, les reunions cultuelles devraient &tre sonsiderees 
comme assimilees aux reunions publiques. 

Mais, par cela m&me que le gouvernement apporte dans l’appli- 
cation des lois de 1881 et de 1905 l’esprit le plus liberal, il entend 
que ces lois, ainsi interpretees largement, soient obeies dans leurs dis- 
positions presentant un caractere imperatif. Il n’ny a pas de citoyens 
francais qui, sous quelque pretexte que le soit, aient le droit de se 
placer au dessus des lois francaises et de se rebeller contre elles. Il 
importe donc que si, & l’expiration du delai susrappele, le culte est 
publiquement exerce sans declaration prealable ou sous le couvert 
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d’une declaration ne satisfaisant pas aux conditions specifiees dans ma 
circulaire du 1° courant, les contraventions ainsi commises par les 
cures et desservants et par tous autres organisateurs des r&eunions 
cultuelles soient relevees. 

Je vous invite done ä donner immediatement les insructions in- 
dispensables pour que toutes contraventions soient constatees par des 
proces-verbaux que vous defererez au parquet. M. le garde des Sceaux 
donne, de son cöte, des ordres aux procureurs generaux pour que, au 
vu de ces proces-verbaux les poursuites necessaires solent exerc£es. 
Le gouvernement compte sur votre fermete et votre vigilance pour 
concourir avec lui A assurer le respect de la legalite. 

Aristide Briand. 
B. Le garde des Sceaur, ministre de la Juslice, a MM. les 
Procureurs genereauz. 
Paris, le 10 decembre 1906. 

En se refusant A former les associations cultuelles pr&vues par les 
articles 13 et suivants de la loı du 9 decembre 1905, les ministres du 
culte se sont volontairement prives des avantages precieux qu’elles 
leur offraient et qui constituaient en leur faveur des derogations au 
droit commun. 

Puisque, par leur volonte retlechie, ils se sont places d’eux-m&mes 
sous l’empire des regles ordinaires du droit, il est naturel et n&cessaire 
d’en faire l’application. 

En consequence, les reunions pour la cel&bration du culte, si elles 
revetent un caractere public, se trouveront regies par les dispositions 
de la loi du 30 juin 1881. 

M. le ministre de l’Instruction publique et des Culte sadresse aux 
prefets des instructions indiquant d’une facon pre&cise les circonstances 
dans lesquelles les infractions & cette legislation devront Etre consta- 
tees, conformement aux termes de sa circulaire du 1er d&cembre courant. 

Au vu des proces-verbaux qui seront ainsi dresses, vos substituts 
devront donner les instructions necessaires pour assurer sans d&lai la 
repression des contraventions qui leur seront deferees en conformite 
de la loi du 30 juin 1881. 

Dans le cas oü il interviendrait un jugement de relaxe, vos sub- 
stituts vous en rendront compte immediatement de fagon & vous mettre 
& meme d’apprecier s8’il y a lieu de former un pourvoi que vous 
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n’hesiterez pas & prescrire si vous le jugez fonde. 

J’ai & peine besoin de vous indiquer que ces poursuites seront 
exerc&es sans prejudice de celles que pourraient motiver, soit l’inob- 
servation des dispositions p&enales specialement contenues dans la loi 
du 9 decembre 1905, soit la violation des regles ordinaires du droit 
penal, au cas oü des crimes ou des d&lits viendraient & se commettre 
A lP’occasion ou au cours des r&unions tenues pour la celebration du 
culte. 

Serviteur respectueux des lois, le ministere public a pour premier 
devoir d’assurer leur stricte observation et aucune d’elles ne saurait 
demeurer lettre morte. 

Vous aurez soin de me rendre compte de tous les incidents que 
pourrait faire naitre l’ex&cution des presentes instructions dont je vous 
prie de vouloir bien m’accuser reception, et dont je vous envoie un 
nombre d’exemplaires suffisants pour que vous puissiez en faire tenir 
a chacun de vos substituts. 


Ed. Guyot-Dessaigne. 


4. La seconde loi de separation de l’eglise et de l’etat du 
2 Janvier 1907. 

Art. 1 — Des la promulgation de la presente loi, l’Etat, les 
departements et les communes recouvreront & titre definitif la libre 
disposition des arch&ves, presbyteres et seminaires qui sont leur pro- 
priet& et dont la jouissance n’a pas &t& r&clam&ee par une association 
constituee dans l’annee qui a suivi la promulgation de la loi du 9 de- 
cembre 1905, conformement aux dispositions de ladite loi. 

Cesseront de möme, s’il n’a pas ete etabli d’associations de cette 
nature, les indemnites de logement incombant aux communes, & de- 
faut de presbyt£re. 

La location des &Edifices ci-dessus dont les departements ou les 
communes sont proprietaires devra &tre approuvee par l’administration 
prefectorale. En cas d’ali&nation par le departement, il sera procede 
comme dans les cas prevus par l’article 48, paragraphe 1° de la loi 
du 10 aoüt 1871. 

Art. 2. — Les biens des &tablissements eccl&siastiques qui n’ont 
pas et& r&clam&s par des associations constitu&ees dans l’annee qui a 
suivi la promulgation de la loi du 19 decembre 1905, conformement 
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aux dispositions de ladite loi, seront attribues A titre definitiv, des la 
promulgation de la presente loi, aux etablissements communaux d’assi- 
stance ou de bienfaisance dans les conditions determinees par l’article 
9, paragraphe 1° de ladite loi, sans prejudice des attributions A operer 
par application des articles 7 et 8, en ce qui concerne les biens greves 
d’une affectation &etrangere A l’exercice du culte. 

Art. 3. — A l’expiration du delai d’un mois A partir de la pro- 
mulgation de la presente loi, seront de plein droit supprimees les allo- 
cations concedees, par application de l’article 11 de la loi du 9 de- 
cembre 1905, aux ministres du culte qui continueront A exercer leurs 
fonctions dans les eirconscriptions eccl&siastiques oü n’auront pas ete 
remplies les conditions prevues soit par la loi du 9 decembre 1905, 
soit par la presente loi, pour l’exercice public du culte, apres infrac- 
tion düment reprimee. 

La decheance sera constatee par arrete du ministre des Finances 
rendu sur le vu d’un extrait du jugement ou de l’arret qui lui est 
adresse par les soins du ministre de la Justice. 

Art. 4. — Independamment des associations soumises aux dispo- 
sitions du titre IV de la loi du 9 decembre 1905, l’exercice public 
d’un eulte peut &tre assur& tant au moyen d’associations r&gies par- la 
loi du 1 juillet 1901 (articles 1, 2, 3, 4, 5, 6, 7, 8, 9, 12 et 17) que 
par voie de r&unions tenues sur initiatives individuelles en vertu de 
la loi du 30 juin 1881 et selon les prescriptions de l’article 25 de la 
loi du 9 decembre 1905. 

Art. 5. — A defaut d’associations cultuelles, les edifices affectes 
ä l’exercice du culte, ainsi que les meubles les garnissant, continueront, 
sauf desaffectation dans les cas prevus par la loi du 9 decembre 1905, 
A etre laisses A la disposition des fideles et des ministres du culte 
pour la pratique de leur religion. 

La jouissance gratuite en pourra etre accordee soit & des asso- 
ciations cultuelles constituees conformement aux articles 18 et 19 de 
la loi du 9 decembre 1905, soit & des associations formdes en vertu 
des dispositions precitees de la loi du 1* juillet 1901 pour assurer la 
continuation de l’exereice public du culte, soit aux ministres du culte 
dont les noms devront ö&tre indiques dans les declarations prescrites 
par l’article 25 de la lois du 9 decembre 1905. 

La jouissance ci-dessus pr&vue desdits edifices et des meubles les 
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garnissant sera attribude, sous reserve des obligations Enonc&es par 
article 13 de la loi du 9 decembre 1905, au moyen d’un acte admi- 
nistratif dresse par le prefet pour les immeubles places sous sequestre 
et ceux qui appartiennent A l’Etat et aux departements par le maire 
pour les immeubles qui sont la propriete des communes. 

Les rögles susenoncees s’appliqueront aux Edifices affectes au culte 
qui, ayant appartenu aux 6tablissements ecclesiastiques, auront d&te 
attribues par decret aux etablissements communaux d’assistance ou de 
bienfaisance par application de l’article 9, paragraphe le de la loi du 
9 decembre 1905. 

Art. 6. — Les dispositions de la loi du 9 decembre 1905 et des 
decrets portant reglement d’administration publique pour son execu- 
tion sont maintenues en tout ce qu’elles n’ont pas de contraire A la 
presente loi. 

5. CIROULAIRE 
du ministre de linstruction publique etc. du 3 Fevrier 1907 

relative a la location des eglises. 

Il r&sulte de la loi du 2 janvier 1907 que, si avant l’expiration 
du delai fix& par l’article 4 de la loi du 9 decembre 1905, les &tablis- 
sements publics du culte n’ont pas &t& remplaces par des associations 
cultuelles aptes ä recueillier leurs biens et, par voie de consdquence, 
a reclamer la propriete ou la jouissance des edifices affectes a l’exercice 
du culte, n&anmoins ces Edifices, ainsi que les meubles les garnissant, 
»continueront, sauf desaffectation dans les cas prevus par la loi du 
9 d&cembre 1905, & etre laisses A la disposition des fideles et des mi- 
nistres du culte pour la pratique de leur religion«. 

Cette disposition fondamentale a et& inscrite dans le premier 
paragraphe de l’article 5 en vue d’assurer, möme a defaut d’associa- 
tions cultuelles, le libre exercice des cultes que la Republique, par la 
loi de separation des Eglises et de l’Etat s’est engagee & garantir. 

Mais les ministres du culte, comme les fideles, seront de simples 
occupants sans titre juridique et ils n’auront qu’une possession de fait 
tant qu’il n’aura pas et& proced&e & une attribution de la jouissance 
des Edifices religieux dans les conditions et suivant les formes deter- 
minees par les paragraphes 2 et 3 du möme article. 

Aux termes du second paragraphe, la jouissance de ces £&difices 
peut &tre accord&e soit A des associations constitu6es conformement 
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aux prescriptions spe&ciales de la loi du 9 d&ecembre 1905, soit A des 
assoclations de droit commun form6es en vertu de la loi du 1 juillet 
1901 pour assurer la continuation de l’exercice public du culte, soit 
meme aux ministres du culte pris ä titre individuel. 

La jouissance ainsi attribude est n&cessairement gratuite, d’apres 
le second paragraphe de l’article 5 de la loi du 2 janvier 1907, pour 
les associations ou les ministres du culte, auxquels elle est accorde£e; 
mais, suivant le troisieme paragraphe, cette gratuite a pour contre- 
partie l’obligation pour les attributaires de supporter les charges 
enonc6es par l’article 13 de la loi du 9 decembre 1905, c’est-A-dire 
»les reparations de toute nature, ainsi que les frais d’assurance et 
autres charges afferentes aux Edifices et aux meubles les garnissant«. 

C'est au moyen d’un acte administratif dresse par le prefet ou le 
imuire, suivant les cas, que la jouissance des &difices du culte sera 
attribuee. | 

Il ne s’agit pas, bien entendu, d’un simple proc&s-verbal admini- 
stratif d’entree en jouissance comparable A celui qui a et& prevu par 
’article 27 du deeret du 16 mars 1906. 

Il ne s’agit pas davantage d’un acte unilateral de puissance 
publique, tel que les permissions delivrees par les prefets ou les maires 
pour l’occupation temporaire de dependances du domaine public; car, 
si les eglises et chapelles faisaient partie du domaine public avant la 
loi du 9 decembre 1905, elles ont, par l’effet möme de cette loi qui 
a enleve aux cultes anterieurement reconnus leur caractere de service 
public, passe dans le domaine priv& de l’Etat et des communes. Des 
lors, c’est un contrat synallagmatique qui doit &tre conclu entre le 
maire ou le prefet, agissant au nom de la commune ou de l’Etat, et 
association ou le ministre du culte; mais le legislateur a voulu que 
les parties contractantes ne fussent ni obligees de recourir au mini- 
stere d’un notaire ni reduites & un simple acte sous-seing prive, et 
c’est pourquoi il a d&cid& que l’acte d’attribution serait passe en la 
forme edministrative. L’acte administratif qui sera ainsi dresse aura 
tous les avantages comme toute la valeur d’un acte authentique. 

Les maires ne sont l&galement aptes, d’apres les principes gene6- 
raux de notre l&gislation municipale, ä passer de tels actes au nom des 
communes qu’apres y avoir &t& habilites par les conseils municipaux; 
en d’autres termes, ils ne peuvent proceder valablement que comme 
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agents d’ex&cution des decisions des assembl&es communales. Ü’est 
ce qui r6sulte de la nature des actes A intervenir et c’est dailleurs ce 
qui a &t& formellement declar6 au cours des travaux pre@paratoires de 
la loi du 2 janvier 1907. Tout acte portant attribution de la jouis- 
sance d’une Eglise ou chapelle communale sans deliberation prealable 
du conseil municipal serait destitu& de toute valeur juridique. 

Faut-il, en outre, que l’administration superieure approuve les 
deliberations prises par les conseils municipaux en cette matiere. 

Les travaux preparatoires de la loi du 2 janvier 1907 &tablissent 
que le legislateur a entendu assimiler, en principe, & des baux, les 
actes ayant, pour objet l’attribution de la jouissance des &glises et 
chapelles. Il convient, par consequent, d’appliquer les dispositions 
combinees des articles 61 et 68 de la loi du 5 avril 1884, selon les- 
quelles les deliberations fixant les conditions des baux de biens com- 
munaux ne sont ex6&cutoires par elles-m&ämes que si la durede du con- 
trat n’est pas superieure & dix-huit ans; pour les baux de plus de 
dix-huit ans, les deliberations doivent &tre soumises & l’approbation 
de l’autorit& superieure, et cette approbation, d’apres l’article 69 de 
la möäme loi, est donnee par le prefet statuant en conseil de pre6- 
fecture. 

Investis par les conseils municipaux des pouvoirs necessaires, et 
sous reserve, dans le cas oü la duree du contrat excederait dix-huit 
ans, de l’approbation prefectorale, les maires sont entierement libres 
d’arreter, d’accord avec les associations ou les ministres du culte, les 
termes des actes portant attribution de la jouissance d’une &glise ou 
d’une chapelle, pourvu que dans ces contrats il ne soit introduit, soit 
dans l’inter&t des associations ou des ministres du culte, soit dans 
celui des communes, aucune clause contraire & la legalite. Seraient 
nulles de plein droit, aux termes de l’article 63 de la loi du 5 avril 
1884, les deliberations qui autoriseraient les maires & traiter dans des 
conditions ill&gales et les actes d’attribution passes en vertu de ces 
deliberations seraient eux-m&mes frappes de nullite. 

Or, il est essentiel de noter que, si ces actes sont, en principe, 
assimilables aux baux, la loi du 2 janvier 1907 deroge formellement, 
sur plusiers points, & la legislation generale en matiere de louage. 

D’apr&s le droit commun, le preneur a la faculte, & moins de 
stipulation contraire, de c&der son bail A un tiers. Si ce droit de 
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cession peut etre admis en ce qui touche la jouissance des 6glises et 
chapelles communales, c’est ä la condition d’en subordonner l’exercice 
A V’adhesion du maire, qui, d’apres lV’article 5 de la loi du 2 janvier 
1907, ne saurait traiter qu’avec un ministre du culte, dont le nom a 
fait Vobjet d’une declaration prealable. 

Au surplus, il est l&egalement possible d’assurer par avance la 
jouissance d’une Eglise ou d’une chapelle pendant une durde deter- 
minee & la serie des cures ou desservants qui se succ&deront pendant 
cette periode; il suffit, ä cet effet, que le contrat soit passe au nom 
d’une association qui, depuis la loi du 2 janvier 1907, n’est plus 
obligee de satisfaire aux prescriptions speciales de la loi du 8 de&cembre 
1905 et peut se cr&er, s’organiser et fonctionner conform&ment au droit 
commun, tel qu’il est formule par la loı du 1 juillet 1901. 

Le preneur, d’apres les principes generaux du louage, a un loyer 
A payer et il n’est tenu, en revanche, qu’ä des reparations dites loca- 
tives. Conformement A ce qui a et expliqu6 plus haut, l’attribution 
de la jouissance des Edifices religieux, suivant la loi du 2 janvier 1907, 
ne peut etre accordee qu’a titre purement gratuit, et elle entraine 
necessairement pour l’attributaire, qu’il s’agisse d’une association ou 
d’un ministre du culte, Vobligation de supporter les r&parations de 
tout nature. Tout bail qui imposerait un loyer ä l’attributaire ou qui, 
au contraire, l’exon£rerait explicitement d’une des charges prevues par 
ladite loi, serait entache d’illegalite. 

Il n’y a aucun obstacle ä ce que les parties contractantes, usant 
de leur droit de rediger comme il leur convient le contrat d’attribution, 
pourvu qu’elles ne sortent pas de la legalite, constatent et pre&cisent 
la situation au point de vue ecclöesiastique du ministre du culte qui 
est destine A jouir de l’Eglise, ainsi que les pouvoirs qu’il tient de 
ses superieurs hierarchiques. De telles indications, loin d’avoir un 
caractere illegal, concordent avec le voeu de la loi, attendu que, 
jus’qu’a desaffectation reguliere, les Edifices doivent rester affectes non 
pas ä& un culte quelconque, mais au culte auquel ils &taient consacres 
avant la separation. Par consequent, lorsqu’un acte sera passe par un 
maire avec un ministre du culte, rien ne s’opposera & ce quil y soit 
mentionne que ce dernier agit avec l’autorisation de ses sup6rieurs 
hierarchiques, et, par exemple, s’ıl s’agit d’un cur& ou d’un desservant, 
qu’il a &t& habilite par l’Eveque diocesain A traiter en ladite qualite. 
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Mais, des lors que l’eveque dioc&sain n’est pas partie A l’acte, il 
ne saurait &tre appel& & donner apr&s coup un consentement qui aurait 
le caractöre d’une homologation; un tel röle ne peut &tre rempli que 
par les depositaires de l’autorit& publique. Il est inadmissible, d’ail- 
leurs, que le maire soit li par sa signature sans que le cur& le soit 
par la sienne. Si le cur& ou desservant, apres s’&tre entendu avec le 
maire sur les termes de l’acte, veut, avant de s’engager definitivement, 
en referer & son superieur, il n’aura qu’a demander & cet effet un 
delai, & l’expiration duquel les signatures seront &changees. 

La jouissance, resultant de l’acte d’attribution, est soumise aux 
causes de resiliation indiquees dans l’article 13 de la loi du 9 decem- 
ber 1905; mais il va de soi que le gouvernement n’a pas & inter- 
venir pour prononcer le retrait de jouissance, comme s’il s’agissait 
d’un Edifice laisse, par application du m&me article et sans contrat, & 
la disposition d’une association cultuelle. Si les circonstances suscep- 
tibles, d’apr&s l’article 13, de faire cesser la jouissance viennent & se 
produire, le contrat se trouvera resulu de plein droit, sauf aux par- 
ties, si elles sont en desaccord, & faire trancher leur differend par les 
tribunaux. 

L’article 13 porte notamment que la jouissance prendra fin si 
»l’association cesse de remplir son objet«. Cette disposition sera sans 
application, dans les termes mömes oü elle est concue, au cas oü la 
jouissance d’une £glise ou chapelle aura 6&t& attribue A un ministre du 
culte agissant & titre individuel. Mais, par analogie, on pourra inscrire 
dans le contrat une clause specifiant que, si le ministre du culte, par 
suite de la perte de sa qualite, cesse de pouvoir exercer son ministere 
dans des conditions conformes & la destination de l’Edifice dont il ob- 
tient la jouissance, le contrat sera r&esolu. D’ailleurs, si une telle clause 
de resiliation n’&tait pas expressement formulee dans l’acte, elle serait 
necessairement sous-entendue; June des conditions essentielles de 
’attribution de jouissance ne saurait, en effet, cesser d’&tre remplie 
que la rupture du contrat s’ensuive. 

Les difficultes, auxquelles pourra donner lieu l’application de ce 
motif particulier de re6siliation, seront, conformement & lindication 
generale donn&e ci-dessus, du ressort des tribunaux. 

Les observations, qui viennent d’etre presentees au sujet des 
clauses qui peuvent ou non ätre introduites dans les actes portant 
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attribution par les maires de la jouissance des eglises et chapelles 
comnmunales, s’appliquent aux actes que vous aurez A passer soit pour 
les edifices qui appartiennent A l’Etat, soit pour ceux qui, ayant ap- 
partenu aux etablissements eccl&siastiques supprimes, sont placdes sous 
sequestre. 

Vous devrez, d’ailleurs, pour la conclusion de ces contrats, pro- 
ceder avec l’assistance de l’administration des domaines, & laquelle M. 
le ministre des Finances adressera les instructions necessaires. _ 

Je vous prie de m’accuser r&ception de la presente circulaire et 
de la porter de toute urgence a la connaissance de MM. les maires. 

Aristide Briand. 

6. PACHTFORMULARE, 
reröffentlicht von Kultusminister Briand am 6. Februar 1907. 

Le modele n® 1 destine a etre soumis aux ecclesiastiques 
qui se sont presenles ou se presenleront pour lrailer a Türe 
indiriduel. Il est ainsi concu: 

ACTE 
portant attribution de jouissance de l’Eglise de... 

Entre M. X...., prefet du departement de..., agissant en vertu 
de la loı du 2 janvier 1907, 

Et M. Y’abbe Z... (nom, prenoms et domicile), 

Il a &te convenu ce qui suit! 

A partir de ce jour, et pour une duree de dixhuit ans, est attri- 
bude, par application de Yarticle 5 de la loi du 2 janvier 1907, ä 
l’abbe Z..., qui declare vouloir exercer le culte public, la jouissance 
gratuite de l’eglise-cathedrale de..., affectee au culte catholique, et 
des objets mobiliers la garnissant.... (designation de l’edifice et des 
objets mobiliers). 

l’abbe Z...&A raison de la gratuite de la jouissance qui lui est 
accordee, devra entretenir en bon 6tat l’edifice et tous objets mobiliers 
le garnissant, et supportera tous frais et toutes charges indiques par 
V’article 13 de la loi du 9 decembre 19085. 

Le present acte sera resiliable: 

1° Si, en dehors des cas de force majeure, le culte cesse d’etre 
celebr& pendant plus de six mois conseeutifs; 

2° Si la conservation de l’edifice ou celle des objets mobiliers 
classes en vertu de la loi du 30 mars 1887 et de Varticle 16 de la 
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loi du 9 decembre 1905 est compromise par insuffisance d’entretien, 
et apr&s mise en demeure düment notifi6e du prefet; 

3° Si l’edifice est detourne de sa destination; 

4° Si Vattributaire ne satisfait pas A toutes obligations ou charges 
dont il est tenu tant en vertu des dispositions combin&es des lois du 
9 decembre 1905 et du 2 janvier 1907, que du pre6sent acte. 

Le present acte sera r&solu de plein droit si, par suite d’une cir- 
constance quelconque, l’attributaire cesse d’exercer son ministere ou 
perd la qualit& de (cur ou desservant de...). 

La cession du benöfice du present acte est subordonnde A l’ad- 
hesion du prefet. 


Le modele n’ 2 a ele redige pour le cas oü, afin d’eviter 
davoir a demander Tadhesion nowvelle du prefet a chaque 
changement de cure, la jouissance d’une eglise serait demandee 
au nom dune association. En voici le lerte: 


ACTE 
portant attribution de jouissance de l’eglise de... 

Entre M. X..., prefet du departement d..., agissant en vertu de 
la loi du 2 janvier 1907, 

Et M. Z... (nom, prenoms et domicile), agissant au nom et pour 
le compte de Y’association.... (titre et siege), muni.... (pouvoir regulier 
delivre par l’association) annex& au present acte, 

Il a et& convenu ce qui suit: 

A partir de ce jour, et pour une duree de dixhuit ans, est attri- 
bude, par application de l’article 5 de la loi du 2 janvier 1907 & 
l’association .. , l&galement constitude & cet effet, la jouissance gratuite 
de l’eglise-cathedrale de..., affectee au culte catholique et des objets 
mobiliers la garnissant... (designation de l’Edifice et des objets mo- 
biliers). 

L’association attributaire declare qu’elle maintiendra & l’eglise de 

. son affectation legale en la mettant A la disposition des cur&s ou 
desservants ayant qualit& pour exercer le culte catholique. 

Le culte public, au jour de la signature du present acte, sera 
exerce par M. l’abbe Y... 

L’association ...., & raison de la gratuit& de la jouissance qui lui 
est accordee, devra entretenir en bon £tat l’Edifice et tous objets mo- 
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biliers le garnissant et supporter tous frais et toutes charges indiqu6s 
par Varticle 13 de la loi du 9 decembre 1905. 

Le present acte sera resiliable: 

1° Sı, en dehors des cas de force majeure, le culte cesse d’etre 
celebre pendant plus de six mois consecutifs ; 

2° Sı la conservation de lVedifice ou celle des objets mobiliers 
classes en vertu de la loi du 30 mars 1887 et de article 16 de la 
loi du 9 decembre 1905, est compromise par insuffisance d’entretien, 
et apres mise en demeure düment notifiee du prefet; 

30 Sı V’association cesse de remplir son objet ou si l’Edifice est 
detourne de sa destination; 

4° Si V’association attributaire ne satisfait pas A toutes obligations 
ou charges dont elle est tenue, tant en vertu des dispositions com-- 
binees des lois du 9 decembre 1905 et du 2janvier 1907, que du present 
acte. 

Le present acte sera r&solu de plein droit si l’association attri- 
butaire est dissoute ou cesse de maintenir A l’eglise et aux objets 
mobiliers la garnissant leur affectation legale dans les conditions ci- 
dessus stipulees. 

Te cession du benffice du present acte est subordonnee A l’ad- 
hesion du prefet. 


Deuz autres modeles, n® 3 et 4, ont ete e&lablis pour les 
acles da passer par les maires au nom des communes. Le m 83 
rise le cas ou un ecclesiaslique se presenlerait pour lraiter & 
titre individuel. En voici le texte: 

ACTE 
portant attribution de jouissance de l’Eglise de... 

Entre M. X..., maire de la commune de..., agissant en vertu 
d’une deliberation du conseil municipal. 

Et M. l’abbe Z... (nom, pr&noms et domicile), se d&clarant au- 
torise par l’Eveque du diocese de... & contracter le present acte en 
sa qualit€ de cur& ou de desservant de la paroisse de...), 

Il a et& convenu ce qui suit: 

A partir de ce jour, et pour une dur6de de dixhuit ans, est attri- 
buee, par application de l’article 5 de la loi du 2 janvier 1907, & 
VYabbe Z..., qui declare vouloir exercer le culte public, la jouissance 
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gratuite de l’Eglise paroissiale de..., affectee au culte catholique, et 
des objets mobiliers la garnissant.... (designation de l’Edifice et des 
objets mobiliers). 

L’abbe Z..., a raison de la gratuite de la jouissance qui lui est 
accord6e, devra entretenir en bon £&tat l’edifice et tous objets mobı- 
liers le garnissant, et supportera tous frais et toutes charges indiqu6s 
par article 13 de la loi du 9 d&cembre 1905. 

Le present acte sera r6siliable: 

1° Si, en dehors des cas de force majeure, le culte cesse d’etre 
cel&br& pendant plus de six mois sonsecutifs; 

2° Si la conservation de l’edifice ou celle des objets mobiliers 
classes en vertu de la loi du 30 mars 1887 et de l’article 16 de la 
loi du 9 decembre 1905 est compromise par insuffisance d’entretien, 
et apres mise en demeure düment notifi&ee du maire sur deliberation 
du conseil municipal ou, & son defaut, du prefet: 

3° Si V’edifice est detourne de sa destination; 

4° Si Vattributaire ne satisfait pas & toutes obligations ou charges 
dont il est tenu, tant en vertu des dispositions combinees des lois du 
9 decembre 1905 et du 2 janvier 1907, que du present acte. 

Le present acte sera r&solu de plein droit si, par suite d’une cir- 
constance quelconque, l’attributaire cesse d’exercer son ministere ou 
perd la qualit& de (cur6 ou desservant de...) 

La cession du benefice du pr&sent acte est subordonne& A l’adhesion 
du maire. 


Enfin le modele n’ 4, qu’on lrouvera ci-dessous, prevoitl le 
cas oü la jouissance Tune eglise est demandee au muire par 
une association. 


AUTE 


portant attribution de jouissance de l’Eglise de... 

Entre M. X..., maire de la commune de..., agissant en vertu 
d’une deliberation du conseil municipal, 

Et M. Z... (nom, prenoms et domicile), agissant au nom et pour 
le compte de l’association ... (titre et siöge), muni... (pouvoir regu- 
lier delivr& par l’association) annex& au present acte, | 

Il a et& convenu ce qui suit: 

A partir de.ce jour, et pour une duree de dixhuit ans, est attri- 
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buece, par application de Varticle 5 de la loi du 2 janvier 1907, a 
V’association .„.., leEgalement constitude A cet effet, la jouissance gra- 
tuite de l’eglise paroissiale de... affect6e au culte catholique et des 
objets mobiliers la garnissant (designation de l’Edifice et des objets). 

L’association attributaire declare qu’elle maintiendra & l’Eglise 
de... son affeetation legale en la mettant ä la disposition des cures 
ou desservants ayant qualit& pour exercer le culte catholique. 

Le culte public, au jour de la signature du present acte, sera 
exerc€ par M. l’abbe Y... 

L’association ..., A raison de la gratuit de la jouissance qui lui 
est accordee, devra entretenir en bon &tat l’Edifice et tous objets mo- 
biliers le garnissant et supportera tous frais et toutes charges indiqu6s 
par l’article 13 de la loi du 9 decembre 1905. 

Le present acte sera r£siliable: 

1° Si, en dehors de cas de force majeure, le culte cesse d’etre 
celebr&e pendant plus des six mois consecutifs; 

2° Si la conservation de l’edifice ou celle des objets mobiliers 
classes en vertu de la loi du 30 mars 18837 et de Varticle 16 de la 
lois du 9 decembre 1905 est compromise par lYinsuffisance d’entretien, 
et apres mise en demeure düment notifiee par le maire sur deliberation 
du conseil municipal ou, A son defaut, du prefet; 

3° Si V’association cesse de remplir son objet ou si les &difices 
sont detournes de leur destination; 

4° Si Y’association attributaire ne satisfait pas A toutes obligations 
ou charges dont elle est tenue, tant en vertu des dispositions com- 
binees des lois du 9 decembre 1905 et du 2 janvier 1907, que du 
present acte. 

Le present acte sera resiliable de plein droit si l’association 
attributaire est dissoute ou cesse de maintenir a l’Eglise et aux objets 
mobiliers la garnissant leur affeetation legale dans les conditions ci- 
dessus stipul6es. 

La cession du benefice du present acte est subordonnee A lV’ad- 
hesion du maire. | 

7. Loi 28/3. 07. Art. 1. Les r&unions publiques, quel qu’en soit 
l’objet, pourront &tre tenues sans declaration pr£&alable. 

2. Sont abrogees, en ce quelles ont decontraire & la pr&sente loi, 
les dispositions des lois des 30. juin 1881, 9. dec. 1905 et 2. janv. 
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1907. 

3. Des reglements d’administration publique determineront les con- 
ditions dans lesquelles la presente loi et celle du 2. janv. 1907 seront 
applicables a l’Algerie et aux colonies. 

8. Loi modifiant les articles 6, 7, 9, 10, 13 et 14de la loi 
du 9 decembre 1905 sur la Separalion des Eglises et de l’Etat. 

Du 13 Avril 1908. | 
(Promulgu6de au Journal officiel du 14 avril 1908.) 

Te senat et la chambre des deputes ont adopte, 

Le preesident de la republique promulgue la loi dont la teneur 
suit: 

Art. Ir. Les paragraphes 2 et 4 de l’article 6 de la loi du 9 de- 
cembre 1905 sont abroges. Le paragraphe 1° de l’article 9 de ladite 
loi est abroge et remplace par les dispositions suivantes: 

„8 1°. Les biens des e&tablissements ecclesiastiques, qui n’ont pas 
ete r&eclames par des associations cultuelles constitu&es dans le delai 
d’un an A partir de la promulgation de la loi du 9 decembre 1905, 
serout attribues par decret & des etablissements communaux de bien- 
faisance ou d’assistance situes dans les limites territoriales de la cir- 
conscription eccel&siastique interessee, ou, & defaut d’etablissement de 
cette nature, aux communes ou sections de communes, sous la condi- 
tion d’affecter aux services de bienfaisance ou d’assistance tous les re- 
venues de ces biens, sauf les exceptions ci-apres: 

„1° Les &difices affectes au culte lors de la promulgation de la loi 
du 9 decembre 1905 et les meubles les garnissant deviendront la pro- 
priete des communes sur le territoire desquelles ils sont situes, s’ils 
n’ont pas 6&t& restitu6s ni revendiques dans le d£lai legal. 

„2° Les meubles ayant appartenu aux &tablissements ecclesiasti- 
ques ci-dessus mentionnes qui garnissent les Edifices designes & l’ar- 
ticle 12, paragraphe 2, de la loi du 9 d&öcembre 1905, deviendront la: 
propriet& de l’Etat, des departements et des communes, proprietaires 
desdits &difices, s’ils n’ont pas &t& restitu6s ni revendiques dans le de- 
lai legal. 

„3° Les immeubles bätis, autres que les Edifices affect&s au culte, 
qui n’etaient pas productifs de revenus lors de la promulgation de la 
loi du 9 d&ecembre 1905 et qui appartenaient aux menses archiepisco- 
pales et Eepiscopales, aux chapitres et s&minaires, ainsi que les cours 
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et jardins y attenant, seront attribues par decret, soit & des departe- 
ments, soit ä des communes, soit & des &tablissements publics pour 
des services d’assistance ou de bienfaisance ou des services publies. 

„4° Les biens des menses archiepiscopales et €Episcopales, chapitres 
et seminaires seront, sous reserve de l’application des dispositions du 
paragraphe preeedent, affectes, dans la eirconscription territoriale de’ 
ces anciens &tablissements, au payement du reliquat des dettes regu- 
lieres ou legales de l’ensemble des etablissements eccl&siastiques com- 
pris dans ladite circonscription, dont les biens n’ont pas 6te attribues 
A des associations cultuelles, ainsi qu’au payement de tous frais ex- 
poses et de toutes depenses eflfectuees relativement ä ces biens par le 
sequestre, sauf ce qui est dit au paragraphe 13 de l’article3 ci-apres. 
L’actif disponible apres l’acquittement de ces dettes et depenses sera 
attribu& par decret A des services departementaux de bienfaisance ou 
d’assistance. 

„En cas d’insuffisance d’actif, il sera pourvu au payement desdites 
dettes et depenses sur l’ensemble des biens ayant fait retour & l’Etat, 
en vertu de l’article 5. 

„5° Les documents, livres, manuscrits et uvres d’art ayant appar- 
tenu aux etablissements ecel&esiastiques et non vises au 1° du present 
paragraphe pourront ätre reclames par l’Etat, en vue de leur depöt 
dans les archives, bibliotheques ou musees et lui ötre attribues par 
decret. 

„6° Les biens des caisses de retraites et maisons de secours pour 
les pretres äges ou infirmes seront attribues par decret & des societes 
de sesours mutuels constitu6es dans les departements oü ces etablisse- 
ments eccl&siastiques avaient leur siege. 

„Pour etre aptes A recevoir ces biens, lesdites societes devront 
etre approuvees dans les conditions prevues par la loi du Ir avril 
1898, avoir une destination conforme & celle desdits biens, &tre ou- 
vertes & tous les interesses et ne prevoir dans leurs statuts aucune 
amende ni aucun cas d’exclusion fondes sur un motif touchant & la dis- 
cipline eccl&siastique. 

„Les biens des caisses de retraite et maisons de secours, qui n’au- 
raient pas &t& reclames dans le delai de dix-huit mois & dater de la 
promulgation de la presente loı par des societes de secours mutuels 
constituees dans le delai d’un an de ladite promulgation seront attri- 
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bues par decret aux departements oü ces €etablissements ecclösiastiques 
avalent leur siege, et continueront & @tre administres provisoirement 
au profit des ecclesiastiques qui recevaient des pensions ou secours ou 
qui 6&taient hospitalises a la date du 15 decembre 1906. 

„Les ressources non absorbees par le service de ces pensions ou 
secours seront employ6es au remboursement des versements que les 
ecclesiastiques ne recevant ni pensions ni secours justifieront avoir faits 
aux caisses de retraite. 

„Le surplus desdits bien sera affecte par les departements A des 
services de bienfaisance ou d’assistance fonctionnant dans les anciennes 
circonscriptions des caisses de retraite et maisons de secours.“ 

2. Le paragraphe 2 de l’article 7 de la loi du 9 decembre 1905 
est abroge et remplace par les dispositions suivantes: 

„Toute action en reprise, qu’elle soit qualific6ee en revendication, 
en r&vocation ou en r&solution, concernant les biens devolus en ex&- 
cution du present article, est soumise aux regles prescrites par l’ar- 
ticle 9.“ 

3. Le paragraphe 3 de l’article 9 de la loi du 9 decembre 1905 
est abrog6 et remplace par les dispositions suivantes!: 

„8 3. Toute action en reprise, qu’elle soit qualifiee en revendi- 
cation, en r&vocation ou en resolution, doit &tre introduite dans le de- 
lai ei-apres determine. 

„Elle ne peut &tre exerc&e qu’en raison de donations, de legs ou 
ee fondations pieuses, et seulement par les auteurs et leurs he£ritiers 
en ligne directe. 

„Les arrerages de rentes dues aux fabriques pour fondations 
pieuses ou cultuelles et qui n’ont pas €te rachetees cessent d’etre exi- 
gibles. 

„Aucune action d’aucune sorte ne pourra &tre intentee & raison 
de fondations pieuses anterieures & la loi du 18 germinal an x.“ 

Outre les dispositions interpretatives ci-dessus, le paragraphe 3 de 
article 9 de la loi du 9 decembre 1905 est complete par les dispo- 
sitions suivantes: 

„8 4. L’action peut &tre exerc&e contre l’attributaire ou, & defaut 
d’attribution, contre le directeur general des domaines representant 
l’Etat en qualit6 de söquestre. 

$ 5. Nul ne pourra introduire une action, de quelque nature qu'- 
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elle soit, siil n’a depose, deux mois auparavant, un memoire prealable 
sur papier non timbre entre les mains du directeur general des do- 
maines qui en delivrera un r&cepisse date et signe. 

»S 6. Au vu de ce memoire, et apres avis du directeur des do- 
maines, le prefet pourra, en tout etat de cause, et quel que soit l’Etat 
de la procedure, faire droit & tout ou partie de la demande par un 
arrete pris en conseil de prefecture. 

„8 7. L’action sera prescrite si le m&moire pre&alable n’a pas ete 
depose dans les six mois & compter de la publication au Journal officiel 
de la liste des biens attribues ou A attribuer avec les charges aux- 
quelles lesdits biens seront ou demeureront soumis, et si l’assignation 
devant la juridiction ordinaire n’a pas ete delivree dans les trois mois 
de la date du recepisse. 

„Parmi ces charges, pourra &tre comprise elle de l’entretien des 
tombes. 

„S 8. Pass6& ces delais, les attributions seront definitives et ne 
pouront plus etre attaquees de quelque maniere ni pour quelque cause 
que ce soit. 

„Neanmoins, toute personne interessee pourra poursuivre devant 
le Conseil d’Etat, statuant au contentieux, l’ex&cution des charges im- 
posees par les decrets d’attribution. 

„8 9 Il en sera de meme pour les attributions faites apr&s so- 
lution des litiges soulev&s dans le delai. 

„8 10. Tout creancier, hypothecaire, privilegi&e ou autre, d’un 
etablissement dont les bies ont &t& mis sous sequestre, devra, pour 
obtenir le payement de sa cr&ance, deposer pr&alablement & toute pour- 
suite un me&moire justificatif de sa demande, sur papier non timbre, 
avec pieces A l’appui, au directeur general des domaines qui en deli- 
vrera un recepisse dat& et signe. 

„$ 11. Au vu de ce m&moire et sur l'avis du directeur des do- 
maines, le prefet pourra, en tout &tat de cause, et quel que soit l’Etat 
de la proc&dure, d&cider, par un arrete pris en conseil de pre&fecture, 
que le cr&ancier sera admis, pour tout ou partie de sa cr&ance, au 
passif de la liquidation de l’etablissement supprime. 

„912. L’action du cr&ancier sera definitivement &teinte si le m&moire 
prealable n’a pas et€e depose dans les six mois qui suivront la publi- 


eation au Journal officiel prescrite par le paragraphe 7 du present 
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article, et si l’assignation devant la juridiction ordinaire n’a pas ete 
delivree dans les neuf mois de ladite publication. 

„$ 13. Dans toutes les causes auxquelles s’appliquent les dis- 
positions de la pre&sente loi, le tribunal statue comme en matiere som- 
maire, conform&ment au titre XXIV du livre II du Code de proce&- 
dure civile. 

„Les frais expos&s par le sequestre seront, dans tous les cas, em- 
ploy6s en frais privilegies sur le bien sequestre, sauf recouvrement 
contre la partie adverse condamne&e aux depens, ou sur la masse gene- 
rale des biens recueillis par l’Etat. 

„Le donateur ou les h£ritiers en ligne directe soit du donateur, 
soit du testateur ayant, des & present, intent& une action en revendi- 
cation ou en r&vocation devant les tribunaux civils, sont dispenses des 
formalites de procedure prescrites par les paragraphes 5, 6 et 7 de 
present article. 

„g 14. L’Etat, les departements, les communes et les &tablisse- 
ments publics ne peuvent remplir ni les charges pieuses ou cultuelles, 
afferentes aux liberalites A eux faites, ou aux contrats conclus par eux, 
ni les charges dont l’ex&cution comportait l’intervention soit d’un 6ta- 
blissement public du culte, soit de titulaires eccl&siastiques. 

„Ils ne pourront remplir les charges comportant liintervention 
d’ecclesiastiques pour l’accomplissement d’actes non cultuels que s’il 
s’agit de liberalites autorisees anterieurement & promulgation de la 
presente loi, et si, nonobstant l’intervention de ces ecclesiastiques, ils 
conservent un droit de contröle sur l’emploi desdites lib6ralites. 

„Les dispositions qui prec&dent s’appliquent au sequestre. 

„Dans les cas prevus a l’alinea 1 du present paragraphe, et en cas 
d’inexecution des charges visees A l’alinea 2, l’action en reprise, qu’elle 
soit qualifi6e en revendication, en r&vocation ou en resolution, ne peut 
etre exerc6e que par les auteurs de liberalites et leurs heritiers en 
ligne directe.*“ 

Les paragraphes pr&c&edents s’appliquent & cette action sous les r6- 
serves ci-apres: 

„Le depöt du m&moire est fait au prefet, et l’arret& du prefet en 
conseil de prefecture est pris, s’il y a lieu, apres avis de la commis- 
sion departementale pour le departement, du conseil municipal pour 
la commune et de la commission administrative pour l’etablissement 
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public interesse. 

En ce qui concerne les biens possedes par 1’Etat, il sera statue 
par de6cret. 

„L’action sera prescrite si le memoire n’a pas et&E depose dans 
l’annde qui suivra la promulgation de la presente loi et l’assignation 
devant la juridietion ordinaire delivree dans les trois mois de la date 
du r&cepisse. 

„$S 15. Les biens r&eclames, en vertu du paragraphe 14, A l’Etat, 
aux departements, aux communes et ä tous 6&tablissements publics ne 
seront restiuables, lorsque la demande ou l’action sera admise, que 
dans la proportion correspondante aux charges non exe&cutees, sans 
qu’il y ait lieu de distinguer si lesdites charges sont ou non determi- 
nantes de la liberalit€ ou du contrat de fondation pieuse, et sous d&- 
duetion des frais et droits correspondants payes lors de l’acquisition 
dde biens. 

„S 16. Sur les biens greves de fondations de messes, l’Etat, les 
departements, les communes et les etablissements publics possesseurs 
ou attributaires desdits biens, devront, A defaut des restitutions ä 
operer en vertu du present article; mettre en r&eserve la portion corre- 
spondant aux charges ci-desaus visees. 

„Cette portion sera remise aux societes de secours mutuels con- 
stitu6es conformement au paragraphe le, 6°, de V’article 9 de la loi 
du 9 decembre 1905, sous la forme de titres de rente nominatifs, A 
charge par celles-ci d’assurer l’ex&cution des fondations perpetuelles 
(le messes. | 

„Pour les fondations temporaires, les fonds y afferents seront ver- 
ses auxdites soci6tes de secours mutuels, mais ne beneficieront pas du 
taux de faveur prevu par l’article 21 de la loi du 1” avril 1898. 

„Les titres nominatifs seront remis et les versements faits & la 
societe de secours mutuels qui aura ete constitutuee dans le departe- 
ment, oü a son defaut dans le departement le plus voisin. 

„ A lVexpiration du delai de dix-huit mois prevu au paragraphe 1* 
6°, ci-dessus vise, si aucune des societes de secours mutuels qui vien- 
nent d’etre mentionnees n’a r&clame la remise des titres ou le verse- 
ment auquel elle a droit, l’Etat, les departements, les communes et 
les Etablissements publics seront definitivement liberes et resteront pro- 
prietaires des biens par eux possedes ou & eux attribues, sans avoir 
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a ex&cuter aucune des fondations de messes grevant lesdits biens. 

„La portion ä& mettre en reserve, en vertu des dispositions pre&ce- 
dentes, sera calcul&e sur la base des tarifs indiques dans l’acte de fon- 
dation ou, & defaut, sur la base des tarifs en vigueur au 9 decembre 
1905.“ Ä 

4. L’article 10 de la loi du 9 decembre 1905 est complete ainsi 
qu’il suit: 

„S 2. Les transferts, transcriptions, inscriptions et mainlevees, 
mentions et certificats seront operes ou delivres par les conservateurs 
des hypotheques, en vertu, soit d’une decision de justice devenue defi- 
nitive, soit d’un arrete pris par le prefet en conseil de prefecture, soit 
d’un decret d’attribution. 

„$ 3. Les arretes et decrets, les transferts, transcriptions, inscrip- 
tions et mainlevees, mentions et certificats operes ou d&livres en vertu 
desdits arretes et decrets ou des decisions de justice susmentionnes 
seront affranchis de droits de timbre, d’enregistrement et de toute 
autre taxe. 

„$S 4. Les attributaires de biens immobiliers seront, dans tous 
les cas, dispenses de remplir les formalites de purge des hypotheques 
legales.. Les biens attribues seront francs et quittes de toute charge 
hypoth6caire ou privilegiee qui n’aurait pas &te inscrite avant l’expi- 
ration du d&lai de six mois A dater de la publication au Journal officiel, 
ordonn6e par le paragraphe 7.“ 

5. L’article 13 de la loi du 9 decembre 1905 est ainsi modifie: 

„L’Etat, les departements et les communes pourront engager les 
depenses n6cessaires pour l’entretien et la conservation des &difices du 
culte dont la propriete leur est reconnue par la presente loi.“ 

6. Le cinquieme paragraphe de l’article 14 de la loi du 9 de- 
cembre 1905 est complete ainsi qu’il suit: 

„Ceux de ces immeubles qui appartiennent & l’Etat pourront £tre, 
par decret, affectes ou conc&edes gratuitement, dans les formes prevues 
par P’ordonnance du 14 juin 1833, soit & des services publics de l’Etat, 
soit ä& des services publics d&partementaux ou communaux. 

7. Une somme de deux millions sept cent mille francs (2 700 000%), 
y compris les fonds deja attribu&s par le syndicat des fabriques et con- 
sistoires de Paris, sera prelevee sur l’actif r&sultant de la liquidation 
de ce syndicat, pour garantir au personnel des pompes funebres de 
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Paris les retraites et les droits acquis ou en cours de formation au 
31 decembre 1905, conformement au reglement de la caisse des retraites 
du 12 decembre 1890, avec ses additions des 12 fevrier 1892, 25 jan- 
vier 1895 et 5 fevrier 1897. 

Ces retraites, liquidees ou en cours (de formation, seront consti- 
tuees & la caisse nationale des retraites pour la vieillesse, dans les con- 
ditions et limites prevues par la loi du 20 juillet 1886 et le decret 
du 28 decembre suivant. 

Pour le cas oü les retraites depasseraient le maximum de douze 
cents francs (1200), l’excädent sera constitu& avant le 31 decembre 
1905, et pour celles allouees au personnel non repris par la ville de 
Paris, mais comptant plus de vingt ans de services au 31 d&cembre 
1905, des pensions seront creees au benefice de leurs veuves, dans les 
conditions prevues aux reglements du syndicat des fabriques et con- 
sistoires, par prelevement sur le reliquat disponible de fonds attri- 
bues par la presente loi, qui sera verse ä la Caisse des depöts et con- 
signations. 

8. Dans le departement des Alpes-Maritimes, les revenus de cha- 
pellenies et autres &tablissements ayant exist6E avant le traite d’an- 
nexion, qui etaient affectes, A la date du 15 decembre 1906, A l’en- 
tretien de pretres äges ou infirmes, recevront l’emploi prevu & l’ar- 
ticle 1°, paragraphe 1, n° 6, de la presente loi. 

La presente loi, deliberee et adoptee par le Senat et par la Chambre 
de deputes, sera executee comme loi de l’Etat. 

Fait a Paris, le 13 Avril 1908. 

Siene: A. Falliöres. 
Le Garde des sceaux, Le Ministre de linstruction publique, 
Ministre de la justice et des cultes, et des beaux-arts, 
charg& par interim 
Siene: Aristide Briand. du ministere des finances, 
Signe: Gaston Doumergue. 
9. Genf, Loi Constitutionelle 
Supprimant le budget des cultes 
Du 15 juin 1907 
Le Crand Conseil, 
Sur la proposition dn Conseil d’Etat; 
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Decröte ce qui suit: 
pour ötre soumis & la votation populaire: 

Article premier. — La libert& des cultes est garantie. 

L’Etat et les communes ne salarient, ni ne subventionnent aucun 
culte. 

Art. 2. — Les cultes s’exercent et les Eglises sorganisent en vertu 
de la libert€ de r&union et du droit d’association. Leurs adherents 
sont tenus de se conformer aux lois gen6rales ainsi qu’aux reglements 
de police sur leur exercice ext6rieur. 

Les Eglises peuvent, en se conformant aux prescriptions du Code 
federal des obligations, acquerir la personnalite civile avec toutes les 
consequences juridiques qui en decoulent. Elies peuvent, avec l’autori- 
sation du Grand Üonseil, se constituer en fondations. 

Art, 3. — Les temples, €glises, cures ou presbyteres qui sont 
propri6t& communale conservent leur destination religieuse. Ils demeu- 
rent comme par le passe gratuitement affectes au culte protestant, au 
culte catholique national ou au culte catholique romain qui s’y exer- 
cera le jour de l’entr&e en vigueur de la presente loi. La cojouis- 
sance ne pourra avoir lieu que du consentement de la communaut& oc- 
cupante. 

Sous reserve de l’approbation du Conseil d’Etat les communes 
auront la facult&E de transferer la propriete de ces £&difices aux re- 
presentants du culte qui les occupe & charge par eux de les entrete- 
nir. Cette cession sera gratuite et exempte de droits des mutation. 

Dans le cas oü les communes transfereraient la propriete des &di- 
fices precites, il sera stipul& qu’ils conserveront leur destination reli- 
gieuse et qu’il ne pourra en &tre dispos6 & titre onereux. 

Art. 4 — Le temple de St-Pierre reste affect&E au culte prote- 
stant. L’Etat continuera & en disposer pour les cer&monies nationales, 
meme dans le cas oü la propriete en serait transfer&e en vertu de l’ar- 
ticle 3 de la presente loi. 

Disposition transitoire. 

Art. 5. — La presente loi entrera en vigueur le 1 janvier 1909. 
A partir de cette date, toutes les depenses relatives A l’exereice des 
cultes sont supprimees du budget de l’Etat. 

A partir du 1 janvier 1909, les eccl&siastiques des deux cultes 
salaries par l’Etat qui & ce moment seront en fonction, recevront pen- 
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dant dix annees une pension de retraite calculee A raison deux tiers 
de leur traitement; a l’expiration de ces dix anndes la pension sera 
reduite a la moiti& de leur traitement pour les ecclesiastiques qui au- 
ront alors 50 ans accomplis et au tiers du traitement pour ceux qui 
n’ont pas atteint cet äge. 

Dans le cas oü il serait appele a une fonction publique ä laquelle 
est attribu& un traitement permanent de l’Etat egal au moins & la 
pension, le titulaire de celle-ci cessera d’etre au benefice du present 


article. 
Disposition additionelle 
Joncernant le culte protestant. 
Art. 6. — Une conmmission composee de onze membres, dont six 


nommes par le Consistoire et cingq par le Conseil d’Etat, statuera sur 
le mode d’administration et sur l’attribution des c&dules de la Caisse 
hypothecaire au montant de 800 000 francs remises au Consistoire en 
conformite de la loi constitutionnelle du 28 novembre 1886, ainsi que 
de tous les autres biens ou fonds geres ou possedes par le Consistoire 
et les Conseils de paroisse. 

Ces capitaux conserveront dans la nouvelle organisation de l’Eglise 
protestante leur destination actuelle. 

Le Conseil d’Etat reglera le mode de proc&der de cette commis- 
sion. 

Les decisions de la Commission seront soumises & l’approbation 
du Conseil d’Etat pour etre ex&cutoires le ler janvier 1909. 

Les membres de cette commission seront choisis parmi les &lec- 
teurs de l’Eglise nationale protestante. 

Disposition additionelle. 
Concernant le culte catholique 

Art. 7. — Les &glises et cures catholiques de Versoix et Chene- 
Bourg sont affectees au culte catholique romain dans des conditions 
identiques a celles qui sont stipul&es dans les arr&t&s du Conseil d’Etat 
du 31 mars 1906 pour Versoix et du 27 mai 1907 pour Chöne-Bourg. 

Au cas oü l’un des deux cultes catholiques cesserait d’etre prati- 
qu& regulierement dans une €glise communale, l’autre culte serait mis 
au benefice de l’article 3 tant pour la cure que pour l’Eglise. 

Les biens paroissiaux auront la m&me destination que les e&glises 
ou cures dont ils dependent. 
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Clause abrogatoire. 

Art. 8. — Sont et demeurent abroge&s: 

Vart. 138 de la Oonstitution; 

les art. 2 et 3 de la loi constitutionnelle du 26 aoüt 1868 pour la 
cr6ation d’un Hospice General ; 

la loi constitutionnelle du 19 f&vrier 1873 sur le culte catho- 
lıque; 

les lois constitutionnelles du 25 mars 1874, du 6 juillet 1892 et 
du 21 septembre 1901 sur le culte prctestant; 

le titre X de la Constitution (du Culte) ainsi que les Rn 
ainsi que les dispositions qui l’ont modifie; 

la loi sur le culte catholique du 27 aoüt 1873, la loi sur le culte 
protestant du 3 octobre 1874 et generalement toutes les dispositions 
legales et r&glementaires contraires & la pr&sente loi. 


kvangelische Kirchenge setze". 
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Il. Abhandlungen. 


Die mittelalterlichen Erbschaftssteuern in England’). 


Von 


Privatdozent Dr. Paul Haensel in Moskau. 


-— 


Im Mittelalter erhob die Geistlichkeit in England verschie- 
dene, recht hohe Steuern von Erbschaften der verstorbenen 
Pfarrkinder. Auf die Ausbildung dieser kirchlichen Erb- 
schaftsabgaben, die eingehend in vorliegendem Artikel 
behandelt werden, hatten jedoch die mannigfaltigen weltlichen- 
feudalen Erbschaftsabgaben grossen Einfluss ausgeübt. Darum 
erscheint es auch zweckmässig, der Geschichte der kirchlichen 
Erbschaftssteuern die Geschichte der Lehnsabgaben von Erb- 
schaften vorauszuschicken. 


1) Diese Abhandlung bildet eine abgekürzte Wiedergabe der Kapitel 
II und III des Werkes, welches der Verfasser in russischer Sprache ver- 
öffentlicht hat: „P. Haensel, Die Erbschaftssteuer in England. Eine Unter- 
suchung zur Geschichte der englischen Finanzen“. S. XXIV u. 654. Moskau, 
Universitätsbuchdruckerei, 1907. Die Kapitel II u. III behandeln die feu- 
dalen und kirchlichen Erbschaftsabgaben in England. Die Kapitel IV, V u. 
VI behandeln die Geschichte der modernen staatlichen Erbschaftssteuer im 
Britischen Reiche und geben eine theoretische Betrachtung und Würdigung 
dieser Steuer. Diese letzten drei Kapitel erschienen in abgekürzter Form 
ın deutscher Uebersetzung im zweiten Bande des Schanzschen „Finanz- 
archivs* für 1908. 
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172 Abhandlungen. 
Kap. I. Die feudalen Abgaben von Erbschaften. 


Eine weite Verbreitung hat in der feudalen Welt der Ge- 
brauch des sog. Heriots, das sich darin ausdrückt, dass der 
Lehnsherr nach dem Tode des Vasallen das dem letzteren ge- 
hörige Schlachtross, Waffen und die übrige kriegerische Aus- 
rüstung erhält. Die Angelsachsen bezeichneten diesen Gebrauch 
mit dem Worte heregeatwe (das deutsche Heergeräte oder 
Heergewäte) von here — Heer (exercitus) und geatwe -— Gerät 
(apparatus) '. In alten Zeiten versorgte der Lehnsherr seinen 
Vasallen mit den nötigen Waffen, welche, naturgemäss, nach dem 
Tode des Vasallen zurück erstattet wurden ?. Eine solche Ord- 
nung war umso notwendiger in einem Lande, in welchem Eisen 
und anderes Material zur Herstellung von Waffen in begrenztem 
Umfange vorhanden waren? Allmählich bürgert sich der Ge- 
brauch des „Zurückerstattens“ des Heergeräts soweit ein, dass 
er ohne welche Beziehung zum vom Lehnsherrn erfolgten Dar- 
lehen von Waffen erfolgt, d. h. sich in eine feudale Abgabe ver- 
wandelt — die Abgabe des Heergeräts im Todesfalle des Vasallen 
unabhängig von irgend welchen vorherigen Darlehen. Eine 
solche Erklärung der Entstehung des englischen Heriots wird 
durch die Geschichte einer analogen Einrichtung auf dem Konti- 
nente bestätigt *. 

Im Xten Jahrhunderte finden wir in England eine lange 
Reihe von Beispielen des Heriots®. Die Gesetze des Königs 


! Schmid, Reinhold, Gesetze der Angelsachsen, 1858, S. 610. 

? Vgl. Maurer, K., Ueber angelsächsische Verhältnisse, in der Kriti- 
schen Ueberschau der deutschen Gesetzgebung, I, 393 und Brunner, 
H., Deutsche Rechtsgeschichte I, 139 Anm., II, 267 Anm. u. derselbe, 
Forschungen d. deutsch. u. franz. Rechtes, 1894, S. 22. 

® Kemble, Saxons in England, I, 178 Anm. 

* S. bei Ern. Mayer, Deutsch. u. franz. Verfassungsgeschichte 1899, 
II, 161 f.; Edietus Rothari v. J. 643 bei 23, Pertz, Monumenta Germ.. 
Leges IV u. Brunners Forschungen, 23, Anm.; Edictus Conradi II v. J. 
1037 bei 4, Pertz, Leges II, 39. 

5 Die Beispiele sind bei Kemble, Saxons, II, S. 100 f. gesammelt. 
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Onut (1027—1034) fassen diesen Gebrauch in folgenden Aus- 
drücken zusammen!: „Und es seien die Heergeräte, wie es der 
Würde angemessen ist; Eines Grafen, wie dazu gehört, nämlich 
acht Pferde, 4 gesattelt u. 4 ungesattelt, u. 4 Helme u. 4 
Panzer u. 8 Lanzen & ebenso viele Schilde & 4 Schwerter 
& 200 Mancus Gold. 8 1. Und sodann (Heergeräte eines der) 
Königsthegnas, die ihm (dem König) zunächst stehen : 4 Pferde, 
2 gesattelt u. 2 ungesattelt u. 2 Schwerter u. 4 Lanzen u. 
ebenso viele Schilde u. Helm u. Panzer u. 50 Mancus Gold. 
8 2. Und mittlerer Thegnas: ein Pferd u. dessen Geschirr, u. 
seine Waffen oder seinen Halsfang (120 Schill.) in Wessex ; 
und in Mercien 2 Pfund (120 Mercische Schill.) u. in Ostanglien 
2 Pfund. $ 3. Und im Lande bei den Dänen das Heergeräte 
eines Königsthegnas, der seine Gerichtsimmunität hat, 4 Pfund 
(Silber). Und wenn er zum König weitergehende Beziehung 
hat, 2 Pferde, eins gesattelt u. das andere ungesattelt u. ein 
Schwert u. 2 Lanzen u. 2 Schilde & 50 Manceus Gold. Und wer 
(weniger besitzt u.) weniger vermögend ist: 2 Pfund (Silber) ..... 
Und jede Witwe entrichte die Heergeräte binnen zwölf Monaten 
nach des Gatten Tod ohne [Verzugsjstrafe, wenn es ihr nicht 
früher passt .... Und der Mann, der im Kriegszuge fällt vor 
seinem Herrn, sei es im Land, sei es fern vom Land: seien die 
Heergeräte [seinen Erben] erlassen; u. mögen die Erbnehmer 
Land u. Fahrhabe ergreifen u. es sehr rechtlich teilen“. — 
Dass Onut nur den vorhandenen Gebrauch wiederholt, ist 
aus den Beispielen der Zahlung der Heergeräte aus Zeiten lange 
vor diesem Könige klar. Z. B., ist um das Jahr 940 aus dem 
Eigentume des Londoner Bischofs Theodred, 200 Mark in Gold, 
zwei silberne Becher, 4 der besten Pferde, 4 der besten Schwer- 
ter, 4 Schilde, 4 Speere, u. Land als Heergeräte gezahlt worden °. 


1 Cnut II, ce. 72; 73,4. Liebermann, F. Gesetze der Angelsach- 
sen, 356 f. 

2? Kemble, Codex Diplomaticus, N 957 (IV 292); Thorpe, Diploma- 
tarıium Anglicum, 512. 
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Im Jahre 946—955 hinterlässt der Alderman Athelwold dem 
Könige laut Testament! eine Heergewäte im folgenden Umfange: 
4 Schwerter, 4 Speere, 4 gewundene Halsketten, von ihnen zwei 
ım Werte von 120 Mancus jede u. 2 im Werte von je 80 Mancus, 
4 Rosse u. 4 silberne Gefässe.. In diesem und auch vielen 
anderen Fällen sagen die Urkunden direkt, dass die aufgezählten 
Gegenstände in der Eigenschaft der „heregeatwa“ gegeben 
wurden. Zuweilen geben die Erblasser einfach die Gegenstände 
an, welche dem König hinterlassen werden, ohne das Wort 
„Heriot“ zu gebrauchen, wobei aus der ganzen Aufzählung klar 
ist, dass hier vom Heergeräte die Rede ist®. Wenn die Erblasser 
genau die Gegenstände vermerken, welche als Heriot gehen, so 
ist es nicht deshalb, weil dieses ihr freiwilliges Geschenk ist?, 
sondern wahrscheinlich deshalb, um jedes spätere Missverständnis 
zu vermeiden. Eine genaue Feststellung der Steuerpflicht unter 
Cnut gibt den Erblassern die Möglichkeit, sich auf den lakoni- 
schen Satz „meinem Herrn — das gesetzliche Heergeräte“ * zu 
beschränken, wie im Testamente der Wulfgyth vom Jahre 1046 
gesagt ist; doch dieses hinderte den Thurstan ım Jahre 1045 
nicht, genau den Bestand des Heriot zu beschreiben : „u. ich 
gebe meinem Lord, dem König als Heergeräte, 2 Mark in Gold, 
2 Rosse u. Sattel, u. Helm, u. Panzer, u. Schwert, 2 Schilde u. 
2 Lanzen“ °, 

Es ist zweifellos kaum möglich, dass vor Cnut der König 
das Heergeräte im willkürlichen Umfange gefordert hat: die 
Sitte, welche nur von Unut kodifiziert wurde, schützte den Zahler. 


! Kemble, C. D., 1173 (V, 333), Thorpe, D. A., 499. 
2 Thorpe, D. A., 544; S. 553 u. 596 u. and. 
3 Das Gesetz Cnuts $ 71 sagt: „wenn jemand aus dieser Welt ohne 
letzten Willen geht, sei es aus Sorglosigkeit oder infolge plötzlichen Todes, 
so nimmt sein Lord nichts anderes von dem hinterlassenen Vermögen, als 
das gesetzliche Heergeräte“, d. h. das Heergeräte wurde auch im Falle 
einer Intestaterbschaft erhoben. 

* „minum hlaforde his rihte heriot“, Thorpe D. A., 563 u. 578; Kemble, 
C. D. 782. 
5 Thorpe, D. A., 573. 
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Wahrscheinlich entsprach das Heergeräte dem Vermögensstande 
des Zahlers, d. h. entsprach gewöhnlich dem Range der betreffen- 
den Person, — Aetherik vermachte im Jahre 997 dem König 60 
Mancus in Gold, ein Schwert mit Gürtel, 2 Rosse, 2 Schilde, 
2 Speere, was recht genau einem normalen Heriot ent- 
spricht; da Aetherik nicht in der Gunst des Königs stand, so 
nimmt Kemble richtig an'!, dass der Erblasser genau soviel 
hinterliess, als man verlangen konnte, und nicht mehr. Oft 
wenden sich die Erblasser, den heriot festsetzend, mit der Bitte 
an den König, das Testament zu bestätigen — „damit ihr Wille 
darauf stehe“. Es ist möglich, dass diese Personen, den heriot 
über normal gebend, wünschten, die genaue Ausführung des 
letzten Willens zu sichern. Byrhtric hinterlässt im Jahre 950, 
ausser dem Heergeräte, das er dem Könige vermachte, der 
Königin eine Halskette im Werte von 30 Mancus in Gold u. 
ein Ross für ihre Mitwirkung, „dass das Testament darauf stehe“ ?. 
Die Notwendigkeit, sich an den König um Bestätigung des letzten 
Willens zu wenden (und dieses wurde unvermeidlich, wenn der 
Erblasser Bestimmungen über seinen Landbesitz machte, d. h. 
nach allgemeiner Regel stets, da der Grund und Boden zu der 
Zeit der Hauptreichtum war), sicherte die Zahlung des Heer- 
geräts und gab dem Heriot teilweise, besonders einem über die 
Norm, den Charakter einer Gebühr für die Bestätigung des 
Testaments. 

Im Domesday book (1086) finden wir nur lückenhafte An- 
gaben über das Heergeräte: u. ein derartig seltenes Erwähnen 
im Steuerzensus Wilhelm des Eroberers der unter den Angel- 
sachsen weit verbreiteten Einrichtung, wie des Heergerätes, zieht 
unwillkürlich die Aufmerksamkeit auf sich. Dass Wilhelm den 
alten Gebrauch nicht abschaffte, ist aus seiner Kodifizierung 
klar, wo zwar mit kleinen Abweichungen die Vorschriften Cnuts 


! Kemble, Saxons, II, 101. 
: Thorpe, D. A., 501, 539; Earle, Charters, 216 £. 
® Siehe Maitland, F. W. Domesday a. beyond, S. 297 f£. 
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über das Heergeräte sich wiederholen. In den Gesetzen des 
Eroberers und im Domesday-book bekommt das Heergeräte den 
Namen „relevium“!. Dieses konnte aus 2 Gründen erfolgen: 
1. vermochten die Uebersetzer den angelsächsischen Ausdruck 
„heriot“ nicht zu übertragen und benutzten den ihnen aus dem 
normannischen feudalen Rechte bekannten Ausdruck „relevium“, 
womit die Zahlung des Erben für den Auskauf des Rechtes auf 
das Lehen nach dem Tode des Erblassers bezeichnet wird ?; 
2. mit der Eroberung der Normannen konnte das angelsächsische 
Heergeräte mit der ähnlichen normannischen Einrichtung des 
relevium zusammenfallen ?, und einigen Aenderungen gemäss den 
(Gewohnheiten und Bedürfnissen der normannischen Machthaber 
unterworfen werden. Diese letzte Erklärung scheint mir am 
wahrscheinlichsten. Die Normannen brachten eine bedeutende 
Veränderung in die Organisation der Heeresmacht. Es genügt 
auf die in England bis dahin unbekannte Einrichtung der Miet- 
lingstruppen zu verweisen : die Zeitgenossen drücken sogar ihre 
Verwunderung über das sonderbare System der Söldlinge aus 
und fragen sich, ob das Land diese Mietlinge ernähren könne. 
Im Heere, mit welchem im Jahre 1085 Wilhelm nach England 
zurückkehrte, bildeten die Normannen einen unbedeutenden Teil, 
und die Mehrheit waren Söldlinge aus Frankreich und aus der 
Bretagne *. Unter diesen Bedingungen verliert das angelsächsi- 
sche Heergeräte bedeutend den früheren raison d’etre, was von 
gewissem Einflusse auf die Verwandlung des Heriots in das rele- 
vium sein musste, welches in Geld bezahlt wurde. In seinen 
Gesetzen wiederholt Wilhelm nur den Gebrauch, wie er sich 
früher gebildet hatte, doch die Bedürfnisse der Zeit nötigten die 
uns interessierende Abgabe in anderer Richtung zu entwickeln. 


! Leges Willelmi I, Ausg. Thorpe, Record Commission 1840, S. 205. 

?2 Vgl. Ellis, Introduction to Domesday 1833, I S. 271£. 

3 Vgl. die Urkunde vom J. 1133 bei Bouquet, Histoire de la France, 
v. XXI, S. 701 u. Ern. Mayer, a. a. O. II, 169. 

*Freemann, E., Norman Conquest, IV, 688; vgl. Stubbs, Const. 
History. 1880, I, 492. 
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Das war umso leichter, als der Steuereffekt des Heergerätes und 
des relevrium gleich waren: das eine, wie das andere wird vom 
Erben aus ein und demselben Nachlasse bezahlt, obgleich theo- 
retisch beide Einrichtungen verschieden sind!. | 
Natürlich geschah die Reform des Heergeräts nicht auf ein- 
mal. Im Domesday ist bei der Beschreibung der Grafschaft 
Berkshire das Heergeräte fast unverändert geblieben: „Tanius 
vel miles regis dominicus moriens pro relevamento dimittebat 
regi omnia arma sua, et equum unum cum sella, unum sine sella. 
Quod si essent ei canes vel accipitres, praesentabantur regi, ut 
si vellet, acciperet“ *. Doch ist ein solcher Fall im Domesday 
fast vereinzelt®. Bei drei anderen Fällen‘, wo das Heergeräte 


ı Das Heergeräte stellt, zum mindesten mutmasslich, die Rückgabe der 
vom Lord erhaltenen Wehrgegenstände; im relevium aber ist die Rede vom 
Kaufe des Rechtes zur Fortführung der Belehnung nach dem Tode des 
letzten Belehnten; 2) im Heergeräte dreht sich die Frage um Mobilien, im 
relevium dagegen -- um Immobilien; 3) das Heergeräte wird gewöhnlich 
in natura eingetrieben, das relevium, nach allgemeiner Regel, in Geld. 
FreemanN. Con. V. 86, sagt ganz richtig, vom heriot und relief: im 
Grunde genommen, ist dieses ein und dasselbe; in beiden Fällen muss der 
neue Besitzer des Gutes eine Erbschaftssteuer dieser oder jener Art zahlen 
(succession duty of some kind or other). 

2 Domesday book, herausg. v. Record Commission, I. 56 b. 

3 Jbid. I, 179 (Herefordshire) Burgensis cum caballo serviens, cum morie- 
batur, habebat rex equum et arma ejus. De eo qui equum non habebat, si 
moreretur, habebat rex aut X solidos aut terram ejus cum domibus. 

* Ibid. I, 336 b: Stamford, Lincolnshire).... sunt 77 mansı sochemanorum, 
qui habent terras suas in dominio, et qui petunt dominos ubi volunt, super 
quos rex nichil alıud habet nisi emendationem forisfacturae eorum et 
heriete et theloneum... In Stanford T(empore) R(egis) E(dwardi) erant 
12 Lagemanni, qui habebant infra domos suas sacam et socam, et super 
homines suos, — praeter geld et heriete et forisfacturam corporium 
suorum de 15 oris argenti, et praeter latrone. Hoc idem modo habent, 1 376. 
(West Riding): Et super forisfacturam de Wapentag habuit S. Mariae II 
partes socae et comes terciam; nunc Rex, similiter de heriete.... De 
omnibus tainis, qui terram habebant in Wellewapentag, habuit S. Maria 
II partes de forisfactura et comes terciam; similiter de heriet; similiter 
si terram suam forisfecissent... Nunc habet Rex. — I, 118b: In burgo 
(de Tetfort, Norfolk) autem erant 943 burgenses T. R. E. De his habuit 
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mit dem angelsächsischen Worte genannt wird, ist nicht beschrieben, 
worin diese Last besteht. 

Parallel mit der Entrichung des Heriots in Naturalien ent- 
wickelt sich die Geldzahlung: ein solcher Vorgang war teilweise 
durch die Entwicklung der Geldwirtschaft erleichtert, teilweise 
auch durch Aneignung des Rechtsinstituts des releviums. Es 
geschah, dass beide Rechtseinrichtungen — verschieden im Prin- 
zip — bald ineinander flossen, bald gleichzeitig und parallel 
wirkten. Wir sahen im Domesday I, 179 (Herefordshire), dass 
falls beim Zahler ein Ross nicht vorhanden, der König 10 shilling 
erhielt, oder Land fortnahm. In Nottinghamshire bezahlt der- 
jenige Than, welcher mehr als 6 Güter besitzt, dem König 8 £ 
als relevium ; wenn der Than über 6 oder weniger Güter ver- 
fügt, so wird das relevium dem Sheriff im Betrage von 3 Mark 
in Silber gezahlt!. Dieselbe Regel gilt in Yorkshire?. Die ver- 
schiedenen Formen der Abhängigkeit oder Leibeigenschaft 
arbeiten eine besondere Form des Heriots oder releviums aus, 
wovon uns die Gesetze Wilhelm des Eroberers sagen: hier wird 
vom Bauer das beste Stück Vieh verlangt, dort wird das rele- 
vium im Betrage der Jahresabgabe bezahlt, wie es die Censarien 
— die freieren Bauern tun?®. Von bäuerlichen Zahlungen dieser 
Art werde ich weiter unten reden, doch bemerke ich jetzt nur, 
dass alle diese Erbschafts-Zahlungen oder Steuern, aus ver- 
schiedenen Grundsätzen und Arten des mittelalterlichen Besitzes 
am Boden hervorgehend, den Einfluss der einen Zahlung auf die 
andere infolge der nahen Verwandtschaft ihrer Steuereffekte 
spüren mussten. 

Eine solche Mannigfaltigkeit der Gründe, welche zur For- 


Rex omnem consuetudinem. ... omnes poterant esse homines cujuslibet 
sed semper tamen consuetudo regis remanebat praeter herigete. 

ı Domesday, I, 280b. 

? Jbidem, I, 298 bb. 

® Relevium villani melius averium; sive bos fuerit, sive equus, sui domini 
erit.e. Qui terram ad censum annuum tenet, sit ejus relevium quantum 
unius anni census (Leges Willelmi I c. 20). 
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derung dieser oder jener Zahlung beim Uebergange des Ver- 
mögens durch Erbschaft Veranlassung gaben, boten natürlich 
das Feld für verschiedene Missbräuche. Wilhelm der Rote 
(1087—1100), welcher überhaupt die Neigung zu Erpressungen 
hatte, liess keinen Uebergang von Erbschaften seiner Untertanen 
durch. Wie der Chronikschreiber sich ausdrückt!, „wünschte 
Wilhelm der Erbe einer jeden Person, einer geistlichen oder 
weltlichen zu sein“, und wenn ein Bischof oder Abt starb, so 
übergab er die kirchlichen Besitzungen dem neuen Bischofe 
entweder gegen Bezahlung, oder zog dieselben ein und gab sie 
von sich aus in Verpachtung: gegen Ende seiner Herrschaft 
verpachtete Wilhelm von sich aus die Besitzungen des Bischofs 
von Oanterbury, des Bischofs von Winchester und Salisbury und 
.von elf Aebten ?. „Aeusserst schwer und drückend waren zu 
jener Zeit die Gebräuche im ganzen Königreiche Englands“; 
so waren die Erben eines Gislebertus, welcher Mönch geworden 
war, genötigt, Schutz beim Bischof von Rochester zu suchen, da 
sie eine so bedeutende Summe, wie sie der König für das Recht 
des Ueberganges der Erbschaft des Gislebertus verlangte, nicht 
zahlen konnten ; der Bischof half den Erben, als Vermittler da- 
zwischen tretend, gab Wilhelm als Zahlung 15 £ und einen 
Maulesel, welcher gute 100 Shilling kostete®. Ein noch schärferes 
Beispiel der Erpressungen Wilhelms stellt das bekannte „Wor- 
chester relevium* vom Jahre 1095 vor. Der König wandte 
sich direkt an die Vasallen des Bischofs von Worchester mit 
dem Verlangen, das relevium infolge Todes des Bischofs zu be- 

! Anglo-Saxon Chronicle, Ausg. Thorpe, Rolls Series, s. a. 1100. 

? [bid. Vergl. noch Willelmi Malmesburiensis „de gestis Regum Anglo- 
rum“ lib. IV $ 314, 323; Ausg. W. Stubbs, 90, Rolls Series, II, S. 369, 380. 

3 Monasticon Anglicanum, W. Dugdale, Ausg. v. J. 1846, I, 156: erant 
enim illis diebus consuetudines regis gravissime, atque durissime per totum 
regnum Anglie. 

* Ibid. 

5 Bei Heming, Chartularium, ed. Hearne, 1723 I, 79 f. angeführt; 


genau beschrieben v. Round J. H, The introduction of Knight service 
in England, Sonderabdruck aus d. Engl. Histor. Review 1891—2, S. 60 f. 
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zahlen : „wisst, schreibt der König, dass nach dem Tode des 
Bischofs der Landbesitz an mich übergeht; ich verlange jetzt, 
dass ihr mir von Eurem Boden ein solches relevium gebt, wie 
ich es von meinen Baronen verlange. Hugo de Laci bezahlt 
20 £, Walter P. 20 £ u. s. f. (im ganzen 250 £) ... Wenn 
jemand es wagt, dieses nicht zu erfüllen, so mögen Urso und 
Bernardus den Boden und Gelder zu meinen Gunsten ergreifen“. 
Eine derartige direkte Forderung an die Vasallen des Bischofs 
stellte eine Verletzung der feudalen Regeln dar: einerseits waren 
diese Personen alle Untervasallen des Bischofs und nicht des 
Königs; andrerseits wurde das relevium nur im Todesfalle des 
Belehnten und nicht umgekehrt, wie hier!, bezahlt. Allein, man 
muss annehmen, dass der König im gegebenen Falle sich für 
den Verlust des releviums schadlos halten wollte, einen Verlust, 
der daraus entstand, dass das Land der Kirche gehörte, da in- 
folge „der Unsterblichkeit einer kirchlichen Persönlichkeit“ das 
relevium nicht verlangt wurde, ebenso wie es dem König als 
Lehnsherrn des Bischofs keine Einkünfte aus der Vormund- 
schaft (wardship; die Kirche konnte nicht minderjährig sein) 
geben konnte; zudem befanden sich die Untervasallen des Bischofs 
teilweise in bevorzugter Lage, da sie ihrem Lehnsherrn einige 
auxilia nicht zahlten: ad filium militem faciendum oder ad filiam 
maritandam. Den neuen Bischof zu veranlassen, das relevium zu 
bezahlen, wäre eine direkte Vergewaltigung gewesen ; deshalb 
zog es Wilhelm wahrscheinlich vor, sich einfach direkt an die 
Untervasallen des Bischofs zu wenden, besonders, als die neu 
ernannten Bischöfe selbst zuweilen anlässlich ihrer Ernennung von 
ihren Vasallen Gaben verlangten?. Derart wollte der König in 
Fällen, die dem Worchester relevium ähnlich waren, sich für 


! Auf dem Kontinent unterscheidet hier das feudale Recht den Manns- 
fall und den Herrenfall (Siehe H. Brunner, Deutsch. Rechtsgesch. II, 252 £.): 
in beiden Fällen konnte dort ein relevium für die Erneuerung der Vasallen- 
verhältnisse gefordert werden. 

® Vgl. Chronica Jocelini de Brakelonda, de rebus gestis Samsonis, Ausg. 
Camden Society, L. 1840, S. 20, 120. 
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Verluste der feudalen Einkünfte schadlos halten, welche durch 
den Besitz irgend welchen Bodens von kirchlichen Körperschaften 
entstanden : der erste Minister Wilhelms, Ranulf, Flambard be- 
handelte überhaupt die kirchlichen Lehen ganz so wie die welt- 
lichen und liess stets die kirchlichen Pfründen unbesetzt, um 
deren Nutzen der königlichen Kasse zuzuwenden!. 

Derartige Missbräuche riefen grosse Unzufriedenheit hervor, 
und die willkürlichen relevia jener Zeit bildeten eine drückende 
Last. Es ist deshalb nicht zu verwundern, wenn Heinrich I. 
(1100—1135), der, seinem Bruder Wilhelm dem Roten als Erbe 
folgend, die Sympathie der Untertanen auf seine Seite zu ziehen 
wünschte, in der Krönungscharte an erster Stelle die Missbräuche 
der Aneignung der Einkünfte von vakanten kirchlichen Pfründen 
und die Erhebung massloser relevia zu beseitigen verspricht: 
„Erstens, befreie ich die heilige Kirche Gottes, so dass ich ihre 
Besitzungen weder verkaufen, noch verpachten werde, oder im 
Todesfalle eines Erzbischofs, Bischofs oder Abtes, irgend etwas von 
den Besitzungen der Kirche oder ihrer Leute nehmen werde, 
bevor der Nachfolger (d. h. der neue Erzbischof, Bischof u. s. w.) 
in seine Rechte tritt. Und alle üblen Gebräuche, durch welche 
das Königtum Englands ungerecht bedrückt wurde, hebe ich auf 
und befehle: falls irgend einer meiner Barone oder Grafen oder 
sonst jemand stirbt, der von mir Land besitzt, so möge sein 
Nachfolger das Land nicht auskaufen, wie es zur Zeit meines 
Bruders geübt wurde, sondern es durch ein regelrechtes und 
gesetzmässiges relevium ablösen (haeres suus non redimet terram 
suam sicut faciebat tempore fratris mei, sed juste & legitima 
relevatione relevabit eam). Ebenso sollen die Leute meiner 
Barone ihr Land von ihren Lords durch ein regelrechtes und 
gesetzmässiges relevium ablösen“ ?. 

Diese Charte weist auf die Missbräuche Wilhelm II. hin 


! Stubbs, Const. History, I, 339 £. 


? Henry ]. 1101, cap. 1,2. Ancient Laws, herausg. v. Thorpe, Rec. Conı., 
S. 215; Stubbs, Select Charters, 8 th ed. 8. 100. 
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und verspricht, dass in Zukunft der König die £Eirben nicht 
nötigen werde, ihren ererbten Boden „auszukaufen“ (d.h. unter 
Wilhelm zwang man buchstäblich, das Land zurück zu erkaufen) 
und sich mit der Forderung eines „regelrechten und gesetzmässi- 
gen releviums“ zu begnügen. Worin dieses „regelrechte und ge- 
setzmässige* relevium bestehen sollte, erfahren wir aus den Ge- 
setzen desselben Herrschers, welche in den Jahren 1108—1118 
herausgegeben wurden. Es erweist sich, dass Heinrich I. die 
uns schon bekannten Bestimmungen Cnuts in lateinischer Ueber- 
setzung wörtlich wiederholt!, weshalb ich sie nicht nochmals an- 
führen werde. 

Nach dem oben Dargestellten kann es wunderlich scheinen, 
welch geringen Erfolg die Institution des releviums unter den 
ersten normannischen Königen gehabt hat. Allein, die Charte 
Heinrichs beabsichtigte, das Vertrauen der Untertanen zu ihm zu er- 
wecken; daher war es ganz natürlich, die alten Freiheiten und die 
alten Gebräuche der letzten angelsächsischen Könige zu bestätigen. 
Doch scheint es fraglich, dass Heinrich I. besonders gegen das 
Ende seiner Regierung die Versprechungen der Krönungscharte 
über das relevium genau einhielt.e. Ein uns erhaltener Bericht 
über die Einkünfte des Königs vom Jahre 1130? zeigt, dass die 
relevia eine reiche Quelle der königlichen Einnahmen bilden ; in 
vielen Fällen sind sie hoch, z. B. zahlt R. Marmion 176 £ 13 sh. dd. 
„pro relevatione terrae patris sui*, — Alice Bigot — 198 £, 
R. Halselinus — 200 Mark Silber und 1 Mark Gold (= 139 £ 
6 sh. 8 d. oder ca. 28000 Mark), G. Talebot — 200 Mark 
Silber (133 £ 6 sh. 8.d.), Alurus filius Joheli — 110 £, — zwei 
andere je 100 Mark Silber, einige Personen — je 50 £u. =. f.°. 

Somit wurde das relevium nicht nur eine wichtige Einnahme- 
quelle der königlichen Einkünfte, sondern führte auch neue Be- 


! Siehe Leges Henrici I, $14 de relevacionibus in Ancient Laws, S. 227. 

®? Magnum rotulum scaccarii vel pipae de anno31 Henrici Primi, herausg. 
v. J. Hunter, Rec. Com., 1833. 

® Ibid. S. 111, 114, 9, 67, 153, 77, 78, 54 u.s.w. Vgl. bei Madox, Th., 
History of the Exchequer, 2nd ed. 1769, I S. 315 £. 
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griffe ein: der Nachfolger erhält das Erbe nicht kraft seiner 
Erbrechte, sondern nach Bezahlung des entsprechenden releviums, 
d. h. der Lehnsherr muss den Vasallen zur neuen Belehnung 
mit Land „erheben“ !. Der soeben erwähnte M. Rotulum pipae 
sagt deshalb, dass der und der das relevium in dem Betrage 
bezahlt habe „ut habet terram patris sui“, oder „ut hereditentur 
de terra patris eorum“. Der Lehnsherr hat das Recht, das 
Land nach dem Tode der Vasallen einzuziehen in Erwartung 
des Erscheinens der Erben und bis zur Klarlegung der Rechte 
der letzteren; ein derartiges Einmischen rief vielen Unwillen 
hervor, da die Lehnsherrn nicht selten Verluste verursachten 
oder die Besitzungen einfach ausplünderten®. Im XII. Jahr- 
hundert erlangen die Vasallen einigen Schutz vor den zerstören- 
den Handlungen der Lehnsherren. 

Wenn solche Bevollmächtigungen zur Ergreifung des Be- 
sitzes des verstorbenen Vasallen den Lehnsherren überhaupt ge- 
hörten, so besass der König besondere Vorrechte: ihm gehört 
unbedingt das Recht auf das erste Besitzergreifen (prima seisina) 
der Güter seiner unmittelbaren Vasallen (in capite). Der Erbe 
des Vasallen kann hier nicht in den Besitz des Lehens sofort 
nach dem Tode des, Erblassers treten, denn dazu ist allein der 
König befugt, welcher die Rechte der Bewerber auf das Erbe 
prüft (inquisitionem post mortem) und das Lehen nicht früher 
herausgibt, als der Vasall seine Ergebenheit beweist, das Ver- 
sprechen der Treue (homagium & fidelitas)? ablegt und das 
relevium bezahlt oder ein entsprechendes Pfand gibt. Der König 


! Wie sich der englische Rechtsgelehrte des XII. Jhrh. Bracton aus- 
drückt: „cum homagia facta... oportet statim quod tenementum, quod fuit 
in manibus antecessorum et haereditas, quae jacens fuit per eorum deces- 
sum relevetur in manus haeredum, et propter talem relevationem, facienda 
erit ab heredibus quaedam praestatio, quae dieitur relevium“. Bracton, 
De Legibus Angliae, fol. 84, Rolls Series, I, 664. 

: S. hierüber bei Pollock u. Maitland, History of the Engl. Law. 1895 
I, 291 £. 

38. Philipps, G. Engl. Reichs- u. Rechtsgeschichte, 1827, II, $ 45. 
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(und nur er, und nicht andere Lords, und dazu nur von Be- 
lehnten in capite) erhielt zur Bezahlung für die prima seisina 
das Einkommen eines Jahres vom betreffenden Lehen, oder das 
eines halben Jahres, wenn es sich nur um lebenslänglichen oder 
zeitweiligen Besitz handelte (z. B. von einem Lehen, welches 
als Mitgift gegeben war)!. Somit war das erste Besitzergreifen 
eine Ergänzung zum relevium. 

Untrennbar von der Vorstellung vom relevium, als einer 
Zahlung für die Einsetzung des Erben in das Vasallenverhältnis, 
und dem Rechte der seisina ist die Vormundschaft (wardship) 
verbunden. Wenn der Belehnte vor Erreichung der Volljährig- 
keit des Erben stirbt, so gehört dem Lehnsherrn die Vormund- 
schaft über den Minderjährigen: alle Einkünfte kommen dem 
Vormunde zu, doch ist er verpflichtet, aus denselben den Unter- 
halt des Bevormundeten und die Bezahlung der Schulden des 
Erblassers zu decken. Die Lehnsherren bezogen in vielen Fällen 
hieraus grosse Einkünfte, was aus den riesigen Summen, für 
welche das Vormundrecht verkauft wird, d. h. das Recht der 
Nutzniessung des Vormundschaftsgutes, ersichtlich ist. Z. B., gibt 
im Jahre 1214 Geoffrey de Maudeville dem Könige Johann 
20.000 Mark (d. h. ca. 4 Millionen Mark in heutiger Währung) 
für das Recht, die Gräfin Isabella Gloucester zu bevormunden’. 
Derselbe König tritt im Jahre 1203 dem Erzbischof von Canter- 
bury Hubert für 4000 Mark (ca. 800.000 Mark in heutiger 
Währung) die Vormundschaft über R. Stuteville für eine 4jährige 
Frist ab?. Zur genaueren Charakterisierung des Vormundschafts- 
rechts muss gesagt werden, dass der Vormund zur Berichter- 


ı Coke, upon Littleton, 77a. 

? Rotuli de oblatis et finibus, tempore Regis Johannis, herausg. v. T. 
D. Hardy (Rec. Com.) 1835. S. 520. 

® Rotuli chartarum, I, 1, herausg. v. T. D. Hardy (Rec. Com.) 1837 
S. 108. Eine Reihe ähnlicher Beispiele bei Madox, a. a. O., I, 322£.; S. 
Monfort bezahlte dem Könige Heinrich III. 10000 Mrk (ca. 2 Mill. heutige 
Währung) für die Vormundschaft des G. de Umfraunvill. Excerpta e fini- 
bus, herausg, v. Roberts (Rec. Com.) I, 437 vgl. S. XV Anm. 
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stattung nicht verpflichtet war, obgleich es, unter Androhung der 
Einziehung der Vormundschaft, verboten war, den Besitz des 
Minderjährigen zu verwüsten; erst seit der Mitte des XIII. 
Jahrhunderts verpflichtete man die Vormünder zur Berichterstat- 
tung bei Ablauf der Vormundschaft. 

Wenn wir die Entwickelung des releviums verfolgen, sehen 
wir, dass es gegen Ende des XII. Jahrhunderts die Summe von 
100 sh. für jedes Ritterlehen beträgt!, d. h. genau der Norm 
entspricht, welche durch die Gesetze Wilhelm des Eroberers 
hierüber festgesetzt ist, wenn das Heergeräte nicht in Natura 
oder Wehrgegenständen, sondern in Geld (relevium vavassoris) 
bezahlt wurde. Als 1181 Heinrich II. verlangte, dass die Wehr- 
gegenstände nicht veräussert und unbedingt durch Erbschaft den 
gesetzlichen Erben übertragen würden ?, beseitigte er endgültig 
die Möglichkeit, das Heergeräte nach alter Art zu bezahlen; und 
man muss annehmen, dass zu der Zeit es ganz ausser Gebrauch 
gekommen war, das „relevium“ ın Natura zu geben, wie es ei- 
gentlich die Gesetze Heinrichs I. und seiner Vorgänger ver- 
langten. Derjenige, welcher Land als free socage besitzt, be- 
zahlt das relevium im Betrage eines Jahreseinkommens3. Was 
das Lehen eines Barons und ein sog. serjeanty betrifft, so war 
zur Zeit Glanvilles (XII. Jahrhundert) der Umfang des releviums 
für sie nicht gesetzlich bestimmt: hier müsste der Erbe sich be- 
mühen, für sich die vorteilhaftesten Bedingungen zu erwirken ®. 
Eine solche Ordnung fand teilweise ihre Rechtfertigung infolge 
des äusserst verschiedenen Vermögenswertes der einzelnen Frei- 


! Glanville, R. Tractatus de legibus, XI, 4. Vgl. Pollock u. Mait- 
land, I, 230 f. 

? Assısa de Armis habendis in Anglia: „Quicunque habet feodum unius 
militis habeat loricam, et cassidem, clypeum et lanceam... Et nullus, ex 
quo arma haec habuerit, ea vendat, nec invadiet, nec praestet, nec aliquo 
alio modo a se alienet.. Si quis haec arma habens obieret, arma sua re- 
maneant haeredi suo..“ (Stubbs, Select Charters, 8 ed., 153 f.) 

® Glanville, IX, 4. 

* Dialogus de Scaccario II. S. 10 u. 24 (bei Stubbs, Sel. Ch, 8 ed. 
S. 227 u. 243). 
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herrschaften ; das relevium entsprach, wie das klar der „Dialogus 
de Scaccario“ (c. 1178) sagt, der Leistungsfähigkeit der Zahler. 
Dennoch riefen der unbestimmte Umfang und die Missbräuche 
des Königs Beschwerden hervor. Zu den wichtigsten Klagen 
der Barone im Jahre 1215 gehörten die Klagen über willkürliche 
relevia und die Schädigung der Bevormundeten : die Barone 
verlangen, dass das relevium wie in „alter Zeit“ erhoben werde. 
Dementsprechend bestimmt König Johann in der Magna Charta 
das relevium des Nachfolgers eines Grafen im Umfange von 
100 £ und ebensoviel für den Erben eines Barons, aber für die 
Nachfolger eines Ritters nicht mehr als 100 sh. (= 5 £) für 
das ganze Lehen; „und wer weniger schuldet, zahlt nach dem 
alten Gebrauch der Lehen“. Dieselben Regeln wiederholen sich 
in den neuen Ausgaben der COharte vom Jahre 1216, 1217 und 
1225; allein in der Ausgabe der Charte vom Jahre 1297 ermässigt 
Eduardl. das relevium eines Barons um ein Drittel und setzt es auf 
100 Mark fest!, Diese Ermässigung ist, augenscheinlich, schon 
vorher gemacht worden, denn Bracton, der sein Werk in den 
50ger Jahren des XIII. Jahrhunderts schrieb, gibt das relevrium 
eines Barons mit 100 Mark an. Allein, für die Serjeanty-Lehen 
gibt es noch immer keine feste Regel: „und deshalb müssen sie 
bezüglich des releviums ihre Lords nach deren Willen befrie- 
digen, soweit die Lords selbst nicht unmässige Forderungen 
stellen“ (Bracton) ; bedeutend später — im XV. Jahrhundert — 
finden sich Hinweise, dass das relevium der Serjeanty-Lehen 
dem Jahresertrage vom Boden gleich sei?. Zugleich mit dem 
relevium erwähnt Bracton das Heergeräte: „es gibt noch eine 
andere Art von Zahlung, die man heriot nennt (heriettum), und 
welche nichts gemeinsames mit dem relevium hat, nämlich fol- 
gende: Wenn der Besitzer, sei es ein Freier oder Leibeigener, 


ı Vgl. Statutes of the Realm v. I Charten v. 1216, 17, 25, 97. 

®Pollock u. Maitland, I, 270, wo der Hinweis auf Year-Book 
11 Henri IV £.72 (Trin. pl. 9); vgl. Littleton sec. 154 (Coke, upon Little- 
ton, 106). 
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vor dem Tode (in morte sua) seines Lords gedenkt, von dem 
er das Land hat, und ihm das beste Stück seines Viehs, oder 
dasjenige zweiter Güte, je nach der Ortssitte, hinterlässt: diese 
Gabe wird mehr aus Wohlwollen als nach dem Recht (de gratia 
uam de jure) gemacht und betrifit nicht die Erbschaft (haere- 
ditatem non contingit)*. Diese Bemerkung, von Bracton (f. 86) 
flüchtig hingeworfen, verdient Aufmerksamkeit: augenscheinlich 
bestand das Heergeräte zu seiner Zeit noch fort. Bevor ich zur 
Erläuterung dieses Gedankens schreite, muss ich bemerken, dass 
Glanville beinahe 70 Jahre vorher vom Heergeräte in bedeutend 
ausdrücklicher Weise spricht: wenn jemand ein Testament hinter- 
lässt, schreibt dieser Schriftsteller, so „muss er an erster Stelle 
seines Lords durch Vermächtnis des besten und wichtigsten 
Gegenstandes, welchen er besitzt, gedenken“ !. Es unterliegt 
kaum einem Zweifel, dass das Heergeräte, welches in beiden ge- 
nannten Fällen erwähnt wird, ein Ueberbleibsel des angelsächsi- 
schen heregeatwe vorstellt. Jetzt gibt der Vasall nicht mehr 
Wehrgegenstände, sondern tritt seinem Lord das beste Stück 
Vieh — gewöhnlich (hierüber genaueres unten) das beste Ross, 
d. h. wie früher, ein Schlachtross, doch ohne Wehrgegenstände, 
ab. Mit Entwickelung des releviums verliert das alte Heergeräte 
seine Bedeutung und fängt an auszusterben: zur Zeit Bractons 
ist das Heergeräte eines edlen Vasallen nur ein Akt des Wolıil- 
wollens ; Glanville hebt — ich denke nicht zufällig — die Not- 
wendigkeit der Lords zu gedenken, etwas schärfer hervor ; noch 
etwas früher — und wir sehen eine recht feste Anerkennung des 
angelsächsischen Heriots, ja sogar direkte Bestätigung in den 
(Tesetzen. | 

Somit entsteht vor uns ein klares Bild zweier prinzipiell 
verschiedener, dennoch eng verwandter (und in finanzieller Be- 
ziehung fast gleicher) Institute — des releviums und des heriots. 
Als das erste entsteht, kommt das zweite in Verfall; beide exi- 
stieren eine Zeit lang parallel, doch entwickelt und kräftigt sich 


!Glanville, VIL 5. 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XIX, 2. 13 
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erstes stetig, das zweite wird schwächer und artet aus; beide 
spüren einen gegenseitigen Einfluss. Es ist natürlich schwer, 
mit voller Sicherheit zu erklären, in wieweit das angelsächsische 
Heergeräte drückender, oder umgekehrt, weniger drückend für 
die Zahler, im Verhältnis zum relevrium gegen Ende des XIII. Jahr- 
hunderts, war; doch ist Grund vorhanden, anzunehmen, dass 
das relevium zur Zeit Eduards I. eine im Steuersinne leichtere 
Verpflichtung vorstellt, als das Heergeräte zur Zeit Onuts. Als 
Heergeräte gibt der Verpflichtete dem König einen bedeutenden 
Teil des beweglichen Vermögens: wertvollere Gegenstände, ein 
oder mehrere Schlachtrosse, Rüstungen, Geld und zuweilen auch 
Grund und Boden. Somit ist das angelsächsische Heergeräte, 
zweifellos, eine drückende Abgabe, deren Leistung durch die 
Notwendigkeit, die königliche Mithilfe zu erhalten, sichergestellt 
wurde: sonst konnte der letzte heilige Wille nicht ausgeführt 
werden, oder zog die rohe Einmischung der königlichen Beamten 
nach sich. Ich kann selbstverständlich nicht sagen, wieviel Pro- 
zente ungefähr das Heergeräte von der Erbschaftsmasse fortnahm, 
doch eine Fristung der Auszahlung auf 12 Monate für eine 
Witwe oder gänzliche Erlassung für die Erben eines Kriegers, 
der vor seinem Lord im Kriege gefallen war (vgl. oben), zeigt, 
dass hier von einer durchaus nicht unbeträchtlichen Abgabe die 
Rede ist; um sie zu leisten, muss man Monate lang sammeln, 
eine Befreiung von ihr bedeutet eine Belohnung für eine Tat 
grösster Tapferkeit.e. Wenn man hiermit das relevium vergleicht, 
so erscheint das letztere recht unbedeutend. Wenn wir den 
mittleren Wert eines Ritterlehens bei 20 £ Jahresertrag auf 
250—300 £ Wert annehmen, so würden wir finden, dass ein 
relevium von 5 £ ungefähr 2 bis 3 % der Immobilien gleicht, 
das bewegliche Kapital nicht gerechnet, dessen Anhäufung in 
den 300 Jahren nach Cnut unzweifelhaft Fortschritte gemacht 
hatte, 

Die angeführten Gründe zugunsten der drückenden Steuer- 
wirkung des Heergeräts im Vergleiche, mit der des releviums, 
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sind vielleicht nicht ganz überzeugend, aber dafür ist die 
Verminderung des releviums im Laufe der Zeit ganz zweifel- 
los. Für das relevium eines Barons ist die Herabsetzung um 
ein Drittel im Laufe des XIII. Jahrhunderts auf gesetzlichem 
Wege durchgeführt; für Grafen und dieselben Barone konnte 
die Festsetzung des releviums auf 100 £ für eine ganze Frei- 
herrschaft im Jahre 1215 nur eine Verminderung der Steuer- 
last im Vergleiche zur früheren bedeuten, da die Magna Charta 
die Interessen der Barone gegen Erpressungen des Königs in 
Schutz nahm. Endlich, bedeutete das relevium eines Ritters in 
der Höhe von 100 sh. für ein Kriegslehen nicht ein und das- 
selbe wie zur Zeit Wilhelm des Eroberers und Eduard I., son- 
dern bedeutete eine Ermässigung des releviums infolge des Sinkens 
des Geldwertes im Laufe dieses Zeitabschnittes. Ein derartig 
begünstigendes Verhalten zu den Abgaben der Belehnten ! muss 
man mit den sozialen Bedingungen jener Zeit in Zusammenhang 
bringen, welche diese, als auch andere Quellen königlicher Ein- 
künfte nicht zu entwickeln erlaubten: erinnern wir uns der Ein- 
schränkung der auxilia, scutagia und anderer Leistungen zu- 
gunsten des Königs?. 

Bemerkenswert ist, dass die Juristen jener Zeit ein feines 
Verständnis der Natur des releviums, als einer richtigen Erb- 
schaftssteuer, zeigen. Derselbe Bracton erkennt die nahe Ver- 
wandtschaft des releviums mit den sogenannten Verkehrssteuern. 
Einen Rechtsstreit vom Jahre 1226 betrachtend, in welchem der 
Richter einem Lord das Recht versagte, das relevium von seinen 


! Zuweilen ermässigt der Köniz die Summe des gesetzlichen releviunis; 
so im J. 1229 verpflichtete sich J. Baillol 150 #£ für ihm gehörige 30 
Ritterlehen, doch später begnügte sich der König mit nur 100 £. Ex- 
cerpta e rotulis finnum 1216—72, herausg. v. Rec. Commission, Redakt. 
C. Roberts I S. 183, 212; diese Ausgabe gibt überhaupt ein reiches Material 
über die Lehnsabgaben aller Art im Laufe des XIII. Jahr. (Vgl. dort die 
Einleitung S. XIL f.) 

2 Siehe c. 36 Stat. of Westminster I vom J. 1275; 25 Edw. III Stat. 5 
ec. 11 v. J. 1352 (Stat. of the Realm I, 35, 322; auch Stubbs, Con. H., II, 
5. 430, 569) u. vgl. Pollock u. Maitland, 1, 331 f. 


13 * 


190 Abhandlungen. 


Untervasallen infolge des Wechsels des Lords zu verlangen, sagt 
Bracton (f. 85), dass „derjenige, welcher den Besitz auf irgend 
welchem anderen Wege (d. h. mit anderen Worten nicht durch 
Erbschaft), oder welcher nur seinen Lord wechselt, oder welcher 
das Lehen nur lebenslänglich besitzt, entrichtet kein relevium .... 
und wer das relevium einmal gezahlt hat, ist nicht verpflichtet, 
es im Laufe seines Lebens nochmals zu bezahlen“. In diesem 
Gedanken drückt sich schon die vollständige Lossage von der 
alten Anschauung des releviums, als einer Zahlung für die Er- 
neuerung des Vasallenverhältnisses aus: Bracton gibt zu, dass 
das relevium mit den sogenannten Verkehrssteuern verwandt ist 
(weshalb er auch einschränkt, dass das relevium nicht bei allen 
Fällen des Vermögensüberganges, sondern nur bei Erbschaften 
erhoben wird) und dass, ganz im Einklang mit dem oben er- 
wähnten Urteile des Gerichts, nicht das Versprechen der Vasallen- 
treue (homagium & fides) zur Grundlage der Erhebung des rele- 
viums dient, sondern die Tatsache einer Vermögensübertragung 
durch Erbschaft, d. h. Bracton qualifiziert das relevium als eine 
richtige Erbschaftssteuer. 

Im allgemeinen stellt das relevium eines adeligen Vasallen 
keine übermässig drückende Last dar. Wie wir aus der Theorie 
der Finanzwissenschaft wissen, ruft eine drückende Erbschafts- 
steuer, solange sie nicht von strengen Kontrollmassregeln um- 
geben ist, Verheimlichungen und Umgehungen hervor. Soweit 
man nach den erhaltenen historischen Stoffe urteilen kann, rief 
das relevium in England ernste Umgehungen nicht hervor !. Doch 


! Im J. 1258 verlangen die Oxforder Satzungen der Barone, dass der 
Einmischung der Geistlichkeit ein Ende gemacht werde, infolge deren Mit- 
wirkung die Lords die Einkünfte aus der Vormundschaft, maritagia, rele- 
via u. Heimfall verlieren (Kap. 10. Stubbs, Sel. Ch., S. 383). Die Sache ist 
nämlich die, dass die wirklichen Besitzer ihre Besitzungen irgend einer 
geistlichen Körperschaft abtraten und selbst von der Körperschaft belehnt 
wurden; infolgedessen verlor der Lehusherr für immer die bezeichneten 
Einkünfte, da sein Lehnsmann jetzt die Kirche war, welche niemals starb, 
niemals in die Ehe trat u. s. w. Gegen solche Umgehungen sprach schon 
die grosse Charta in der Ausg. d. J. 1217 K.43. Dasselbe wird durch die 
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dort, wo es einen drückenden Charakter annahm, sind die Um- 
gehungen eine häufige Erscheinung; drückend war z. B. das 
Vormundschaftsrecht, welches das relevium für minderjährige 
Erben ersetzte, und hier sehen wir deshalb das Bestreben, die 
‚Festsetzung einer Vormundschaft zu umgehen. Nach der Finanz- 
theorie müssen wir annehmen, dass, wenn Schenkungen unter 
Lebenden keiner Steuer oder Einschränkung unterworfen werden, 
wie dieses beim relevium der Fall war, die Umgehung durch 
Schenkungen inter vivos, oder durch Belastung der Erbschaft 
mit fiktiven Schulden geschehen muss. Tatsächlich wird dieser 
theoretische Schluss am Beispiele des mittelalterlichen releviums 
bestätigt !. Eines der ältesten nach Magna Charta in England 
geschriebenen Gesetze, das sogenannte Statut of Marlborough 1 267° 
hat zum Zwecke, die Schädigung der Interessen des Lords, 
hauptsächlich des Königs, durch Umgehung der Vormundschaft, 
zu schützen. Das Statut zeigt 2 Fälle der Umgehung. Der Besitzer 
belehnt während seines Lebens seinen Erben oder ältesten Sohn, 
und da im Todesfalle des Vaters hier keine Erbfolge stattfindet, 
so erhält der Lord nicht die Vormundschaft über den Minder- 
jährigen. Ein anderer Weg der Umgehung besteht darin, dass 
der Erblasser den Boden faktisch in Pacht auf eine bestimmte 
Zahl von Jahren (bis zur Erlangung der Volljährigkeit des Erben) 
vergibt und erklärt, dass er für die ganze Zeit befriedigt worden 
sei, doch der Pächter verpflichtet sich nach dem Ablaufe der 


provisions of Westminster 1259 bestimmt, doch das Statut of Marlborough 
1267, welches viele der früheren Satzungen wiederholte, schränkte die 
Einmischung des Klerus nicht ein, woraus zu schliessen ist, dass in diesem 
Falle die Geistlichkeit über die Barone den Sieg davontrug. Wie bekannt, 
wurde dieser Kampf mit abwechselndem Erfolg geführt, aber wesent- 
lichere Einschränkungen wurden der Kirche seit dem Statut de viris reli- 
giosis 1279 erbracht, obgleich Verletzungen des Gesetzes über „die tote 
Hand“ zur Gewohnheit wurden (durch fideicommissa, trusts etc... Vgl. 
Pollocku. Maitland ], 314 £. 

! Vgl. Encyclopaedia Britannica, 9 ed. v. 9 S. 186, v. „Finance“. 

® 52 Hen. Ill c. 6 vgl. 16; Statutes of the Realm. I, 19f.; Reeves, 
History of the Engl. Law, 1869, I, 502 £. 
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Pacht, eine noch grössere Summe im Verhältnisse zum wirklichen 
Werte des Besitzes zu bezalılen; der letztere wird durch einen solchen 
Vertrag künstlich für die Zeit einer möglichen Bevormundung 
entwertet, aber der Erbe ist sichergestellt, dass er ihm zurück- 
gegeben wird, da niemand Land, welches mit ähnlichen Be- 
dingungen belastet ist, besitzen mag. Solche Abmachungen 
sind vom Statut 1267 ungültig erklärt, damit die Lords nicht 
die ihnen nach dem Rechte zukommenden Einkünfte aus der 
Vormundschaft verlieren. Gleicherzeit beginnt die Gesetzgebung 
das Recht der Veräusserung der Lehen einzuschränken. Der 
wichtigste Beweggrund einer solchen Politik ist der Wunsch, die 
Zahlung der feudalen Abgaben zu sichern. Nach dem Gesetze 
vom Jahre 1327 unterliegt die Veräusserung eines Lehens ohne 
Erlaubnis des Königs einer Strafe und die Erlaubnis selbst 
wurde nicht anders, als nach Bezahlung einer bestimmten Gebühr 
erteilt. Alle diese Massregeln ! mussten ein regelmässiges Be- 
zahlen der feudalen Abgaben hervorrufen, obgleich Klagen 
über Abmachungen, welche den Lehnsherrn die Vormundschaft 
entzogen, im Parlament auch in späterer Zeit laut wurden; so 
im Jahre 1339 verlangten die Lords die Ergreifung von Mass- 
nahmen gegen die Umgehung des wardship?; im Jahre 1404 
sucht das Parlament um Verschärfung des Statuts von Maıl- 
borough nach und der König verspricht eine Untersuchung über 
die Umgehungen auszuführen ®. Die Gesetze vom Jahre 1376/77 
(50 Edw. III. c. 6), 1379 (2Ric. Il. c. 3) und 1487 (3Henry VII c.4), 
welche die Gläubiger vor für sie nachteiligen Kunstgriffen der 
Schuldner schützt, konnte auch Anwendung gegen die Umgehung 


! Ich kann nicht bei dieser interessanten Frage des englischen Lehns- 
wesens verweilen; siehe die genaue Untersuchung über die Einschränkun- 
gen der Freiheit der Veräusserung von Lehen bei Pollock u. Maitland, I, 
310—327 u. auch L. Brentano, Aufsätze I Erbschaftspolitik 185 f. 

” Rotuli parliamentorun, II, 104a. 

® Ibid. II, 558b. In Wirklichkeit erst im J. 1489 wurde ein Gesetz 
durchgeführt, welches die Regeln des Statuts v. Marlborough bestätigte u. 
verschärfte (4 Henry VII ce. 17 Stat. of the Realm. II, 540). 
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des releviums finden’. Das Statut Elisabeths vom Jahre 1571 
(13 Eliz. c. 5)?, welches die drei genannten Gesetze bestätigt 
und erweitert, verbietet jegliche Umgehungen und Abmachungen, 
welche den Zweck haben, die Gläubiger und andere Personen 
ihrer gesetzlichen Rechte auf gerichtliche Verfolgung, Zurück- 
erstattung von Schulden, Rechenschaft, Verluste, Strafen, Recht 
auf Konfiszierung, Heriot, Mortuarien und relevia zu berauben; 
alle derartigen ungesetzlichen Geschäfte sind nicht nur ungültig, 
sondern ziehen dem Teilnehmer eine Strafe zu, nämlich im 
Umfange eines Jahresertrags, wenn von Immobilien die Rede 
ist, oder im Umfange des Wertes des streitigen Gegenstandes 
(oder Geldes) in Streitigkeiten über Mobilien, wobei die eine 
Hälfte der Krone zukommt und die andere der geschädigten 
Seite. Dieses war eine radikale Massregel, welche die Be- 
stimmungen des kurz vor dem erschienenen bekannten Statut 
Heinrich VIII über Testamente bedeutend verschärfte?; genanntes 
Statut, das eine breite Testierfreiheit über Immobilien zuliess, 
enthält Vorschriften darüber, dass das freie Verfügen über Immo- 
bilien durch Testamente für den König keine Verluste an den 
Einkünften der prima seisina, des releviums, der Vormundschaft 
und der Gebühren für Veräusserung von Lehen nach sich ziehe; 
und wahrscheinlich verursachten die Missbräuche, welche infolge 
der breiten Testierfreiheit über Immobilien entstanden, die strengen 
Massregeln Elisabeths zu erlassen. Man muss annehmen, dass 
die Umgehungen sich auch infolge Gründung einer Vormund- 
schaftsverwaltung (court of wards & liveries, 32 Hen. VIII 
c. 46 u. 33H. VILI c.22) vermehrten, welche eine traurige Berühmt- 
heit als einer für die Mündel äusserst schädigenden Institution 
hinterliess: „Dieses ganze System (die Vormundschaft) war ein 

! Siehe Edw. Coke’'s Institutes or Commentary upon Littleton, 18th 
ed. 76a. 

a of the Realm v. IV p. I, 537 u. auch 29 Elız. ce. 5, Reeves 
Ill, 627. 


® 32 Henry VIII e. 1; 3 u. 35 H. Vlllc.5 (= 1540-3); Stat. of 
the Realm III, 744 £., 903; Reeves, III, 284 f. 
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ungeheurer Missbrauch und die Ansprüche des Königs auf die 
Vormundschaft verwandelten sich in ein einfaches Maschinen- 
werk der Gelderpressung auf grausamste Art und Weise“!. Es 
ist nicht verwunderlich, wenn eine der wichtigsten Forderungen 
der Revolution, die Beseitigung der Vormundschaftsverwaltung 
und der ihrer Leitung unterstellten feudalen Abgaben, war. Die 
Versuche, friedlich mit den drückenden feudalen Abgaben schon 
im Anfang des XVII. Jahrhunderts zu enden, brachen infolge 
des hartnäckigen Widerstandes Jakob L.; doch die Möglichkeit 
königlicher Erpressungen im Gebiet des Lehenrechts nach 
der Revolution zuzulassen?, erschien für die Klasse der Gutsbe- 
sitzer, welche an sich die ganze Schwere der königlichen Willkür 
gespürt hatte‘, und damals das Uebergewicht in der Gesetzge- 
bung hatte, unmöglich. Wie bekannt, wurden im Jahre 1660 
(12 Car. II. c. 24) das relevium, das Vormundschaftsrecht und 
andere feudale Lasten abgeschafft, und Karl IL. wurde an Stelle 
dieser Einkünfte eine Subsidie von 100000 £ im Jahre vorge- 
schlagen; die Vormundschaftsverwaltung wurde beseitigt und alle 
Ritterlehen in freien Besitz der socage verwandelt, d. h. von 
irgend welchen Einschränkungen im Rechte der Verfügung durch 
ı Gardiner, 8, R, History of England 1603—42, L. 1883 I, 174 f. 
Vgl. Hallam, H., Const. History, 7th ed. I, 15. 

?2 Während der Revolution ging am 27. Okt. 1656 ein Gesetz mit rück- 
wirkender Kraft vom Jahre 1645 an durch, welches die Vormundschafts- 
verwaltung beseitigte. S. H. Scobell, Parl. Acts. 1640—56, S. 375. 

® Der bekannte Historiker Green weist ganz richtig darauf hin, dass 
ganz besonders das Vormundschaftsrecht und die Eheerlaubnis dem Könige 
die Möglichkeit gaben einen starken Druck (galling pressure) auf jeden 
Landbesitzer im gesellschaftlichen und häuslichen Leben auszuüben. Unter 
Elisabeth war die Vormundschaft das Mittel, die minderjährigen Katho- 
liken zu nötigen, den Protestantismus anzunehmen; unter Jakob und seinem 
Nachfolger wurde die Sorge für die Minderjährigen den Günstlingen auf- 
getragen, oder wurde mittels Versteigerung verkauft. Doch was am wich- 
tigsten, war das Vormundschaftsrecht, ein Mittel, den landbesitzenden Adel 
im Zaume zu halten; die Gutsherren suchten das Wohlwollen des Königs 
zu erlangen, da sonst im Falle ihres vorzeitigen Todes, alle Greuel der 


Vormundschaftsverwaltung ihren Kindern drohten. Green, J. R., History 
of the English People 1879, III, 353 £. | 
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Testamente befreit. Die Subsidie, welche Karl II. bewilligt wurde, 

fing an sich nicht auf Kosten der Grundsteuern (wie das zu 
erwarten gewesen wäre, da doch die Landbesitzer von den 
drückenden feudalen Zahlungen befreit waren), sondern auf 
Kosten der unzähligen Akzisen, welche die Steuerlast auf ganz 
andere Gesellschaftsklassen wälzte, zu erweitern. In dieser 
Massregel zeigte sich grell das Vorwiegen der Klasseninteressen 
der Landaristokratie, welche für lange Zeit die Finanzverwaltung 
des Staates sich unterwarf und sie zum Dienste ihrer eigenen 
Ziele brauchte. 

Mit der Abschaffung der feudalen Erbschaftsabgaben erhält 
die Besteuerung der Erbschaften einen neuen Charakter und 
ein neues Aeusseres, obgleich die im Mittelalter geschaffene Zer- 
teilung der Steuer, je nach dem, ob die Rede von beweglichem 
oder unbeweglichem Vermögen ist, sich sogar heute noch fühlbar 
macht. Die feudalen Erbschaftsauflagen ! belasteten die unbeweg- 
lichen Vermögen, — das bewegliche Kapital dagegen wurde 
hauptsächlich eine Quelle kirchlicher Erbschaftsabgaben. Die 
Kirche zog rasch und in bedeutendem Umfange die beweglichen 
Vermögen, welche durch Erbschaft übertragen wurden, an sich. 
Der Geschichte dieser Frage ist das folgende Kapitel gewidmet. 

ı Ich verweilte oben nicht bei solchen Institutionen des Lehnswesens, 
als escheat (Heimfall) und forfeiture (Konfiszierung), da sie keine Beziehung 
zu den Erbschaftssteuern haben, obgleich diese Einrichtungen zuweilen 
den Charakter regelrechter Steuerquellen annehmen und die FErbschafts- 
masse belasten. Siehe darüber bei R. Caillemert, Etude sur la con- 
fiscation des successions au moyen äge. These.-Lyon 1901. Was die bäuer- 
lichen Erbschaftsabgaben im Lehnswesen betrifft, so habe ich diese Frage 
ausgeschieden und betrachte sie im Zusammenhang mit dem kirchlichen 
Mortuarium — einer äusserlich dem bäuerlichen Heergeräte sehr nahen 


Einrichtung: dieses schien mir am Platze zu sein, um nicht später einige 
Argumente und Parallelen zu wiederhölen. 


Fortsetzung folgt. 
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Die Kirchenordnungen des Johannes Laski. 
Von 


Lic. theol. Naunin, Pastor prim. zu Ostrowo (Posen). 
[Zweiter Teil.] 


1I. Die Kirchenordnung in London. 


Laski hat in London seine Kirchenordnung seinen eigensten 
Plänen gemäss ausgestalten können. Denn die Londoner Fremd- 
lingsgemeinde, an deren Spitze Laski stand, war durch den 
König Eduard VI. 1550 von den in der englischen Kirche gel- 
tenden Gesetzen und Gebräuchen, also auch vom Parochialzwang 
und dem damals überall herrschenden Territorialzwang befreit 
worden. So war sie eine freie Gemeinde mit freiwilligen Glie- 
dern und freier ausschliesslich kirchlicher Zucht. 

Die Fremdlingsgemeinde in London bestand aus der deut- 
schen und wallonischen Gemeinde, die letztere, auch französische 
Gemeinde genannt, hatte die Genfer Ordnung angenommen. 
Für die deutsche Gemeinde verfasste Laski 1550 eine neue Kir- 
chenordnung, die sich jedoch an die ostfriesische und zwinglisch- 
calvinische Kirchenordnung anlelınte. Im folgenden soll sie 
nach dem Gedankengange gebracht werden, der für die ostfries- 
ländische eingehalten worden ist. Neben der Forma ac Ratio ! 
kommt für diese Darstellung noch in Betracht das Gutachten 
Laskis in der Kleiderfrage ?, seine Schriften betreffend die Sa- 
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kramente, dazu mehrere Briefe. 

I. Die Verfassung. 

A. Die Gemeinden an sich betreffend. 

a) Kirchliche Aemter an der (semeinde. 

Für die Verwaltung der kirchlichen Angelegenheiten der 
Gemeinde sind Kirchenämter ebenso notwendig, wie der Haus- 
vater für das Haus, der Steuermann für das Schiff, der Haupt- 
mann für das Heer!. Die Zahl der Aemter wird auf 3 fest- 
gesetzt. | 

&. Die ministri verbi (Pastoren, Doktoren). 

8. Die Presbyter oder Senioren (Bischöfe, Vorsteher, Leiter, 
Aelteste im engeren Sinne. 

vr. Die Diakonen. 

Die beiden ersten Aemter werden auch unter dem Namen 
der Presbyter oder Senioren zusammengefasst und so unter- 
schieden : 

&. Presbyter, die am Worte arbeiten. 

3. Presbyter, die an der Verwaltung der Gemeinde mitar- 
beiten (Mitpresbyter). 

Die eigentliche Zahl der Aemter ist aber, wenn Laski auch 
nur von 3 redet, in Wirklichkeit doch 4. Denn wenn er in der 
Forma ac Ratio durchgehend bei dem ministerium verbi von 
den pastores ac doctores ?, pastores et doctores ? redet, so geht 
daraus hervor, dass das ministerium verbıi 2 Aemter in sich 
enthielt, nämlich die pastores und doctores. So kennt auch 
Laski die 4 von Calvin aufgestellten Gemeindeämter, a) pastores, 
b) doctores, c) Aelteste im engeren Sinne, d) Diakonen. Der 
praktische Geist Laskis hat aber diese beiden ersten Aemter 
unter dem Namen ministerium verbi zusammengezogen, weil er 
sich sagte, dass die engumgrenzte, kleine Londoner Gemeinde 
für das Amt der doctores sich die geeigneten Kräfte immer aus 
den ministri verbi werde nehmen müssen. So ist es auch in 
Wirklichkeit gewesen. In den wöchentlichen Oollatien oder 
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Schriftlesungen, die Laski eingerichtet hatte, las er selbst über 
die Schriften des Neuen Testamentes, Deloenus, sein Amtsge- 
nosse, über die des Alten Testamentes. Darum stellt Laski nur 
3 Aemter auf. Die ministri verbi und presbyteri werden auf 
Lebenszeit, die Diakonen nur auf ein Jahr gewählt. Die mini- 
stri verbi und presbyteri bilden zusammen den Rat der Ge- 
meinde (magistratus). An der Spitze desselben steht der Super- 
intendent. Der erste Superintendent war Laski, die ersten 
ministri verbi, und zwar 4 sind: Walter Deloenus, Martin 
Flandrus, Franz Riverius und Richard Gallus !. 

Auffallend ist, dass von einem niederen Kirchendienst auch 
hier nirgends die Rede ist. Es scheint, als ob die Diakonen, die 
die Pflicht des Kollektierens an der Kirchentür hatten, die niederen 
Kirchendienste z. B. Reinigung des Gotteshauses, der gebrauch- 
ten Geräte u. s. w. mit versehen haben. 

b) Wahlrecht für diese Aemter. 

& Der Gemeinde steht für alle diese Aemter das Wahl- 
recht zu?. Von Patronatsrechten kann nach der historischen 
Entwickelung der Gemeinde keine Rede sein. Die vollzogene 
Wahl des Superintendenten und der ministri verbi unterliegt 
noch der Bestätigung durch den König ?. Die nähere Betrach- 
tung der Wahlordnung ergibt freilich, dass der Gemeinde nur 
das indirekte Wahlrecht zusteht. Das eigentliche Wahlrecht 
lag in der Hand des magistratus. Der Gemeinde ist eigentlich 
nur ein Wunschrecht oder Vorschlagsrecht eingeräumt. Damit 
hat er aber doch schon der Gemeinde ein grösseres Wahlrecht 
eingeräumt als Calvin seiner Gemeinde in Genf, da diese nur 
das Vetorecht hatte. 

ß. Wahlordnung *. 

Für die Wahl zu den unter A. a) genannten ÄAemtern wer- 
den die genauesten Bestimmungen festgesetzt. 

1. Wahlordnung für das ministerium verbi. — Vor der 
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Wahl wird ein allgemeiner Fasttag festgesetzt und von der Kan- 
zel verkündigt. Die Gemeinde kommt an diesem Fasttage zum 
(Gottesdienst zusammen. Die Predigt hat von der Notwendig- 
keit eines solchen Fasttages zu handeln und sodann die An- 
wesenden zu ermahnen, auch daheim Gott um einen treuen 
Diener der Gemeinde zu bitten. Ferner hat sie auf die Pflich- 
ten des minister verbi gegen die Gemeindeglieder und dieser 
gegen ihn hinzuweisen. Nach dieser Predigt wird vor den ge- 
wohnten kirchlichen Fürbitten noch ein besonderes, vorgeschrie- 
benes! Gebet für den speziellen Fall eingeschoben. Darauf 
folgt das allgemeine Kirchengebet, Gesang eines Psalmes, Ver- 
mahnung zur treuen Innehaltung des Fasttages und der Segen. 
Nachmittags findet wiederum ein Gottesdienst statt. Es wird 
darin das weiter ausgeführt, was am Vormittage über den Dienst 
eines evangelischen Predigers gesagt worden ist. 

Unter Ablehnung der anderen Wahlriten wird in Anleh- 
nung an das biblische Vorbild Folgendes dann weiter bestimmt: 
In der auf den Fasttag folgenden Woche hat jeder sich ernst- 
lich zu prüfen, welchem Kandidaten er seine Stimme geben will. 
Dann reicht er den Namen desselben schriftlich dem Aeltesten- 
rat ein, der die Stimmen sammelt. Nach einer Woche versam- 
meln sich dann die ministri verbi, Aeltesten und Diakonen am 
festgesetzten Wahltage zur Wahl des Predigers. Sie prüfen die 
abgegebenen Stimmen. prüfen, für wen die meisten Stimmen 
abgegeben sind, prüfen diese auf ihre Tauglichkeit für das 
Amt und einigen sich über die Person des zu Wählenden. Die 
Wahl wird so lange vollzogen, bis durch Stimmeneinheit oder durch 
Stimmenmehrheit aus den Vorgeschlagenen der zu Wählende be- 
stimmt ist. Falls unter den Anwesenden Bedenken gegen die 
Wahl auftauchen, sind sie sofort zu äussern. Geschieht es 
nicht, so wird der Gewählte sogleich zur Sitzung zugezogen. 
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Hier werden ihm seine Amtspflichten vorgehalten. Nimmt der 
Gewählte die Wahl an, dann wird beim nächsten Vormit- 
tagsgottesdienst der Gemeinde von der Wahl Anzeige gemacht, 
der Name des Gewählten genannt, er selbst ihr vorgestellt und 
die Gemeinde dahin unterwiesen, dass ein Einspruch gegen die 
Wahl innerhalb 8 Tagen beim Aeltestenrat zu erheben ist. Ist 
der Einspruch begründet, so wird die Wahl für nichtig erklärt, 
ist der Einspruch unbegründet, dann hat der Aeltestenrat (magi- 
stratus) die Einführung des Gewählten zu veranlassen. Vor- 
her ist jedoch die Königliche Bestätigung des Gewählten ein- 
zuholen. 

c) Wahlberechtigung der Pastoren, ihre Verpflichtung, Or- 
dination und Introduktion !. 

Eine Frage ist hier zunächst zu beantworten: Wer darf 
für das Predigtamt gewählt werden? Welche Kenntnisse hat 
er nachzuweisen? Die Kandidaten werden aus der Zahl der 
Gemeindeglieder gewählt. Sie müssen eine höhere Bildung be- 
sitzen als sie bei den anderen Gemeindegliedern vorhanden ist. 
Sie müssen in der heiligen Schrift wohl bewandert sein, sie 
müssen durch Zeichen wahrer Frömmigkeit den Beweis dafür 
erbracht haben, dass sie mit jenen Fähigkeiten geschmückt sind, 
welche Paulus für die ministri verbi empfiehlt. Sie sollen auch 
keine Neulinge sein und nicht aus unedlen Motiven nach dem 
Amte streben. Wie weisen sie solche Fähigkeiten nach? Dar- 
über ist nichts Näheres festgesetzt. Sicherlich aber ge- 
schieht dies durch Prüfung in dem am zweiten Donnerstag 
jeden Quartals zusammentretenden Coetus. Die Prüfung wird 
von dem Aeltestenrat unter Vorsitz des erwählten Vorsitzen- 
den abgenommen. Hier findet eine offenbare Anlehnung an 
ostfriesische Verhältnisse statt. Die Kenntnisse für das Amt 
erwerben die Kandidaten sich durch den Besuch der Schrift- 
vorlesungen oder Oollatien, von denen später noch geredet wer- 
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den muss. 

Die Verpflichtung und Ordination für das Amt fällt mit 
der Introduktion zusammen und ergibt sich aus derselben. Es 
wird darum notwendig hier noch den Verlauf der Introduktion 
zu betrachten. Sie geschieht ebenfalls in überaus feierlicher 
Weise!. 

Sie hat an einem Sonn- oder Feiertage zu geschehen. Sie 
wird durch den amtierenden Geistlichen im Anschluss an den 
Gottesdienst vor dem Schlussgesang vollzogen. Die Gewählten 
stellen sich im Angesicht der Gemeinde mitten unter den an- 
deren Aeltesten auf. Es wird in einer kurzen Ansprache ein 
Rückblick auf die Wahlhandlung geworfen, erwähnt, dass die 
Bestätigung des Königs eingegangen sei und gefragt, ob alles 
gemäss den bestehenden Privilegien geschehen sei. Wenn dies 
bejaht ist, legt der amtierende Geistliche dem oder den Einzu- 
führenden 4 Fragen vor. Dieerste bezieht sich auf den Beweg- 
grund für die Uebernahme des Amtes, ob der heilige Geist sie 
dazu treibe und ob sie die Ehre der Kirche suchen. Die zweite 
bezieht sich darauf, ob die Glaubensstellung der Einzuführen- 
den dem Glaubensbekenntnis der Gemeinde entspreche, die dritte, 
ob er solchem Glauben gemäss lehren und predigen wolle, die 
vierte, ob er in seinem Amte einen unsträflichen Wandel zu 
führen bestrebt sein werde und ob er nötigenfalls sich wie jedes 
andere Gemeindeglied der Kirchenzucht unterwerfe. Nachdem 
der Einzuführende diese Fragen bejaht hat, fordert der amtie- 
rende Geistliche die Gemeinde zum Gebet auf dahingehend, dass 
Gott zum Wollen das Gelingen geben möge. Darauf treten alle 
Prediger und Aeltesten an den Gewählten und legen ihre rechte 
Hand auf sein Haupt. Ein Gleiches tut der amtierende Geist- 
liche, indem er den oder die Gewählten für das Amt ordiniert 
und zur Verwaltung des Amtes mit den vorgeschriebenen Ein- 
führungsworten ? bestätigt. Nach vollzogener Weihe wendet 
sich der amtierende Geistliche wieder an die Gemeinde, legt ihr 
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ihre Pflichten dem Prediger gegenüber ans Herz und ermahnt 
sie, nicht aufzuhören für denselben zu beten. Dann folgt die 
letzte, feststehende Ansprache ! an den oder die Eingeführten. 
Mit dem Gesang eines passenden Psalmes und Segen schliesst 
der Einführungsgottesdienst. 

Aus obigem ergibt sich, dass Verpflichtung, Ordination und 
Introduktion eine einheitliche Handlung sind und in einem Akt 
zusammenfallen. Die Verpflichtung geschieht auf das Gemeinde- 
bekenntnis, das ja ausserdem von jedem unterschrieben ist, der 
der Gemeinde angehört. Auffällig ist hier zunächst, dass der 
in sein Amt Eingeführte nicht sogleich nach seiner Einführung 
in einer Predigt die Greemeinde begrüsst und um ihre Mithilfe 
bittet, sondern dass seine Beteiligung völlig passiv ist. Die 
Handauflegung, mit der die Einführung geschieht, ist sicherlich 
in Anlehnung an Act. 6, 1. Tim. 4, 14, 2. Tim. 1, 6 erfolgt 
und wie dort vom Gebet begleitet. Deutlich sieht man, dass 
die Ordination bei Laski kein kirchenregimentlicher Akt, sondern 
Sache der Lokalgemeinde ist und aus der vocatio seitens der 
Gemeinde und der contirmatio vor der Gemeinde mit Handauf- 
legung der Wähler unter gleichzeitiger Verpflichtung auf das 
(Gremeindebekenntnis besteht. Da nun aber die Handauflegung 
nicht bloss Sinnbild der Geistesmitteilung ist wie 1. Tim. 4 
v. 14, sondern auch Zueignung an die Gemeinde, wie Act.6 v. 8, 
so bildet sie zusammen mit der Schlussansprache die Introduk- 
tion. Dann aber ergibt sich hieraus der Schluss, dass Laski 
seinem Vorbilde Calvin in Bezug auf die Ordination nicht ge- 
folgt ist; denn diesem ist die Ordination nur eine Vereidigung. 
Er ist vielmehr von dem reicher ausgestatteten, ostfriesländischen 
Ritus beeinflusst worden, der nach lutherischer Art gestaltet 
worden war. Denn nach Luther besteht (bis 1535 wenigsiens, 
später ändert er seine Ansicht) die Ordination in der vocatio 
durch die Gemeinde, in der confirmatio vor der Gemeinde, in 
der Handauflegung seitens der Vertreter der Gemeinde (Wäh- 
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ler, später sind es die benachbarten Pastoren) und in der Für- 
bitte der Gemeinde für den Gewählten. 

d) Amtspflichten und Amtsrechte !., 

Es ist Pflicht des minister verbi, dass er 1. die reine Lehre 
des Wortes Gottes lehrt, 2. die Sakramente treu, sorgfältig, 
der Einsetzung gemäss verwaltet, 3. gemeinsam mit den ande- 
ren Äeltesten die Gemeinde fleissig seelsorgerisch bedient und 
in ihr strenge Kirchenzucht hält, 4. den Feinden der Kirche 
aus Gottes Wort mannhaft entgegentritt, 5. nicht in Herrsch- 
sucht seines Amtes waltet, sondern ein Diener der Gemeinde 
ist. So hat er die doppelte Aufgabe, mit christlicher Liebe 
seines Amtes zu walten und an der Erbauung der Gemeinde 
zu arbeiten. Dieses letztere hat auch dadurch zu ge- 
schehen, dass er einen vorbildlichen Lebenswandel in der Ge- 
meinde führt und sich der Kirchenzucht willig unterwirft 3, 
also sich der Aufsicht der Gemeinde unterstellt. Zu seinen 
Amtsrechten gehört einmal besondere Ehrerweisung und Ach- 
tung seitens der Gemeindeglieder *, auch wenn sie mahnend und 
strafend vor sie treten. Auch kann er verlangen, dass die Ge- 
meinde ihm nach ihrem Vermögen ein auskömmliches Einkom- 
men sicher stelle, damit er Mittel habe, christlich und ehrlich 
zu leben. 

Das calvinische Prinzip, dass die Gemeinde die Inhaberin 
der kirchlichen Vollmacht ist und die Leitung des kirchlichen 
Lebens hat, ist hier strenger als in Ostfriesland durchgeführt. 
Auch die ministri verbi unterstehen der Kirchenzucht der Ge- 
meinde wie jedes andere Gemeindeglied. Die Pflichten, die 
Laski auch für den minister verbi aufstellt, decken sich vollständig 
mit den Forderungen Calvins an die Pastoren, die predigen, die 
Sakramente verwalten, Seelsorge treiben und mit den Aeltesten 
zusammen Kirchenzucht üben sollen. Auch hier zeigt sich also, 
ebenso wie bei der Aufstellung der Gemeindeämter, starke Ab- 
hängigkeit von Calvin. 
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2. Das Amt der Aeltesten und Diakonen (Wahlordnung 
und Einführung) !. 

Die Wahl eines Kirchenältesten vollzog sich in derselben 
Weise wie die des minister verbi, nur sind natürlich die Gebete 
und Ermahnungen den anderen Obliegenheiten gemäss verän- 
dert. Für das Amt der Aeltesten sollen solche Männer gewählt 
werden, die sich auch zum Dienst am Wort eignen würden oder 
die dazu beinahe würdig sind. Wenn sie den ministri verbi 
auch nicht an Bildung gewachsen sind, so sollen sie doch durch 
sittlichen Ernst und Sittenreinheit sowie durch Frömmigkeit sich 
auszeichnen. Zu Diakonen sollen solche Männer gewählt werden, die 
den biblischen Diakonen gleichen. Sie müssen nicht gewinn- 
gierig, unmässig, sondern mildherzig, aber auch energisch sein. 
Sie sollen einen frommen Wandel führen, verheiratet sein und 
ihrem Hauswesen wohl vorstehen. Eine besondere Vorbildung 
für diese Aemter ist nicht notwendig. Auch die Einführung 
ın diese Aemter geschieht ähnlich der in das ministerium verbi, 
nur dass die gestellten Fragen entsprechend den verschiedenen 
Berufen verschieden sind. Beide, Aelteste und Diakonen, werden 
ebenso wie der minister verbi durch Handauflegung und Segens- 
spruch feierlich nach Bejahung der gestellten Fragen in ihr Amt 
eingeführt. Zum Schlusse erhalten sie ebenfalls ernste Ermah- 
nungen für die Verwaltung ihres Amtes. Das beweist, dass der 
Dienst auch dieser beider Aemter für die Gemeinde als ebenso 
bedeutsam angesehen wurde, wie der Beruf des Dieners am W ort. 

Als Pflichten der Gemeindeältesten werden diese fest- 
gesetzt: Sie haben zusammen mit den Predigern Sorge um die 
Leitung der Gemeinde zu tragen, auf die Reinhaltung der Lehre, 
auf die stiftungsgemässe Ausübung der Sakramente, und auf die 
Ausübung der Kirchenzucht zu achten. Sie haben über Leben 
und Wandel der ganzen Gemeinde und jedes einzelnen zu wa- 
chen, im Geheimen und Öffentlich zu ermahnen, auch auf Lehre 
und Wandel der Prediger acht zu geben und Streit und Zwistig- 
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keiten in den Familien zu schlichten. Ihnen ist die Vertretung 
der Gemeinde übertragen, sie vollziehen zusammen mit den übri- 
gen Mitgliedern des Aeltestenrates (magistratus) die eigentliche 
Wahl. 

Die Diakonen haben die Pflicht, für die Armen zu sorgen. 
Sie haben die dazu erforderlichen Mittel einzuziehen und gerecht 
zu verteilen. Um aber durch solche Arbeit nicht übermässig in 
Anspruch genommen und dem Berufe allzusehr entfremdet zu 
werden, wechseln sie monatweise in der Ausübung des Diakonen- 
amtes ab?°). | 

Als Recht der AÄeltesten wird genannt, dass sie auf die- 
selbe Ehrerbietung wie die Geistlichen Anspruch haben, und 
dass die Gemeindeglieder ihren Ermahnungen williges Gehör 
schenken sollen; als Recht des Diakons, dass sie Anspruch auf 
Dank seitens der Armen und auf freundliches Entgegenkommen 
seitens der Reichen haben. 

Somit ist das Amt des minister verbi ein besoldetes Amt, 
die Aemter der Gemeindeältesten und Diakonen sind Ehrenämter 
in der Gemeinde. | 

Auch in bezug auf die Feststellung der Amtspflichten der 
Gemeindeältesten und Diakonen finden wir bei Laski enge An- 
lehnung an Calvin. Wie dieser bestimmt Laski, dass die Aelte- 
sten Gehilfen des Predigers in seelsorgerlicher Beziehung sind, 
das Recht der Vermahnung haben, aber nicht das Recht der 
Strafe. Dieses steht nur dem Kollegium zu. Wie bei Calvin 
besteht die Pflicht der Diakonen im Almosensammeln und -ver- 
walten, und in der Kranken- und Armenpflege. Aber Laski 
unterscheidet sich doch darin von Calvin, dass er diesen beiden 
Aemtern dadurch eine höhere Würde und Ehrenstellung in der 
(remeinde zu geben sucht, dass er diese Aemter vor der Ge- 
meinde als schriftgemäss nachweist, und dass er die für diese 
Aemter Gewählten vor der Gemeinde feierlich einführen lässt, 
während sie bei Calvin nur für ihr Amt vereidigt werden. 
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B. Kirchenregiment. (Alle Gemeinden betreffend.) 

a) Stellung der christlichen Obrigkeit. 

Durch das Entgegenkommen des Königs Eduard VI. war 
die Londoner Fremdlingsgemeinde vom Parochial- und Territo- 
rialzwang befreit! und konnte sich frei ausgestalten. Aber 
völlige, unumschränkte Unabhängigkeit war ihnen damit nicht 
gegeben. Der Staat hatte seine Rechte der Gemeinde gegenüber 
dadurch gewahrt, dass er das Bestätigungsrecht des gewählten 
Superintendenten und der gewählten Pfarrer sich vorbehielt?. 
Von der Forderung des Kat. Emd, dass neben der Kirchenzucht 
der Gemeinde auch das Schwert des Staates zur Bestrafung der 
Gottlosen herangezogen werden müsse, weil dieser das Schwert 
nicht umsonst trage?, ist er in London zurückgekommen und 
musste er nach Lage der Dinge auch zurückkommen. Laski ist 
hier nicht in den — man kann wohl sagen — Fehler Zwinglis 
gefallen, der die Kirchengewalt völlig in die Hände des Staates 
legte, er steht auch hier wieder Calvin sehr nahe, der geistliche 
und weltliche Gewalt genau trennt. Aber während Calvin bei 
gegebener Gelegenheit, z. B. Servets Hinrichtung, fordert, dass 
der Staat seinen Arm in den Dienst der Kirchengewalt stelle, 
hat Laski sich von dieser Anschauung freigemacht, ob auf Grund 
prinzipieller Ansicht oder weil die Verhältnisse ihn dazu zwangen, 
ist jetzt schwer zu entscheiden. Es ist wohl das letztere der Fall. 

b) Superintendentur. 

Der Superintendent ist der Vorsitzende des Aeltestenrates. 
Er wird von den andern dazu gewählt und vom Könige, der 
dem Amte auch den Namen gegeben hat, bestätigt‘. Er hat 
keine höheren Rechte als die andern Mitglieder des Aeltesten- 
rates. Er ist dem Urteil der Gemeinde in bezug auf Lehre und 
Wandel wie jene unterworfen. Seine höhere Würde liegt allein 
in der grösseren Arbeit und Sorge für das Wohl der Kirche‘. 
Zu den Aufgaben des Superintendenten gehört: 1. Beaufsichti- 
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gung der andern Diener der Gemeinde, 2. Veranstaltung von 
Zusammenkünften der Diener der Kirche zum Zwecke der Be- 
lehrung oder Zucht unter einander, 3. dass er sich in seinem 
Amte als Verteidiger der Gemeinde gegen falsche Lehre oder 
Störer des innern Friedens wissen soll!. Zu seinen Rechten 
gehört: 1. dass die Diener der Kirche ihn über alle Verwaltungs- 
angelegenheiten der Kirche unterrichten und nichts ohne sein 
Wissen tun, 2. dass sie für ihn andern gegenüber, die ihn an- 
greifen, eintreten, 3. dass er auf dieselben Rechte Anspruch habe 
wie die ministri verbi?. Die Amtseinführung geschieht wie die 
der ministri verbi, nur dass er, da er für alle Gemeinden da ist, 
auch in allen eingeführt wird ?. 

Die Machtbefugnisse des Superintendenten sind gegen die 
in Ostfriesland beschränkt. Ausserdem passt ın das von ihm 
aufgestellte System das Amt eines Superintendenten nicht hinein. 
Wenn die Gemeinde mit ihrem ordnungsmässigen Organ, dem 
Aeltestenrat, der berufene Träger der Kirchengewalt und der 
Aufsicht über Wandel und Lehre ist, wenn ihr die Gerichtsbar- 
keit auch über die Prediger übertragen ist, dann hat sie die 
Funktionen, die im wesentlichen auch die des Superintendenten 
sind. Die Presbyterialverfassung, die er der Gemeinde gab, er- 
setzte ihr den Superintendenten. Wenn wir dennoch dieses Amt 
vorfinden, so hat man das daraus zu erklären, dass Laski ent- 
weder aus praktischen Gründen an diesem Amte festhielt, oder, 
was wahrscheinlicher ist, auf Wunsch des Königs, der ihn zum 
Superintendenten der Fremdlingsgemeinde gemacht hatte und 
aus praktischen Gründen dieses Amt beibehalten wissen wollte, 
es in seine Kirchenordnung eingefügt hat, denn bei der klaren 
und entschiedenen Bestimmung, die er über das Wesen und den 
Zweck der Presbyterialverfassung macht, ist nicht anzunehmen, 
dass er es übersehen haben sollte, dass seine Funktionen sich 
mit denen des Aeltestenrates decken. 
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c) Synode!. 

Eine eigentliche Synode kann es nach Lage der Verhält- 
nisse nicht geben. Sie wird durch den Aeltestenrat (magistratus) 
ersetzt, der sich aus den ministri verbi oder pastores, den senio- 
res oder ministri subsidiarii und den Diakonen zusammensetzt. 
Sowohl die deutsche als auch die wallonische Kirche hat ihren 
eigenen Aeltestenrat. Einmal im Monat kommen sie zu gemein- 
samer Beratung von Angelegenheiten, die beide Kirchen betref- 
fen, zusammen. Dieser Aeltestenrat ist als der Hüter und Be- 
wahrer der Gemeinde anzusehen. Er hat das Aufsichtsrecht 
über Lehre und Wandel und die kirchliche Polizeigewalt über 
alle Gemeindeglieder, ob Geistliche oder Laien. Er hat das 
Wahlrecht. Ihm steht die Ausübung der Kirchenzucht zu. Kurz 
er ist die eigentliche Regierung, das Konsistorium der Gemeinde. 
Laski geht mit dieser Presbyterialverfassung über die Aufstellung 
Calvins hinaus und hat diese weiter entwickelt. Auch bei Cal- 
vin ist die Gemeinde die Trägerin des kirchlichen Lebens und 
der kirchlichen Vollmacht, aber er macht mit diesem Gedanken 
nicht in dem Masse Ernst wie Laski, der folgerichtig nun auch 
Prediger- und Aeltestenarbeit als gleichwertig ansieht und der 
Gemeinde auch das Vorschlagsrecht bei Wahlen gibt (Calvin 
gibt ihr nur das Vetorecht). Daher hat der Aeltestenrat auch 
die Prüfung über Würdigkeit und Vorbildung des zu wählenden 
minister verbi, die Beurteilung über die Rechtgläubigkeit der 
Prediger, den Inhalt der Predigt u. s. f. Die Versammlung der 
(remeindebeamten nennt Laski coetus. Er ist in London, anders 
als in Ostfriesland, vierfacher Art. 

1. Geistliche und Gemeindeälteste (Senioren) kommen wö- 
chentlich und zwar am Donnerstag zusammen. Der Verlauf 
dieses coetus ist: Eröffnungsgebet, Besprechung von Gemeinde- 
angelegenheiten, Beilegung von Zwistigkeiten. 

2. Am ersten Donnerstag im Monat werden auch die Dia- 
konen zur Sitzung zugezogen. Gegenstand der Beratung sind 
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die Armenangelegenheiten. Die Diakonen legen Rechnung ab 
über Einnahme und Ausgabe. Diese Sitzung ist im Gegensatz 
zu der ersten öffentlich. Jedes Gemeindeglied kann ihr beiwohnen. 

3. Jeden ersten Montag des Monats findet eine gemeinsame 
Sitzung der Prediger, Aeltesten und Diakonen aus beiden Kir- 
chen der Fremdlingsgemeinde statt. Gegenstände der Beratung 
sind die die Gesamtgemeinde berührenden Fragen. 

4. Die vierte Art der Zusammenkunft findet am zweiten 
Donnerstag eines jeden Vierteljahres statt. Gegenstand der Ver- 
handlung ist die Beratung über Lehre und Wandel jedes ein- 
zelnen Mitgliedes. Das Verfahren ist ähnlich wie in Ostfries- 
land. Auf diesen Vierteljahrscoeten sind die theologischen und 
dogmatischen Streitigkeiten zum Ausdruck gekommen, durch die 
wir die junge Gemeinde bald zerrüttet sehen. Diese sind uns 
freilich ein Beweis, dass neben der Uebung der Kirchenzucht 
an den eigenen Gliedern auch die Pflege der Wissenschaft hier 
zu Hause war. Den Üoetus hat Laski aus Zürich übernommen. 
Er hat ihm im wesentlichen auch den Inhalt gegeben, den er 
bei Zwingli hat. Er hat ihn aber etwas reicher gegliedert. Die 
Abweichung von Ostfriesland erklärt sich aus den veränderten 
Verhältnissen. 

II. Verwaltung. 

A. Kirchenbücher. 

Für Taufe!, Kommunion?, Trauung? und Begräbnis sollen 
besondere Kirchenbücher vom Prediger geführt werden. Ebenso 
besteht ein grosses Kirchenbuch, mit dem Register der Mitglie- 
‘ der der Gemeinde. In dieses Register hatte sich jeder eigen- 
händig einzuschreiben * Die Bedeutung dieser Anordnung ist 
weitreichend und für die Gemeinde wie Familienchronik von 
grösstem Nutzen. 

B. Visitationen. 

Visitationsreisen im Lande konnten naturgemäss nicht statt- 
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finden. Das Recht der Visitation bleibt aber dem Superinten- 
denten insofern gewahrt, als er über die Lehre der Geistlichen 
zu wachen hat. 

C. Strafgerichtsbarkeit. 

Sie wird von der Gemeinde durch ihr berufenes Organ, den 
Aeltestenrat ausgeführt. Soweit sie 

a) im Coetus an den Aeltesten selbst geübt wurde, ist schon 
davon gesprochen worden. Es bleibt noch 

b) die Kirchenzucht 
übrig. Der Begriff der Kirchenzucht ist für Laski derselbe wie 
in Ostfriesland!. Ueber die Ausübung derselben hat er ein 
umfangreiches System aufgestellt, das im Nachfolgenden zur Dar- 
stellung kommen muss. 

1. Die Stufen der heimlichen Vermahnung sind folgende’: 

aa) Ist die Uebertretung noch ungewiss, und hat man nur 
den Verdacht, dass der Bruder sie begangen, so soll man sich 
mit ihm unter vier Augen unterreden. Wenn der Uebertreter 
die Uebertretung ableugnet, dann soll man die Sache dem Herrn 
befehlen, man selbst kann dann nichts weiter in der Angelegen- 
heit tun. 

bb) Ist die Uebertretung gewiss, so hat man sich zu fragen, 
ob sie die ganze Gemeinde angeht oder einen einzelnen. 

&. Geht sie die ganze Gemeinde an, so hat man sie vor 
den Aeltestenrat der Gemeinde zu bringen, 

ß. geht sie nur einen einzelnen an, so hat man zu erwägen, 

@x) ob man allein, 

83) ob auch andere von der Uebertretung wissen. 

aa) Im ersteren Falle soll man die Uebertretung nicht 
weiter ausbreiten, sondern unter vier Augen mit dem Uebertreter 
reden. Wenn er die Sünde leugnet, so soll man ihn Gott be- 
fehlen, leugnet er sie nicht, zeigt aber keine Reue, so soll man 
andere Zeugen mitnehmen und ihn nochmals vermahnen. 

83) Ist die Uebertretung auch anderen bekannt, so soll man 
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sogleich mehrere Brüder mit sich nehmen, um den Uebertreter 
zu vermahnen. 

c) Der Grund dieser heimlichen Kirchenzucht muss die 
christliche Liebe sein, auch muss die Kirchenzucht in diesem 
Sinne geübt werden. 

d) Die Verpflichtung zur Ausübung dieser Kirchenzucht 
besteht nicht bloss für die Prediger und Aeltesten, sondern auch 
für jedes Gemeindeglied. 

2. Die öffentliche Kirchenzucht '. 

a) Die öffentliche Kirchenzucht findet statt, wenn 

&. die heimliche Kirchenzucht erfolglos geblieben, 

ß. das Vergehen so allgemein bekannt ist, dass es nicht 
verheimlicht werden kann, 

v. das Vergehen so schwer ist, dass es veröffentlicht werden 
muss, damit andere oder die Kirche vor ernsteren Gefahren 
bewahrt bleiben. 

b) Auch die öffentliche Kirchenzucht hat ihre Stufen. Sie 
richten sich danach, ob der Uebertreter seine Sünde eingesteht 
oder nicht. So ergeben sich vier Stufen der öffentlichen Kirchen- 
zucht. 

&. Die Vermahnung des Uebertreters in der Versammlung 
des Aeltestenrats, 

B. die öffentliche Busse des Uebertreters, 

y. die Exkommunikation des halsstarrigen Bruders, 

5. die Wiederaufnahme des bekehrten Bruders. 

@. Die Vermahnung des Uebeltäters (Erhebung der An- 
klage). 

aa) Die öffentliche Kirchenzucht tritt nur ein, wenn 2 oder 
3 glaubwürdige Zeugen die Anklage erheben. 

63) Die Anklage muss vor dem Aeltestenrat und zwar in 
den unter 2. a &—y genannten Fällen erhoben werden. 

yy) Nur solche Klagen werden angenommen, die sich auf 
die Reinheit der Lehre, den Gehorsam unter das göttliche 
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(resetz, die Störung des allgemeinen Friedens oder der Ordnung 
und Leitung der Gemeinde oder der gegenseitigen brüderlichen 
- Gemeinschaft beziehen. 

66) Der Beweggrund der Anklage muss die christliche Liebe 
zum Bruder und nicht unedler Art sein. 

ß) Die öffentliche Busse (Behandlung der Anklage). 

ax) Wenn es geht, soll man die Sache im Aeltestenrat 
schlichten. Wenn der Angeklagte seine Schuld bekennt, findet 
die Aussöhnung derart statt, dass der Angeklagte und die An- 
kläger, sowie der Angeklagte und die Mitglieder des Aeltesten- 
rates sich die Hände reichen. Die Angelegenheit ist damit er- 
ledigt und bleibt im Aeltestenrat verschwiegen. 

ß3) In den schwerer wiegenden Fällen, d. h. wenn das Ver- 
gehen öffentlich bekannt, oder trotz der öffentlichen Vermahnung 
im Aeltestenrat wiederholt wird oder für den Wandel und die 
Frömmigkeit der Gemeindeglieder eine Gefahr bedeutet, tritt 
die öffentliche Busse vor der ganzen Gemeinde ein. Der Ange- 
klagte hat sich dazu bereit zu erklären. Dann wird durch den 
Aeltestenrat ein Tag für die öffentliche Busse festgesetzt. Die 
Prediger haben sich bis dahin davon zu überzeugen, soweit es 
möglich ist, dass die Reue der Angeklagten auch aufrichtig und 
nicht erheuchelt ist. Dafür werden die Erkennungszeichen an- 
gegeben. Die geheuchelte Reue wird der Leugnung gleich ge- 
achtet und behandelt. Wenn die Reue aufrichtig ist, kann die 
Aussöhnung zwischen dem Ankläger und Angeklagten sowie 
diesem und den Aeltesten noch vor dem Aeltestenrat stattfinden. 
Es bleibt aber der Tag der öffentlichen Busse. Die öffentliche 
Busshandlung findet nach dem gewöbnlichen aber abgekürzten 
Gottesdienst statt. Sie beginnt mit einer Predigt über die 
Kirchenbusse, die aus der heiligen Schrift zu begründen ist, und 
mit einer Belehrung der Gemeinde über die Kennzeichen der 
wahren Reue. Darauf tritt der Reumütige zu den Predigern 
und Aeltesten, sodass er der ganzen Gemeinde sichtbar ist. Nun 
folgt die Vermahnung des amtierenden Geistlichen an die Ge- 
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meinde. Er schliesst an diese Vermahnung ein Gebet für 
den gefallenen, aber reumütigen Bruder, dass Gott ihm ver- 
zeihen möge. Dann ermahnt er den gefallenen Bruder, das 
Schuldbekenntnis abzulegen, die Gemeinde um Verzeihung zu 
bitten auch darum, dass sie ihn wieder in ıhre Gemeinschaft 
aufnehmen möchte. Kann er vor Scham oder Aufregung es 
nicht selbst tun, so tut es der Geistliche und jener hat nur zu 
bezeugen, dass es sein Bekenntnis und seine Bitte ist. Dann 
fragt der amtierende Prediger die Aeltesten, ob ihnen mit dem 
Bekenntnis genug getan sei. Erfolgt keine Einwendung, dann 
nimmt er den Reumütigen mit einer Vermahnung an ihn und 
die Gemeinde wieder in die Gemeinde auf. Die Gemeinde fällt 
auf die Kniee und dankt Gott für die Bekehrung und Wieder- 
annahme des gefallenen Bruders. Der amtierende Prediger fragt 
den Bruder, ob er sich auch in Zukunft der Kirchenzucht unter- 
werfen wolle und verkündigt ihm nach dessen Bejahung die 
volle Vergebung der Sünden. Dann empfängt er Händedruck 
und Kuss von den Predigern und Aeltesten zum Zeichen, dass 
er mit der Gemeinde versöhnt ist. 

y. Die Exkommunikation des halsstarrigen Bruders!. 

Schwieriger gestaltet sich die Kirchenzucht, wenn der Ueber- 
treter unbussfertig bleibt. 

aa) Verfahren vor der Exkommunikation. 

Zuerst werden einige Aelteste zu dem Uebertreter gesandt. 
Richten diese nichts aus, dann wird ihm eine Frist bis zum 
nächsten Sonntag gesetzt. Ist bis dahin keine Sinnesänderung 
eingetreten, dann hat der Prediger mit Zustimmung der Aeltesten 
die Sünde des Uebertreters jedoch ohne Namennennung der 
Gemeinde vorzutragen und mit ihr Gott um Besserung des 
Bruders zu bitten. Wenn auch dadurch nichts erreicht wird, 
so wird am folgenden Sonntag auch sein Name genannt und 
die Gemeinde gebeten, ihn ihrerseits zur Busse zu bewegen. 
Wenn auch auf diesem Wege nichts zu erreichen ist, dann wird 
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der Uebertreter am dritten Sonntag exkommuniziert. 

bb) Exkommunikation des Uebertreters. 

xx) Sie kann nur mit Zustimmung der ganzen (Gemeinde 
zur Ausführung gelangen. 

B3) Es wird eine Frist (8 Tage) bestimmt, bis zu welcher 
jedes Gemeindeglied das Recht hat, dem Aeltestenrat seine Be- 
denken über den Ausschluss vorzutragen. 

vy) Wenn diese vorgebracht werden oder der Angeklagte 
Spuren der Reue zeigt, dann wird der Tag des Ausschlusses 
um eine Woche hinausgerückt. Wenn die Reue sich als auf- 
richtig erweist, dann wird wie in 2b 3 83 angegeben verfahren. 

66) Ist das unter yy) Vorausgesetzte nicht der Fall, dann 
konımt die Gemeinde am Vorabend des anberaumten Sonntages 
in der Kirche zusammen, um noch einmal an der Hand des 
Wortes Gottes zu prüfen, ob die Exkommunikation wirklich ge- 
schehen muss. \Venn die Gemeinde durch Schweigen kund gibt, 
dass sie keine Gründe für einen Aufschub der Strafe sehe, dann 
wird am folgenden, dem festgesetzten Sonntage zur Exkommuni- 
kation geschritten. 

ee) Sie geschieht im Anschluss an den auch diesmal abge- 
kürzten Vormittagsgottesdienst.e Zuerst zeigt der amtierende 
Prediger der Gemeinde Recht und Pflicht der Gemeinde solchen 
Ausschluss zu vollziehen, sodann die Art der Ausübung der- 
selben, sowie den Segen, den sie mit sich bringen kann. Auch 
weist er den Schaden nach, den die Unterlassung der Exkom- 
munikation für die Gemeinde haben kann. 

nv) Dann schreitet er zur Exkommunikation selbst. Im 
Angesicht der ganzen Gemeinde sitzen die Prediger, Aeltesten 
und Diakonen. Der amtierende Prediger schildert nun die 
Schuld des Angeklagten und das bisher eingehaltene Verfahren, 
das darauf hinzielte, den unbussfertigen Bruder von seinem 
falschen Wege abzubringen. Er fordert den Aeltestenrat auf, 
es zu bestätigen, dass alles so gewesen. Nachdem dies geschehen, 
fordert er die Gemeinde auf, in einem gemeinsamen Gebet ihren 
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Schmerz über ihren unbussfertigen Bruder zum Ausdruck zu 
geben. Das Gebet steht fest bis auf die Aenderung des Namens 
des Angeklagten. — Jetzt tritt eine kurze Pause ein. Man 
wartet, ob der vielleicht anwesende Angeklagte ein Zeichen seiner 
Sinnesänderung gibt. Geschieht dies, so wird die Exkommuni- 
kation sofort aufgeschoben, geschieht dies nicht, dann bedauert 
der amtierende Prediger die Halsstarrigkeit des Angeklagten, 
zeigt, wie elend es sei, in Gottes Zorn zu fallen und bittet noch- 
mals den vielleicht anwesenden Angeklagten, Busse zu tun. 
Wenn auch dieser letzte Appell an das Gewissen des Angeklagten 
keinen Erfolg hat, dann wird, während die Gemeinde nieder- 
kniet, in einem eindringlichen Gebet die Exkommunikation aus- 
gesprochen. 

9%) Es erfolgt nun die Belehrung über das Verhalten dem 
Ausgeschlossenen gegenüber. Er ist gleich einem Heiden und 
Zöllner zu halten, von jedem öffentlichen kirchlichen Amt aus- 
zuschliessen, zu den Staatsämtern aber zuzulassen. Zu den 
Sakramenten darf er nicht zugelassen werden, der Besuch des 
Gottesdienstes steht ihm dagegen frei. Die Gemeindeglieder 
sollen den Umgang mit solch einem Exkommunizierten meiden. 
Die im Glauben Gereiften sollen keine Gelegenheit versäumen, 
den Unbussfertigen durch Unterredung auf Grund des Wortes 
Gottes zur Umkehr zu bewegen. Niemand soll solch einen Aus- 
geschlossenen verachten oder verspotten, man soll vielmehr sein 
Los von Herzen beklagen. Jeder soll für die Bekehrung des 
Unbussfertigen zu Hause beten. Der Gottesdienst schliesst mit 
einem Gebet für den Exkommunizierten, mit Psalmengesang und 
Segen. 

6. Die Wiederaufnahme des bekehrten Bruders !. 

aa) Der Reumütige hat zuerst entweder selbst oder durch 
andere beim Aeltestenrat Anzeige seiner Sinnesänderung zu 
machen. | 

B8) Der Aeltestenrat untersucht durch einen oder mehrere 
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seiner Glieder, ob die Reue aufrichtig ist. 

yy) Trifft dies zu, dann wird ein bestimmter Tag durch den 
Aeltestenrat angesagt, an welchem er vor die Versammlung des 
Aeltestenrates gerufen wird. 

6) Wenn noch nicht alle Bedenken geschwunden sind, so 
wird ein neuer Tag der Besprechung angesetzt, sonst kann zur 
Wiederaufnahme geschritten werden. 

ee) Die Wiederaufnahme hat nur am Sonntag zu geschehen. 
Sie muss 8 Tage vorher der Gemeinde angezeigt sein. 

71) Sie hat in feierlicher Weise nach dem abgekürzten 
Gottesdienst zu geschehen. 

%%) Sie besteht aus einer Ansprache des amtierenden Pre- 
digers, in der er die Möglichkeit der Wiederaufnahme aus der 
Schrift nachweist und die Gemeinde zur Milde gegen den reu- 
mütigen Bruder ermahnt, wie sie der verlorene Sohn vom Vater 
erfahren, aus einem Gebet für ihn und aus dem Sündenbekennt- 
nis des Reumütigen vor der Gemeinde. Kann er es nicht selbst 
tun, so hat er bestimmte an ihn gerichtete Fragen mit „ja“ zu 
beantworten. Dann fragt der amtierende Prediger den Aeltestenrat, 
ob ihm das Bekenntnis genüge. Stimmt dieser zu, dann wird 
der Reumütige nach Ermahnungen an ihn und die Gemeinde 
unter Danksagung feierlich in die Gemeinde mit Handschlag und 
Bruderkuss wieder aufgenommen. 

Mit Gesang des 103. Psalms und Segen schliesst die 
Handlung. 

Wie für die Gemeindeglieder, so werden auch für die Mit- 
glieder des Aeltestenrates insonderheit die Prediger strenge Regeln 
der Kirchenzucht aufgestellt!. Sie haben sich ebenso wie jedes 
Gemeindeglied unter die Zucht der Gemeinde zu stellen und 
sich vor der Gemeinde dazu zu verpflichten? Die Uebung dieser 
Kirchenzucht findet im Coetus statt. Sie ist dreifacher Art. 
Der wöchentliche Coetus (jeden Donnerstag) dient zur Beilegung 
von Zwietracht geringerer Art zwischen den Brüdern. — Die 
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monatliche Zusammenkunft (jeden ersten Montag des Monats) 
dient zur Beilegung etwaiger Differenzen zwischen den einzelnen 
Nationalitäten. Die vierteljährliche Zusammenkunft (am zweiten 
Donnerstag jeden Quartals dient zur brüderlichen Aussprache 
über den sittlichen Wandel der Brüder. Diese letztere Zu- 
sammenkunft ist am Sonntag vorher der Gemeinde bekannt zu 
machen. Die Gemeinde ist aufzufordern vorzubringen, was sie 
an der Lehre und dem Wandel der Prediger, Aeltesten und 
Diakonen auszusetzen hat. Für die Wahrheit jeder Beschul- 
digung sind 2 oder 3 Zeugen beizubringen. Die Versammlung 
ist mit Gebet und mit einer Ansprache über die Bedeutung 
dieser brüderlichen gegenseitigen Prüfung zu beginnen. Der- 
jenige, über dessen Lehre und Wandel das Urteil gefällt werden 
soll, hat sich zu entfernen. Der Anfang wird beim Superinten- 
denten gemacht, der ohne stichhaltigen Grund auf diesem Coetus 
nicht fehlen darf. Dann geht es der Reihe nach bis zum letzten 
der Diakonen. Wenn das Urteil erwogen ist, wird der Hinaus- 
geschickte wieder zurückgerufen. Die beschlossene Ermahnung 
hat jeder freundlich aufzunehmen. Als Strafen werden festge- 
setzt: &. Vermahnung, ß. bei Verachtung derselben Suspendie- 
rung vom Amt und Abendmahl. y. Wenn der Getadelte sich 
auch dann noch nicht bessert, soll er nach Zustimmung der 
Gemeinde seines Amtes entsetzt werden. d. Wenn auch dies 
erfolglos bleibt, dann erfolgt die Exkommunikation. 

Beim Superintendenten dürfen diese Strafen nur mit Zu- 
stimmung aller Gemeinden eintreten. Er darf aber ebensowenig 
geschont werden als die andern. 

Dieser so einheitlich und umsichtig aufgestellte Grundriss 
der Kirchenzucht trägt einen stark sozialen Zug. Der Grundzug 
ist seelsorgerliche Liebe, die aber nicht so weit gehen darf, dass 
darunter das Wohl der Gemeinde leidet. Der sündige Bruder 
wird soweit als möglich zu schonen gesucht, um ihn, wenn mög- 
lich zu retten. Aber wenn alles freundliche Entgegenkommen 
vergeblich ist, dann wird konsequent immer schärfer eingeschritten 
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bis zur Ausscheidung aus der Gemeinde. Rühmend muss an 
dieser Kirchenzucht hervorgehoben werden, dass sie mit rein 
kirchlichen Mitteln durchgeführt worden ist. 

Ganz ohne Anlehnung an seine Vordermänner ist Laski 
auch in der Aufstellung der Kirchenzucht nicht. Wie bei Calvin, 
so finden wir auch bei Laski die schon hervorgehobene scharfe 
Trennung der geistlichen Macht vom weltlichen Schwert und 
die Ausübung der Kirchenzucht nicht durch einen einzelnen, 
sondern durch die gesetzmässige Versammlung. Wie bei Calvin, 
so finden wir auch bei Laski die 4 Stufen der Kirchenzucht: 
1. Vermahnung, 2. Vermahnung vor Zeugen, 3. Zitation vor das 
Aeltestenamt, 4. Exkommunikation. Wie Calvin, so legt auch 
Laski gerade auf die Kirchenzucht ein solches Gewicht, dass sie 
ihm nicht bloss als zum Kirchenbegriff notwendig erscheint, 
sondern dass auch die ganze Presbyterialverfassung um der 
Kirchenzucht willen da zu sein, ja unter dem Gesichts- 
punkt der Kirchenzucht ins Leben gerufen zu sein scheint. 
Jedenfalls aber hat gerade diese strafte Kirchenzucht, ja man 
muss sagen, in einzelnen Zügen zu straffe Kirchenzucht, in 
reichem Segen in der Gemeinde gewirkt, wie Laski schon 1551 
an Herzog Albrecht von Preussen schreiben kann !. Auch sind 
ihre Segensspuren in den folgenden Jahrhunderten deutlich er- 
kennbar. 


III. Das kirchliche Leben. 

A) Die Lehre — das Bekenntnis. 

Beides steht für die Gemeinde fest. Die Lehre ist die der 
reformierten Kirche. Das Bekenntnis selbst ist uns unter dem 
Titel compendium doctrinae de vere unicaque Dei et Christi 
ecclesia? erhalten. Jeder, der der Gemeinde angehört oder ihr 
beitreten will, hat sich durch eigenhändige Unterschrift unter 
dieses Bekenntnis auf dasselbe zu verpflichten? Es gilt für 
die Laien wie für die Prediger. 
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B) Der Gottesdienst!. 

Die Gottesdienste finden in dem von König Eduard VI 
der Gemeinde zum Gottesdienst zur Verfügung gestellten Jesus- 
tempel statt”. Sie sind alle Sonn- und Feiertage vormittags 
um 9 Uhr und nachmittags um 2 Uhr. In der Woche finden 
in der wallonischen Gemeinde 2 Gottesdienste (Dienstags und 
Donnerstags), in der deutschen Gemeinde ein Gottesdienst statt. 
Ausserdem kann jederzeit durch Beschluss der Prediger und 
Aeltesten ein Gottesdienst angesetzt werden. Sie werden in der 
deutschen Gemeinde in deutscher, in der französischen (walloni- 
schen) Gemeinde in französischer Sprache gehalten. Beim 
Gottesdienst fehlt jede besondere, priesterliche Kleidung. Die 
Orgel ist abgeschafft, weil sie nicht schriftgemäss ist®. Die Ge- 
bete werden knieend gebetet*. Männer und Frauen sitzen im 
Gottesdienst gesondert®. Die ganze gottesdienstliche Handlung 
vollzieht sich von seiten des amtierenden Predigers von der 
Kanzel aus (suggestus, wohl mehr ein Rednerpult). Von einer 
Verpflichtung zum Besuch des Gottesdienstes ist keine Rede. 
Aber er wird als selbstverständlich vorausgesetzt. Der sonntäg- 
liche oder festtägliche Vormittagsgottesdienst beginnt mit einem 
Eingangsgebet, daran schliesst sich das Vaterunser. Dann folgt 
der Gesang eines Psalmes, der von Vorsängern angestimmt wird. 
Daran schliesst sich die etwa einstündige Predigt, daran Ab- 
kündigungen an die Gemeinde, wenn solche vorhanden sind, 
daran das Gebet um die Bewahrung des Predigtsegens. Es 
folgt nun die Aufforderung, die 10 Gebote zu vernehmen, die 
Verlesung derselben, im Anschluss daran ein Hinweis auf die 
eigenen Sünden und die Aufforderung, Gott um Vergebung der- 
selben zu bitten. Das geschieht in einem eindringlichen Gebet. 
Dann folgt die Verkündigung der Sündenvergebung durch den 
amtierenden Prediger, indem er auf die Verheissungen (xottes 
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hinweist, die aber nur den Bussfertigen gegeben sind. Wer sich 
aber in seinen Sünden gefällt, dessen Sünden werden auch im 
Himmel behalten bleiben. Als Ausdruck des bussfertigen gläu- 
bigen Sinnes der Gemeinde folgt nun das Glaubensbekenntnis. 
Daran reiht sich das Schlussgebet (allgemeine Kirchengebet) 
mit dem Vaterunser. An dieses Kirchengebet schliesst sich 
ebenfalls als Teil des Gottesdienstes die Taufe und das Abend- 
mahl, falls dieses angesagt ist, die Trauung oder andere die 
ganze Gemeinde angehende Handlungen, z. B. Kirchenzucht vor 
der Gemeinde. Dann stimmen die Vorsänger den Schluss- 
psalm an, die Gemeinde fällt ein. Mit der Bitte um eine Gabe 
für die Armen und mit dem Segen wird die Gemeinde entlassen. 

Diese Ordnung des Gottesdienstes gilt auch für die Wochen- 
gottesdienste ob feststehende oder besonders angesetzte, nur dass 
der Teil von der Verlesung der 10 Gebote bis zum Glaubens- 
bekenntnis fortfällt. 

Für die Nachmittagsgottesdienste gilt die Ordnung der 
Wochengottesdienste. Die Predigt wird aber hier auf eine halbe 
Stunde verkürzt und der amtierende Prediger legt noch den 
Katechismus aus, der von der heranwachsenden Jugend aufge- 
sagt wird. 

Der donnerstägliche Wochengottesdienst kann, wenn der 
Mittwoch vorher oder der Freitag nachher ein Festtag ist, auf 
diesen gelegt werden. Doch findet er auch in diesen Fällen 
häufig auch noch am Donnerstag statt. 

Als ein Teil der Wochengottesdienste ist die Prophetie! an- 
zusehen, der von Laski ein besonderes Gewicht beigelegt ist. 
Sie findet am Donnerstag im Anschluss an die Bibelstunde statt. 
Ihr ausgesprochener Zweck ist die Besprechung der im Laufe 
der Woche gehörten Predigten und Vorbringung der Zweifel, 
die beim Hören der Predigt lebendig geworden. Dadurch sollte 
gleichzeitig der Gefahr der Sektenbildung entgegengewirkt, auch 
dıe Gemeinde zu selbständiger Schriftforschung angehalten werden. 
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Um der Ordnung willen waren besonders schriftgewandte und 
fromme Männer bestimmt, die die Ausstellungen zu machen und 
Bedenken vorzubringen hatten. Die übrigen Gemeindeglieder hat- 
ten die Bedenken und Bemerkungen diesen vorzutragen, die die 
Ansichten prüften und wenn sie begründet waren, zur Sprache 
brachten. Auch die für die Debatte bestimmten Männer muss- 
ten sich über die bei den zu erörternden Fragen einzuhaltende 
Ordnung einigen. Der betreffende Prediger hatte sich gegen 
die vorgebrachten Bedenken zu verteidigen und sie zu widerlegen, 
bis er den Gegner befriedigte oder die Gemeinde sich für ihn 
erklärte. Gerade diese Art der Profetie musste für das kirch- 
liche Leben der Gemeinde wie für den Prediger selbst äusserst 
anregend und fruchtbringend sein. 

In der wallonischen Kirche war die Profetie anders gestal- 
tet. Auch hier fand sie im Anschluss an den Wochengottes- 
dienst und zwar am Dienstag statt. Sie bestand darin, dass in 
diesen Profetien ein Buch im Zusammenhang derart ausgelegt 
wurde, dass einer der Prediger, Aeltesten oder von denen, die 
aus der Gemeinde dazu bestimmt waren, den zur Behandlung 
stehenden Abschnitt vorlas und erklärte. Sobald der erste ge- 
endet hatte, setzte ein anderer noch hinzu, waseran neuen Ge- 
danken noch vorzubringen hatte. So ging es fort, bis niemand 
mehr etwas zu sagen wusste. 

Zu diesen Profetien kommen noch die am Montag und 
Mittwoch in lateinischer Sprache gehaltenen hinzu. Hier hielt 
Laski über das A. T., Delönus über das N.T. Vorlesungen. Sie 
waren gewissermassen ein Ersatz für das Universitätsstudium für 
diejenigen, welche sich auf das ministerium verbi vorbereiten 
wollten. Auch wer sonst Interesse hatte, konnte teilnehmen. 
So haben wir hier sozusagen eine theologische Fakultät mit den 
beiden Lehrstühlen für Altes und Neues Testament. 

Bemerkenswert an dieser (sottesdienstordnung ist das ener- 
gische Dringen auf Schriftauslegung. Sie steht im Mittelpunkt 
des Gottesdienstes. Die gottesdienstliche Feier ist zwar vielfach 

15* 


222 Abhandlungen. 


abwechselnd gestaltet, aber die aktive Beteiligung seitens der 
Gemeinde tritt weniger stark hervor. Die reichlich in den 
Gottesdienst eingereihten Gebete setzen doch im Grunde nur 
eine passive Tätigkeit voraus. Auch ist der Aufbau der Gottes- 
dienste nicht einheitlich. Ausserdem waren sie sehr lang und 
müssen zuletzt ermüdend gewirkt haben. 

Wir finden auch in dieser Gottesdienstordnung deutliche 
Anklänge an die Gottesdienstordnung Calvins vom Jahre 1545. 
Der Psalmengesang, das Gebet um gesegnetes Hören des gött- 
lichen Wortes, Predigt, grosse Kirchengebet, Symbolum Apo- 
stolicum, Gesang (später Verlesen) des Dekalogs, Schuldbekennt- 
nis, Absolution finden sich schon bei Calvin. Doch hat Laski 
die Reihenfolge geändert und verbessert. Von den Schweizern 
hat Laskı auch die Einrichtung der Wochengottesdienste über- 
nommen und besonders auch der Profetie. Sie ist zwinglischen 
Ursprungs, von Laski insofern umgestaltet, als aus der fünfma- 
ligen Schriftauslegung in lateinischer Sprache eine zweimalige 
geworden ist. Auch hat er aus der an die Schriftauslegung sich 
anschliessenden Bibelstunde fürs Volk die Donnerstagsbibelstunde 
mit Besprechung der Predigten gemacht. Die Form ist also 
abweichend, der leitende Gedanke der gleiche und weist somit 
nach der Schweiz. 

Die Verbindung der Taufen und Trauungen mit dem Haupt- 
gottesdienst ist keine glückliche Anordnung. Bei der Abend- 
mahlsfeier ist sie vielleicht zutreffend, da im Prinzip die ganze 
Gemeinde kommunizierte und das Abendmahl gleichsam die 
Krone des Gottesdienstes wurde, aber bei den Taufen und Trau- 
ungen sank die Gemeinde auf den Standpunkt des blossen Zu- 
schauers herab. Demgegenüber ist der Gedanke für diese Ein- 
richtung, nämlich das Bekenntnis ablegen vor der ganzen Ge- 
meinde, doch nicht gleichwertig. Es muss demnach diese Ver- 
bindung der Kasualien mit dem Hauptgottesdienst als eine 
Schwäche der Laskischen Gottesdienstordnung bezeichnet werden. 
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c) Die Predigt. 

Die Predigt steht bei Laski im Mittelpunkt des ganzen 
Gottesdienstes. Der Text der Predigt ist nicht den altkirchlichen 
Perikopenreihen entnommen. Laski verwirft diese Textwahl. 
Es werden die Bücher der heiligen Schrift im Zusammenhang 
ausgelegt, und es wird für jeden Gottesdienst soviel als Text 
aus dem betreffenden Buche vorgelesen, als in diesem Gottes- 
dienst ausgelegt werden kann. Die Länge der Predigt ist auf 
eine Stunde berechnet. Sie ist leicht fasslich zu gestalten, so 
dass sie auch Früchte in den Herzen der Hörer wirken kann. 
Sie hat in der Sprache der Gemeinde von der Kanzel aus zu 
geschehen. Ob im freien Vortrage, ist nicht gesagt, doch wahr- 
scheinlich, zumal ja auch die Art der Ausgestaltung der Profetie 
in der wallonischen Gemeinde dafür spricht. Dass sich die Pre- 
diger auf ihre Predigten sorgfältig vorbereitet haben, ist schon 
daraus zu schliessen, dass die öffentliche Besprechung und even- 
tuelle Verteidigung des Gesagten zu erwarten war. Der Form 
nach muss die Predigt analytisch und nicht systematisch gewesen 
sein. Die Frage, ob die fortlaufende Schrifterklärung wirklich 
praktisch gewesen ist, lässt sich wohl dahin entscheiden, dass 
solche Schrifterklärung eine regelmässig und vollzählig ins Gottes- 
haus kommende Gemeinde voraussetzt, was für die Londoner 
Fremdlingsgemeinde zutreffend war. Predigten Laskis selbst 
sind uns merkwürdigerweise nicht erhalten. Man hat eifrig da- 
nach gesucht, aber nichts gefunden, sodass man fast vermuten 
möchte, er habe seine Predigten nicht niedergeschrieben. Um 
sich eine Vorstellung seiner Predigtweise zu machen, ist man 
auf die erbaulichen Stellen seiner Schriften hingewiesen, dazu 
auf seine Gebete in seinen Schriften, insonderheit in der Forma 
ac Ratio. Aber gerade hierbei wird Vorsicht notwendig sein. 
Denn in vielen Gebeten haben wir eine offenbare Anlehnung an 
ältere, nicht von ihm herrührende Gebete. Z. B. ist das allge- 
meine Kirchengebet, das die Forma ac Ratio bringt!, nur eine 
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Erweiterung des Kirchengebetes, das als Anhang zum compen- 
dium doctrinae uns erhalten ist!. Dass dieses auch von Laski 
herrührt, muss bestritten werden. Auf eine bisher wenig beach- 
tete Stelle, die unverkennbar deutlich seine Predigtweise zeigt, 
und zugleich wie er aus dem Leben herausgreifend predigen 
konnte, möchte ich noch anhangsweise hinweisen. Wir finden 
sie in der Forma ac ratio in dem Abschnitt, der das Argumen- 
tum admonitionis post coenae Dominicae administrationem ? ent- 
hält. Ich unterlasse es, die Stelle hier ausführlich zu zitieren, 
sondern konstatiere nur, dass Laski seine Gleichnisse in seinen 
Predigten dem praktischen täglichen Leben entnommen haben 
wird, dass er ein Meister der Allegorie war und dass seine Pre- 
digten stark paränetisch gehalten gewesen sein werden. 

d) Taufe. 

Hier ıst nicht die Lehre von der Taufe, sondern der Tauf- 
ritus in Betracht zu ziehen. Die Taufe bildet, wie schon er- 
wähnt, einen Teil des Gottesdienstes. Sie geschieht vor der Ge- 
meinde, weil sie die ganze Gemeinde angeht. Es wurden nur 
die Kinder der Fremdlingsgemeinde getauft. Zum Zeichen der 
Zugehörigkeit zur Kirche ist das Kind vom Vater und, wenn es 
geht, der Mutter oder von gläubigen Männern und Frauen der 
(Gemeinde zur Taufe zu bringen. Taufzeugen sollen in erster 
Linie gläubige Gemeindeglieder sein; doch können es auch 
Engländer sein, wenn sie die Sprache der Fremdlingsgemeinde 
beherrschen und im Glauben stehen. Die Namen der getauften 
Kinder, ihr Geburts- und Tauftag, ihre Eltern und deren Woh- 
nung werden behufs späteren Nachweises der Taufe in das Tauf- 
register eingetragen. Wenn sich ein Erwachsener (Jude, Heide 
oder Anabaptist) zur Taufe meldet, so ist er vorher zu unter- 
richten. Dann hat er vor der Gemeinde ein Bekenntnis seines 
Glaubens abzulegen und sich der Kirchenzucht zu unterwerfen. 
Die Täuflinge werden von den Taufzeugen nach Aufforderung 
des Predigers zum Tauftisch gebracht in Gegenwart der Eltern 
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oder wenigstens des Vaters. Es folgt die Belehrung über We- 
sen und Einsetzung der Taufe an die Gemeinde, auch über 
Recht und Pflicht der Kindertaufe, dann ein Gebet um den 
Segen der Taufe. Dann wendet sich der Prediger an die Tauf- 
zeugen, die übrigens auch bei mehreren Kindern zugleich als 
Taufzeugen fungieren können!, und Eltern (Vater) und legt 
ihnen die Tauffragen vor: 1) ob die Kinder Sprösslinge der 
(Gemeinde sind, 2) ob sie, die Taufzeugen, sich zu dem bekennen, was 
die Kirche lehrt, 3) ob sie, die Taufzeugen und Eltern, verspre- 
chen, die Kinder auch in solchem Glauben zu erziehen. Wenn 
diese Fragen bejaht sind, dann ruft der Prediger die Täuflinge 
namentlich auf und tauft sie, ındem er sie an der Stirn mit 
reinem Wasser berührt und dazu die Worte spricht: „Ich taufe 
dich, N, auf den Namen des Vaters und des Sohnes und des 
heiligen Geistes. Gott, der Vater unsers Herrn Jesu Christi, 
möge dich und uns gleicherweise besiegeln in der Gabe unserer 
Wiedergeburt und Gerechtigkeit in Christo durch seinen heiligen 
Geist zum ewigen Leben‘. Daran schliesst sich ein knieend ge- 
sprochenes Dankgebet und Mahnung an die Gemeinde, ihre 
Kinder nicht bloss aus toter Gewohnheit oder aus Aberglauben 
zur Taufe zu bringen, sondern um der Verheissungen willen, die 
der Herr an die Taufe geknüpft hat. Der Schluss der Taufe 
ist der des Gottesdienstes. 

Die Taufe geschieht also mit Wasser, in Gegenwart der 
(Gremeinde, der Taufzeugen und Eltern. Die Kindertaufe ist das 
gewöhnliche. Eine Konsekration des Taufwassers wird, seinem 
Standpunkt entsprechend, nicht vollzogen. Der Vollzug der 
Taufe geschieht durch aspersio, aber nicht dreimalige, sondern 
einmalige, wohl in Anlehnung an 1. Petr. 1,2. Die Taufformel 
ist die trinitarısche. Zu bemerken ist noch das in nomen wie 
bei Zwingli?, Calvin sagt in nomine? wie Luther. Von der 
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Zulassung einer Nottaufe redet er nicht, jede Taufe ist von dem 
minister verbi zu vollziehen. Das Taufritual ist dem der Schweizer 
sehr ähnlich. Wie dort, so haben wir hier Taufe vor versam- 
melter Gemeinde, lehrhafte Ansprache, einmalige aspersio. 

E) Einsegnung der Wöchnerin. 

Die Wöchnerin hält nach ihrer Genesung Kirchgang und 
wird vor der Gemeinde durch den Geistlichen mit Dankgebet 
gegen Gott und der Ermahnung, ihr Kind sorfältig zum Kinde 
Gottes zu erziehen, eingesegnet!. 

F) Katechismus. 

In der Gemeinde sind 2 Katechismen im Gebrauch, der 
grössere und der kleinere. Der kleinere ist der später entstan- 
dene. Er will den grösseren nicht verdrängen, sondern die Ge- 
meinde in der Kenntnis des Glaubens weiter fördern? Alle 
Kinder über fünf Jahre werden jährlich zweimal im kleinen 
Katechismus geprüft, alle grösseren sonntäglich nachmittags im 
grösseren Katechismus unterwiesen. Die Fremdlingsgemeinde, 
die über ganz London zerstreut wohnte, ist in drei Bezirke ge- 
teilt. Der erste Bezirk umfasst diejenigen, die im Vorort, im 
Dorfe Southwark wohnen, der zweite Bezirk diejenigen, welche 
sonst ausserhalb der Stadt wohnen, der dritte diejenigen, die in 
der Stadt selbst wohnen. Die Kinder des 1. Bezirkes, die das 
fünfte Lebensjahr überschritten haben, werden das erste Mal im 
Jahre angenommen und eingeschrieben am letzten Sonntag des 
Februar, geprüft den folgenden Sonntag, also am ersten Sonntag 
im März. Die Kinder des 2. Bezirks werden zum ersten Male 
angenommen und eingeschrieben am letzten Sonntag des März, 
geprüft am ersten Sonntag des April. Die Kinder des dritten 
Bezirks werden zum ersten Male im Jahre angenommen und 
eingeschrieben am letzten Sonntag des April, geprüft am ersten 
Sonntag des Mai. Die Termine für die zweite (Herbst-) Prüfung 
beginnen mit dem letzten Sonntag im August resp. ersten Sonn- 
tag im September u. s. w. den ersten Terminen entsprechend. 
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Einschreibung und Prüfung findet im Anschluss an den 
Nachmittagsgottesdienst in der Kirche statt. Es sind die Kinder 
beiderlei Geschlechts vertreten. Gegenstand der Prüfung ist: 
Gebet des Herrn, Glaubensbekenntnis, 10 Gebote als erste For- 
derung. Von den grösseren Kindern wird der ganze Inhalt des 
kleinen Katechismus verlangt. Die Prüfung findet vor der Ge- 
meinde jedesmal in zwei Gruppen statt. Der ersten Gruppe ge- 
hören die Kinder an, die nur das Gebet des Herrn, das Glau- 
bensbekenntnis und die 10 Gebote gelernt haben. Die zweite 
Gruppe umfasst diejenigen, die im kleinen Katechismus weiter 
unterrichtet worden sind. Die Prüfung geschieht durch den am- 
tierenden Prediger, der, nachdem er die Kinder zum muntern 
antworten aufgefordert hat, ihre Kenntnisse und gemachten Fort- 
schritte einzeln feststellt. Haben sie gut bestanden, dann lobt 
der Geistliche die Eltern und fordert sie auf, auch fernerhin 
sich den Unterricht der Kinder angelegen sein zu lassen. Die 
Verpflichtung für den Unterricht der Kinder zu sorgen, liegt 
den Eltern ob, die ihre Kinder entweder selbst, oder durch 
Lehrer unterrichten lassen können. Die lässigen Eltern werden 
ermahnt. Notwendigenfalls wird auch mit Mitteln der Kirchen- 
zucht gegen sie eingeschritten. Die Prüfung schliesst mit einen 
Dankgebet, Psalmgesang und Segen. 

Diejenigen Kinder, die den kleinen Katechismus beherrschen, 
werden im grossen Katechismus unterrichtet!. Dieser Unter- 
richt findet sonntäglich im Nachmittagsgottesdienst nach der 
verkürzten Schriftauslegung statt. Die Namen der Kinder, die 
im grossen Katechismus von den Eltern oder Lehrern unter- 
richtet werden, hat der Prediger sich aufzuschreiben. Die Kinder 
sagen den Katechismustext auf, so wie der Prediger sie aufruft. 
Dabei wird dort fortgefahren, wo am Sonntag vorher stehen ge- 
blieben wurde. Der Prediger gibt dazu eine für die Kinder 
und anwesenden Erwachsenen verständliche Erklärung. Dieser 
sonntägliche Katechismusunterricht dauert !/s Stunde. 
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&) Zulassung zum heiligen Abendmahl (Konfirmation) !. 

Als Ziel des Katechismusunterrichts hat bei Laski die Zu- 
lassung zum heiligen Abendmahl zu gelten. Sie geschieht durch 
eine feierliche Glaubensprüfung, die die Stelle unserer Konfir- 
mation vertritt. Zum heiligen Abendmahl wird zugelassen, wer 
das 14. Lebensjahr vollendet hat. Die Reife ist durch obiges 
Examen nachzuweisen. Diese Prüfung findet vor der Gemeinde 
im Nachmittagsgottesdienst 8 Tage vor dem Genuss des heiligen 
Abendmahles statt. Der Verlauf der Prüfung ist folgender: 

a) Die Kinder sitzen, von ihren Eltern hingeführt, so, dass 
sie für die ganze Gemeinde sichtbar sind. 

b) der Prediger prüft die Kinder in ihren Kenntnissen des 
kleinen Katechismus. Er fragt sie, ob sie solchem Glauben ge- 
mäss leben und sich auch willig der Kirchenzucht völlig unter- 
werfen wollen. Die Kinder antworten: ja. Es folgt nun ein 
knieend gesprochenes Gebet des Predigers und der Gemeinde 
für die Kinder, dann eine Ermahnung an die Eltern zur weite- 
ren Sorge um die Kinder, dass sie Gott allezeit fürchten, böse 
Gesellschaft meiden und den Eltern gehorchen sollen. 

c) Bei denjenigen Kindern, die die notwendigen Kenntnisse 
nicht besitzen oder einen schlechten Wandel führen, ist zuerst 
auf die Ursache hierfür zu sehen. Tragen die Eltern die Schuld, 
dann sind diese, eventuell mit Mitteln der Kirchenzucht anzu- 
halten, ihre Pflicht zu tun. Wenn aber die Schuld bei den 
Kindern liegt, so sind die Eltern zu trösten, und es ist mit 
ihnen über die Wege zur Abhilfe zu beratschlagen, gleichzeitig 
sind die Kinder scharf zu vermahnen. Wenn hierdurch nichts 
erreicht wird, dann sind sie nach vollendetem 18. bis 20. 
Lebensjahre zu exkommunizieren. 

Der Unterricht hat also durch die Eltern oder Schullehrer und 
durch die Prediger zu erfolgen. Die erste Zulassung zum Abend- 
mahl ist an eine Prüfung geknüpft. Diese Prüfung trägt, wenn 
auch nicht der Name vorkommt, -doch ganz den Charakter der 
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Konfirmation. Dass Laski dabei die feierliche Form des Ab- 
schlusses des Katechismusunterrichtes durch Handauflegung ab- 
lehnt, obwohl wir sie bei Calvin finden, erklärt sich aus seiner 
strengen Ablehnung aller Zeremonien überhaupt. Im übrigen 
zeigt auch die Ausführung über die Zulassung zum heiligen 
Abendmahl calvinische Züge. 

H. Abendmahl!. 

Es ist hier nur der Abendmahlsritus zu erörtern. Dieser 
ist überaus ernst und würdig. Mit allen Mitteln wird darauf 
gedrungen, dass niemand unwürdig zum Tische des Herrn tritt. 
Schon diese überaus ernste und eingehende Behandlung der 
Abendmahlsordnung ist ein deutlicher Beweis, dass das Sakra- 
ment des heiligen Abendmahls für Laski im Vordergrunde seines 
Interesses stand. 

Die Abendmahlsfeier fand monatlich abwechselnd in der 
deutschen oder wallonischen Gemeinde statt. In der deutschen 
Gemeinde fand sie am ersten Sonntag der Monate Januar, März 
u. s. f., in der wallonischen Gemeinde am ersten Sonntag der 
Monate Februar, April u. s. f. statt. Das Abendmahl konnte 
aber auch sonst gefeiert werden, so oft der Aeltestenrat es für 
erforderlich hielt. Altar, Lichte, Schellen, durch welche das 
Zeichen Adoration gegeben wird, Kleider, denen „etwas Mysti- 
sches“ zugeschrieben wird, sind abgeschafft. Die Abendmalls- 
feier vollzieht sich an einem Tisch, der im Angesicht der Ge- 
meinde aufgestellt und mit einem reinen, leinenen Tuch bedeckt 
ist. An diesem Tische sitzen die Aeltesten und sitzend emp- 
fangen auch alle Abendmahlsgäste an diesem Tische der Reihe 
nach das Abendmalıl. 

Vierzehn Tage vor der Feier des heiligen Abendmahls wird 
sie der Gemeinde bekannt gegeben. Alle haben am Abendmahl 
teilzunehmen, soweit sie nicht durch Krankheit oder eine andere 
zwingende Not verhindert sind. Die Fehlenden haben sich bei 
den Aeltesten unter Angabe der Gründe zu entschuldigen. Die 


! KII. 114 ff. 


230 Abhandlungen. 


Gemeinde wird gleichzeitig ermalınt, sich würdig auf den Genuss 
des heiligen Abendmahls vorzubereiten. Diese Vorbereitung be- 
steht darin, dass jeder sich prüft, ob er vor Gott und sich selbst 
die richtige Erkenntnis habe. (Diese Zweiteilung entspricht 
ganz der Lehre Calvins in seiner Institutio). Hierzu werden 
der Gemeinde deutliche Fingerzeige gegeben. Dann werden die 
Gemeindeglieder ermahnt, allen verborgenen Hass, allen vor- 
handenen Streit beizulegen, denn das Abendmahl sei ein Mahl 
der Gemeinschaft. 

Zur häuslichen Vorbereitung kommt die öffentliche, um 
(seringschätzung, Selbsttäuschung und Leichtfertigkeit beim Ge- 
nuss des Abendmahls zu vermeiden. Vor dem Genuss des 
Abendmahls und zwar bei der Anmeldung fand noch eine 
Glaubensprüfung statt. Hier wurden ganz besonders noch die- 
jenigen geprütt, welche ohne die nötigen Kenntnisse zum heiligen 
Abendmahl zugelassen waren in der Hoffnung, dass sie diese 
später nachholen würden. Waren sie nachlässig darin gewesen, 
so wurden sie zum Genuss des Abendmahls nicht eher zugelassen, 
als bis sie das Unterlassene nachgeholt hatten. Bei der An- 
meldung wurde ferner darauf acht gegeben, ob einzelne, die neu 
in die Gemeinde aufgenommen worden, um Zulassung zum 
Abendmahl baten. Sie wurden geprüft. Der Inhalt der Prü- 
fungsfrage ist der für die Prüfung der Kinder angegebene. 
Hatten sie ihren Glauben bekannt, sich der Kirchenzucht unter- 
worfen, ihren Namen ins Gemeinderegister eingetragen, dann 
wurden sie auch zum Abendmahl zugelassen. Die Gemeinde- 
glieder melden sich während dieser 14 Tage bezirksweise — die 
Stadt ist, wie schon erwähnt in 3 Bezirke geteilt, — nach den 
Wochengottesdiensten in der Kirche bei den Predigern. Nach 
einer allgemeinen Ermahnung hat jeder selbst seinen Namen in 
die Kommunionsliste einzutragen. Diese Gelegenheit benutzen 
die Aeltesten und Prediger, um mit Einzelnen, wo es notwendig 
eischeint, über einzelne Punkte noch Rücksprache zu nehmen, 
namentlich wo sie etwas von Uneinigkeit, Hader etc. wussten. 
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Auch konnten hier Bedenken und Zweifel, die der einzelne hatte, 
vorgetragen werden. Nun wurden die neuen Listen mit den 
alten verglichen, der Zu- und Abgang wurde festgestellt, ebenso 
wer fehlte. Es war dann die Pflicht der Prediger und Aeltesten, 
bis zum Abendmahlssonntag die Säumigen zu besuchen und zur 
Teilnahme am Abendmahl zu bewegen, eventuell die Ausübung 
der Kirchenzucht zu veranlassen. — 

Am Tage vor dem Abendmahl findet nachmittags 2 Uhr 
ein Beichtgottesdienst statt. Ehe er beginnt, berät der Aeltesten- 
rat, ob jemand und wer vom Abendmahl auszuschliessen sei. 
Muss es geschehen, so wird der betreffende Name dem amtie- 
renden Prediger mitgeteilt zugleich mit dem Bemerken, ob der 
Name des Betreffenden vor der Gemeinde zu nennen sei oder 
nicht, damit dieser dem mitgeteilten Beschlusse gemäss der Ge- 
meinde Anzeige machen kann. 

Der Beichtgottesdienst geschieht in folgender Ordnung: Die 
Ermahnungen, die schon am Tage der Ankündigung des Abend- 
mahls an die Gemeinde gerichtet wurden, werden wiederholt, 
auch wird das Wesen und der Zweck des heiligen Abendmahls 
angegeben. Es folgen die üblichen Gebete Dann erfolgt die 
Mitteilung betreffend die vom Abendmahl auszuschliessenden Ge- 
meindeglieder. Falls niemand auszuschliessen ist, wird diese 
erfreuliche Tatsache mit Dank gegen Gott ausdrücklich betont. 
Mit Psalmgesang und Segen wird der Gottesdienst wie üblich 
geschlossen. 

Am Abendmablstage beginnt der Gottesdienst schon um 8 Uhr 
früh. Vorher schon ist ein mit weissen Linnen gedeckter Tisch 
so aufgestellt, dass er allen sichtbar ist. Auf dem Tische stehen 
4 Gläser und dazwischen 3 zinnerne Schüsseln. In die grösste 
der 3 Schüsseln wird weis&s Hausbrot gelegt und mit einem 
reinen Linnen bedeckt. Rechts und links von der grösseren 
Schüssel stehen die kleineren. Sie dienen zum Herumreichen 
des gebrochenen Brotes. Während des Gottesdienstes sitzen die 
Prediger, Aeltesten und Diakonen in der Nähe des Tisches vor 
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der Gemeinde. Einer der Prediger besteigt die Kanzel und 
predigt an der Hand eines selbstgewählten, ihm geeignet erschei- 
nenden Textes über signum, mysterium und finis des heiligen 
Abendmahls sowie über unsere Selbstprüfung. Nach der Predigt 
folgen die öffentlichen Gebete, wie sie unter dem Abschnitt 
„Gottesdienst“ angegeben sind. Dann beginnt die Abendmahls- 
feier an der für sie vorgesehenen Stelle des Gottesdienstes. 

Die Feier begann damit, dass die Prediger, Aeltesten und 
Diakonen an den Tisch so herantraten, dass sie der Gemeinde 
das Angesicht zuwandten. Der amtierende Prediger blieb auf 
der Kanzel. Wenn jene an den Tisch herangetreten waren, 
so teilte dieser mit oder ohne Namennennung der Gemeinde mit, 
ob jemand und wer vom Abendmahl ausgeschlossen worden. Ist 
es jemand am Tage vorher verboten worden, zum Abendmahl zu 
kommen, so wird das Verbot jetzt wiederholt. Hat er jedoch 
inzwischen vor dem AÄeltestenrat Reue gezeigt, so wird er zu- 
gelassen. Dann wurde allen denen die Teilnahme am Abend- 
mahl verboten, die nicht zur Gemeinde gehörten, zuletzt auch 
denen, die sich nicht im Laufe der oben erwähnten 14 Tage zur 
Einschreibung gemeldet hatten. Es folgt ein Gebet um Segen 
für die Feier, dann die Einsetzungsworte nach 1. Cor. 11, dann 
eine Vermahnung zur Selbstprüfung. Dann verlässt der Prediger 
die Kanzel, tritt zu den übrigen an den Abendmahlstisch und 
ruft zur Gemeinde gewendet, ihr die frohe Botschaft von dem 
für unsere Sünden dargebrachten unschuldigen Opfer Christi 
mit den Worten des Apostels Paulus nach 1. Cor. 5, 7—8 zu. 
Jetzt setzen sich alle, die bis dahin standen, nieder, das Ange- 
sicht der Gemeinde zugekehrt. Aus der Gemeinde treten ausser- 
dem so viele hinzu, als noch Platz am Tische finden. Der am- 
tierende Prediger sitzt in der Mitte des Tisches. Ihm gegen- 
über sitzt niemand, so dass er für die ganze Gemeinde sichtbar 
ist. Dann nimmt er das Brot aus der grössern Schüssel und 
bricht es vor der Gemeinde mit den Worten: „Das Brot, welches 
wir brechen, ist die Gemeinschaft des Leibes Christi“. Darauf 
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füllt er mit dem gebrochenen Brote die leeren Schalen, bis für 
den Tisch genügend Brot vorhanden ist. Inzwischen werden 
die 4 Gläser mit Wein gefüllt, und zu je einer Schüssel 2 ge- 
füllte Gläser gestellt. Dann teilt er an die ihm rechts und links 
am nächsten Sitzenden das gebrochene Brot aus mit den Worten: 
„Nehmet hin, esset und seid eingedenk, dass der Leib unseres 
Herrn Jesu Christi für uns zur Vergebung aller unserer Sünden 
in dem Tode am Stamm des Kreuzes dahingegeben ist“. Zu- 
gleich nimmt er selbst von dem Brot und reicht es an die andern 
weiter, welche die Schüssel ihrerseits wieder weiter geben bis 
ans Ende des Tisches. Hat auch der letzte das Brot genommen, 
dann wiederholt sich der Vorgang mit der Darreichung des 
Kelches, nur dass die zu sprechenden Worte dabei lauten: „Der 
Kelch der Danksagung, damit wir Gott danken, ist die Gemein- 
schaft des Blutes Christi. Nehmet hin und trinket und gedenket, 
dass das Blut unseres Herrn Jesu Christi für uns vergossen sei 
am Stamm des Kreuzes zur Vergebung aller unserer Sünden“. 

Nachdem alle Brot und Wein empfangen haben, verlassen 
sie mit Ausnahme des amtierenden Predigers den Tisch und die 
andern Gemeindeglieder treten ordnungsmässig hinzu. Aelteste 
und Diakonen aber haben acht, dass niemand zum Abendmahls- 
tisch trete, der dazu nicht berechtigt ist. Einer der Prediger 
aber besteigt die Kanzel und verliest während der Austeilung . 
Ev. Joh. 6, während des Hinzu- und Hinwegtretens unterbricht er 
aber die Verlesung. Dies wiederholt sich, bis die ganze Ge- 
meinde kommuniziert hat. Männer und Frauen treten gesondert 
an den Tisch heran. Brot und Wein wird von den Aeltesten 
und Diakonen herbeigebracht. Alles vollzieht sich in tiefem 
Schweigen und guter Ordnung. Falls die Feier länger dauert 
als die Verlesung des 6. Kapitels Zeit erfordert, dann verliest 
der Prediger Ev. Joh. 13—15 oder andere Stellen. 

Nach beendeter Austeilung erhebt sich der amtierende Pre- 
diger, die Aeltesten und Diakonen treten wieder an den Tisch, 
der Prediger fordert die Gemeinde zur Danksagung auf und 
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spricht selbst das Dankgebet. Es folgt die letzte Vermahnung 
inhaltlich hergenommen von der Betrachtung des Brotes, darauf 
hinzielend, dass alle in der Kirche das wahre Brot des Herrn 
sind. Dann schliesst der Abendmahlsgottesdienst wie üblich mit 
Psalmgesang, Segen und Einsammeln der Kollekte für die Armen 
durch die Diakonen an der Ausgangstür. Brot und Wein, so- 
weit dies übrig geblieben, wird an die Kranken und Alten verteilt. 

Der ganze Aufbau der Abendmahlshandlung ist stark sym- 
bolisierend. Die Austeilung des Brotes und Kelches erinnert 
an die unendliche Liebe Christi, das Sitzen der Gemeinde an 
den Frieden des Herzens und das gute Gewissen, das Ergreifen 
der Elemente an die Glaubensgewissheit. Auch sollen wir durch 
die einzelnen Stücke der äussern actio an unsere sittlichen 
Pflichten erinnert werden !. 

Auffallend ist bei diesem Abendmahlsritus zunächst der 
Abendmahlszwang, dass jeder am Abendmahl teilnehmen muss. 
Aber er ist folgerichtig aus dem Kirchenbegriff' und der 
Auffassung der Gemeinde gefordert. Denn die Gemeinde stellt 
ihm die ecclesia dar und die Gemeinde ist selbst im Abendmahl 
tätig, indem sie durch die Feier die Zusammengehörigkeit mit 
Christo bezeugt. Die Gemeinde, der Leib Christi, stellt im hei- 
ligen Abendmalıl die Verbindung mit dem Haupte, Christus, dar. 
Dann aber kann diese Feier nur vor der versammelten Ge- 
meinde stattfinden. 

Laski fordert sitzenden Genuss des heiligen Abendmahls. 
Hierin hat er gegen seine ostfriesländische Anschauung eine 
Umwandlung durchgemacht. Während er in Ostfriesland auch 
stehenden und knieenden Empfang des Brotes und Weines zu- 
liess?, verwirft er ın London Kniebeugen, Stehen und Umher- 
wandeln beim Abendmahlsgenuss, trotzdem die Gemeinde bei 
den Gebeten niederkniet. Freilich fordert er den sitzenden Ge- 
nuss beim Abendmahl nur für seine Gemeinde. Er gesteht den 
andern Gemeinden durchaus die Freiheit zu, diesen Ritus nach 
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ihrer Ansicht auszugestalten!. Er selbst hat allerdings auf 
diesen sitzenden Genuss grosses Gewicht gelegt. Auch hat ja 
in jener Zeit die Frage, ob sitzender oder stehender oder knie- 
ender Genuss beim Abendmahl viel Staub aufgewirbelt ?. 

Sorgfältig wird zwar darauf hingewiesen, dass jeder sich 
ernstlich auf seine Würdigkeit prüfe, der zum Abendmahl kommt, 
auch wird nach Möglichkeit hinzuwirken gesucht, dass kein Un- 
würdiger das Abendmahl empfange, aber die Möglichkeit, dass 
es doch geschehen kann, ist für Laski nicht ausgeschlossen. 
Auch liegt darin für die Gemeindeglieder kein Hindernis, zum 
Abendmahlstisch zu treten. Wir können die Herzen nicht 
prüfen, aber Gott wird die Heuchler zu finden wissen? Von 
seinem Kirchenbegriff aus muss Laski diese Stellung einnehmen. 
Die Abweisung der Unwürdigen, soweit es geschieht, geschieht 
nicht um der Gemeinde, sondern um des Unwürdigen willen, um 
ihn zu retten. 

Privatkommunionen sınd, wenn auch nur in besonderen 
Fälien, doch nicht ganz ausgeschlossen‘. Als Elemente der 
Abendmahlsfeier nennt Laski Brot und Wein. Doch sind ihm 
an Stelle des Brotes und Weines auch andere Elemente denkbar’. 
Er ist bestrebt gewesen, die ganze Abendmahlsfeier möglichst den 
Angaben der Schrift entsprechend zu gestalten resp. den ältesten 
Gebräuchen der Kirche entsprechend®. Auffälhg ist, dass ein 
eigentliches Sündenbekenntnis für den speziellen Fall der Abend- 
mahlsfeier nicht vorgeschrieben ist. Indessen tritt dafür das 
auch allsonntäglich gesprochene Sündenbekenntnis ein, das ja 
auch im Beichtgottesdienst gesprochen wird. | 

Dass Laski in der Abendmahlslehre sich eng an Calvin an- 
lehnt, ist bekannt, aber auch in dem Abendmahlsritus findet sich 
viel Anlehnung an Calvin. Schon wenn die Vermahnungen zur 
Vorbereitung auf das Abendmahl immer darauf ausgehen, dass 


ı KII. 116. 697 ff. 

2 KII. 556 ff. 3 KII. 142. * KII. 115. 

5 KII. 567. 568. ® Kl. 115. 
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wir uns prüfen sollen, ob wir die wahre Gottes- und Selbster- 
kenntnis haben, so ist diese Zweiteilung, wie Laski sie auch in 
der epitome hat, offenbar von Calvin herübergenommen, der sie 
in seiner Institutio hat. Wir finden bei Calvin wie bei Laski 
den weissgedeckten Tisch, die Beteiligung der Aeltesten bei der 
Abendmahlsfeier, die sitzende Kommunion, die Verwendung von 
gesäuertem Brot. Bezeichnend ist auch noch die Selbstkommu- 
nion des amtierenden Geistlichen, obwohl doch ein Kommunizieren 
durch die Hand eines anderen Geistlichen leicht möglich war. 
Man sieht, dass Laski ebenso wie Calvin, übrigens auch Luther, 
die Selbstkommunion für durchaus zulässig hielt. 

J. Festtage und Festfeier. 

Feiertage sind zunächst alle Sonntage, doch wird auch die 
Feier anderer Festtage vorausgesetzt!. Eine Aufstellung der- 
selben gibt er nicht. Es sind also auch von der Fremdlings- 
gemeinde die landesüblichen Feiertage gefeiert worden. Bei be- 
sonderen Anliegen konnte auch ein gewöhnlicher Tag einmalig 
zum Festtag erklärt werden, so wenn es galt, einen Prediger 
oder Aeltesten zu wählen?, wenn eine besondere Not die Ge- 
meinde drückte oder wenn ein besonderer Anlass des Dankens 
war Im allgemeinen scheint Laski auf möglichste Beschrän- 
kung der Feiertage gedrungen zu haben, da er den Nachteil der 
vielen Heiligenfeste kannte, die nur zur Trägheit anleiteten und 
wirtschaftlich schädigten. Er konnte es um so mehr tun, als ja 
der Gemeinde reichlich Gelegenheit gegeben war, Gottes Wort 
zu hören. 


ı KII. 69. 81. 
2 KII. 52. ® KII. 240. * KII. 244. 


Schluss folgt. 


237 


Die Eherechtsreform der Bulle Provida. 


Von 


Amtsrichter Seelmann in Stettin. 


Literatur: Heiner, Das neue Verlöbnis- und Eheschliessungsrecht. 
Münster 1908; Knecht, Die neuen eherechtlichen Dekrete. 4. Tausend. 
Köln 1908 (Görres-Ges., Sekt. f. Rechts- u. Sozialwissenschaft Heft 2); 
Leitner, Die Verlobungs- und Eheschliessungsform nach dem Dekrete 
Ne temere . . nebst einem Anhang über die neue Eheeingehungsform in 
Deutschland. 3. Aufl. Regensburg 1908; Ojetti, In ius autepianum et 
pianum ex decreto Ne temere Romae 1908, wo auf S. XII weitere Litera- 
turangaben; Sehling, Die neuen päpstlichen Erlasse auf dem Gebiete 
des Rechtes, insbes. des Eherechtes. Neue Kirchl. Zeitschr. 19. Jahrg (1908) 
S. 837 ff. Vorstehende Abhandlungen und folgende Werke werden nur mit 
dem Namen des Verfassers angeführt: Feije, de impedimentis et dispen- 
sationibus matrimonialibus 4. ed. Lovanii 1893, Scherer, Hdb. des Kır- 
chenrechts, Wernz, ius decretalium, tom. IV : ius matrımoniale ecclesiae 
eatholicae Romae 1904. — Mit dem Namen des Verfassers und beigefügtem 
ER. sind angeführt die Darstellungen des kath. Eherechts von Englmanu 
(Stinzl, Regensburg 1901), Heiner (5. Aufl. Münster 1905), Leitner 
(Paderborn 1902), Schulte (Giessen 1855) und Vogt (Köln 1904). 

1. Das Decretum Tametsi war im Deutschen Reiche nur in 


den : Pfarreien in Kraft getreten, in denen es ordnungsmässig 
verkündigt oder sonst eingeführt war. Innerhalb dieser Pfarreien 
galt es in territorialer Verschiedenheit bald für alle christlichen, 
bald nur für die katholischen und gemischten Ehen oder auch 
ausschliesslich für die katholischen Ehen. Die räumliche wie die 
gegenständliche Herrschaft des Dekrets war. vielfach nicht oder 
nicht mit Sicherheit festzustellen. Die daraus folgende Rechts- 
ä 16* 
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unsicherheit haben die Erlasse, die im Laufe des 18. und 19. 
Jahrhunderts für einzelne deutsche Gebiete namentlich im An- 
schluss an die berühmte Benediktina von 1741 erlassen sind, 
örtlich begrenzt und inhaltlich verschieden, wie sie waren, nicht 
zu beheben vermocht. Das allerseits verlangte und vom deutschen 
Episkopat wie von den Laien oft erbetene efficax et universale 
levamen stellt (nach ihren eigenen Worten) erst die Bulle Pro- 
vida dar. 

Die Bulle, durch welche die tridentinische Ehevorschrift auf 
sämtliche katholischen Ehen erstreckt, für alle Misch- und aka- 
tholischen Ehen aber mit rückwirkender Kraft aufgehoben ist, 
gilt seit Ostern 1906 im Deutschen Reiche für den Umfang 
seiner politisch-geographischen Grenzen. Die inzwischen — am 
19. April 1908 — in Kraft getretene Neuregelung des katho- 
lischen Eheschliessungsrechtes durch das Dekret Ne temere ! hat 
den durch die Bulle geschaffenen Rechtszustand bereits wieder 
in einzelnen Beziehungen geändert; diese Aenderungen werden 
im folgenden mitbesprochen werden. 

2. Bulle und Dekret enthalten Vorschriften nur für die 
Ehen von Christen, weil nur für sie die Vorschriften der Kirche 
überhaupt Geltung haben. Innerhalb der christlichen Ehen 
unterscheidet die Bulle die matrimonia catholicorum, acatholi- 
corum und mixta. Akatholiken in ihrem Sinn sind (vgl. Abs. 3) 
die Häretiker und Schismatiker, Mischehen nach ihr also (weiter- 
gehend als nach der Benediktina, die in ihrem Wortlaut nur 
die Häretiker erwähnte) ? die Ehen eines Katholiken mit einem 
Häretiker oder Schismatiker. Eine nähere Bestimmung der Be- 
griffe catholicus, haereticus und schismaticus unternimmt sie nicht. 

Für de Benediktina hatte die Cong. Inquisitionis in 
einer Entscheidung vom 6. April 1859 ? bestimmt, dass die von 

i Vgl. über die seinem Erlass vorhergehenden Beratungen die relatio 
actorum quae praecesserunt in ASS. Bd. 40, S. 531 ff. 

? Doch hat die Auslegung die Schismatiker darunter mitbegriffen. Vgl. 


Schnitzer ER. 8. 168 Anm. 5. 
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ihr in der Entscheidung näher bezeichneten Personenklassen 
— namentlich die apostatae ab ecclesia catholica ad haereticam 
sectam transeuntes und die in haeresi oder ab haereticis er- 
zogenen, wenn auch katholisch getauften Kinder — als haere- 
tii anzusehen und sonach aus Tridentinum nicht gebunden sein 
sollten. Diese Entscheidung auch zur Auslegung der Bulle 
Provida zu verwenden !, erscheint nicht zulässig; unmittelbare 
Geltung der Bulle gegenüber hat die Deklaration nicht. Ihre 
weitere Anwendbarkeit aber aus dem Willen des Gesetzgebers 
zu folgern, verbietet sich deshalb, weil die Kurie heute, wie 
gleich zu zeigen, sich zu der in der Deklaration zum Ausdruck 
kommenden (sehr milden) Auffassung nicht mehr bekennt. 

Die Auslegung der Bulle kann sonach nur die allgemein 
üblichen Wortbegriffe zugrundelegen. Als catholicus in ihrem 
Sinne ist danach zu erachten jeder, der entweder katholisch ge- 
tauft oder zum katholischen Bekenntnis übergetreten ist, solange 
er sich nicht einer von der katholischen Kirche getrennten Sekte 
äusserlich angeschlossen hat. DBlosse „Freidenker*, credentes 
haereticis und diejenigen aus der Kirche Ausgetretenen, die sich 
einer anderen christlichen Sekte nicht angeschlossen haben (z.B. 
Dissidenten oder zum Judentum Uebergetretene) gelten daher als 
Katholiken weiter. 

Massgebend ist der Bekenntnisstand zur Zeit der Eingehung 
der Ehe, nicht etwa — was für die bereits geschlossenen Ehen 
in Frage kommt — zur Zeit des Inkrafttretens der Bulle. Es 
ist demnach eine zwischen zwei Akatholiken formlos geschlossene 
Ehe gültig geworden, auch wenn beide Ehegatten vor Ostern 1906 
zur katholischen Kirche zurückgekehrt sind, hingegen eine zwischen 
zwei Katholiken im Tridentinumsbereich formlos eingegangene 
Ehe auch dann ungültig geblieben, wenn beide Ostern 1906 
Protestanten sind. 

3. In Abweichung von der Bulle und der bisherigen Doktrin 
hat das Dekret Ne temere den Begriff des catholicus und 
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damit auch den der katholischen, Misch- und akatholischen Ehe 
bestimmt. Seinen Vorschriften sind unterworfen : 

„omnes in catholica Ecclesia baptizati et ad eam ex haeresi 

aut schismate conversi (licet sive hi [sc. conversi] sive illi 

[sc. baptizati] ab eadem postea defecerint)‘“. 

Als katholisch ist danach für das Gebiet des Verlöbnis- und 
Eherechtes künftig jeder anzusehen, der irgendwann einmal dem 
katholischen Bekenntnis (infolge Taufe oder Bekehrung) ange- 
hört hat, mag er auch später von ihm abgefallen sein. 

Im Gegensatz zu dieser Auslegung war in der Litteratur! 
im Anschluss an die erwähnte? Deklaration zur Benediktina 
auch für das Dekret die Ansicht vertreten, dass nicht zu den 
catholici zu rechnen seien die „katholisch Getauften, welche ohne 
ihr Zutun von ihren Eltern im Irrglauben oder im Schisma er- 
zogen“ seien, insbesondere dann, „wenn die Trennung vor der 
Erlangung des Gebrauchs der Vernunft erfolgt“ sei. 

Dieser Auflassung, die mit dem Wortlaut und Wortsinn 
der Bestimmung sowenig wie mit ihrer Entstehungsgeschichte 
vereinbar war, ist inzwischen durch eine ausdrückliche Ent- 
scheidung der Konzilskongregation vom 1. Februar 1908 der 
Boden entzogen worden ®, 

Gab bisher die christliche Taufe den character indelebilis 
als fidelis, so geben jetzt katholische Taufe und Bekehrung zum 
Katholizismus für Verlöbnis und Ehe den unverlierbaren Charak- 
ter des catholicus. 

Der Kreis der Formgebundenen ist danach dem bisherigen 
Rechtszustand gegenüber "bedeutsam erweitert, die Rechtslage 


! Leitner S. 55, Knecht S. 39f, 

®? oben S 2. 

3 Diese antwortete auf die Frage: Num in imperio Germaniae catholicıi, 
qui ad sectam haereticam vel schismaticam transierunt vel conversi ad 
fidem catholicam ab ea postea defecerint etiam in iuvenili vel infantili 
aetate, ad valide cum persona catholica contrahendum adhibere debeant 
formam in decreto Ne temere statutam..? mit affirmative. Abdruck bei 
Heiner S. 65f. 
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aber erheblich vereinfacht worden. Nicht mehr die gegenwärtige 
tatsächliche Zugehörigkeit zur Kirche, von der die Deklaration 
zur Benediktina ausging und die oft zweifelhaft sein kann, ent- 
scheidet künftig, nicht auch ist wie nach der Bulle Provida die 
formelle Zugehörigkeit massgebend, nicht bedarf es weiter der 
oft schwierigen Prüfung, ob die Trennung eines Kindes von der 
Kirche nach eigenem oder fremdem Willen erfolgte und ob das 
Kind in diesem Zeitpunkt die erforderliche „individuelle geistige 
Reife“ 1 hatte, sondern erheblich und erforderlich ist nur die 
in aller Regel leicht zu treffende Feststellung, ob der Nupturient 
(einmal) katholisch getauft oder zum Katholizismus überge- 
treten ist. 

Rein katholisch ist danach nicht mehr die Ehe zwischen zwei 
Katholiken im gewöhnlichen Sinne des Wortes d. h. zwei Per- 
sonen, die äusserlich der katholischen Kirche angehören, sondern 
darüber hinaus die Ehe zwischen zwei katholisch Getauften oder 
zum Katholizismus Bekehrten ohne Rücksicht auf den augen- 
blicklichen Bekenntnisstand. Folgeweise konnte ein Apostat von 
1906 bis 1908 im deutschen Reiche mit einem Katholiken form- 
los die Ehe eingehen, nicht aber kann er es noch nach Ostern 
1908. Denn nunmehr erscheint die Ehe nicht mehr als Misch- 
ehe, sondern als rein katholisch. 


I. Die katholischen Ehen. 


4. Für die katholischen Ehen führt die Bulle ab Ostern 
1906 das Decretum Tametsi überall auch da, wo es bisher noch 
nicht galt, mit der Wirkung ein, dass es omnes catholicos ita 
adstringat, ut inter se non aliter quam coram parocho et duobus 
vel tribus textibus validum matrimonium celebrare possint. Gleich 
dem Tridentinum enthält sich auch die Bulle der Beifügung des 
Wortes proprio zu parocho, das jedoch hier wie dort zu ergän- 
zen ist. Erst das Dekret Ne temere (III) ersetzt den parochus 


I Auf diese stellt Knecht S. 40 ab. 


242 Abhandlungen. 


proprius durch den parochus loci. Die Wirkung der Einführung 
des Dekrets Tametsi durch die Bulle ist die gleiche, als ob es 
in sämtlichen Pfarreien des deutschen Reichs verkündet wäre. 
Im ganzen Umfange Deutschlands übt es demnach eine doppelte 
Wirkung! aus: eine lokale, wonach es alle innerhalb seines Ge- 
biets vorzunehmenden Eheschliessungen dem Formzwang unter- 
wirft, nach dem Satze: locus regit actum — und daneben eine 
personale, kraft deren es auch ausserhalb seines territorialen 
Geltungsbereichs die dort mit Domizil oder Quasidomizil Ein- 
gesessenen (nach den Worten des Tridentinums) „ad sic (sc. 
clandestine) contrahendum omnino inhabiles reddit“. 

Hiernach konnten seit dem Inkrafttreten der Bulle in Deutsch- 
land selbst alle Katholiken ohne Unterschied des Domizils nur 
in tridentiner Form die Ehe eingehen; und es blieben die in 
Deutschland domizilierten Katholiken an diese Form auch dann 
gebunden, wenn sie im Ausland an einem Ort, wo das Triden- 
tinum nicht galt, die Ehe schlossen. Eine Ausnahme bestand 
(nach der später noch zu besprechenden Theorie der Privilegien- 
kommunikation) nur für den Fall, dass der Gegenkontrahent des 
deutschen Katholiken vom Tridentinum persönlich eximiert war 
(z. B. englischer Katholik war) und die Eheschliessung im 
exemten Territorium (z. B. England) stattfand. Auch diese 
Ausnahme ist durch das Dekret Ne temere beseitigt. Dieses unter- 
wirft, indem es das Decretum Tametsı wie unsere Bulle für die 
rein katholischen Ehen formell beseitigt, die Katholiken der 
ganzen Welt für ihre Elıen untereinander, ohne territoriale oder 
personale Exemtionen zuzulassen, dem Zwange des Eheabschlusses 
vor dem parochus loci (!) und zwei Zeugen. 

5. Rückwirkende Kraft hat die Bulle ihren Bestimm- 
ungen für die rein katholischen Ehen nicht beigelegt. Die 
Gültigkeit der vor Ostern 1906 geschlossenen Ehen bestimmt 
sich auch weiterhin lediglich nach altem Recht und der Ent- 


! Vgl. Dekl. der Cong. Ing. vom 14. 12. 1851 — ASS. Bd. 26 S. 256, 
bei Leitner ERS. 3Ul — WernzS. 257t. 
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scheidung der oft zweifelhaften Frage, ob und wo die tridenti- 
nische Formvorschrift gegolten hat. Doch bietet die Bulle ge- 
rade für die Entscheidung dieser Frage einen bemerkenswerten 
Fingerzeig und gewinnt dadurch auch Bedeutung für die bereits 
früher geschlossenen Ehen. 

Wie bekannt, sollte das Dekret Tametsi nur in denjenigen 
Parochieen gelten, in denen es verkündet war. Wieweit eine 
solche Verkündigung, unter welcher die Konzilsväter jedenfalls 
nur die mündliche Verkündigung in der Pfarrkirche verstanden 
haben, erfolgt war, blieb vielfach ungewiss. Theorie und Praxis 
halfen sich, indem sie die Geltung des Dekrets auch da an- 
nahmen, wo nur seine tatsächliche Beobachtung (observantia) 
feststand. 

Die juristische Rechtfertigung dieser Annahme war eine 
verschiedene, nicht immer klare!. Der Ausgangspunkt war, 
dass die Observantia eine Vermutung für die ordnungsmässig 
erfolgte Verkündigung des Dekrets bilde?; diese Vermutung wurde 
vielfach zu einer praesumptio iuris et de iure und damit die 
Observanz zum Surrogat der Publikation erhoben? Neben 
dieser Ansicht und nicht immer scharf von ihr geschieden ging 
eine andere, namentlich von Braun vertretene einher, die in 
der Observantia einen besonderen Publikationsmodus 
erblickte, die Verkündung des Dekrets ausser durch Wort oder 
Schrift nun auch durch die Observatia geschehen liess*. Die 
beiden letzten Auffassungen haben — gekünstelt und juristisch 


' Vgl. im allgemeinen Braun, Arch. f. Kath. KR., Bd. 33 (N. F. 32) 
Ss. 161 ff.: über die Publikation des tridentinischen Eheschliessungsdekrets 
durch (!) dessen observanzmässige Beobachtung u. Wernz S. 229 #. 

? Belege bei Braun a.a.0. 8.163 #f., beiSchmitz, die klandestinen 
Ehen in der oberrhein. Kirchenprovinz Arch. f. kath. KR. Bd. 17, 8. 323 tf., 
b. Wernz S. 230 u. Anm. 5. So heute noch Vogt ER. 8.48u. Ann. 1, 
Heiner S.25u. ERS. 159, Schnitzer ER. S. 162, Scherer, Bd. 2, 
S. 207 Anm. 10, Ojetti $. 20. 

3 Vgl. Wernz S. 230 Anm. 106, Hübler Eheschliessung S. 8f., Braun 
a. a. O0. S. 163 ff, 

* Vgl. Braun 2a.a.0.8.169ff., Wernz 8. 234, Schulte ER. 8.71. 
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unhaltbar, wie sie sind !, und zu rechtfertigen nur aus dem prak- 
tischen Bedürfnis, das sie befriedigen sollten — allgemeine An- 
erkennung bisher nicht gefunden. Es fehlte ihnen dazu die 
gesetzliche Sanktion. Die wenigen Observanz und Publikation 
gleichstellenden Aussprüche des päpstlichen Stuhls und der 
Kongregationen, auf die man sich wohl berief ?, waren beiläufige 
und wie von gegnerischer Seite ? hervorgehoben wurde, „offenbar 
nur dem Streben nach Kürze, nicht aber nach Prägnanz Rech- 
nung tragende Ausdrücke“ und wenig geeignet, die Theorie zu 
stützen. Erst unsere Bulle hat sich in bestimmter Form, jeden- 
falls einer bestimmteren als alle früheren Erlasse, zu ihr bekannt 
in den Worten: 

caput Tametsi Concilii Tridentini, quamvis in pluribus loeis 

sivreper expressam publicationem sive per 

legitimam observantiam nondum fueritcerto 

promulgatum etinductum. 
Man darf in diesen Worten eine bewusste und gewollte Billigung 
der Braunschen Ansicht durch das Gesetz sehen; an sich hätte 
an der Stelle, wo die Worte stehen, keine Nötigung vorgelegen 
darzutun, auf welche Weise nach Auffassung der Kurie das 
Tridentinum verkündet und eingeführt werden muss. Dass es 
ohne Not geschah, wird sich so erklären, dass der heilige Stuhl 
seiner Auffassung einmal klaren Ausdruck verleihen wollte. Nach 
dieser kann nun das Tridentinum verkündet (!) und einge- 
führt werden 

1. durch ausdrückliche Verkündigung (mündlich oder 
schriftlich) und | 

2. (stillschweigend) durch gesetzmässige Beobachtung, legitima 
observantia. 

Bei dieser observantia ist nicht an gewohnheitsrecht- 
liche Uebung zu denken. Zwar wäre es wohl* möglich, dass 

ı Vgl. Scherer Bd. 2 8. 207 und Anm. 10. | 

2 Vol. Brauna.a O.S. 171 u. Wernz Bd. 4 S. 235 u. 265 Anm. 161. 


3 Scherer Bd. 2 S. 207 Anm. 210. 
* Bedenken bei Scherer Bd. 2 S. 207. 
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die tridentinische Formvorschrift — genauer ein ihr inhaltlich 
gleicher Rechtssatz — als Gewohnheitsrecht irgendwo Geltung 
gewinnen könnte. Hier würde aber nicht das Tridentinum, son- 
dern das Gewohnheitsrecht die Rechtsquelle der Formvorschrift 
bilden und die Observanz Gewohnheitsrecht schaffen, aber nicht 
das Tridentinum einführen. Die Gewohnheitsrecht schaffende 
Öbservanz und die Observanz als Publikationsmodus sind also, 
was allerdings nicht immer beachtet wird, nicht mit einander 
identisch, und es sind darum die Erfordernisse dieser ÖObser- 
vanz nicht aus der Lehre vom Gewohnheitsrecht, sondern ledig- 
lich aus der bisherigen Doktrin über die Publikation des Tri- 
dentinums durch Observanz zu bestimmen. Danach muss das 
Dekret einmal als solches (ut tale), nämlich tamquam eiusdem 
concilii decretum ' beobachtet sein: es genügt nicht, dass tat- 
sächlich die Trauform vor dem Pfarrer und zwei Zeugen in 
Anwendung gekommen ist, sondern die Beobachtung muss ge- 
schehen sein aus der Ueberzeugung heraus, dass das Tridentinum 
für die Eheschliessung gelte und die Beobachtung seiner Form 
zur Giltigkeit (nicht bloss zur Erlaubtheit der Ehe) erforderlich 
sei?. Sodann muss die Beobachtung lange Zeit gedauert haben, 
es wird eine Observantia diuturna oder immemorialis® — beide 
Zeitbestimmungen finden sich — erfordert. Die Beobachtung 
per aliquod tempus ist nach der neueren Annahme nicht mehr 
ausreichend. 


II. Die gemischten und akatholischen Ehen‘. 


6. In der Behandlung der gemischten Ehen weichen 
Bulle und Dekret in bedeutsamer Weise von einander ab. Jene 


ı Belege bei Wernz S. 235 u. 265 Anm. 161. 

2? Vgl. Brauna. a. O. S. 168, 174, Wernz 8, 230 f. 

® Vgl. Wernz S. 230 Anm. 106 u. S. 232, Ojetti S. 20. 

* Ueber die Ehen mit Ungetauften bestimmt die Bulle nichts; 
sie konnten daher auch nach Ostern 1906 wie bisher überall — auch im 
Geltungsbereich des Tridentinums nach den Grundsätzen der Privilegien- 
kommunikation — formfrei geschlossen werden. Dieser Rechtszustand bleibt 
auch unter dem Dekret Netemere für die Ehen akatholischer 
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stellt sie hinsichtlich der Form den akatholischen, dieses den 
katholischen Ehen gleich. 

Bereits die Benediktina hatte die gemischten und akatho- 
lischen Ehen einander gleich behandelt. Diese Gleichsetzung 
war in ihr Ausdruck und Folge der Theorie von der sog. Pri- 
vilegienkommunikation!: Ausgehend von der sog. Un- 
teilbarkeit (individuitas) des Ehevertrages folgerte man, dass die 
Ehe formgiltig klandestin geschlossen werden könne, wenn nur 
einer von beiden Kontrahenten vom Tridentinum persönlich 
exemt sei. Dieser teile dann sein Privilegium dem anderen mit. 

Dieser Satz ist, nachdem ihm Benedikt XIV., wenn auch 
nur ut privatus doctor?, im einer vielzitierten Stelle seines 
Werkes de synodo dioecesana (lib. VI c. 6 n. 12) unzweideu- 
tigen Ausdruck gegeben hatte, zur allgemeinen Geltung gelangt; 


er hat seine — nunmehr ex statuto competentis legislatoris ab- 
geleitete — Geltung behauptet, auch nachdem man das Fehler- 


hafte der ihm zugrunde liegenden Schlussfolgerung erkannt, 
nämlich eingesehen hatte, dass bei Unfähigkeit eines Teils der 
Ehevertrag an sich nicht sowohl gültig als vielmehr ungül- 
tig sein müsse 3, 

Authentischen Ausdruck fand dieser Wandel der Anschau- 
ung in dem vielbesprochenen Dekret für Malta vom 12. Januar 
1890 *, das zwar für die akatholischen Ehen Formfreiheit ge- 
währte, für die Mischehen aber die Geltung des Tridentinums 
aufrecht erhielt. Wenn jetzt die Bulle Provida wieder die 
Gleichstellung der Mischehen mit den akatholischen ausspricht, 


Christen mit infideles bestehen; dagegen müssen jetzt die Ehen der Katho- 
liken mit infideles, da eine Privilegienkommunikation nach neuem Recht 
nicht mehr stattfindet, in der vorgeschriebenen Form geschlossen werden 
und zwar auch in Deutschland, da die Bulle Provida nur für christliche 
Ehen gilt. Vgl. Knecht 8. 41, Leitner S. 71, Ojetti S. 164. 

ı Vg. darüber Boeckenhoff de individuitate matrıimonii Münstersche 
theol. Diss. 1901 S. 10 #.; l6ff. Wernz 8. St. 

® Wernz S. 56. 

> Boeckenhoffa.a 0.8. 1fi., Scherer Bd. 2 8. 211. 

* Bei Boeckenhoff a. a. O. 8. 33. 
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so geschah dies, um die Missstände zu beheben, die sich aus der 
Nichtigerklärung der Mischehen in konfessionell so stark ge- 
mischten Gegenden, wie sie das deutsche Reich aufweist, ergeben 
haben und weiter ergeben hätten; nicht war eine Rückkehr zur 
Theorie von der Privilegienkommunikation beabsichtigt. Den 
endgültigen Bruch mit ihr vollzog das Dekret Ne temere. Zwar 
spricht es ihre Aufhebung nicht besonders aus, sie folgt aber 
aus der mit ihr unvereinbaren Gleichstellung der Mischehen mit 
den katholischen Ehen !. An ihre Stelle ist der gegenteilige, 
konstruktiv allein zu rechtfertigende Grundsatz getreten: pars 
quae tenetur, trahit ad se partem quae per se non teneretur®. 

Beseitigt ist der Satz von der Privilegienkommunikation mit 
Wirkung ab Ostern 1908; bis dahin galt er noch, insbesondere 
sind die Vorschriften unserer Bulle noch auszulegen unter Be- 
achtung dieses Satzes, der durch die Spezialvorschrift für Malta 
seiner allgemeinen Bedeutung bisher nicht entkleidet war°. 

7. In den Bestimmungen für die gemischten und akatholi- 
schen Ehen liegt das Schwergewicht der Bulle. Beide behandelt 
sie gleich und beide erklärt sie ungeachtet der Nichteinhaltung 
der Tridentiner Form in Vergangenheit und Zukunft für gültig. 

Diese Gültigerklärung hat die Bedeutung einer Exemtion 
vom Tridentinum; sie soll — das ist ihr Sinn, wenn auch das 
Gesetz es nicht mit diesen Worten sagt — Deutschland und 
seine Bewohner von der bindenden Kraft des Dekrets Tametsi 
befreien. Die Ehen sind und waren gültig, weil das Tridentinum 
in Deutschland für sie nicht gegolten hat oder es wenigstens so 
angesehen werden soll, als ob es hier nicht gegolten habe. Die 
Bulle spricht sonach mit ihrer Gültigerklärung dieselbe Exemtion 
aus, die die Benediktina in der Form nachträglicher authen- 
tischer Deklaration über die Geltung des Tridentinums gewährte. 


ı Ebenso Leitner S. 56, Knecht 8. 47, Ojetti S. 149 u. 132. 

? Vgl. App. II zum vot. def. ASS. Bd. 40, 8. 538 f. u. vot. consult. ebda, 
S. 539 zu. c. | 

3 Vgl. Boeckenhoffa. a. 0. S. 33. 
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Mit Hilfe dieser Auffassung entscheidet sich die Frage, 
welchen Ehen die Gültigerklärung zugutekommt. 

Durch das Gesetz sind für gültig erklärt die matrimonia 
mixta und acatholicorum in quibusvis Imperii Germanici provin- 
ciis contracta vel contrahenda. Dieser Wortlaut, nach dem 
man versucht sein könnte, den Abschlussort entscheiden 
zu lassen, ist nicht genau: die Bestimmung ist zu eng, insofern 
sie Abschluss im Deutschen Reich erfordert; vielmehr muss auch 
der Abschluss in ausserdeutschen, wenn nur vom Tridenti- 
num exemten Territorien genügen. Auf der anderen Seite 
ist sie zu weit; es ist die Einschränkung nötig, dass die Nuptu- 
rienten im Deutschen Reich Domizil oder Quasidomizil haben 
müssen oder genauer nicht durch Domizil oder Quasidomizil ans 
Tridentinum gebunden sein dürfen. 

Wie erwähnt, besass das Tridentinum neben seiner lokalen 
auch noch personale Geltung mit der Wirkung, dass die in sei- 
nem territorialen Geltungsgebiet domizilierten (oder quasidomizi- 
lierten) Personen ihm auch im exemten Gebiet unterwor- 
fen blieben. An dieser Regel ist durch die Bulle so wenig wie 
durch frühere Erlasse etwas geändert. Persönlich dem Tridenti- 
num Unterworfene — beispielsweise zwei in Rom wohnende 
Brautleute — konnten deshalb auch unter der Herrschaft der 
Bulle im Deutschen Reiche weder eine Mischehe noch eine 
akatholische Ehe formlos eingehen. Auf der anderen Seite folgt 
aus der gewährten Befreiung, dass in Deutschland domizilierte 
Protestanten oder Katholiken auch ausserhalb Deutsch- 
lands überall einander klandestin ehelichen konnten, wo das 
Tridentinum entweder überhaupt nicht (wie z. B. in England) 
oder doch nicht für gemischte und akatholische Ehen (z. B. in 
Holland) galt. Endlich konnte nach dem Satze von der Privi- 
legienkommunikation der in Deutschland Angesessene dem per- 
sönlich ans Tridentinum gebundenen Ausländer seine Exemtion 
mitteilen, weshalb beispielsweise deutsche Protestanten mit römi- 
schen Katholiken und deutsche Katholiken mit römischen Prote- 
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stanten in Berlin (nicht in Rom) formlos gültige Ehen eingehen 
konnten. 

8. Dieser Rechtszustand hat sich, soweit die Mischehen in 
Frage kommen, seit dem Inkrafttreten des Dekrets Ne temere 
wesentlich geändert. 

Zwar hält das Dekret bestehende Exemtionen aufrecht, seine 
Vorschriften sollen für Ehen mit Akatholiken nur gelten (Ziff. 
XI 82): nisi pro aliquo particulari loco aut regione aliter a. S. 
Sede sit statutum, allein die hier vorbehaltene Exemtion hat 
unter dem neuen Gesetz einen grossen Teil ihrer bisherigen Be- 
deutung eingebüsst. | | | 

Bemerkt wurde bereits, dass die Möglichkeit der Privilegien- 
kommunikation weggefallen ist. Seit dem Inkrafttreten des De- 
krets Ne temere kann — um das frühere Beispiel wieder aufzu- 
nehmen — der römische Protestant oder Katholik mit deutschen 
Katholiken oder Protestanten eine formlos gültige Ehe auch in 
Berlin nicht mehr eingehen. Weitere wichtige Abänderungen 
enthalten zwei Entscheidungen der Konzilskongregation, 
die das Gesetz nicht bloss auslegen, sondern bis zu einem ge- 
wissen Grade ummodeln. 

Zunächst bestimmte die Kongregation am 1. Februar 1908, 
dass der erwähnte Vorbehalt ‘nisi pro aliquo particulari loco . .’ 
nicht — wie anzunehmen war und angenommen ist ? — die Be- 
nediktina und die gleichartigen Indulte betreffe, sondern sich 
lediglich auf die Bulle Provida beziehe. Hiernach ist Deutsch- 
land das einzige Land der Erde, in dem Mischehen dem 


 Formzwang nicht unterliegen? — allen anderen Ländern ist die 


ihnen für Mischehen vordem etwa gewährte Exemtion wieder ge- 
nommen, — woraus folgt, dass auch Deutsche im Gegensatz zu 
früher nirgends mehr im Ausland, also auch nicht in Holland 


! Bei Heiner S. 15ft. 

® Vgl. Knecht S. 67, Ojetti S. 156 ff. 

® Nach Heiners Mitteilung im Arch. f. kath. KR. Bd. 88, 8. 480° 
besteht die Absicht, die Exemtion demnächst auch für Deutschland wieder 
zu beseitigen! 
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und den anderen bisher gleichgestellten Ländern, formlos Misch- 
ehen eingehen können. 

Sodann hat die Kongregation in einer Entscheidung vom 
28. März 1908! die ihr vorgelegte Frage: 

num exceptio per Constitutionem Providam in Germaniam in- 

ducta censenda sit ut mere localis an etiam personalis ? 
dahin beantwortet: 

Exceptionem valere tantummodo pro natisin Germania 

ibidem matrimonium contrahentibus, facto verbo cum SSmo. 

Die hier gegebene Antwort ist nicht erschöpfend; es fehlt 
die Einschränkung, dass auch in Deutschland Geborene dann an 
der Exemtion nicht teilnehmen, wenn sie — kraft Domizils oder 
Quasidomizils — der Ehevorschrift des Dekrets Ne temere unter- 
worfen sind. 

Auch diesem kommt nämlich neben seiner lokalen. Geltung 
eine personale Geltung mit der Wirkung zu, dass es alle in 
seinem lokalen Geltungsbereich angesessenen Personen auch dann 
noch bindet, wann sie ausserhalb dieses Bereiches die Ehe ein- 
gehen ?. Diese Annahme rechtfertigt sich dem Dekret Ne temere 
gegenüber aus denselben Erwägungen, aus denen sie für das 
Dekret Tametsi aufgestellt war. Sie beugt der aus der Schaf- 
fung von Exemtionen sich ergebenden Gefahr einer Umgehung 
des Gesetzes durch Eheabschluss im exemten Gebiet vor. 

Noch einen Schritt weiter als die bisherige Rechtslehre geht 
in dem Bestreben, Gesetzesumgehungen einen Riegel vorzuschie- 
ben, die Kongregationsentscheidung. Bisher war es für die dem 
Tridentinum persönlich unterworfenen Personen möglich, durch 
Aufgabe des Domizils im tridentischen Gebiet und Erwerb eines 
solchen im exemten Gebiet sich der persönlichen Bindung ans 
Tridentinium zu entziehen und rechtsgültig klandestin zu ehelichen. 
Dem beugt die Entscheidung vor, indem sie neben dem Eheab- 


! Bei Ojetti S. 171f; Arch. f. Kath. KR. Bd. 88, S. 510. 
? Ebenso Ojetti S. 167. 
® Vgl. Ojetti S. 166 u. 173. 


m | 
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schluss im Deutschen Reich noch fordert, dass die Nupturienten 
im Deutschen Reich geboren sind. Dieses Erfordernis war 
der bisherigen Ehegesetzgebung unbekannt. Seine Einführung 
macht es Ausländern unmöglich, sich jemals der bindenden Wir- 
kung der Ehevorschrift des Dekrets zu entziehen. 


Die Bedeutung der Gültigkeitserklärung ist eine andere für 
die zu schliessenden, eine andere für die geschlossenen Ehen. 


A. Die Formbefreiung für die Zukunft. 


9. Die Gültigerklärung der matrimonia .. non servata forma 
Tridentina .. in posterum contrahenda enthält in ihrer Wirkung 
auf das bestehende Recht die Aufhebung des Decretum Ta- 
metsi, in ihrer Wirkung auf die künftigen Ehen selbst einen gene- 
rellen Dispensen vom impedimentum clandestinitatis. Infolge- 
dessen gilt für diese Ehen der vortridentinische und auch nach 
dem Tridentinum ausserhalb seines Geltungsbereichs weiter in 
Kraft gebliebene Satz: Sufficit solus consensus matrimonialis, 
dummodo constet de mutuo consensu. Es kann also auch eine 
kirchlich gültige Ehe völlig im geheimen, ohne Zeugen oder Be- 
obachtung irgend welcher Förmlichkeiten durch Austausch des 
Ehekonsenses geschlossen werden, und auch der briefliche Ab- 
schluss und der durch Stellvertreter und mittels Boten ist zulässig. 

Tatsächlich wird allerdings die Zulassung klandestiner 
Eheschliessung vornehmlich und fast ausschliesslich der Zivil- 
eheschliessung zugute kommen. Fälle, in denen eine 
kirchlich gültige Ehe geschlossen und die standesamtliche Trau- 
ung unterlassen ist, werden abgesehen von Trauungen auf dem 
Sterbebett sich kaum ereignen. Vielmehr wird auch die Kirche 
in aller Regel aus der Unterlassung der staatlichen Trauung bei 
Verbindungen der Protestanten unter einander und mit Katho- 
liken auf das Fehlen des consensus maritalis schliessen müssen ; 
dies um so mehr, als die Kirche im äusseren Rechtsbereich sich 
zum Beweise des Eheabschlusses mit den Angaben der angeb- 
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lichen Ehegatten im allgemeinen nicht begnügt!, andererseits 
aber die aus der copula carnalis unter Brautleuten für den Ehe- 
abschluss abgeleitete praesumptio iuris et de iure des Dekretalen- 
rechts neuerdings in ihr Gegenteil verkehrt ist ?. 

Die hohe Bedeutung, die die Zulassung klandestiner Ehe- 
schliessung für die Zivilehe hat, ergibt sich daraus, dass nun- 
mehr die Zivilehe zwischen Protestanten unter einander und mit 
Katholiken in der Regel auch eine kirchlich gültige Ehe begrün- 
det; der vor dem Standesbeamten erklärte Konsens stellt sich 
Jetzt auch als kirchlich gültiger Ehekonsens dar. 

Einige Worte hierüber erscheinen bei der Bedeutung dieser 
Frage gerade für Deutschland am Platze: 

10. Der Ehekonsens besteht in dem übereinstimmend erklär- 
ten Willen, eine Ehe im Sinne der Kirche mit einander einzu- 
gehen. Das Wesen dieser Ehe machen ihre Einheit, Unauf- 
löslichkeit und der Zeugungszweck aus, der darauf gerich- 
tete Konsens ist ein wahrhaft maritaler. Die Unauflöslich- 
keit der Verbindung braucht als solche nicht notwendig gewollt 
zu sein. Es darf nur nicht die Ehe von vorneherein als lösbare, 
sozusagen auf Zeit, eingegangen sein. Die blosse Anschauung, 
dass die Ehe lösbar sei und das Vorhandensein dieser Anschau- 
ung beim Abschluss der Ehe, macht sie nicht ungültig °; die 
Rupturienten kontrahieren — was für Protestanten von besonderer 
Bedeutung — wirksam, „licet sint in opinione, quod possint va- 
lide repudiare“ , 


! Vgl. Scherer Bd. 2, S. 194 u. Anm 139, 140. Bangen, instructio 
practica de spons. et matr. Bd. 3, S. 41. 

? Breve Leos XIIl. mutuus consensus vom 15. 2. 1892 beı Englmann 
ER. S. 13. 

3 Vgl. Vogt ER. S. 41 Anm. 2, Schnitzer ER. S. 198 u. die dort. 
Anm. 1 mitgeteilte Instr. S. off. ad ep. Nesquelliens. von 1877, ferner die 
Entscheidungen des Off. vom 25. 5. 1898 in ASS. Bd. 31, S, 55 u. der Congr. 
Conc. vom Dezember 1872 in ASS. Bd. 23, S. 723. A. M. Fleiner, Oblig. 
Zivilehe u. kath. Kirche (Preisschrift Lpz. 1890) S. 45 f. u. Anm. 1 auf Grund 
falscher Uebersetzung von Bened. XIV de syn. dioec. VI, 6 nr. 6. 

* Entsch. d. Cong. Conc. vom 29. 3. 1727 abgedruckt bei Pallotini, 
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Weitere Anforderungen sind an den Inhalt des Konsenses 
nicht zu stellen; insbesondere braucht er nicht etwa noch darauf 
gerichtet zu sein, eine christliche oder gar eine kirch- 
liche! Ehe einzugehen. Denn die Ehe, wie sie Christus und 
die Kirche wollte, erfordert nur den natürlichen Konsens. 
Diesen aber können wie Christen auch Juden und Heiden haben ?, 
denn auch in vorchristlicher Zeit gab es schon gültige Ehen. 

Ebensowenig braucht der Konsens die Sakramentali- 
tät der Ehe zu umfassen; denn diese tritt unabhängig vom 
Willen der Nupturienten und ohne Rücksicht auf ihren Glauben 
und Würdigkeit? ein; sie ist lediglich eine Folge der Taufe*. Die 
Nupturienten spenden einander daher, sofern sie nur Christen 
sind, das Sakrament stets, sobald sie den natürlichen Konsens 
haben, mögen sie auch im übrigen eine verkehrte Auffassung 
vom Wesen des Ehesakraments haben —- sie halten z. B. den 
einsegnenden Priester für den Sakramentsspender — oder gar, 
was bei Protestanten die Regel sein wird, die Sakramentsnatur 
der Ehe leugnen und ein Sakrament gar nicht spenden wollen, 

Nicht vorhanden ist der Konsens allerdings dann, wenn 
beide Nupturienten oder auch nur einer von ihnen den Eheab- 
schluss vor dem Standesbeamten nur als äusserliche Formalität 
wollen und betrachten®. Die Katholiken sind hierzu im Ge- 
wissen verpflichtet. Sie sollen sich bei der Abgabe ihrer Erklä- 


Collectio omnium conclusionum et resolut. (Congr. Concilii) Bd. 12 (1880), 
S. 448 s. v. Matr. $ II Ziff. 12. 

1 So Hirschel: drei Fragen über die Zivilehe II: Sind die Zivilehen 
als kirchlich gültige Ehen zu betrachten ? im Arch. f. kath. KR. Bd. 40 
S. 220 ff., insbes. 8. 222 ff., 246 f., 251, und anscheinend auch Hübler, Ehe- 
schliessung S. 7. 

® Englmann ER. $. 399. 

3 Vgl. Englmann ER. S.9. 

* Vgl. Leitner ER. S.60ff. 65ff. Schnitzer ER. S. 38 ff. 

5 Vgl. Leitner ER. S.63f.; Hollweck, das Zivileherecht des BGB. 
(Mainz 1900) 8. 831 Anm. 1; Schnitzer ER. S. 39, unrichtig Fleiner 
a.a. OÖ. 8. 47. 

6 Scherer Bad. 2, 8. 223. 
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rungen vor dem Standesamt gegenwärtig halten, nullum ab ipsis 
contrahi matrimonium, sed actum mere civilem poni, unice de- 
stinatum, ut civilibus potiantur effectibus!. Behalten die Katho- 
liken solchergestalt die Erklärung des Ehewillens dem kirchlichen 
Trauungsakte vor, so ist die Zivilehe kirchlich ungültig, anderen- 
falls gültig. Bei Katholiken wird hier die Tatsache, dass kirch- 
liche Eheschliessung beabsichtigt oder nicht beabsichtigt war, 
eine Inzicht nach der einen oder der anderen Seite bieten. 
Anders bei Protestanten, insofern nach evangelischer Auffassung 
der Ehewille stets beim Abschluss der bürgerlichen Ehe zu er- 
klären ist. 

Rechtsvermutungen für oder gegen die Gültigkeit der Zivil- 
ehe lassen sich nicht aufstellen . In der Regel wird aber, so- 
fern nicht besondere Umstände dagegen sprechen, kirchliche 
Gültigkeit der bloss standesamtlich getrauten Misch- und akatho- 
lischen Ehen anzunehmen sein. Auf dieser Annahme beruhen 
gerade unsere Bulle und das Dekret Ne temere. Beider Zweck 
war es, von den ohne kirchliche Mitwirkung geschlossenen aka- 
tholischen und gemischten Ehen den Makel kirchlicher Ungültig- 
keit, den Makel des Konkubinats, zu nehmen. Diesen Zweck 
würden sie verfehlen, wenn nun der Zivileheschliessung nach Be- 
hebung des impedimentum clandestinitatis grundsätzlich von der 
Kirche die ehestiftende Kraft versagt würde. 


B. Die Formbefreiung für die Vergangenheit. 


11. Die nachträgliche Gültigerklärung der bereits geschlos- 
senen Ehen enthält, wie wir sahen, eine nachträgliche Exemtion 
der gemischten und akatholischen Ehen vom Tridentinum. Die 
Ehen sind gültig so, als ob das Dekret Tametsi für sie in 
Deutschland nicht gegolten hätte. 

Wie schon erwähnt, sind dadurch nicht schlechthin alle im 

! Pius VI. am am 28.5.1793 bei Englmann, ER. S. 387; vgl. Leit- 


ner, ER. S. 121 u. 123. 
2 Scherer, Bd. 2, S. 223; vgl. auch Wernz S. 328 u. Anm. 348. 
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Deutschen Reich geschlossenen Misch- und akatholischen Ehen 
gültig geworden, nämlich einerseits die nicht, bei denen die Kon- 
trahenten als Ausländer persönlich ans Tridentinum gebun- 
den waren, andererseits aber auch gültig geworden diejenigen von 
Deutschen im tridentinumfreien Ausland geschlossenen Ehen, 
die bisher wegen persönlicher Bindung der Nupturienten ungültig 
waren; endlich ergreift die Gültigerklärung nicht sowohl die 
Ostern 1906 im Deutschen Reiche bestehenden, als viel- 
mehr die bis Ostern 1906 dort geschlossenen Ehen! Gültig 
geworden ist z. B. eine früher in Deutschland klandestin ge- 
schlossene Ehe zweier Ostern 1906 in Paris lebender Protestan- 
ten, nicht aber eine in Paris geschlossene Ehe zweier Ostern 1906 
im Deutschen Reiche lebender Protestanten. 

Die nachträgliche Gültigerklärung, die die bedeutsamste Be- 
stimmung der Bulle genannt werden darf, erscheint nach ihrer 
Wirkung auf die einzelnen Ehen als eine generelle sanatio 
in radice, wie eine solche schon öfter von der Kirche vorgenom- 
men ist?. Ihre Voraussetzungen sind denen nachgebildet, unter 
denen auch die sanatio in radice im Einzelfalle gewährt zu wer- 
den pflegt °. 

12. Zunächst muss also eine eheliche Verbindung, d.h. eine 
mit dem consensus maritalis eingegangene Verbindung vorliegen, 
die eine gültige geworden wäre, wenn nicht der Formmangel dies 
gehindert hätte. Ein Konkubinat kann nicht saniert werden, 
dagegen kann es nach Massgabe des oben Besprochenen die 
Zivilehe *. Es erhellt daraus, dass es nicht nur aus Gründen 


! Ebenso Leitner S. 70. 

? Beispiele bieten Leos XIII. Dekret für Malta vom 3. 6. 1892 (ASS. Bd. 25, 
S. 696), durch das nachträglich die formlos geschlossenen akatholischen 
Ehen für gültig erklärt wurden, und die Sanationen der in England und 
Frankreich in Revolutionszeiten eingegangenen Priesterehen von 1554 u. 1801. 

3 Vgl. im allgemeinen die Abhandlung in ASS. Bd. 1, 8.182 ff. circa 
dispensationem in radice matrimonü, Feije S. 817—828, Wernz Bd. 4, 
Ss. 950—975, Schnitzer ER. S. 547 ft. 

* Vgl. Feije S. 823 u. dort Zit. 
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der Reclıtspolitik und der Rücksichtnahme auf das Empfinden 
der Nichtkatholiken wie auch weiter katholischer Kreise ange- 
zeigt, sondern auch begriftlich notwendig ist, die wiederholt feier- 
lich ausgesprochene generelle Brandmarkung der (bloss wegen 
Formmangels ungültigen) Zivilehe als eines Konkubinats aufzu- 
geben und sie als nichtige Ehe von dem Konkubinat als Nicht- 
Ehe zu scheiden. 

Sodann lässt die Bulle die Gültigkeit nur eintreten, si.. 
mutuus coniugum consensus usque ad dietam diem perseverarverit 
(II Abs. 2). Vorlage waren auch hier die Sanationsdekrete, 
nach denen die Sanation nur gewährt wird, quatenus utraque 
pars in consensu de praesenti perseveret °. 

Die Bestimmung dieses Konsens begriffes ist nicht ohne 
Schwierigkeit. 

Am nächsten liegt es und sehr üblich ist es?, den Konsens 
als Ehewillen zu bezeichnen und in ihm eine Fortsetzung 
des Eheeingehungswillens zu sehen. Der consensus perseverans 
tritt danach als Seitenstück neben den consensus ab initio prae- 
stitus, der Wille matrimonii contrahendi setzt sich um in den 
Willen in matrimonio permanendi. 

Diese Anschauung, die ursprünglich wohl die leitende ge- 
wesen ist, ist heute überholt. 

Theorie und Praxis fordern heute nicht mehr, dass die Ehe- 
gatten zur Zeit der Sanation der Ehe noch den Willen haben, 
die Ehe mit einander fortzusetzen oder zu halten, erklären es 
vielmehr schon für genügend, wenn der erste consensus nicht 


! Vgl. die massvollen und treffenden Ausführungen bei Scherer Bd.2, 
S.108 u. 109. Der Standpunkt der Kurie ist nach Wernz’ Darlegungen S. 325 f. 
u. 334 nr. 211 auch heute noch ein anderer. Vgl. auch Hollweck, Zivilehe- 
recht des BGB.: „es braucht die Zivilehe nicht Konkubinat genannt zu 
werden; das würde zu einem Konflikt mit den Gerichten führen (!). Es genügt 
hervorzuheben, dass sie eine Nichtehe sei vor Gott und dem Gewissen“. 

2 Vgl. das Beispiel eines Sanationsreskripts vom Jahre 1891 bei Leit- 
ner ER. 484. 

> Vgl. Schulte ER. S. 394, Feije S. 823 ft. 
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„interim fuerit vere et effifaciter revocatus“ !. Ja, es ist nicht 
einmal „absolut notwendig, dass der erste Konsens nie wider- 
rufen worden und ununterbrochen fortdauere ... sondern nur, dass 
im Augenblick der Konvaleszenz .. aus dem ursprünglich mangel- 
haften Konsens nicht ein bewusster Dissens geworden sei“ ?®. 

Hiermit noch nicht genug, soll nach der heute herrschenden 
Meinung der consensus perseverans auch dann noch vorliegen, 
wenn ein Ehegatte den Willen hat, sich vom anderen zu trennen 
und die Nullitätsklage deshalb nicht anstrengt, weil er das Hin- 
dernis nicht kennt ?, ja selbst dann noch, wenn er die Nichtig- 
keitsklage angestrengt hat, aber wegen eines anderen als des zu 
sanierenden ihm unbekannten Ehehindernisses *. 

In diesen Fällen noch von einem dem Eheeingehungswillen 
entsprechenden Ehewillen zu sprechen, hiesse eine Fiktion auf- 
stellen °. 

Der heutigen Lehre entsprechend ist vielmehr der consensus, 
dessen Fortdauer auch in diesen Fällen angenommen wird, nicht 
zu bestimmen als der übereinstimmende Wille, die Ehe fort- 
zusetzen, sondern als die übereinstimmende Anschauung 
oder Ueberzeugung beider Ehegatten, dass eine Ehe unter ihnen 
bestehe. Auf diese Anschauung üben Kenntnis und Nicht- 
kenntnis eines Impediments ihren nächsten und unmittelbaren 
Einfluss, nicht aber auf die Willensrichtung der Gatten. Diese 
wird durch andere Impulse (Gefühle wie Liebe und Abneigung) 
bestimmt. 

Der consensus perseverans ist sonach eine Funktion des 


ı WernzS. 963; vgl. ASS. Bd. 15, S. 134; Feije S. 826. 

? Scherer Bd. 2, S. 500. 

® Vgl. ASS. Bd. 1, S. 183. 

* Vgl. ASS. Bd. 1, S. 186f.; Feije $. 826. 

° Nichts anderes als eine Fiktion ist es insbesondere mit Wernz S.965 
Anm. 36 Ziff. IV im Falle der Anstrengung der Nichtigkeitsklage auf Seiten 
des Klägers den Ehewillen noch als vorhanden deshalb zu erachten, weil 
der in der Klageerhebung sich bezeugende dissensus nur ein conditionatus 
sei, nämlich unter der Bedingung stehe: si sententiam favorabilem obtinuero. 
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Denkens, nicht des Willens !. Er ist die übereinstimmende Ueber- 
zeugung beider Teile vom Bestande einer Ehe unter ihnen. Er 
ist demgemäss vorhanden, wenn die Gatten ihre Verbindung als 
Ehe betrachten, er fehlt, wenn auch nur einer von ihnen wegen 
eines bestehenden Nichtigkeitsgrundes die Verbindung nicht mehr 
als Elıe ansieht. 

Neigung und Wille der Parteien haben nach dieser 
—- höchstens in ihrer Formulierung neuen ® — Ansicht mit der 
Frage, ob consensus perseverans vorliegt, nichts zu schaffen. Dem 
entspricht es, dass die sanatio in radice hauptsächlich gerade 
dann angewendet wird, wenn eine Konvalidation der Ehe durch 
renovatio consensus (des Eheeingehungswillens) seitens beider 
Gatten deshalb nicht erfolgen kann, weil die Ehegatten sich zu 
dieser Konsenserneuerung nicht verstehen würden. In diesem 
Falle saniert die Kirche die Ehe auch gegen den Willen der 
Gatten 3, sofern sie nur den consensus perseverans haben, d. h., 
sich wenn auch widerwillig noch als Ehegatten ansehen. 

Der böse Glaube, die Kenntnis von dem Grunde der 
Ungültigkeit der Ehe (z. B. des Formmangels) ist als solcher 
nicht schlechthin beachtlich. Er gewinnt mittelbare Bedeutung 
nur insofern, als die (theoretische) Kenntnis der Ungültigkeit für 
die Anschauung eines Teils über den Bestand der Ehe bestim- 
mend ist, ihn also dahin bringt, dass er an seine Ehe nicht mehr 
glaubt und sich nicht mehr als Ehegatten des anderen Teils an- 
sieht *. Diese Folge ist möglich, nicht notwendig. Protestanten, 


! Handlungsfähigkeit ist nicht erforderlich, wohl aber dass eine genügende 
Vorstellung vom Wesen der Ehe vorhanden ist; eine solche können auch 
Geisteskranke haben. 

2 Die Ansicht ist vielfach in der Form, dass der gute Glaube (hierüber 
gleich) erforderlich sei, vertreten worden. Zitate bei WernzS. 961, Anm. 30, 
insbesondere auch in der Abhandlung ASS. Bd. 1, S. 182 ff. Bereits Bene- 
diet XIV. stellte in ep. Redditae $ 40 als Erfordernis der Sanation auf: 
quod proles nata sit ex copula non manifeste fornicaria, sed putative 
matrimoniali. 

3 Vgl. ASS. Bd. 1, S. 186; Feije S. 826. 

* So Feije $. 821; Eichstädter Pastoralinstruktion bei Kutschker 
ER. d. kath. Kirche Bd. 5, S. 361; Wernz S. 962 Anm. u. ASS. Bd. 1, S. 1%. 
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die das katholische Kirchenrecht genau genug kennen, um zu 
wissen, dass nach diesem ihre Ehe mangels Beobachtung der 
Tridentiner Form ungültig ist, werden dadurch nicht veranlasst 
werden, über ihre Ehe anders zu denken als vorher, bei Misch- 
ehen kann aber sehr wohl die zunächst theoretische Kenntnis 
beim katholischen Teil etwa unter dem Eindruck von Vorhal- 
tungen durch den Beichtvater eine Wandelung seiner Anschau- 
ung über den Bestand seiner Ehe, die Ueberzeugung, im Konkubi- 
nat zu leben, hervorrufen. 

Theorie und Praxis sprechen in einem solchen Falle unter 
dem Banne der Auffassung des consensus als Ehewillens von 
einer revocatio consensus; tatsächlich liegt kein Widerruf, keine 
Willenserklärung, sondern eine Aenderung in der Denk- 
weise des Ehegatten, ein Wechsel seiner Anschauung vor. 

Der äussere Zustand der Ehe (species extrinseca ma- 
trimonii) * und das Verhalten der Gatten zu einander ist, da 
alles auf die subjektive Anschauung abgestellt ist, nur insofern 
bedeutsam, als aus ihnen die innere Anschauung erschlossen 
werden kann. Braucht diese auch nicht wie der Ehe(eingehungs)- 
konsens erklärt zu sein, um zu gelten, so muss sie doch 
irgendwie durch Wort oder Tat offenbart werden, um festgestellt 
und beachtet werden zu können. 

Allgemein gültige Regeln lassen sich nicht aufstellen. Doch 
wird, um Beispiele zu geben, häuslicher Unfriede ? oder ehe- 
brecherisches Verhältnis eines Gatten mit einer anderen Person 
fast nie und ebensowenig das Getrenntleben der Gatten, wenn 
es Folge einer Verfeindung ist, auf das Fehlen des consensus 
perseverans hindeuten. Auch die Stellung des Scheidungsantrages 
wird in der Regel nicht das Fehlen des Konsenses beweisen, 
anders die Anstellung der bürgerlichen Nichtigkeitsklage, sofern 
der Klagende seine Ehe selbst für nichtig hält, und namentlich 


! Vgl. darüber Feije 8. 821f., Benedict XIV de syn. dioec. lıib. 13 
c. 21 n. 7. ‘ 
? Vgl. Scherer Bd. 2, S. 500 Anm. 10. 
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die der kirchlichen Nichtigkeitsklage !. Die vollzogene Scheidung 
bloss von Tisch und Bett, mag sie die Kirche oder der Staat 
ausgesprochen haben, wird auf das Vorhandensein des Konsen- 
ses ?, die Scheidung dem Bande nach auf das Gegenteil schliessen 
lassen. Bei rein protestantischen Ehen sehen sich geschiedene 
Eheleute nicht mehr als Eheleute an, bei gemischten Ehen wird 
die abweichende Auffassung des katholischen Teils von dem prote- 
stantischen niemals geteilt werden und sich darum auch hier ein 
mutuus consensus nicht feststellen lassen. 

Für die Anwendung der Bulle ergibt sich daraus, dass im 
allgemeinen als saniert alle am Ostertage 1906 noch bestehenden 
(nicht geschiedenen oder für ungültig erklärten) Misch- und 
akatholischen Ehen anzusehen sind, mit Ausnahme derjenigen, 
bei denen die Nichtigerklärung beantragt ist. 


ı Mit dieser kann daher nicht der Antrag auf Sanierung der Ehe als 
eventueller ad cautelam verbunden werden, vgl. ASS. Bd. 1, S. 182 f. 

? Scherer Bd. 2, S. 500 Anm. 10, unrichtig Heiner S. 61, der als 
Voraussetzung der Gültigerklärung bezeichnet, dass „die Eheleute bis zu 
diesem Tage in ehelicher Gemeinschaft gelebt haben“. 
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spricht wenig dafür, dass das erwartete Gesetzbuch der katholischen 
Kirche die vollendete Technik aufweisen werde, welche optimistische 
Stimmen von ihm erwarten. Von besonderer Wichtigkeit ist der 
wörtliche Abdruck der einschlagenden Normen, die man so bequem 
alle zusammen hat. Doch fehlt die neue Ordnung für die Form der 
Gesetzgebung, die erst nach Abschluss des Registers zu diesem Buche 
ergangen ist. E. Fr. 

3. Detzel, Kurze systemat. Erklärung d. Dekrets Ne temere 
und Provida v. 2./8. 07, 18./1. 06 nebst den neuesten Entscheidungen 
der Konzilskongreg. v. 1, (4.) II., 30. III. und 27. VII. 08. Vortr. 
Passau 08. (Aus theol. prakt. Monatschr.) 

4. Pezzani, De celebratione sponsalium et matrimonii seu com- 
mentarium in decretum Ne temere. ed. III. cum documentis (Rom 08). 

5. De curia romana. Textum documentor. quibus curia rom. 
noviter ordinatur, praebet et notis illustravit.. Leitner (Regensb. 09). 

6. Moüy, Nouvelle legislat. des cultes (1905—08.) Par. 


IV. Quellen des Kirchenrechts. 


16. Sauerland, Urkund. u. Regesten z. Gesch. d. Rheinlande 
a. d. Vatıkan. Arch. 1—4. Bonn 1902—)5. 
17. Harnack, D. I. Klemensbrief. E. Studie z. Bestimmung 
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d. Charakters d. ältesten Heidenchristent. (Berl. 09, aus Sitzgsber. d. 
Berl. Ak. d. Wissensch.) 

18. Schulthess, D. syrischen Kanones d. Syn. v. Nicaea bis 
Chalcedon nebst zugehör. Dokumenten. Berl. 08. 

19. Monumenta Germaniae Legg. sect. 3. Concilia T. II. Coneilia 
aevi Karolini I. P. II. recens. Werminghoff. (Hannov. 08.) 

20. Hoermann, Entstehungsverhältnisse d. s. g. Poenitentiale 
Pseudo-Theodori. Me&lang. Fitting 2. 

21. Susta, D. röm. Kurie u. d. Konz. v. Trient unt. Pius IV. 
Aktenst. z. Gesch. d. Konz. v. Trient. 2. (Wien 09.) 

22. Constitutiones sinodales, promulgadas por el Sr. Obispo de 
Orense en el sinodo diocesano. (Örense 08.) 

23. Lundström, Svenska synodalakter in Skrifter utgefna af 
kykrbist. föreninger, t. 1. f. (Upsala). 

24. Schoolmeesters, Les statuts synodaux de Jean de 
Flandre, ev. de Liege 16/2 1288. Publies et traduits. Liege 08. 

25. Jungnitz, Visitationsberichte d. Diözese Breslau, Bd. 4. 
Archidiakonat Liegnitz 1. (Bresl. 09.) 

16. Valois, Un ouvrage inedit de Pierre d’Ailly, de persecutionib. 
ecclesiae.e Bibl. de I’Ec. d. Chartes 65, 557. 

27. Mulder, Z. Kritik d. Schriften des Jordanus v. Osnabrück. 
Mit. d. Instit. f. österr. Gesch.-Forsch. 30, 102. 

28. Scholz, Stud. üb. d. polit. Streitschr. d. XIV. u. XV. Jahrh. 
(Aus Quell. u. Forsch. a. ital. Arch.) Rom 09. 

29. Knuttel, Acta der particuliere synoden v. Zuid-Holland 
1621—1700. (1: 1621—33.) La Haye 08. 
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35. Batifoll, L’Egl. naissante et le catholicisme. (Par. 09.) 

36. Baumgarten, Z. Siebenzahl d. Diakone in d. Urkirche zu 
Jerusalem. Bibl. Z. 6, H. 4. 

37. Rinieri, Pietro in Roma ed i primi papi secondo i piü 
vetusti cataloghi della chiesa romana. (Torino.) 

38. Hoennicke, D. Judenchristent. i. 1. u. 2. Jahrh. Berl. 08. 

39. Linck*, Z. Uebersetzung u. Erläuterung d. Kanons IV, VI 
u. VII d. Konzils v. Nicaea. (Giessen 08. D.) 

Da die gelehrte Untersuchung sich auf solche Canones des Nicaea- 
nums bezieht, welche für die Verfassungsgestaltungsfragen in Betracht 
kommen, so verdient der selbständige Lösungsversuch des Verf. für 
viele behandelte Fragen auch die Aufmerksamkeit der Forscher auf 
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dem Gebiete des Kirchenwesens. E. Fr. 

40. Loofs, Z. Syn. v. Sardıka. Th. Stud. u. Krit. 09, 279. 

41. Wojucki, D. Wiederverehelichung d. Priester in d. mor- 
genl. K. A. f. k. KR. 88, 405. 

42. Lulves, Päpstl. Wahlkapitulationen. Beitr. z. Entwicke- 
lungsgesch. d. Kardinalates. Vortr. (aus Quell. u. Forschung. aus 
ital. Arch... Rom 09. 

43. Boudinhon, A propos de l’hist. de la Penitencerie. Le 
Can. cont. 32, 73. 

44. Crouet, La sacree Penitencerie apost. &tude, de droit et 
d’hist. (I,yon 08.) 

45. Göller, Z. Gesch. d. päpstl. Sekretariats (aus Quell. und 
Forsch. a. ital. Arch... Rom 09. 

46. Schäfer, Päpstl. Ehrenkapläne i. deutsch. Diözes. im XIV. 
Jahrh. Röm. Qu.Schr. 21, 2, 97. 

47. Ulanowski, Acta capitulor. Posnan. et Wladislav. (Oracov. 09.) 

48. Müller, D. Bremische Domkapitel im Mittelalter. (Greifsw. 
08. D.) 

49. Brennich, D. Besetzung d. Reichsabteien i. d. J. 1138 bis 
1209. (Greifsw. 08. D.) 

50. Gilow, Dalminer Fehde v. 1444. E. Beitr. z. Gesch. Friedr. 
d. Ersten u. z. Gesch. d. geistl. Gerichtsbark. in d. Mark Branden- 
burg i. XV. Jahrh. Forsch. z. Brandenb.-Preuss. Gesch. 21, 1. 

5l. Ulanowski, Acta iudicior. ecclesiasticor. dioeces. Plocens. 
Wladislav. et Gnesnens. (1422—1533). (Cracov. 09.) 

52. Sägmüller, D. Bischofswahl bei Gratian. Köln 08. 

53. Stimming*, D. Wahlkapitulationen der Erzbischöfe u. Kur- 
fürsten v. Mainz (1285—1788). Göttingen, Vandenhoeck u. Ruprecht 
09. — Mk. 4. 

Die auch auf ungedrucktem Material beruhende Schrift verdient 
die Aufmerksamkeit der Kanonisten. Sie ist gut disponiert, klar ge- 
schrieben und auf dem Studium reicher Quellen beruhend. Der Verf. 
behandelt zunächst die bischöflichen Wahlkapitulationen im allgemeinen, 
indem er zutreffend deren Wurzeln nachweist. Dann erst werden die 
Mainzer Kapitulationen in ihrer geschichtlichen Reihenfolge darge- 
stellt und endlich wird der Hauptinhalt der Kapitulationen systematisch 
behandelt. Dieser letzte Teil ist besonders bemerkenswert, da er für 
die einzelnen Rechtsverhältnisse — nicht für alle — des Kapitels, der 
Diözese, des Verhältnisses zum römischen Stuhle Aufschluss gibt. 
Einige kleinere Versehen mehr formeller wie materieller Natur — z.B. 
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heisst es 8. 27: „da die postulierten Erzbischöfe in den wenigsten 
Fällen die Konfirmation erhielten“. Ein postulierter wird aber über- 
haupt nicht konfirmiert, sondern admittiert, und der Verf. meint gar 


nicht postulierte sondern überhaupt eligierte — fallen nicht ins Ge- 
wicht, und vermögen unser günstiges Urteil nicht zu beeinflussen. 
E. Fr. 


54. Scharsch, D. Rekonziliation d. Kapitalsünden b. z. Papst 
Kallistus. Past. bonus 08, 10, 449; 11, 501. 

55. Paulus, Mittelalterl. Absolutionen als angebliche Ablässe II 
2. f. k. Theol. 32, 621. 

56. Paulus, Neue Aufstellungen über d. Anfänge d. Ablasses. 
Hist. Z. 30, 13. 

57. Villemonte, De la Ülergerie, la dime dans notre ancien 
droit franc., et son abolition. (Bord. 08. Th.) 

58. Müller, Ueber Absenzgelder. Z. f. KGesch. 30, 178. 

59. Ott, Abgaben an d. Bisch. bezw. Archidiakon i. d. Diöz. 
Konstanz bis z. XIV. Jahrh. Tüb. 07. (Diss.) 

60. Falk, D. dedicatio u. terminatio ecclesiae i. VIIL—XI. 
Jahrh., A. f. k. KR. 89, 79. 

61. Voigt, D. kgl. Eigenklöster i. Langobardenreiche. Gotha 09, 


VI. Staat und Kirche. 


29. Makower, Gezügelte Kirchen im freien Staat. Welches 
Verhältnis zu den Kirchen sollen die deutschen Staaten erstreben ? 
(Berl. 08.) 

30. Fränkel, Montaignes Stellg. z. Staat u. K. Leipz. 08. Diss. 

3l. Pivano, Da Berengario I. ad Arduino (in riposta ad uno 
studio di uguale titolo del prof. E. Gaboto). Torino 09. 

32. Görres, Justinian II. u. d. röm. Papsttum. Byzant. Z. 17,1. 

33. Greinacher, D. Anschauungen d. Papst. Nicolaus I. über 
d. Verh. v. Staat u. Kirche. (Berl. 09.) 

34. Kopfermann, Wormser Konkord. i. deutsch. Staatsrecht. 
(Berl. 08. Diss.) 

35. Hügelmann*, Die deutsche Königswahl im Corpus iuris 
canonici. (Breslau, Marcus 09, in Gierkes Untersuchungen, H. 28). 
Mk. 7.20. 

Seitdem Freisen in seinen dogmengeschichtlichen Untersuchungen 
das Decretum Gratiani und dessen Glossatoren herangezogen hat, 
sind eine ganze Anzahl gelehrter Arbeiten und zuletzt noch Sägmüller 
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über die Bischofswahlen, ibm auf dieser Bahn gefolgt. Diesen 
schliesst sich der Verf. an. Aber es will mir scheinen, als ob für 
sein Thema diese Aufgabe nicht recht geeignet sei. Was zunächst 
Gratian anlangt, so behandelt er die vorliegende Frage ex professo 
überhaupt nicht. Aber er ist ein starrer Gregorianer und erkennt dem 
Papste die Befugnis zu, Treueide zu lösen, auch solche, die dem Kaiser 
geleistet werden. Wie der Verf. ihn daher als Vertreter der juristi- 
schen Gleichordnung der geistlichen und weltlichen Gewalt hinstellen 
kann (8. 35), verstehe ich nicht recht. Die Meinung Gratians kann 
nicht aus den von ihm aufgenommenen Canones erkannt werden, son- 
dern nur aus seinen Dicta. Er nimmt auch seiner Ansicht wider- 
sprechende Canones auf, um sie mit den ihr entsprechenden in Har- 
monie zu bringen. Seine persönlichen Ansichten über die deutsche 
Königswahl, einer nicht spezifisch kirchlichen Materie, interessieren 
aber überhaupt wenig. Doch haben seine Canones den Glossatoren 
(Gelegenheit geboten, sich auch über jene Materie zu äussern und der 
Verf. hat mit grossem Fleisse die Glosse durchgearbeitet. Das ist 
dankenswert. Immerhin wäre es aber noch erspriesslicher gewesen, 
den Summae zu dem Decrete nachzugehen. Hier kennen wir wenig- 
stens die Autoren der verschiedenen Meinungen, deren Nachweisung 
für die einzelnen Glossen schwierig und unbestimmt ist. Dass die 
Glossatoren wesentlich mit Canones operieren, die sich mit der Be- 
setzung kirchlicher Aemter beschäftigen, spricht noch nicht dafür, dass 
sie die kaiserliche Stellung als ein Kirchenamt angesehen haben. Sie 
fanden ja kein anderes Material im Dekrete vor. Ebenso wenig, um 
das hier gleich vorauszunehmen, hat die Kirche den Kaiser wegen 
seiner Advokatie für einen Kirchenbeamten ausgegeben. Der advo- 
catus übte weltliche Funktionen für die Kirche, nicht solche der 
Rirche. Dass die Kirche über die Idoneität für solche Advokatie 
Normen aufgestellt hat, hat den advocatus ebenso wenig zum Kirchen- 
beamten gemacht, wie den Patron, dessen Idoneität gleichfalls kirch- 
lich präzisiert wurde. Auch die 8. 86 angeführte Stelle beweist nichts. 
Canonica electio heisst hier nur rechtmässige. 

Der Verf. behandelt dann die Dekretalen Gregors IX. mit ihrer 
Glosse. Hier scheint mir eine Lücke der Untersuchung darin zu be- 
stehen, dass die Compilationes antiquae unberücksichtigt geblieben 
sind. Die Dekretalensammlung Gregors enthält keine einschlagende 
Stelle, die nicht in den Compilationes stünde und auch diese haben 
eine Glosse gehabt, die unstreitig von den Glossatoren des Dekretalen- 
rechts gekannt und benutzt wurde, die der Verf. aber auch unberück- 
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sichtigt lässt. 

Beim liber VI tus. wirft sich die Frage auf, warum der Verf. bei 
ce 2 (2, 14) nicht lieber auf das erhaltene Original zurückgeht als auf 
dessen verstümmelte Form im kanonischen Gesetzbuch. 

Bezüglich der Extravaganten ist endlich zu sagen, dass sie gar 
nicht zum kanonischen Rechtsbuche gehören. Darum ist der Satz un- 
verständlich, dass mit der Aufnahme der Bulle Unam sanctam ins 
kanonische Rechtsbuch sich die gregorianische Doktrin „durchgesetzt 
habe“; dem guten Jean Ohappuis und den Editoren des Corpus iuris 
wird doch damit zu viel Ehre erwiesen. Wenn der Verf. schliesslich 
die Meinung bekämpft, dass die kanonischen Sätze über kirchliche 
Aemterbesetzung in das deutsche Königswahlrecht rezipiert worden 
seien, so pflichte ich ihm vollständig zu. Dass neu sich bildende 
Rechtsinstitute Elemente schon vorhandener in sich aufnehmen, ver- 
steht sich völlig von selbst. So hat das ältere kanonische Recht Mo- 
mente des römischen angenommen. Dass das bei der deutschen Kö- 
nigswahl gegenüber dem kanonischen Wahlrecht auch der Fall sein 
musste, verstand sich um so mehr von selbst, als ein ausgebildetes 
Wahlrecht sonst überhaupt nicht existierte, als die geistlichen Wähler 
mit dem kanonischen Recht bekannt waren, und das letztere auch 
nur zu Resultaten gelangt war, welche der Natur der Sache ent- 
sprachen und zu welchen die nationale deutsche Entwicklung auf jeden 
Fall hätte führen müssen. E. Fr. 

36. Bachelet, Bellarmin A l’index. docum. nouveaux. Etud. 
111, 227. 

37. Eible, D. Kanzelparagraph ($ 130a StGB.). Heidelb. 08. Diss. 

38. Stutz*, D. neueste Stand d. deutsch. Bischofswahlrechts mit 
Exkursen in das Recht des 18. u. 19. Jahrh. (Stuttg. 09, Stutz, kirchen- 
rechtl. Abhandlungen, H. 58.) 

Das Buch ist aus Vorträgen hervorgegangen und lässt diesen Ur- 
sprung auch jetzt noch erkennen, da dem von Anmerkungen begleite- 
ten Texte (92 Seiten) nicht weniger als 62 Nummern Quellen und teil- 
weise umfangreiche Exkurse (145 Seiten) beigegeben worden sind. In 
den letzteren behandelt der Verf. allerdings auch Fragen, die mit 
seinem Thema nicht in unmittelbarem Zusammenhange stehen, wie die 
Exklusiva bei der Papstwahl, die Konstitution Promulgandi Pius X. usw. 

Seitdem ich i. J. 1874 mein Buch über die Bischofswahlen ver- 
öffentlicht habe, ist wenig neues Material bekannt geworden. Die Ak- 
ten über die einzelnen Bischofswahlen werden sekretiert und nur ver- 
einzelte unkontrollierbare Mitteilungen sind zur öffentlichen Kunde ge- 
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kommen; man weiss nicht einmal sicher, wie die neueren Besetzungen 
der bischöflichen Stühle sich vollzogen haben. Dagegen ist ein Schrei- 
ben des Kardinalstaatssekretärs vom Jahr 1900 an die preussischen, 
hannöverschen und oberrheinischen Domkapitel ergangen, welches dem 
Verf. Veranlassung gegeben hat, die ganze Frage einer erneuten Unter- 
suchung zu unterwerfen. Ich vermag diesem Aktenstücke nicht die 
Bedeutung beizumessen, welche ihm der Verf. beilegt, es erweitert m. 
E. weder das in den altpreussischen Gebieten geltende Recht auf das 
frühere Königreich Hannover, noch wird es in Zukunft den missver- 
ständlichen Interpretationen der geltenden Rechtsnormen eine Schranke 
ziehen. Diesen, richtig interpretierten gegenüber enthält es nur un- 
wesentliche Neuerungen. — In Bezug auf das geltende Recht weicht der 
Verf. theoretisch mannigfach von dem früher von mir geltend gemach- 
ten Standpunkte ab, obgleich wir im praktischen Endresultate meist 
erfreulich miteinander übereinstimmen. 

Ich möchte an dieser Stelle hervorheben, dass ich in meinen bis- 
herigen Meinungen nicht erschüttert worden bin, obgleich ich hier nur 
einige Punkte unseres Dissenses zu markieren imstande bin. Ich halte 
das Wahlrecht der Kapitel nicht für ein diesen eingeräumtes Privileg, 
sondern für gemeines Recht, das landesherrliche und auch das päpst- 
liche Nominationsrecht für partikulares, wenn auch das letztere schliess- 
lich dem gemeinen nur noch ein geringes Geltungsgebiet belassen hat. 
Ich erachte die Interpretativbreven nicht für blosse Ausführungsver- 
ordnungen gegenüber den Cirkumskriptionsbullen, denn sie enthalten 
diesen gegenüber neue Normen. Ich erachte durch die hannoversche 
Bulle die Wahl einer persona minus grata nicht für ausgeschlossen, 
weder tatsächlich noch rechtlich, und erblicke darin den Gegensatz 
zum oberrheinischen Recht, für welches ich bei meiner Auffassung des 
Verhältnisses von Bulle und Breve stehen bleibe. Ich sehe nicht ein, 
warum die Regierung eine Liste, die nur ungenehme Kandidaten auf- 
weist, bloss zurückgeben dürfe, ohne Streichungen vorgenommen zu 
haben usw. 

Die Abhandlung enthält im übrigen manche feine Bemerkungen 
und beleuchtet den Stand der vorhandenen Kontroverse scharf und 
kritisch. Aber auch hier möchte ich meinen Widerspruch gegenüber 
einigen Behauptungen des Verf. konstatieren. Dieser bezeichnet das 
katholische Kirchenrecht seit Anfang des 19. Jahrh. als vatikanisches 
und meint, dass z. B. die Umgestaltung der römischen Kurie durch 
Pius X. ohne das Vaticanum unmöglich gewesen sei. Dagegen mag 
erinnert werden, dass die mindestens ebenso einschneidende Reorgani- 
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sation der Kurie durch Sixtus V. schon im 16. Jahrh. erfolgt ist. 
Wenn man nach einer Gesamtbezeichnung des modernen Kirchenrechts 
sucht, so wird man es als das jesuitische zu charakterisieren haben, 
denn der Geist dieses Ordens hat ihm sein Gepräge aufgedrückt. 
Darum halte ich es auch nicht für zutreffend, das Wesen dieses mo- 
dernen Rechts als ein spiritualistisches zu bezeichnen, als ein Auf- 
geben der früheren kirchlichen Ansprüche gegenüber dem Staate, als 
ein Sich-Zurückziehen auf die Ausgestaltung des inneren religiösen 
Lebens. Dem Staate und den Andersgläubigen gegenüber hat die 
Kirche ihren prinzipiellen Standpunkt nicht geändert, wenn sie auch 
temporis ratione habita nicht mehr alle ee desselben zu 
ziehen für opportun erachtet. — 

Unter den Exkursen ist Anh. 30 besonders Hersörzilehen: da er 
eigene geschichtliche Untersuchungen des Verf. enthält. E. Fr. 

39. Hillebrandt, Preuss. u. d. röm. Kurie in d. II. Hälfte 
d. XVII. Jahrb. (Aus Quell. u. Forsch. a. ital. Arch.) Bonn 09. 

40. Wendland, D. Religiosität u. d. kirchenpolit. Grundsätze 
Friedr. Wilh. III. in ihrer Bedeutung für die Gesch. d. kirchl. Re- 
staurat. (Giessen 09.) 

41. Schleglmann, Gesch. d. Säkularisation im rechtsrbein. 
Bayern. III. Die Säkul. in d. 1803 definitiv bayerisch gewesenen od. 
gewordenen Gebieten. Th. 2. (Regensb. 08.) 

42. Staatskirchenrechtl. Polemik. 1. Rehm, die Verfassungs- 
mässigk. d. bayer. KGOrdn. 2. Piloty, D. Verfassungswidrigk. d. 
bayer. KGOrdn. A. f£. öff. R. 23, 2. 

43. Zenker, Kirche u. Staat unt. bes. Berücksichtig. d. Ver- 
hältnisse in Oesterreich. (Wien 09.) 

44. Eisenmann, Et. sur le regime des cultes en Hongrie. 
Bull. mensuel d. 1. soc. de legislat. comparee. 08, 6. 7. 

45. Freuler, Kultusfreiheit u. d. Kultuspolizei im Bunde und 
in d. Kantonen. (Freib. i./Schw. 08. Diss.) 

46. Desdevizes du Dezert, L’Egl. et l’Etat en France de- 
puis l’edit de Nantes jusq’au Concordat. 1. (Par. 07.) 

47. Desdevizes du De&sert, L’egl. et l’etat en France de- 
puis le concordat jusq’ua nos jours t. 2. Par. 08. 

48. Th&obald, L’organisat. d. culte en 1791. Et. Franc. 08, 692. 

49. L’Egl. de France pend. la Revolut. de 1793. (Limoges 06.) 

50. Aulard, Et. et Lecons sur la R£volut. france. 5° serie (la 
reaction thermidorienne; les origines de la Separ. des Egl. et de 
Etat sous la Constituante, la Legislative, le Convent). Par. 07. 
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51. Pr&evost, Hist. d. dioc. de Troyes pendant la Revolut. 1. (09.) 

52. Debidour, L’kel. cathol. et l’Etat sous la troisiome Repu- 
blique (1870—1906) t. 2 (1859-—-1906). Par. 09. 

53. Parego, la separazione della Chiesa dallo Stato e la riforma 
laica in Francia (saggio di politica scientifica, Verona 08). 

54. Hesse, Les consequences de la separat. des Egl. et de 
l’Etat. Les ministres du culte dev. la loi penale. Par. 

55. Hesse, La separat. des &gl. et de l’etat et le droit repressiv. 
(Par. 08. Th.) 

56. Boudinhon, Les consequences de la separat. pour le droit 
canon. en France. Le Can. cont. 32, 7. 

57. Mouy, Nouv. legislat. des cultes (1905—8). (09.) 

58. Pr&lot, Le Budget des cultes. Etud. 103, 198 (in Frankr. 
1905: 42 384 933 fr.). 

59. Ambrosino*, Diritto ecclesiastico moderno (1880—1908). 
Napoli Pierro. 09. 

Der Titel des Buches könnte irreführen. Es ist zunächst kein 
Lehrbuch. Weder stellt es das gesamte heute in Frankreich geltende 
Kirchenrecht dar, noch ist es nach der Methode gearbeitet, welche ge- 
wöhnlich für Lehrbücher befolgt zu werden pflegt. Sein Inhalt be- 
schränkt sich auf eine Darstellung des französischen Staatsrechts be- 
züglich der Kirche, und zwar zunächst des modernen Trennungsgesetzes, 
der Ordens-, der Schulgesetzgebung und des französischen Protektorates 
über die Katholiken im Orient. Nach einer kurzen geschichtlichen 
Einleitung, die aber erst mit Konkordat und organischen Artikeln ein- 
setzt, wird mit besonderer Ausführlichkeit das Trennungsgesetz be- 
handelt, dessen Tendenzen sich im allgemeinen der Billigung des Verf. 
erfreuen. Die Entwürfe, die parlamentarischen Verhandlungen werden 
eingehend behandelt. Dann folgt eine systematische Erörterung des 
Gesetzesinhalts. Auch die staatliche Gesetzgebung über die Kongre- 
gationen wird ausführlich dargestellt einschliesslich der mutualites, 
während die Stellung des Staates zum Unterrichtswesen eigentlich nur 
einen Anhang dazu bildet, Das französische Protektorat nimmt einen 
Umfang von 11 Seiten ein. \ 

Die Darstellung ist klar, aber sie trägt den Charakter eines Lese-, 
nicht eines Lehrbuches: jegliche Belege fehlen, nirgends wird die Lite- 
ratur angeführt. Freilich hat der Verf. seinem Buche Anhänge bei- 
gegeben. In dem ersten führt er die Sammlung der Gesetze auf — 
die von mir in dieser Zeitschrift gegebene, wie auch die Sägmüller’sche 
fehlen —, die einzelnen gesetzlichen Normen in chronologischer Reiher- 
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folge und die Aktenstücke der parlamentarischen Verhandlungen. 

In dem zweiten gibt er eine Uebersicht der Literatur, und zwar 
nicht bloss mit Anführung, sondern auch mit einer kurzen Analyse der 
genannten Bücher. Auch hier ist die deutsche Literatur etwas zu 
kurz gekommen. 

Das verdienstliche Buch ist klar und verständig geschrieben, und 
wir möchten auch die Vertreter der deutschen Wissenschaft nachdrück- 
lich auf es hinweisen. E. Fr. 

60. Vermeersch, La Belge et la personne civile. Brux. 08. 

61. Keizer, De verhouding van Kerk en staat in verband met 
art. 171 der grondwet. Kampen 08. 

62. Everts, Verhouding van Kerk en staat in het biizonder ten 
aanzien der armenverzorging. Utrecht 08. Diss. 

63. Brune, La tassa di manmorta nella legislaz. ital. con note 
di dottrine e di giurisprud. Napoli 07. 

64. Gross, Mortmain in mediaeval boroughs. Amer. hist. rev. 
07, 733. 

65. Galichet, L’egl. anglicane et l’&tat. Par. Th. 

66. Savary, Egl. et l’Etat au Bresil. ÜCorresp. 08, 10/V. 

67. Bois, L’Egl. cath. en Russie sous Catherine II. La creation 
d’un eveche& de Blanche-Russie et le maintien des J&suites. R. d’Hist. 
eccles. 10, 65. 


VD. Verfassungs- und Verwaltungsrecht der katho- 
lischen Kirche. 


18. Santachiara, Il titulus patrimonii nella storia e nel diritto. 
Alatri 08. 

19. Richterich, Ist der Ehestand eines altkatholischen Bischofs 
vereinbar mit der Ausübung des Bischofsamtes und steht er im Ein- 
klang mit der Kirchendisziplin der ersten christlichen Jahrhunderte, 
in Revue internationale de theologie. 1908, Oct./Dec. 

20. Evrard, Le droit de veto dans les conclaves (Paris 08). 

21. Hofmann, Die Neuregelung der röm. Kurie durch Pius X. 
2. f. kath. Theol. 33, 198. 

22. Martin, The new apostolic constitut. on the roman curia. 
Amer. eccl. rev. 08. 627. 

23. Choupin, La constitut. Sapienti consilio de Pie X. et la 
reorganisat. de la curie romaine. Et. 08, 308. 642. 
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24. Forneret, La reforme de la Curie rom. Le Can. cont. 
32, 69. 

25. Dowling, The Patriarchate of Jerusal. (Lond. 09). 

26. Boudinhon, Chanoines prebendes et &lection du vicaire 
capitulaire. Le Can. cont. 32, 139. 

27. Locker, Der Pfarrzwang nach kath. u. ev. KR. Breslau 08. 
Diss. 

28. Schüller, D. Pfarrvikarie in d. Diözese Trier. A. f.k. KR. 
89, 34. 

29. Pesch, Praelectiones Dogmaticae, quasin collegio Ditton-Hall 
habebat T. VII..de sacramentis P. II de sacramento poenitentiae. De 
extrema unctione. De ordine, De matrimonio, Tractat. dogmatici. 
Freib. 093. 

30. Knapp, D. relig. Erziehung unehel. Kinder n. bayer. Staats- 
kirchenrecht. A. f. k. KR. 89, 54. 

3l. @Goes*, Frieden f. d. Friedhof. Ein Beitr. z. Auseinander- 
setzung zw. Kultur u. Konfessionalismus nach dem neuesten Stand. 
(Stuttg. Belser 09) 80 Pf. Zeitfragen d. christl. Volkslebens. Bd. 33, 
Heft 8. Ä 

Die dankenswerte kleine Schrift charakterisiert sich als Fortsetz- 
ung und Ergänzung der früheren desselben Verf. (Die Friedhofsfrage 
05), die wir angezeigt haben. Sie gibt neue und bemerkenswerte Bei- 
spiele katholischer, aber auch evangelischer Intoleranz nach gedruckten 
und ungedruckten Quellen. \WVenn Verf. den neuen Sächsischen Rechts- 
stand 8. 52 auf die „grosszügige Duldsamkeit der ev. Landessynode* 
zurückführt, so ist das irrig. Die Initiative ist von der Staatsregie- 
rung ausgegangen und die Anregung dazu vom apostolischen Vikariate, 
welches dann freilich durch die Synodaldeputation zu der Konzession 
veranlasst werden musste, die Ausdehnung der Verordnung auch für 
die Ober-Lausitz zuzugestehen. Dadurch ist erst die notwendige 
Reziprozität unter den beiden Konfessionen erzielt worden. E. Fr. 

: 32. Ammann, D. kirchl. Rechtspersönlichkeit im Grossh. Baden. 
A. f. öfl. R. 24, 212. 394. 

33. Boudinhon, Biens d’egl. et peines canoniques. Le Can. cont. 

32, 134. 


VII. Ordenswesen. 


5. Pollack, Z. Entwickelung d. kath. Ordenswesens im Deutsch. 
Reich. Ein statist. Versuch. (Halle 09 Flugschr. d. Ev. Bundes 266.) 
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6. Lugano Placido, Monografie di storia benedettina. Vol. 
I: La congregazione camaldolese degli eremiti die Monte Corona dalle 
origini ai nostri tempi, con una introduzione sulla vita eremitica prima 
e dopo San Romualdo. 2* ediz. Roma. 09. 

‘. Prutz, D. Anteil d. geistl. Ritterord. an d. geist. Leben ihrer 
Zeit. (Rede. München 09.) 

8. Eubel, Bullarii Franciscani epitome, sive summa bullarum 
in eiusdem bullarii quattuor prioribus tomis relatarum addito supple- 
mento in quo tum gravissima illorum quattuor voluminum diplomata 
verbotenus recepta, tum nonnulla quae in eis desiderantur documenta 
sunt inserta (ap. Claras aquas 19083). 

9. Regula delle suore Clarisse. Quarachi 08. 

10. Felix, Congregat. religieuses 09. 

1l. Beringer, De congregationib. marianis documenta et leges. 
Graz 09. 

12. Pivano, „Consortium“ o „societas“ di chierici e laici ad Ivrea 
nei secoli IX e X. (Estr. del volume in onore di Federico Ciccaglione 
p. 1. Catania.) 

13. Nimal, Les beguinages (09). 

14. Le Prado, Des aumönes dotales. Et. jur. de contrat d’en- 
tree en religion. (Angers 08.) 

15. Cuno*, D. Erwerb. d. jurist. Persönlichkeit seitens der Or- 
dens- und ordensähnlichen Genossenschaften d. kath. K. nach dem im 
Deutschen Reiche geltenden Recht. (Borna-Leipz. 1908. Diss.) 

Die kleine Schrift ist ein sehr beachtenswerter Lösungsversuch 
einer wichtigen und schwierigen Frage. Freilich kann ich mich mit 
ihren Ergebnissen, so sehr ich den Scharfsinn des Verf. anerkenne, 
nicht einverstanden erklären. Nach geltendem Recht können geistliche 
Gesellschaften in Gemässheit des Landesrechts Korporationsrecht er- 
werben, falls dieses für jeden Einzelfall den Erlass eines Gesetzes ver- 
langt. So in Preussen. Andere Ausführungsgesetze zum BGB. er- 
mächtigen die Regierungen dabei bloss den Weg der Verord- 
nungen einzuschlagen. Diese Bestimmungen der Ausführungsgesetze 
habe ich für nichtig erachtet. Der Verf. nimmt einen vermittelnden 
Standpunkt ein. Nach ihm bezieht sich das BGB. überhaupt nicht 
auf solche geistliche Gesellschaften, die einer Kirche angegliedert sind, 
welche in dem betr. Lande die Stellung einer öffentlichrechtlichen 
Korporation einnimmt; diese unterstehen lediglich dem Landes- 
recht, können also auch, wenn es besonders statuiert ist, durch 
Verordnung Korporationsrechte erhalten, ja bedürfen einer solchen 
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überhaupt nicht, da sie als Angliederungen einer öffentlich-rechtlichen 
Korporation schon nach gemeinem Recht Korporationsrechte ipso iure 
haben, sobald sie ordnungsmässig, sei es mit (fenehmigung des Staates 
— wo diese erfordert wird — sei es ohne diese zur Entstehung ge- 
kommen sind. 

M. E. dagegen bezieht sich das BGB. schlechtweg auf alle geist- 
lichen Gesellschaften, ohne Unterschied, ob sie öffentlichrechtlichen oder 
privatrechtlichen Religionsgesellschaften zugehören. Wie wäre denn 
sonst auch die bestimmte Bezugnalıme auf das preussische Recht und 
dessen ausdrückliche Aufrechterhaltung im Einführungsgesetze zum 
BGB. zu erklären? Denn in Preussen ist die kath. Kirche öffentlich- 
rechtliche Korporation, und ihre Klöster usw. würden demnach nach 
der Meinung des Verf. ausserhalb des Rahmens der reichsgesetzlichen 
Regelung fallen, die sie tatsächlich nichtsdestoweniger erhalten haben. 

Wo die Landesgesetzgebung dagegen, wie in Bayern den Stand- 
punkt einnimmt, dass geistliche Gesellschaften unmittelbar mit ihrer 
Entstehung ipso iure Korporationsrechte erwerben, wird dieser durch 
das BGB. nicht alteriert. Aber das ist nicht das in Deutschland gel- 
tende gemeine Recht. Ein solches konnte sich für den Erwerb der 
Korporationsrechte durch Klöster überhaupt nicht bilden, weil solche 
in einer grossen Zahl deutscher Staaten überhaupt nicht zugelassen 
wurden und zum Teil auch jetzt noch nicht werden, selbst wenn in 
diesen die katholische Kirche ein exereitium religionis publicum be- 
sass. Dass kirchliche Gemeinden einer öffentlichrechtlichen Religions- 
gesellschaft ipso iure privatrechtliche juristische Personen sind, ist ein 
Rechtssatz, der sich in Deutschland in Gemässheit des Westfälischen 
Friedens herausgebildet hat, aber nur für die Gemeinden, nicht für 
andere selbst wesentliche Verbände der Kirche. So sind in der ev. 
Kirche den Kreissynoden erst durch besondere (fesetze Personenrechte 
beigelegt worden. So ist auch in Frankreich die juristische Persön- 
lichkeit der Diözese erst 1879 staatlich anerkannt worden. Erst recht 
muss das aber gelten für die Klöster, die ja nicht Bestandteile des 
kirchlichen Organismus sind, sondern, wie der Verf.richtig betont, nur 
„angegliedert“. Soll jede Korporation, welche die Kirche sich etwa 
heute angliedert, darum Korporationsrechte ipso iure nach dem angeb- 
lich gemeinen Recht erhalten ? 

Uebrigens möchte ich noch betonen, dass ein Orden von keinem 
deutschen Staate Korporationsrechte erhalten kann, wenn er nicht 
einem und zwar dem betreffenden Staatsgebiete angehört. Dieselben 
Gründe, welche dagegen sprechen, dass ein Staat der Gesamtkirche 
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Korporationsrechte verleiht — denn jene umfasst die Welt — sprechen 
auch gegen die Möglichkeit, dass ein Staat einem universalen Orden 
Korporationsrechte verleihe. Diese können auch nicht durch Eintra- 
gung in das Vereinsregister solche erwerben. E. Fr. 


IX. Evangelisches Kirchenrecht. 


14. Hermelink, Zu Luthers Gedanken über Idealgemeinden u. 
weltl. Obrigkeit. Z. f. KG. 29, 479. 

15. Frauer, Rechtl. Stellg. d. Württemb. Konsist. geschichtl. 
entwickelt. Tüb. 08. Diss., auch in D. Z. f. KR. 17, 225. 319. 

16. Kreutzer*, Zwinglis Lehre von der Obrigkeit. Stuttg. Enke 
09. (Stutz, kirchenrechtl. Abhandl. H.57 M. 4.) 

Die Beziehungen dieser wohl Giessener Dissertation zum „Kir- 
chenrecht“ sind locker. Für uns kommt wesentlich in Betracht, dass 
Z. die Kirchengewalt der Gemeinde zuspricht, aber eine Uebertragung 
von der kirchlichen auf die politische annimmt. Der Verf. sucht die 
Motive dieser Auffassung in der politischen Stellung, die Z. eingenom- 
men hat. Die Verwandtschaft dieser Auffassung mit derjenigen des 
Kollegialsystemes springt in die Augen. E. Fr. 

17. Schmidt, Visitationsberichte über einige mansfeld. Orte. 
Mansfelder Blätter 08. 

18. Könnecke, Die ev. Kirchenvisitat. d. XVI. Jahrh. i. d. 
Grafsch. Mansfeld. Mansfelder Bl. 07 (21. Jahrg.). 

19. Holmquist, De Svenske Domkapitelns förwandling tıll 
Lärarekapitel 1571—1687. Upsala Universitets Arsskrift 1908. 

20. Smend, D. Kirchenverfass. d. Grafsch. Bentheim in ihrer 
geschichtl. Entwickelg. Leipz. 08. Diss. 

21. Niedner*, D. Besetzung der Diakonatstellen an der Petri- 
kirche in Berlin. Ein Beitr. z. Gesch. d. städtischen Patronats. (Ber- 
lin 09. Strupp u. Winkler.) 

‘ Die kleine Schrift bewegt sich auf derselben Linie wie die in 
dieser Zeitschrift (Nr. 5 Bd. 15) desselben Verfassers. Sie weist in 
sehr belehrender Weise auf Grund auch archivalischen Materiales nach, 
wie das Patronatrecht des Berliner Magistrates über eine dortige Pfarr- 
kirche entstanden ist. Keinerlei Stiftung oder ein anderer rechtlicher 
Entstehungstitel liegt für dies Patronatrecht vor. Auf Grund der 
städtischen Herrschaft hat der Magistrat eine Summe von Verwaltungs- 
rechten ausgeübt, die erst allmählich sich zu einem Patronate ausge- 
staltet haben. E. Fr. 
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22. Actes et decisions du synode, national des Egl. reform. 
evangel. de France tenu a Mazamet du 23 au 26 juin 08. (Toulouse 08.) 


X. Sektenwesen. Religionsfreiheit. 


3. Bonnet Maury, La liberte de conscience en France. Alcan. 

4. Reyss, Et. sur quelques points de l’hist. de la Tolerance au 
Canada et aux Antilles. XVIe et XVIIe siecles. (Geneve. 07 Th.) 

5. Molinier, L’egl. et la societ& cathare. R. hist. 94, 225. 95, 
1. 263. 

6. Cauzons, Les origines de I’Inquisit. t. 1 (08). 

7. Obregon, Guillen de Lampat la inquisiciöon y la indepen- 
dencia en el siglo XVII. Par. 08. 

8. Hege, D. Täufer in d. Kurpfalz. Ein Beitr. z. bad.-pfälz. 
Reformationsgesch. Frankf. a/M. 08. 


XI. Eherecht. 


25. Weiss, Endogamie u. Exogamie im röm. Kaiserreich. Z. f. 
RGesch. Rom. Abt. XXIX. 

26. Köstler, Muntgewalt und Ehebewilligung in ihrem Verh. 
zu einander nach longobard. u. nach fränk. Recht. Z. f. Rechtsgesch. 
42, 78. 

27. Freisen*, D. kathol. Ritualbücher d. nordischen Kirche u. 
ihre Bedeutung für die german. Rechtsgeschichte. (Heidelb. 09. Winter 
und Beyerle. Deutschr. Beitr. 3, 2). 

Die kleine Abhandlung gibt einen mit Anmerkungen versehenen 
Vortrag wieder, welchen der Verf. i. J. 1905 als Antrittsvorlesung in 
Würzburg gehalten hat. Sie stellt präzise die Resultate fest, welche 
der Verf. aus seinen nordischen Studien gewonnen hat, und auf deren 
Bedeutung ich schon früher in dieser Zeitschrift hingewiesen habe. 
Dass die Ritualbücher für das Recht der Eheschliessung eine nicht 
unbeachtliche Rechtsquelle bilden, habe ich schon vor langer Zeit an 
der Hand der Publikationen Martenes für Frankreich, an englischen 
und auch deutschen Ritualien nachgewiesen. In allen finden sich die 
deutschrechtlichen Elemente des Eheschliessungsrechts mit sich stetig 
steigerndem Einfluss der Kirche. Das Verdienst des Verf. ist es, die 
nordischen Ritualien der Forschung erschlossen zu haben, doch schei- 
nen mir einzelne französische Ritualien ein früheres Stadium der 
Rechtsbildung zu repräsentieren als die nordischen. Interessant ist 
der Nachweis des Verf., dass die nordischen fast Entlehnungen der 
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englischen darstellen, und erfreulich die Mitteilung, dass er ein nordi- 
sches Eheschliessungsrecht publizieren werde. Wenige sind dazu vom 
kanonistischen Standpunkte aus so qualifiziert wie er. E. Fr. 

28. Veit, Z. Gesch. d. Dekr. Tametsi i. d. alt. Erzdiöz. Mainz. 
Katholik 08, 4. ser. 196. 

29. Di Pauli, Z. Interpretation des Art. IV 8 1 „Ne temere“. 
A.f. k. KR. 89, 75. 

30. Hinschius, D. RGes. üb. d. Beurkundung d. Personenstan- 
des u. d. Eheschliessung v. 6./2. 1875. Mit Komment. u. Anmerkun- 
gen u. e. Abdr. der grundleg. Ausführungsbest. d. Reichs u. d. Bun- 
desstaaten. Begründet v. H. 4. neubearb. Aufl., behandelnd d. Per- 
sonenstandsges. in d. gegenwärt. Gestalt in Verbindg. m. e. Erläuterg. 
der 8$ 1303—1322 des BGB. Her. v. Boschan. (Berl. 09.) 

3l. Arner, Consanguineous marriages in the american popula- 
tion. New-York 08. 

32. Brieger, Luther u. d. Nebenehe d. Landgrafen Philipp v. 
Hessen. Preuss. Jahrb. 09. 35. 

33. Scharnagl*, D. feierl. Gelübde als Ehehindernis. In 
seiner geschichtl. Entwicklung (Freib. Herder 08. Strassb. Theol. Stud. 
IX H. 2. 3) — M. 5,60. 

Die in der Vorrede gemachte Bemerkung, dass das Thema der 
Schrift seit 1786 nicht monographisch behandelt worden sei, stimmt 
freilich nicht ganz. Der Verf. führt selbst S. 207 die Schriften von 
Gaugusch und Dujon an, die beide 1902 erschienen sind und beide 
das Ehehindernis der höheren Weihe erörtern, wie das auch Freisen und 
Esmein getan haben. Aber man wird dem Verf. nachrühmen dürfen, 
dass er alle seine Vorgänger an Ausführlichkeit der dogmengeschicht- 
lichen Entwickelung übertrifft, da er nicht nur mit gedruckten, son- 
dern auch mit ungedruckten Materialien arbeitet. Ob solche Aus- 
führlichkeit freilich nötig war, ist eine andere Frage. Seit dem Freisen 
für das gesamte Eherecht die dogmengeschichtliche Literatur neu aus- 
gegraben und Sehling auf demselben Wege für die Unterscheidung 
der Verlöbnisse neue und bedeutsame Ergebnisse erzielt hat, ist diese 
Methode die übliche geworden, kann aber zu Uebertreibungen führen. 
Denn schliesslich kommt es nicht darauf an, dass wir die Ansichten 
aller mittelalterlichen Autoren kennen lernen, wenn sie nicht gerade 
durch neue Gedanken auf die Entwickelung des von ihnen behandelten 
Instituts umbildend gewirkt haben. Weit lieber wäre es uns gewesen, 
wenn auch das staatliche Recht der Materie eine Bearbeitung gefun- 
den hätte. Denn danach bemisst sich ja doch ihre Bedeutung für das 
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heutige Rechtsleben. 

Dem Verfasser wird zuzugestehen sein, dass er sorgsam, kritisch 
und unter Berücksichtigung emer reichen Literatur — ich vermisse 
indessen Schäfers Klarissinnen — seine Untersuchung geführt hat, und 
auch seinem Endergebnisse möchte ich zustimmen. Sicher beruht 
heute das Ehehindernis der höheren Weihen auf objektiver Rechts- 
norm, das des Professus auf seinem Votum, mit dessen durch den 
Verf. gegebener Konstruktion ich freilich nicht ganz übereinstimme. 

E. Fr. 

34. Freiberg, D. Wiederverheiratung im Falle der Todeserklä- 
rung mit bes. Berücksichtigung d. Eheanfechtung nach d. BGB. (Leipz. 
08 D.). 

35. Berndorff, Z. Wiederverheiratung im Falle der Todeser- 
klärung eines Ehegatten (Leipz. 08 Diss.). 

36. Sauer, D. Eheschliessungs- u. Ehescheidungsrecht m. Be- 
rücksichtigung d. Haager intern. Privatrechtsabkommen v. 23./6. 09. 
(Münch. 09.) 

37. Beer, Neue Entwickelungsstufen d. internat. Privatrechts. 
2. Zum internat. Eherecht. A. D. Ehehindernis d. Religionsverschie- 
denheit. Z. f. Internat. Privat- u. öff. R. 19, 1. 

38. Crohne, Nichtigkeit u. Anfechtbark. e. Ehe nach d. BGB. 
Berl. 07 (Heidelb. Diss.). 

39. Arndt, D. Wiederaufnahme eines rechtskräftig entschiedenen 
Eheprozesses nach d. Tode eines Ehegatten. (Leipz. 08. D.) 

40. Oettinger, Bestimmungen üb. d. Eheschliessung von Ofh- 
zieren d. kön. preuss, Heeres. Auf Grund der HeiratsVO. v. 25./5. 82, 
sowie d. sonst. gesetzl. u. kirchl. Vorschr. zusammengestellt. Berl. 09°. 

41. Toop, Ehescheidg. u. Aufhebg. d. ehel. Gemeinschaft nach 
d. BGB. (Jena 08 D.) 

42. Roca, Les finangailles ou promesses de mar. (Montpellier 07). 

43. Schmid, D. Ehescheidung wegen Geisteskrankheit (BGB. 
8 1569). Borna-Leipz. 09. Diss. 

44, Crome, Erziehung u. Verkehr mit d. Kindern bei tatsächl. 
(setrenntleben d. Ehegatten. D. Recht 09, 47. 

45. Lözius, Kinder aus geschiedenen Ehen (Würzb. 08. D.). 

46. Ahrens, Die Ehescheidungserfordernis des $ 172 StGB. 
Rost. 08 Diss. 

47. Gabriel, Manuel du divorce et de la separation de corps. 
Par. 

48. Margueritte, Le divorce, in Les Docum. du Progres 08 Sept. 
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49. Poinat, La question de l’elargissement du divorce (Par. 
08 th.). 

50. Kinon, Commt. de la loi du 11./2. 02 modifiante la pro- 
cedure en matiere de divorce 09. 

5l. Pennacchio, La legge sul divorzio in Italia nelle sue mol- 
teplici questioni religiose etiche, giuridiche, storiche, fisiologiche e 
sociali. Roma 08. 

52. Bosco, Divorzi e separazioni personali di coningi; relazione 
(Direzione generale della statistica) Roma 09. 

53. Raymond, De la legitimation des enfants incestneux ou 
adulterins 09. 


XII. Schule. 


6. Pätzold, Gesch. d. Volksschulwesens i. Kgr. Sachsen. Leipz. 08. 

7. Prätorius, D. niedere Schulwesen Lübecks i. 17. u. 18. Jahrh. 
08 (Leipz. D.). 

8. Nicolay, D. Reformator d. kath. Schulwesens in Schlesien 
u. Oesterreich Joh. Ign. v. Felbiger als Begründer des kath. Religions- 
unterrichts in d. Volksschule. (Bonn 08 Diss.) 

9. Joung, Hist. de l’enseignement primaire et secondaire en 
Ecosse, plus specialement de 1560 a 1872 (Par. 07). 

10. Burns, The cathol. school system in the United States; its 
principles, origin and etablisment. NY. 08. 

1l. Meyer, Ziel, Organisat. u. Stoff d. Unterr. im Jesuitengym- 
nas. zu Köln in d. erst. Jahren n. s. Eröffnung 1557. Mitt. d. Ges. 
f. d. Erziehungs- u. Unterr.-Gesch. 19 H. 1. 

12. Fedele, Documenti pontifiei riguardanti l’universita di Pisa 
1. 2. (Pisa 08). 

13. Feret, La facult& de theol. de Paris et ses docteurs les plus 
celöbres. Epoque moderne T. VI: XVIIlIe siecle. Phases historiques 
(Par. 09). 

14. Bargilliat, Rom. Pontiff. Pi IX, Leonis XIII et Pii X 


monita et decreta de institutione in seminariis episcopalib. (Par. 08). 
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III. Aktenstücke. 


Mitgeteilt von Friedberg. 


Päpstliche Aktenstücke. Sprüche römischer Behörden. 


3. Pius X. Ordo servandusin sacris Congregationi- 

bus, Tribunalibus Officiis, Romanae Curiae. 
Pars altera'. Normae peculiares. 
Cap. I. — De ambitu Competentiae singulorum officiorum sanctae sedis. 

1. Secundum praescripta Constitutionis Sapienti consilio, Officio- 
rum Sanctae Sedis competentia partim territorium, partim vero ma- 
teriam affıcit. 

a) Congregationi Sancti Officii, in suae competentiae rebus, terri- 
torii limites nulli sunt. 

b) Consistorialis munia sunt circumscripta regionibus juri com- 
muni obnoxiis, in quibus ipsa suam et cum aliis non communem habet 
competentiam circa ea omnia, quae ad regimen dioecesanum, ad Semi- 
naria, ad Episcoporum aliorumque Ordinariorum electionem, ad Apo- 
stolicas visitationes, ad relationes de statu dioecesium referantur. 

c) Congregationi de disciplina Sacramentorum in iis, quae matri- 
monium spectant, competunt quoque loca Congregationi de Propaganda 
Fide obnoxia, ad memoratae Constitutiones normam. Circa cetera 
Sacramenta competentiam habet circumscriptam regionibus juri com- 
muni subjectis. 

d) Concilii et Studiorum Congregationibus, in ipsarum compe- 
tentiae negotiis, certi locorum assignati sunt limites, quemadmodum 
Consistoriali. 


ı Der 1. Teil oben Bd. 18 S. 436 ff. 
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e) Congregatio religiosorum Sodalium praecipuam et propriam 
habet competentiam in religiosos ubicumque versantur, atque in rebus 
omnibus, quae statum, disciplinam, studia et sacram ipsorum Ordina- 
tionem spectant, salvo jure Oongregationis de Propaganda in religiosos 
qua missionarios. 

f) Propagandae Fidei Congregatio jurisdietionem locis et rebus 
circumscriptam habet, juxta memoratae Constitutionis praescriptum. 

g) Oongregationibus Indieis, Rituum, pro Negotiis ecclesiasticis 
extraordinariis, Caeremoniali, itemque Tribunalibus tum interni tum 
externi fori, pro suae competentiae negotiis, nulli sunt constituti terri- 
torii limites. 

2. Etsi abrogata jurium cumulatione in Sanctae Sedis Officiis, 
sua cuique negotio sit constituta sedes; nihilominus, quia in pecu- 
liaribus casibus dubitationi aut errori locus esse potest, firma manet 
antiqua lex, qua, delato et excepto ab aliquo Officio suppliei libello 
pro impetranda re sive ad gratiam pertinente sive ad justitiam, nemini 
ulla de causa licet aliud suo marte Officium ad eumdem finem adire; 
sed opus est adsensu Officii ipsius quocum agi coeptum est aut Uon- 
gregationis Consistorialis decreto, quo venia detur transmittendi ne- 
gotii. | 

Quaevis concessio ab Officio alio profecta, contra memoratam le- 
gem, irrita esto. 

3. In expostulationibus ad Sanctam Sedem, si libellus ad 8. Ro- 
tam delatus est, Decanus cum duobus Auditoribus primis; si ad ali- 
quam Congregationem, ordinarius ejusdem Congressus, de quaestionis 
natura videbunt, utrum res administrationis ac disciplinae tramite 
tractanda sit, an summo jure agendum. 

Horum primum si accidat, judicium quaestionis reservatur sacrae 
Congregationi eui competit, ad normam Const. Sapienti consilio. 

Alterum si fiat, quaestio ad proprios judices ac sua tribunalia de- 
feratur ad normam juris communis definienda, salvo semper proprio 
Signaturae Apostolicae procedendi modo. 


Cap. II. — De iis quae plenae congregationi reservantur et congressui 
tribuuntur. 

1. In sacris omnibus Congregationibus communiter judicio Patrum 

Cardinalium, quibus ipsae constant (vel, uti vulgo dicitur, plenae Con- 
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gregationi), est reservata solutio dubiorum omnium aut quaestionum 
de jure interpretando; examen controversiarum ordinis administrationem 
ac disciplinam spectantis, vel per se vel ob adjuncta graviorum; dis- 
ceptatio de gratiis ac facultatibus majoris momenti, iisdemque vel per 
se vel ratione modi insuetis: acta denique omnia publici ordinis atque 
communis, sive praeceptiones ea sint sive praescriptiones. 

2. Ad Congressum pertinet ea praeparare quae ad plenam Üongre- 
gationem erunt deferenda; deliberata exsequi post approbationem 
Summi Pontificis; eadem casibus aptare similibus, ubi res perspicua 
sit, obvia, nullique objecta controversiae; largiri pro potestate a Pon- 
tifice Maximo facta, facultates, gratias, indulta, quae consueta sint et 
facilia; providere ut quae in Öfficio geruntur, omnia rite procedant 
secundum normas tum communes tum peculiares hujus legis, et Oonstit. 
Sapienti consilio. 


Cap. III. — De modo tractandi negotia non stricte judicialia. 
Art. 1. — Quanto agitur de rebus gratiae. 


1. Si gratiae, seu facultates, dispensationes, indulta, quae quis a 
Sancta Sede postulet, jus aliis quaesitum laedant, ii, quorum interest, 
aut directo aut per Ordinarios suos ante concessionem audiendi sunt. 

2. (sratiae, quas quis pro se a Sancta Sede oretenus assequitur, 
ipsi petenti in foro conscientiae suffragantur. Nemo tamen potest 
cujuscumque privilegii usum adversus quemquam vindicare, nisi privi- 
legium ipsum legitime probet. 

3. Gratiae, que a NSancta Sede scripto conceduntur, communiter 
ab ipsa directo promanant per personas et ÖOfficia jure recognita. 
Quandoque vero supplex oratoris libellus ad Ordinarium, vel ad alium 
ejus loco ecclesiasticum virum, per personas et Officia memorata re- 
mittitur, cum facultatibus petitam gratiam largiendi sive totam sive 
certis limitibus circumscriptam. 

Quum preces ad Ordinarium cum facultatibus remittuntur, ejus 
aequo judicio rectaeque conscientiae imploratae gratiae largitio permit- 
titur, habita ratione formae rescripti, rerum Sanctae Sedi expositarum, 
et opportunitatis gratiae concedendae. 

Ubi vero ab ipsa Sancta Sede, interposito nemine, gratia imper- 
tiatur, exarari rescripta possunt, aut forma gratiosa aut commissoria. 

4. Si forma gratiosa, exsecutorem suapte natura non postulant. 
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Exhibenda tamen Ordinario sunt, qui ea suo recognitionis rescripto 
roboret, si de rebus agatur publicis, cujus generis indulgentise sunt 
communiter impertitae, sacrae reliquiae publicae venerationi propo- 
nendae, aliaque hujusmodi; aut si comprobare conditiones quasdam 
oporteat, uti loci decorem in sacellis privatis, aliaque id genus. 

Si vero commissoria forma rescripta expressa sint, opus habent 
exsecutore. Nec licet Ordinario exsecutionem detrectare, nisi forte 
horum alterutrum occurrat, ut aut manifesto vitiosae, hoc est obrep- 
titiae vel subreptitiae sint preces, aut qui gratiam impetravit adeo 
videatur indignus, ut aliorum offensioni futura sit indulti concessio. 
Haec si accidant, Praelatus, intermissa exsecutione, statim ea de re 
certiorem faciet Apostolicam Sedem. 

5. Pro recognitionis testimonio, quo rescripta muniuntur, ut est 
in superiore num. 40, nulla est, repetenda compensatio. Necessariae 
tamen impensae sarciri possunt, quales, ex. gr., occurrunt ad loci cog- 
nitionem in sacelli usum adhibendi, aut at fidei comprobationem circa 
aliquam sacram reliquiam. 

6. Servatis, tum quae superiore num. 4° statuta sunt circa re- 
scriptorum exsecutionem, tum necessariis conditionibus ad sacras indul- 
gentias lucrandas; a die III mensis Novembris MDCCCCVILL, quo 
die incipient vim legis habere praescripta in Constitutione Sapienti 
consilio, gratiae ac dispensationes omne genus a Sancta Sede concessae, 
etiam censura irretitis, ratae sunt ac legitimae, nisi de iis agatur qui 
nominatim excommunicati sint, aut a Sancta Sede nominatim pariter 
poena suspensionis a divinis multati. 


Art. II. — Quando agitur de causis ordinis disciplinam et administra- 
tionem spectantis. 


7. In causis apud sacras Congregationes administrationis ac dis- 
ciplinae tramite agitandis, remota litis contestatione, exclusa auditione 
testium nullisque scriptis patronorum receptis habebitur quaestio ; 
audientur tamen semper partes quorum interest, ab iisque producta 
documenta excutientur. 

8. Ut ii, quorum interest, suam causam dicere valeant, erunt prae- 
monendi, vel per suos Ördinarios vel directo, ad juris communis 
normas. 

9. Quod si pro re sua typis edere ac distribuere scriptum suum 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XIX. 2. 19 


984 Aktenstücke. 


aliquod vellent, facere hoc poterunt, servatis normis statutis in can. 
29 Legis propriae 8. Romanae Rotae, congrua congruis referendo. 
10. Quaestione semel instituta penes Uongregationem aliquam ad- 
ministrationis ac disciplinae tramite, et a partibus admisso aut saltem 
non recusato hoc agendi modo; his jam non licet eadem de causa 
actionem striete judicialem instituere. 
Eoque minus, deliberata re atque ad sententiam deducta, fas erit 
hoc agere. 
Est nihilominus Congregationi sacrae facultas, quovis in stadio 
quaestionis, ad judices ordinarios causam deferre. 
Cap. IV. — De diebus quibus cardinalium coetus coadunantur ac de 
modo procedendi plenarum congregationum. 
1. Stati dies habendi coetibus Patrum Cardinalium erunt: 
dies Lunae pro SS. CC. Propagandae Fidei, Indicis; 
„ Martis a Rıtuum, Caeremoniali, et Studiorum; 
Mercurii pro S. C. Sancti Officii; 
Jovis pro SS. CC. Consistoriali, et pro Negotiis ecelesiasticis 


n 


extraordinariis; 
»  Veneris e Sacramentorum, et religiosorum Sodalium; 
Sabbati pro 8. C. Conceiliü, et pro Signatura Apostolica. 
In Officiis, que unum eumdemque suis conventibus agendis habent 
constitutum diem, ipsorum Moderatores consilia inter se inibunt de 
iisdem habendis per hebdomadas diversas. 

2. Si quaestio ejusmodi sit, quae plenae Congregationis judicium 
postulet, conficiendum erit officiale folium, compendio collectam quae- 
stionem exhibens, cum adjecto brevi summario ac dubiis ad excutien- 
dum propositis. 

In gravioribus aut difficilioribus sive de facto sive de jure quaes- 
tionibus, singularum Üongregationum Moderatores curabunt unius vel 
alterius Uonsultoris rogare sententiam, officiali folio adjiciendam. 

3. Folia officialia, Consultorum vota, quidquid proelo edi debeat 
nomine Officiorum Sanctae Sedis, documenta ipsa aut defensiones, quae 
partes exhibere velint, ubi agatur de criminum aut matrimonii causis 
prudentius cautiusque tractandis, haec omnia Vaticanis typis impri- 
menda tradentur. Üetera aliis etiam officinis committi poterunt, quae 
“ a Cardinali a secretis Congregationis Consistorialis in suo Congressu 
probatae sint, et in quibus cautum sit circumspectioni pro variis casi- 
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bus necessariae. 

4. Scripta typis impressa Patribus Cardinalibus dispertientur de- 
cem saltem ante diebus quam Üongregatio habeatur. 

5. Qui typis edita folia scriptave alia receperint, quae, sive posi- 
tivo praecepto sive rei delicatiore natura, postulant secreti religionem, 
de arcano servando erunt maxime solliciti; idque, non per dies tan- 
tum rei studio tributos, sed etiam posthac, quamdiu impressa ea folia 
scriptave domi retinuerint. 

Iidem curare debebunt, ut post obitum, ea documenta suo quae- 
que Officio inviolata restituantur. 

Hac lege aeque obstringuntur uniuscujusque Officii administri, 
Consultores ac Patres Cardinales. 

Easdem qui chartas alio deferat, debitis modis ac tutiore via trans- 
mittendas curabit. 

6. Nulla fit immutatio in recepto more quo sacrae Üongregationes 
quaedam in certis negotiis, aliquot ante dies quam Patrum Uardina- 
lium cogatur coetus, convocant Uonsultorum collegium, ut eorum sen- 
tentiam rogent. . 

Summam hanc sentiarum postulare poterunt semper Moderatores 
Congregationum aut Patres Cardinales aliis etiam in causis, praeter 
ordinarias, modo sint majoris momenti. | 

7. In Patrum Purpuratorum coetibus primus sermonem instituet 
Cardinalis Ponens, seu relator, si aderit; eo absente, aut post ipsum, 
Cardinalis priorem obtinens locum; subinde ceteri ex ordine; denique 
Cardinalis Praefectus aut ejus vice fungens. 

8. Quae sacrae Congregationi aut plerisque illorum qui interfue- 
runt decernenda visa sint, ea constanti lege, cui derogabitur nunquam, 
exarari scripto debebunt, perlegi et pro contione approbari. 

Eadem servabitur lex in Consultorum conventibus. 

9. Si nihil obstet, sententia, in quam sacer Ordo devenit, a Prae- 
lato a secretis, in suo Officio evulgabitur; et de ea scriptum aut typis 
impressum exemplar tradetur omnibus ejusdem ÜUongregationis Oardi- 
nalibus in Urbe residentibus. 

10. Sententia evulgata, parti oneratae licet intra dies decem novae 
audientiae beneficium flagitare. Cardinali autem Praefecto, audito 
Congressu, arbitrium erit ejus beneficii concedendi aut recusandi prout, 
rerum adjuncta suaserint. 
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Quod si Patrum Cardinalium deliberatio secumferat clausulam 
amplius non proponatur, non poterit novae audientiae beneficium con- 
cedi, nisi ab Congregatione universa. 

11. Expensae, quas partes in causis agendis coram sacris Congre- 
gationibus obierint, generatim repeti non possunt. 

Attamen cum pars vocata ad suum jus persequendum, per contu- 
maciam defuerit, si postea velit rem judicatam referre, hoc est, cau- 
sam denuo cognoscendam proponere, debebit aut se de contumacia 
purgare, aut congruam pecuniae summam deponere, qua impensae sar- 
ciantur diligentem partem aut Sanctae Sedis Officium rursus grava- 
turae. 

Item si quis absque legitima causa temere postulet ut quaestio 
in plena Congregatione proponatur, Cardinalis Officii praeses una cum 
suo Congressu exigere ab instante po erit, ut congruam summam ad 
eundem finem, ut supra, deponat. 


Cap. V. — De relationibus Summo Pontifici agendis. 


1. In relationibus Pontifici Summo faciendis juxta memoratam 
Constitutionem, curae erit, pro implicatioribus saltem negotiis, scrip- 
tum rei compendium prae oculis habere quod deinde in tabulario ad- 
servabitur una cum resolutione, appositis die et anno subscriptoque 
nomine referentis. 

2. Si Romano Pontifici visum fuerit aliquid a Sacra Congregatione 
_ deliberatum immutare, de hac re certiores fient Emi Patres in proximo 
coetu, ad ipsorum normam. 


Cap. VI. — De munere variorum administrorum communiter. 


1. Praelatus, ad quem, quovis nomine, moderatio Officii a secretis 
proxime spectat, ut est num. 2, cap. 1, Norm. comm. hujus legis, pro- 
videbit ut negotia, qua par est celeritate ac diligentia expediantur, 
secundum normas constitutas. | 

Ad eum pertinet majorum praesertim negotiorum tractatio, et 
cura ut, quae ad eadem referuntur, epistolae ac rescripta redigantur. 

Ipse Consultoribus committit studium causarum, seu positionum, 
de quibus dicant rogati sententiam; eosdem convocat quoties oportet, 
eorumque coetibus praeest. 

Interest Congregationibus Patrum Cardinalium, notat forma prae- 
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scripta quae ipsi decreverint, et ad Sanctissimum Patrem refert statis 
diebus, quibus ei facta sit Ipsum adeundi potestas. | 

Pro Cardinali Officii praeside, si desit, Congressus habet ac mode- 
ratur. Salvis autem peculiaribus cujusque Officii normis, communi- 
ter ejus actis cum Cardinali subscribit. 

Administrationi pecuniae advigilat, eamque dirigit secundum Jlegis 
hujus praescripta num. 7, cap. XI, Norm. comm. Prudenti ejusdem ju- 
dicio relinquitur decernere, utrum praestet, ad eos, qui directam petierint 
expeditionem negotii tributo gravati, rescriptum, tamquam rem credi- 
tam, transmittere, an postulare ut ante solvatur. 

Juxta praescriptum Üonstit. Promulgandi, quae hac ispa die vul- 
gatur ac praesentis legis pars, moderatoribus Commentarii officialis de 
Apostolicae Sedis actis ipse tradere tenetur exemplaria decretorum 
Officii sui, qu& promulgari debent. Quae vero utiliter evulgari possunt, 
eisdem tradet, Cardinali Officii praeside consentiente. In utroque casu, 
ea subsignabit, aut ab alio administro subsignari jubebit, in fidem et 
testimonium veritatis. 

Si quae cum aliis S. Sedis Officiis communicari aut eisdem tradi 
debeant, et in omnibus ubi gravius aut urgentius quid accidat, Car- 
dinalem praesidem semper conveniet. 

2. Fungentes pro Praelato a secretis, aut Substituti, debent non 
solum praescriptas officii sui partes exsequi omnes, sed etiam adjumento 
esse Praeposito in iis omnibus quae ipse postulet, ejusque absentis aut 
impediti vice munus implere. 

3. Studii adjutores, seu informatores (minutanti), debent: 

a) in suae quisque causae, seu positionis, studio versari, in iisque 
praeterea quas ipsis Officii Praepositi cognoscendas committant; eas 
in epitomen cogere distincto in folio, quod velut indicein positionis 
exhibeat actorumque seriem, quae deinceps adjecta sunt. Eo compen- 
dio non egent expostulationes aut supplices preces paucis contentae 
verbis, et quae forte longius non protrahentur; 

b) interesse Congressui, ut de commissis ad cognoscendum nego- 
tiis referant, suamque sententiam proponant, cauto primum, ut, excep- 
tis urgentioribus casibus aut positionibus, de quibus in litt. a, relatio 
semper fiat ex scripto antea compendio; deinde, ut in majoribus ac 
difficilioribus causis positio cum adjecto compendio, antequam cogatur 
coetus, ad Praelatum Officio praepositum deferatur, ab ipso vel per se 
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vel per alium primi ordinis administrum expendenda quo plenius atque 
facilius possit de causa penitus cognita in Congressu dicere; 

c) epistolas et rescripta de rebus ad suam positionem pertinenti- 
bus, aut sibi commissis, ductu majorum administrorum exarare, et 
statuere quomodo sint transmittenda, utrum et quodnam sive ordi- 
narium sive speciale tributum solvendum sit, an fiat exemptioni 
locus; 

d) officiale folium et summarium documentorum majoris momenti 
conficere, quum res erit ad plenam Congregationem referenda; ejus 
imprimendi curam suscipere, typicas formas emendare. In hoc autem 
redigendo folio vigentem consuetudinem retinebunt; et ubi res postu- 
laverit, inserent juris et facti animadversiones vel necessarias vel uti- 
les ad justam solutionem quaestionis. 

4. Adjutoribus, et, si fieri potest, etiam scriptoribus, sua cuique 
negotia erunt, materise ratione divisa. 

5. Adjutores laurea doctoris oportet esse insignitos in sacra theo- 
logia et in jure canonico. 

Jidem in Congregationibus praesertim, quorum negotia regionis 
ratione divisa sunt, unam saltem callebunt ex lis linguam: gallicam, 
germanicam, anglicam, hispanicam, lusitanam. Curabunt autem Prae- 
positi ut in Officio a secretis sermones hi omnes intelligantur; cujus 
rei gratia opportunum erit, candidatis, etiam ad alia inferiora officia, 
tamquam conditionem proponere, ut vel unam ex memoratis linguis, 
pro casibus ac necessitate sciant. 

6. Scriptorum amanuensium est, Officii epistolas et rescripta e 
positione exscribere, et quae paucis recepto usu indicata sint verbis, ea 
fusius evolvere. 

Curam omnem adhibebunt, ut quavis menda scriptura careat; nec 
subscribenda tradent, nisi prius attente perlegerint. Huic diligentiae 
qui desit identidem, praebere poterit causam, cur in ipsum severius 
animadvertatur. Absoluta scriptione, nomen suum et cognomen initia- 
libus litteris positioni adjicient in confecti operis testimonium. 

Epistolae ac rescripta redigentur communiter in foliis, quae inscrip- 
tum gerant suae Uongregationis nomen, induentque formam ex instituto 
Romanae Curiae vigentem. 

7. Qui conficiendis tabulis, seu protocollo, dant operam, in librum 
et in parvam rubricam documenta referent actaque Officio exhibita; 
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relatarum in album rerum judicium, vulgo oculum, folio vel positioni 
apponent; rite digestum habebunt librum rerum notabilium; positiones 
in tabularium nondum relatas ordine disponent, eas dividentes pro sua 
quamque dioecesi et pro annorum ac mensium serie, secundum progre- 
dientem protocolli numerum. 

8. Tabulario addicti, eidem recte ordinando vacabunt; positiones 
resument; utrumque indicem conficient, alterum litterarum ordine 
digestum, referentem petentium nomina, aut eorum contra quos expo- 
stulatum sit, in causis alicujus momenti; alterum ordine materiae, res 
majores complectentem quae anni decursu actae sint; denique muniti 
scripto mandato in actis adservando, petita documenta exscribent, eaque 
exempla cum primo concordare declarabunt. 

9. Ad officium expeditionis pertinent ratiocinator, et distributor 
qui etiam arcarii fungetur munere. 

10. Rationatoris erit in menstruum folium referre (de quo hujus 
legis num. 4 cap. XI Norm. comm.) rescripta omnia taxationi obnoxia, 
indicata dioecesi, numero protocolli ac pecunia Sanctae Sedi solvenda, 
a majoribus administris aut adjutoribus taxata; ex ea taxatione suppu- 
tare, servatis normis in memoratis locis hujus legis descriptis aliisque 
seorsim exhibendis, expensas procurationis et exsecutionis siid negotii 
fuerit Ordinario commissum; in tergo rescripti, vel distincto in folio 
secundum praescripta num. 6, memorati cap. XI, impressso signo vim 
pecuniae solvendam notare; eamque, ubi de majore agatur pecuniae 
summa, exprimere integris litteris, 

11. Distributoris munus erit, 

a) partibus quarum interest aut ipsarum procuratoribus seu agen- 
tibus, acta, litteras, rescripta distribuere; pecuniam exigere Sanctae Sedi 
debitam, si quae sit, eamque in arcae folio notare. 

b) Prospiciet ut epistolae et fasciculi actorum, in Urbe distribuenda, 
ad eos, ad quos pertinent, apparitorum adhibita opera mittantur: quae 
vero extra Urbem ex officio mittenda sunt, ea per publicos cursores 
transmittantur. 

c) Litteras et rescripta, quae occlusa mittenda sunt juxta num. 6 
memorati cap. XI, praeposita nominis et loci inscriptione, obserabit. 

d) Ante vero quam acta tradat vel mittat, inspiciet sintne ipsis 
rite subscripta nomina; eaque sigillo munienda curabit, secundum 
Officii normas. 
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e) Acta taxationi obnoxia numquam dimittet ante solutam pecu- 
niam, nisi scripta Praepositorum accedat auctoritas. Quam si caute- 
lam neglexerit, in se periculum recipiet, expletoque mense, de suo re- 
stituet. 

f) Distributoris quoque munus est, Praepositorum auctoritate, offi- 
ciales curare sumptus pro necessaria tabularii seu cancellariae supellec- 
tili sive comparanda sive instauranda. 

g) Tandem si quis Ordinarius petierit ad se directo aliquid mitti, 
simulque aliquam pro expensis pecuniae vim ad Sanctam Sedem expe- 
dierit, distributoris erit missam ad Officium a secretis pecuniam ser- 
vare, cujus partem administrationi oeconomicae S. Sedis debitam, 
impetrata gratia, tradet; reliquum, arbitrio mittentis adhibendum, 
retinebit. 

Ad hunec finem, accepti et expensi tabulas peculiares habeat, om- 
nium rationem Praelato a secretis sub exitum mensis redditurus, Pe- 
cunia vero in Offieii arca, distincto loco, servetur. 

12. In Officis, ubi propter negotiorum numerum unus_ distribu- 
tionis administer non sufficiat, alius adjicietur. Munia superius recen- 
sita, prudenti Moderatorum arbitrio, inter utrumque dividentur, ita 
ut uni cura sit praesertim distributionis litterarum, alteri rescriptorum 
et perceptionis taxatae pecuniae. 

13. Tabularii protocolli, expeditionis et scriptionis administri cen- 
sentur inter se pares. Patet igitur iis transitus de uno in aliud otfi- 
cium ex prudenti Moderatorum judicio, nullo ulterius indicto certa- 
mine. 

14. A mox recensitis officiis ad munus adjutoris nullus datur 
adscensus. Quare, vacuo adjutoris officio, peculiare certamen indicetur. 

15. Etsi, quod supra dietum est, sua cuique definita sint munia, 
firma tamen communis manet lex, qua omnes administri debent absen- 
tium partes mutua vice supplere, ac fraterna caritate alter alteri ad- 
Jumento esse, prout aequum Praepositi judicaverint. 

16. Apparitores seu janitores debent aedes sibi commissas custo- 
dire, earum nitorem curare, epistolas et actorum fasciculos ad quos 
spectant, vel ad stationes tabellarias ferre, alıaque peragere quae a Mo- 
deratoribus commissa habeant in sui Offici commodum. 

Salvis, si quae sint, juribus acquisitis a paersentibus Officiorum 
apparitoribus, ceteri ex eo numero posthac eligentur ad triennium, 
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eaque nominatio poterit ad ulteriora triennia prorogari, prout ipsi sese 
integros idoneosque probarverint. 

Omnes denique jusjurandum interponent de secreto servando in 
sui Officii rebus huic nexui subjectis. 


u Cap. VII. — De singulis sacris Congregationibus. 
Art. I. — Congregatio Sancti Officii. 


1. Hujus Congregationis administri majores, post Cardinalem a 
secretis, sunt Adsessor et Commissarius. 

2. Consilium constabit, ut ante, Consultoribus a Summo Pontifice 
nominandis. Praeter Consultores, pergent esse nonnulli Oensores, vulgo 
Qualificatori. 

3. Minores administri ad cetera quae getinebunt munia adjunctam 
habebunt indulgentiarum expeditionem. 

4. Unus e substitutis notariis offictum sibi assumet imponendae 
taxationis rescriptis, quibus dispensatio conceditur ab impedimentis 
disparitatis cultus et mixtoe religionis, aut impertiuntur indulgentiae. 

5. Alterius erit epistolas et rescripta distribuere debitamque pecu- 
niam exigere. 

6. In tractandis negotiis, quae ad catholicam. doctrinam moresque 
pertineant, et in judicio ferendo de criminibus haeresis aliisve su- 
spicionem -haeresis inducentibus, atque in iis omnibus quae ad dispen- 
sationes ab impedimentis disparitatis cultus et mixtae religionis refe- 
runtur, Congregatio Sancti Officii suo more institutoque procedit, 
sibique propriam consuetudinem retinet, servatis normis in hac lege 
constitutis, quantum cum necessaria S. Officii disciplina componi possint. 

Congruenter ad haec, dubia quae circa competentiam Sancti Offi- 
cii in aliqua re oriri possunt, ipsamet haec Congregatio per se dirimet, 
servatis semper terminis a Constitutione Sapienti consilio praefinitis. 

7. Mos procedendi S. Officii, de quo in superiore num. 6. item- 
que temporalis suae administrationis gerendae ratio, quamprimum erunt 
scripto redigenda, et postquam a Patribus Cardinalibus revisa fuerint, 
per Cardinalem a secretis Summo Pontifici erunt subjiecienda ut appro- 
bentur. 

8. Circa indulgentias, in ea parte quae est disciplinae et gratiae, 
nova Romanae Curiae ordinatione Sancto Officio tributa, haec Congre- 
gatio adhaerebit normis ea de re propositis a Clemente IX in Oonstit. 
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In ipsis die 6 mensis Julii a MDCLXIX, quae lex plene vigebit. Ipsius 
igitur erit „omnem difficultatem ac dubietatem in indulgentiis emer- 
gentem, Romano Pontifice circa graviora difficilioraque consulto, expe- 
diendi; ac, si qui abusus in eis irrepserint, illos, judicii forma plane post- 
posita, corrigendi et emendandi; causas vero judicialem formam 
requirentes ad proprios judices remittendi; falsas, apocryphas indis- 
cretasque indulgentias typis imprimi vetandi; impressas recognoscendi 
et examinandi ac, ubi Romano Pontifiei retulerit, illius auctoritate 
rejiciendi; ac in concedendis indulgentiis moderationem adhibendi“. 

Firma pariter manet lata lex per decretum Sacrae Uongregationis 
Indulgentiarum ac Reliquiarum a Benedicto XIV approbatum die 
25 mensis Januari a. MDCCLVI, et a Pio IX confirmatum die 
14 Aprilis MDCCCLVI, hac est: „Impetrantes posthac generales in- 
dulgentiarum concessiones teneri, sub poena nullitatis gratiae obten- 
tae, exemplar earumdem concessionum ad Secretariam Sacrae Üongre- 
gationis deferre“. 

9. Rebus hujus partis liber protocolli distinabitur ac distinctum 
tabularium. Erunt etiam et administer major titulo Substituti, et 
peculiares Consultores. 

10. Congressus pro his negotiis constabit Cardinali a secretis, Ad- 
sessore, Commissario et Substituto indulgentiarum. 

1l. Administri, Consultores, Cardinales, quibus de hisce rebus 
erit agendum, non obstrigentur circa eas speciali vinculo secreti 9. 
Officii, sed communi a preasenti lege praescripto. 

12. Indulgentiarum petitiones, dubia, occurrentes quaestiones, re- 
lata prius in librum protocolli, ad Substitutum transmittentur primo 
ejus examini subjicienda. 

13. Si, quemadınodum superius praescriptum est cap. II. Norm. 
pecul.,, agatur de gratia, quae secundum vigentem consuetudinem com- 
muniter concedi soleat, et si dubiorum et quaestionum solutio obvia 
et perspicua fiat ex jam probatis receptisque sententiis, res in Con- 
gressu dijudicari poterit, ad normam facultatum, quas Pontifex Maxi- 
mus concedendas censuerit. 

Sin aliter, res in plena Congregatione tractabitur cum folio offieii 
per Substitutum redigendo, atque uno aut pluribus Consultorum suffra- 
giis. De soluta vero quaestione relatio erit peragenda Pontifici. 

14. Mittentur per Breve indulgentiae perpetuae, itemque ex tem- 


Päpstliche Aktenstücke. Sprüche römischer Behörden. 293 


porariis illae, quae totam dioecesim, provinciam, regionem, vel univer- 
sam Ecclesiam complectuntur: tum etiam facultates perpetuae appli- 
candi indulgentias alicui piae supellectili. 

Substitutus ab indulgentiis cum Cancellario Brevium communicabit 
de rebus necessariis ad exsecutionem Brevis. 

15. Epistolae ac rescripta de indulgentiis a Congregatione Sancti 
Officii exarata, subseriptum generent nomen Cardinalis a secretis, aut 
alicujus ex Emi Patribus ejusdem sacri Consilii, contra posita sub- 
scriptione Adsessoris, eoque impedito, Substituti ab indulgentiis. 


Art. II. — Congregatio Consistorialis. 


1. Post Cardinalem a secretis, majores administri sunt Adsessor 
et Substitutus. 

2. Collegium erit Consultorum, juxta praescriptum Constitutionis 
Sapienti consilio. 

3. Habebitur quoque sufficiens administrorum minorum numerus 
pro expediendis negotiis hujus Congregationis propriis, juxta statuta 
in cap. VI praecedenti. 

4. Praeter commune jusjurandum, omnes qui aliquo munere in 
hac sacra Oongregatione funguntur, illud etiam dabunt, quod Sancti 
Officii jusjurandum dicitur, his verbis expressum: 

„In nomine Domini, 

„Ego N. N. sub poena excommunicationis latae sententiae ipso 
facto et absque alia declaratione incurrendae, a qua praeterquam in 
articulo mortis, a nullo nisi a Summo Pontifice, ipso quidem Cardinali 
Poenitentiario excluso, absolvi possim ; et sub aliis poenis etiam gra- 
vissimis arbitrio Summi Pontificis mihi in casu transgressionis infli- 
gendis, spondeo, voveo, ac juro, inviolabile secretum me servaturum in 
omnibus et singulis quae ad Episcoporum, Administratorum Apostoli- 
corum aliorumque ÖOrdinariorum electionem, vitam, mores agendique 
rationem delata sint; itemque in omnibus quae ad dioecesum erectio- 
nem seu earumdem unionem spectent, exceptis dumtaxat iis quae in 
fine et expeditione eorumdem negotiorum legitime publicari contingat: 
et hoc secretum me servaturum cum omnibus qui eodem juramenti 
vinculo constrieti non sint et cum iis etiam qui quamvis hoc secreto 
teneantur et ad ÜOongregationem Consistorialem pertineant, nihilominus 


in Urbe habitualiter non commorantur: negque unquam, directe, nutu, 
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verbo, scriptis aut alio quovis modo et sub quocumque colorato prae- 
textu, etiam majoris boni aut urgentissimae et gravissimae causae, 
contra hanc secreti fidem quidquam commissurum, nisi peculiaris 
facultas aut dispensatio expresse mihi a Summo Pontifice tributa 
fuerit. 

„Denique si supplices libellos, commendationes aut litteras de me- 
moratis negotiis a qualibet persona receperim, Sacrae Congregationi 
rem patefaciam. 

„Sic me Deus adjuvet, et haec sancta Dei Evangelia, quae meis 
manıibus tango“. 

5. Invitationes ad sollemnia pro decernendis Sanctorum Oaelitum 
honoribus, ad aliasque sacras celebritates, fient per hujus Congre- 
gationis epistolas. 

6. Plenae Oongregationi jus competit nominandi Episcopos omnes, 
stabiles Ordinarios dioecesanos, Visitatores Apostolicos dioecesum. Ad 
eamdem pertinent novas dioeceses constituere, constitutas unire; cano- 
nicorum collegia, seu Capitula, erigere; Visitatorum atque Ordinario- 
rum de statu suarum dioecesum relationes expendere: dioecesano re- 
gimini ac Seminariis universim prospicere; specialiter iis omnibus 
oceurrere quae graviora videantur, prout ante praescriptum est; deni- 
que in conflictatione jurium dubia solvere circa competentiam omnium 
Officiorum, excepta Congregatione Sancti Officii, quae ipsa per se de 
sua competentia judicabit, juxta superius dicta. 

In Episcopis nominandis, quoties id ei competat, Congregatio Con- 
sistorialis inhaerebit normis Constitutionis Romanis Pontificibus_diei 
17 mensis Decembris MDCCCIL. 

7. Ad ÜCongressum pertinet, praeter ea quae communibus hujus 
legis normis sunt constituta, nominare Administratores Apostolicos 
temporarios dioecesum, ubi necessitas urgeat; acta omnia conficere ad 
praeparandam positionem super eligendis in Italia Episcopis, et ad re- 
liqua in plena Congregatione discutienda: ea providere quae dioecesum 
ac Seminariorum ordinarium regimen spectant, qualia sunt dispen- 
sationes Episcopis a commorando in sua sede, facultas iisdem pro- 
trahendi relationem de statu dioecesis, aliaque hujusmodi; quaecumque 
denique ad solvendam pro ejusdem Congregationis actis pecuniam re- 
feruntur. 

8. Relationes de statu dioecesum, nisi gravior urgeat providendi 
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ratio, ad plenam Uongregationem non deferentur seorsim singulae, sed 
pro variis provinciis regionibusve conjunctae. 

Adjutor autem in redigendo summario res adnotabit majoris mo- 
menti, sive quae bene sive quae male successerint. 

9. Idem fere servabitur in relationibus Visitatorum Apostoli- 
corum. 

10. Nominationes omnes, quae solent in Constitorio promulgari, 
non aliter fient, nisi per litteras signo Romani Pontificis impressas, seu 
per Bullam. 

Eadem ratione decreta mittentur alicujus novae constituendae 
dioecesis, aut canonicorum collegii, seu Capituli, aut uniendarum dioe- 
cesum. 

11. Administri majores Congregationis Consistorialis significationes 
opportunas ad Bullam conficiendam majoribus Oancellariae administris 
exhibebunt. Ejusmodi significatio in Cancellaria retinebitur, et Bulla, 
debito sigillo et subscriptione munita secundum proprias Uancellariae 
Apostolicae normas quamprimum transmittetur ad Officium a secretis 
Congregationis Consistorialis. 

12. Quae pro Bullae expeditione imponetur solvenda pecunia, Con- 
gregationi Consistoriali tradetur integra. 

Ad hune finem administri majores aut adjutores Oongregationis 
Consistorialis constituent pretium, quod referetur in librum; et ab ad- 
ministris expeditionem secundum normas communes percipietur. 


Art. III. — Congregatio de Sacramentis. 


1. Majores administri, post Cardinalem Praefectum, erunt Prae- 
latus a secretis et Subsecretarii tres. 

2. Theologi et sacri juris periti aliquot, a Summo Pontifice de- 
lecti, munere Consultorum fungentur. 

3. Aderit quoque congruus administrorum minorum numerus. 

4. Ex tribus Subsecretariis unus, cum adjutore ac scriptoribus 
aliquot, in petitiones omnes circa impedimenta matrimonii praecipue 
incumbet. 

5. Alter Subsecretarius, cum adjutore ac scriptoribus aliquot, ce- 
teras curabit preces ad matrimonia pertinentes, uti sanationes in radice, 
natalium restitutiones, quaestiones, de justis aut irritis conjugiis vel 
de dispensatione in matrimonio rato, dubia, et hujusmodi alia. 
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6. Tertius Subscretarius, cum adjutore et aliquot scriptoribus, sa- 
crae ÖOrdinationis aliorumque Sacramentorum rebus, excepto matri- 
monio, vacabit. 

7. Protocolli duo libri sunto: alter precum pro dispensationibus, 
ab impedimentis matrimonii; alter postulationum ceterarum, sive quae 
ad matrimonium sive quae ad reliqua Sacramenta referantur. 

Bini administri primo protocolli libro redigendo praecipuam ope- 
ram dabunt; bini secundo. 

8. Etiam tabularium duplici parte constabit; altera, cui erunt re- 
servatae positiones dispensationum ab impedimentis matrimonii, altera 
pro ceteris. 

9. Potestas hujus Congregationis propria statuta est a Constitu- 
tione Sapienti consilio. 

10. Peculiariter vero ad eam pertinet has concedere facultates, 
quae ad omnem tollendam ambiguitatem heic recensentur, hoc est: 

a) adservandi SSmam Eucharistiam in templis aut in sacellis eo 
jure carentibus ; 

b) celebrandi Sacrum in sacellis privatis, et cetera largiendi 
privilegia quae in hac re concedi solent, ipsius decori sacelli advi- 
gilans; 

c) erigendi altaris ad litandum sub dio; 

d) celebrandi ante auroram et post meridiem; 

e) legendi Missam feria V in Coena Domini, itemque tres Missas 
Nativitatis Domini,.noctu, in sacellis privatis, cum distributione SSmae 
Eucharistae ; 

f) utendi pileolo vel cappillamento in celebratione Missae aut in 
deferenda SSma Eucharistia; 

g) coeco aut coecutienti ut litare possit cum facultate legendi Mis- 
sam votivam B. M. Virginis aut pro defunctis ; 

h) celebrandi Sacrum in navibus; 

i) Episcopum consecrandi die alio ab iis qui in Pontificali Romano 
statuti sunt; 

k) sacros Ordines extra tempora conferendi; 

l) eximendi fideles, ipsosque Sodales religiosos, quoties opus sit, a 
lege jejunii eucharistici. 

ll. Plenae Congregationis judicio reservatur: 

a) in re ad matrimonium pertinente, examen petitionum dispen- 
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sationis ab impedimentis diffiicultatem non communem exhibentibus, 
sive ea exsurgat ex natura rei sive ex dubio de legitima dispensandi 
causa; separatio conjugum non pacifica; sanationes in radice; natalium 
restitutiones difficilioris negotii, cognitio causarum irriti matrimonii ac 
dispensationum super matrimonio rato, quae plenae Congregationis ju- 
dicium postulent; denique dubia omnia juris circa disciplinam sacra- 
menti matrimonii, quibus obvia et perspicua solutio nulla inveniatur in 
causis alias decisis, prout superius dietum est; 

b) in ceteris Sacramentis, quaestiones omnes disciplinam spectan- 
tes, quarum flagitetur solutio, si haec in sententiis jam probatis et in 
rebus alias judicatis nulla habeatur: item petitiones gratiarum ac dis- 
pensationum non communium, quae a Congressu disceptatione digna 
videantur. Quapropter plenae Uongregationi competent dispensationes 
ab irregularitate ad sacram ÖOrdinationem in casibus dubiis vel difh- 
cilioribus, aut ubi impetrata gratia in dedecus cessura sit ecclesiastici 
coetus; supplices libelli circa irritam sacram Ordinationem aut circa 
ejusdem obligationes, aut ab his exemptionem, ubi causa solo disei- 
plinae tramite tractanda sit; quaestiones juris de loco, tempore, con- 
ditionibus ad Sacrum faciendum, ad ipsum geminandum, ad recipien- 
dam adservandamque Eucharistiam necessariss; item de loco, tempore, 
conditionibus ab ecclesiastica disciplina requisitis ad cetera Sacramenta 
legitime ministranda et recipienda; simulque petitae hac de re dispen- 
sationes extraordinariae. 

12. Ad Congressum pertinet judicium de rebus ad plenam Üon- 
gregationem deferendis, corumque omnium instructio quae habendo 
consilio afferant lucem, sive institutis de facto investigationibus sive 
exquisitis unius alteriusve Consultoris, aut etiam omnium, sententis. 

Eidem Congressui judicare licet, atque etiam concedere, pro facul- 
tatibus quas Pontifex Maximus ÜOardinali Praefecto et Praelato a se- 
cretis tribuendas censuerit, dispensationes ab impedimentis matrimonii, 
ad normas inferius exhibendas. 

Pariter ad Congressum pertinet ab aetatis ac tituli defectu dispen- 
sationes clero saeculari concedere; ab eucharistico jejunio dispensare; 
permittere ut Augustum Sacramentum adservetur in ecclesiis et ora- 
toriis, quae hoc jure carent, et ut sanctum sacrificium celebretur in 
privatis sacellis, in iis casibus quibus hujusmodi gratiae impertiri 
solent, ad vigentis disceiplinae normas et secundum communem legem 
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superius memoratam. 

13. Documento forma Brevis, redacto tamen in hujus Congrega- 
tionis Officio secreta, mittentur dispensationes ab impedimentis matri- 
moni cujusvis gradus, modo honestae naturae, si dispensationes ipsae 
sint majoribus obnoxiae taxationibus. 

Ceterae dispensationes documento mittentur forma rescripti. 

14. Indulta privati sacelli cujusvis generis, sui, familiae, aliorumve 
commodi causa petita, mittentur per Breve in propio Secretariae Sta- 
tus officio redigendum. 

Ab hac tamen lege eximuntur sacerdotes vel senio vel morbo 
affecti, qui solvendo pares non sint. Ad hos gratia mittetur forma 
rescripti, et ad normas hujus legis cap. XI, Norm. comm. 

15. Indulta perpetua SSmae Eucharistiae adservandae in aliquo 
templo vel sacello, privilegii hujus expertibus, pariter per Breve mit- 
tenda sunt. Temporaria mittentur per rescriptum, iisdem quae supe- 
riore numero normis. 

16. Ubi gratia per Breve mittenda sit, Praelatus a secretis aut 
Subsecretarius, ad quem negotium pertinet, certiorem de re faciet Can- 
cellarium Brevium cum eoque opportunas normas communicabit. Ille 
vero, cujus interest, hoc Officium adibit, suum documentum recepturus. 

17. Si Summus Pontifex consuetas Congregationi facultates con- 
cedat, circa dispensationes ab impedimentis matrimonii serventur hae 
leges: 

a) in impedimentis minoris gradus, de quibus inferius num. 19, 
ubi nihil obstet quominus dispensatio concedatur, gratiae concessio, loco 
majorum Praepositorum, a Subsecretario dispensationum, aut ab ejus 
adjutore signatur; 

b) in impedimentis majoris gradus, de quibus proximo num. 20, 
si nihil pariter obstet, dispensatio a Oardinali Praefecto conceditur, aut 
a Praelato a secretis. 

18. In dubiis, Subsecretarius de re conferet cum Praelato a se- 
cretis autcu in Oardinali Praefecto; hic ad Congressum plenamve Con- 
gregationem referet; ad ultimum, prout res ferat, relatio fiet Summo 
Pontifici. 

19. Dispensationes gradus minoris sunt ab impedimentis 

a) consanguinitatis et affınitatis tertii et quarti gradus lineae col- 
lateralis, sive aequalis sive inaequalis, hoc est quarti gradus mixti cum 
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tertio, et quarti vel terti mixti cum secundo; 

b) affinitatis in primo gradu, et in secundo simplici vel mixto cum 
primo, ubi hoc impedimentum ex illicito commercio pracedat; 

c) cognationis spiritualis cujusvis generis; 

d) publicae honestatis, sive per sponsalia sive per matrimonium, 
super quod jam dispensatum sit, fueritque solutum. 

20. Dispensationes majoris gradus concedi solitae, interveniente 
legitima causa, sunt ab impedimentis 

a) consanguinitatis secundi gradus lineae collateralis aequalis, et 
secundi vel tertii gradus primum attingentis ; 

i b) affinitatis primi et secundi gradus lineae collateralis aequalis, 
et secundi vel tertii gradus primum attingentis; 

c) eriminis ex adulterio cum promissione futuri matrimonii. 

21. Dispensationes a minoribus impedimentis concedentur omnes 
ex rationabilibus causis a S. Sede probatis. Sic vero concessae perinde 
valebunt ac si ex motu proprio et ex certa scientia impertitae sint: 
ideoque nulli erunt impugnationi obnoxiae sive obreptionis vitio sive 
subreptionis. 

22. Nisi Oardinalis Praefectus aut Praelatus a secretis aliquam 
sibi petitionem aut plures reservarint, supplices libelli omnes ad impe- 
trandam dispensationem ab impedimentis, relati prius in tabulas, a 
protocollo ad Subsecretarium dispensationum ejusque adjutorem trans- 
mittentur. 

Hi, opere inter sese aequa ratione distributo, quae ad ipsos perti- 
nent, secernent a ceteris. Supplicibus libellis sibi reservatis consulent, 
signando gratiae concessionem initialibus sui nominis et cognominis lit- 
teris. JIidem constituent, debeatne dispensatio esse gratuita, an et quanti 
taxanda. Si vero gratia mittenda sit forma Brevis, id adnatore ne 
omittant. Post haec supplices libellos, quibus fuerit provisum, scrip- 
toribus expediendos committent. 

De ceteris petitionibus, quamprimum ad Cardinalem referent aut 
ad Praelatum a secretis ut opportune ipsi provideant. 

23. Cardinalis et Praelatus a secretis, legitime impediti, possunt 
negotium Subsecretario committere largiendi dispensationes sibi reser- 
vatas, intra limites et cautelas quas duxerint necessarias. 

24. In dispensationibus minoris gradus et in negotiis minoris mo- 
menti poterit documento subscribere Subsecretarius ad quem pertinet 
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res, aut, hoc impedito, alteruter e duobus reliquis Subsecretariis, contra 
posita subscriptione amanuensis qui documentum exaravit tamquam 
officialis. 

In majoris gradus dispensationibus et in negotiis majoris momenti 
documento subscribet Cardinalis Praefectus, aut alius ejusdem Congre- 
gationis Cardinalis, contra posita subscriptione Praelati a secretis, aut, 


hoc impedito, alicujus e Subsecretariis, ut in superiore numero. 


Art. IV. — Congregatio Concilii. 


1. Administri majores, post Cardinalem Praefectum, sunt Praelatus 
a secretis et Subsecretarius. 

2. Erit collegium Consultorum a Summo Pontifice renuntiando- 
rum, quorum aliqui probati sint temporalium etiam gerendarum rerum 
peritia. 

3. Aliquot etiam minores administri erunt, juxta normas superius 
datas. 

4. Potestas hujus Congregationis propria statuta est in Constitu- 
tione Sapienti consilio. 

Ad omnem tamen tollendam ambiguitatem, quae forte in aliquibus 
casibus oriri posset, nonullae heic peculiares singillatim recensentur 
facultates, quae uni Concilii Congregationi reservantur. Ejus itaque 
dumtaxat erit in posterum concedere: 

a) collegiis canonicorum, seu Uapitulis, dispensationes ab obliga- 
tione celebrandi Missam feriae al vigiliae; Missae canendae et appli- 
candae conventualis; canendi atque in choro recitandi horas canonicas; 

b) tum Capitulis, tum singulis e clero saeculari, anticipationem 
recitationis officii matutini; 

c) Capitulis anticipationem Vesperarum et Completorii ante meri- 
diem ; 

d) sacerdotibus e clero saeculari, commutationem recitationis officii 
divini cum aliis precibus; 

e) dispensationem a jejunio praescripto ante consecrationem sacra- 
rum aedium; 

f) facultatem in interno templi vel publici sacelli pariete fenestram 
faciendi extruendique parvi chori, aut aperiendi ostii, quo privatus adi- 
tus patefiat; 


g) dispensationem a laurea doctoris sive ex tabulis institutionis 
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sive ex lege praescripta ad beneficium vel ofhicium aliquod assequen- 
dum quorum largitio ad Ordinarium pertineat. 

5. Item ad Concilii Congregationem spectat judicium de contro- 
versiis omnibus circa potiorem dignitatis locum, seu praecedentiam, ex- 
ceptis iis qua Sodales religiosos attinent (quae controversiae Congre- 
gationi religiosorum Sodalium sunt reservatae), iisque pariter demptis 
quae Uappellam, Aulam pontificiam et Patres Cardinales spectant, ad 
Caeremonialem deferendae. 

Item ad eam pertinent videre, administrationis et disciplinae tra- 
mite, de servitutibus, quas aedi sacrae se constituisse aliquis jactet, 
aut quas eidem velit imponere, qualia sunt habitatio in superiori conti- 
gnatione, murorum impositio, atque horum similia. 

6. Ad plenae Congregationis judicium pertinent: 

a) examen dubiorum circa juris interpretationem in hujus Offieii 
rebus, quae dubia nullam facilem solutionem atque perspicuam nan- 
ciscantur in constitutis legibus aut in alias decisis; examen petita- 
rum gratiarum, dispensationum, indultorun, quae concedi fere non 
soleant eo modo, aut ea latitudine; aliaque, quemadmodum superius 
dictum est; 

b) cognitio Conciliorum provincialium. — Qua in re, ad vigentis 
disciplinae normam, unius ÜOonsultoris primum exquiretur sententia; 
deinde horum Collegii, aut partis ejusdem, non infra numerum Con- 
sultorum quinque, per vices eligendorum. Tum vero adjutor regionis, 
ad quam pertinet provinciale Concilium, acta et suffragia typis impri- 
menda curabit. 

Pariter quidquid majoris ponderis in Episcoporum coetibus conti- 
gerit statutumve sit, ad plenam Congregationem referatur. 

7. Congressus autem est, ad normam legis communis, necessaria 
parare ad negotiorum examen, quae plenae Congregationi sint reser- 
vata, ordinarias res expedire, solitas gratias concedere usitatis formis 
et pro facultatibus a Summo Pontifice acceptis. 

8. In administrandae pecuniae negotiis, suae ac peculiares erunt 
servandae normae. 

9. In rebus sanctae Domus Lauretanae, normae pariter serventur 
superius constitutae. 

Art. 5. — ÜOongregatio de Sodalibus religiosis. 
1. Hujus Congregationis administri majores sunt pariter, post Oar- 
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dinalem Praefectum, Praelatus a secretis et Subsecretarius. 

2. Erit collegium Oonsultorum a Summo Pontifice eligendorum. 

3. Erunt etiam aliquot officiales minores, quot necessarii sunt juxta 
regulas superius datas. 

4. Alterius ex adjutoribus proprium officium esto curare quae ad 
religiosos Ordines pertinent; alterius quae ad congregationes et in- 
stituta mulierum. 

Pro unoquoque horum munerum sui erunt scriptores distributi. 

5. In decernendo quaenam in plena Üongregatione tractanda sint, 
quaenam majoribus administris aut Congressui reservanda, prae oculis 
habeantur superius cap. III constitutae normae, et quae in memoratis 
hactenus Congregationibus indicatae sunt. 

6. Decretum quo laudatur probaturque institutum aliquod et de- 
cretum approbationis constitutionum, itemque substantialis mutatio 
quaevis in jam probatis institutis inducenda, ad plenam CUongregationem 
semper pertinebunt. 


Art. VI. — Congregatio de Propaganda Fide. 


1. Congregatio haec retinet constitutionem, disciplinam agendique 
rationem sibi propriam, in iis omnibus quae cum dispositionibus Const. 
Sapienti consilio et praesentis legis componi possunt. 

2. Juxta vero ea quae pro aliis Congregationibus statuta sunt, in 
officio a secretis alius administer adjicietur, nempe Subsecretarius. 

3. Indulta, quae hactenus haec sacra Congregatio concedere solebat 
iis etiam qui suae jurisdictioni non essent obnoxii, in posterum suis 
subditis tantam tribuet. 

4. Gongregatio de Propaganda Fide pro Negotiis ritus orientalis 
sua munia ex integro servabit. In ıls tamen, quae internam Officii 
disciplinam et modum tractandi negotia spectant, hujus legis normis 
sive communibus sive peculiaribus inhaerebit. 

5. Circa hujus Congregationis et Camerae Spoliorum administra- 
tionem, peculiaris norma quamprimum dabitur, quae, a speciali Oar- 
dinalium coetu revisa, per Emum Praefectum Summi Pontificis appro- 
bationi subjicietur. 


Art. VII. — Congregatio Indicis. 


1. In ratione gerendarum rerum et in disciplina ac muniis admi- 
nistrorum haec Congregatio suas retinebit normas, se tamen confor- 
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mando statutis Const. Sapienti consilio et praesentis legis. 

2. Administri, Consultores, Cardinales hujus Congregationis jus- 
jurandum dabunt de secreto Sancti Officii servando ut ipsis cognita 
sint quae ab eo sacra Consilio de prohibitione librorum agantur, ad 
normas memoratae Constitutionis. 


Art. VIII. — Congregatio SS. Rituum. 


1. Suam, quam hactenus, constitutionem retinet atque naturam, 
salvis praescriptionibus Const. Sapienti consilio alguer hujus legis in 
iis quae ad Congregationem hanc referuntur. 

2. Itaque quum hujus proprium et cum aliis non commune sit 
munus curandi ut, in universa Ecclesiae latinae, sacri ritus ac caere- 
moniae diligenter serventur in Sacro celebrando, in Sacramentis admi- 
nistrandis, in divinis officiis persolvendis; idcirco debet 

a) advigilare liturgicis omne genus libris Ecclesiae latinae, eos in- 
spicere, corrigere aut reprobare, salva Sancti Officii competentia in iis 
quae fidei capita, seu dogmata, respiciunt; 

b) excutere atque approbare nova officia divina et calendaria; 

c) dubia de ritibus judicare ac dirimere; 

d) quae hac in re necessaria videantur temperamenta, indulta, fa- 
cultates concedere, veteri retento catalogo, novis tamen disciplinae 
normis circumscripto, iis praesertim quae superius allata sunt num. 
10. de Congregatione Sacramentorum, et num. 4 et 5 de Congregatione 
Concilii. 

3. Negotiis ad plenam Congregationem deferendis aut in Congressu 
tractandis erunt aptandae regulae haud semel indicatae in superius 
memoratis Congregationibus, et superiore cap. Ll. 

4. In causis Beatificationis et Canonizationis standum normis ejus 
rei propriis ac peculiaribus, servatis tamen semper hujus legis prae- 
scriptionibus ad hoc genus materiae pertinentibus. 

d. Circa sacras Reliquias, Congregatio Rituum inhaerebit praescrip- 
tis Const. In ipsis, die 6 mensis Julii a MDCLXIX, superius memo- 
ratae sub art. I. de Sancto Officio. 


Art. IX. — Congregatio Caeremonialıs. 


Congregatio haec, suapte natura, constitutionem suam ac disci- 
plinae rationem stabilem retinet nullique mutationi obnoxiam. 
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Art. X. — Congregatio pro Negotiis ecel. extraordinariis. 
Hujus pariter Congregationis natura et constitutio, non minus 
quam ratio disciplinae, immutata manet, salvis praescriptionibus eam 
spectantibus, in Const. Sapienti consilio et in hac adjecta lege com- 


prehensis. 


Art. XI. — Congregatio Studiorum. 


1. Quaenam sit hujus Congregationis auctoritas statuitur in Const. 
Sapienti consilio. In iis vero quae ad internam disciplinam et nego- 
tiorum expediendorum rationem pertinent, regulas in hac lege statutas 
sive communes sive peculiares servabit. 

2. Plenae Congregationi hujus Ofticii competunt condendae novae 
studiorum Universitates ac Facultates omnes, quibus jus est acade- 
micos gradus conferendi; mutationes majoris momenti in iisdem jam 
institutis; cognitio quaestionum graviorum in ipsis occurrentium de 
patrimonii administratione, de magistri alicujus decurialis nomina- 
tione, de ratione studiorum, et de aliis hujusmodi; item quae neces- 
sario capienda consilia in commune videantur; postremo judicium de 
excellenti aliquo viro academicis gradibus ad honorem decorando. 

3. Congressus officium est ad plenam Uongregationem deferenda 
parare; leviores controversias in aliqua studiorum Universitate vel Fa- 
cultate subortas dirimere, ad normam praescriptorum superius. 

4. Si qua velit in posterum sudiorum Universitas aut Facultas 
nova constitui, opus est id fieri per Breve. XNulla pariter in praesen- 
tem Facultatum et Universitatum statum gravior immutatio induci po- 
terit nisi per Breve. 


Cap. VIII. — De singulis tribunalibus. 
Art. I. — Sacra Poenitentiarıa. 


1. Tribunalis hujus ambitu ad solum forum internum coarctato, 
suis muniis addicti, manebunt, praeter Cardinalem Poenitentiarum. 
Regens, Praelati quinque Signaturae, Procurator, seu a secretis, Sub- 
stitutus et aliquot inferiores officiales. 

2. In officii parte quam retinet, hoe sacrum Tribunal se geret ad 
normas praesertim Const. In Apostolicae, editae die XIII mensis Apri- 
lis a. MDCCNLIV a Benedicto XIV, salvis immutationibus legitimo 


usu posterius inductis, quae erunt scripto redigendae et a ÜOardinali 
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Poenitentiario subjiciendae approbationi Pontificis; firmisque praescrip- 
tis a Const. Sapienti consilio et ab hac lege, in omnibus quae hoc sa- 
crum Tribunal spectent. 

3. Juxta memoratae Üonstitutionis Benedieti XIV praeseripia, 
omnia secreto et gratis in hoc sacro Tribunali expedientur. 

Art. Il. — Sacra Romana Rota et Signatura Apostolica. 

1. Utriusque Tribunalis quae debeat esse procedendi ratio, qui et 
quales administri, a Lege propria potissimum decernitur, adjuncta Con- 
stitutioni Sapienti consilio. 

2. Nihilominus in his etiam Officiis servanda sunt praesentis Or- 
dinationis praescripta in lis omnibus, quae ad expedienda negotia, ad jus- 
jJurandum, ad administrorum munia horumque similia referantur, 
quantum scilicet hujus Ordinationis normae cum Lege propria con- 


sentiant. 


Cap. IX. — De singulis officiis 
Art. I. — Cancellaria Apostolica. 


Purpuratorum Patrum coetus‘ constans Cardinalibus tribus, Can- 
cellario, Datario et a secretis Consistorialis, reformandas quam primum 
curabit formulas Bullarum collationis beneficiorum, sive consistorialium, 
 sive aliorum ; itemque Bullarum constitutionis dioecesum, Uapitulorum ; 
denique Regularum, quas Cancellariae vocant. 


Art. II. — Dataria Apostolica. 


1. Ob inductam a Const. Sapienti consilio novam ordinationem, 
Datariae Apostolicae hoc relinquitur munus, quod in beneficiorum non 
consistorialium collatione versatur. Atque in hoc etiam Officio sunt 
retinendae normae hujus legis in iis quae ipsum attingant. 

2. In collatione beneficiorum ea ratio servabitur, quam praesens 
lex et vigens usus praestituunt, cauto tamen ut hic cum novis prae- 
scriptionibus memoratae Constitutionis cohaereat, donec, reformatis 
Cancellariae Regulis, aliter provideatur. 

3. Bullae collationis prima perscriptio (minuta) fieri debebit ab 
uno adjutore, et loco erit veteris, uti vocant, supplicationis; eaque in 
actis servabitur ad cautionem et recognitionem, si qua forte inciderit 
impugnatio. 

Nihil immutatur in invecto usu providendi nonnunquam beneficiis 


306 Aktenstücke. 


per decretum simplicis signaturae, hoc est nullis Bullis expeditis. 

4. Subscribetur Bullis a Cardinali Datario, eoque impedito, a 
Cardinali a publicis negotiis seu a secretis Status, contraposita sub- 
seriptione illius officialis, qui primus ordine temporis post Datarium 
sit et in officio adsit. 

5. Curabit praeterea Dataria ut imponantur et exigantur pensiones 
et onera beneficiis Urbis adnexa, ad arcam pensionum, quam vocant, 
pertinentia. Quare officialis distributor exiget solvendam ab iis pe- 
cuniam, qui oneribus aut pensionibus graventur ; ac deinde jus haben- 
tibus ad pensiones aliave emolumenta debitis modis satisfaciet. 

Trimestri quoque spatio Cardinalis Datarius, aut ejus vice alius, 
arcae statum explorabit, supputatisque rationibus, suae auctoritatis 
testimonium adscribet. 


Art. III. — Camera Apostolica, Secretaria Status 


Secretariae Brevium ad Principes et Epistolarum latinarum. 

1. Haec Officia receptum huc usque suis muniis fungendi morem 
ut ante retinebunt, salvis praescriptionibus Const. Sapienti consilio et 
hujus Ordinationis, in iis omnibus quae eadem attingant. 

2. Peculiaris coetus trium Cardinalium, quos inter Cardinalis a 
secretis Status, Brevium Apostolicorum formas instaurandas curabit, 
quae ab ea Secretariae Status parte mitti solent, cui est Apostolico- 
rum Brevium cura commissa. 


Appendix 
institutio circa modum in tabulas referendi 
et scripta expediendi 

1. In omni Officio liber erit annui protocolli, in quod, ordine tem- 
poris, preces et expostulationes referentur singulae, quae per annum 
exhibeantur. 

Haec in album adscriptio, post numerum ordinis, indicabit 1. dioe- 
cesim, ad quam preces aut expostulationes pertinent; 2. petentem aut 
expostulantem ; 3. cur, aut contra quem expostulatio fiat; 4. exhibi- 
tionis diem; 5. procuratorem, seu agentem, si fuerit interpositus. Sub- 
inde vacuum chartae relinquetur spatium, in quo notetur, qui fuerit 
negotii processus, hoc est scriptumne sit ad Ordinarium, impetratane 
gratia, an, transmissa, negata, dilata, et ita porro. 


Numerus protocolli debet in supplicem libellum referri, scriptum 
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ad modum fractae partis, cujus numerator exprimat ipsius numerum 
protocolli; denominator vero annum, elisis litteris. Ita si negotium, 


pertinens ad annum MDOCOCVIII, in protocolli libro numerum ferat 


500 
08 


500, inscribendum positioni erit fracta sie parte: ——. Tergo praeterea 


supplicis libelli apponentur adnotationes earum fere similes, quae in 
libro protocolli, hoc est, nomina dioecesis, recurrentis, ac cetera. 

2. Habebitur etiam protocolli index, hoc est annua parva rubrica 
in quam negotia ordine dioecesum digesta referantur, indicto, post 
nomen dioecesis, nomine postulantis cum numero protocolli, quo fa- 
cilius investigationes in positionibus institui possint. 

3. Numerus protocolli, semel positioni adsignatus, manet, etsi 
negotium ultra annum trahatur. Quod si, aut instaurata post aliquot 
annos quaestione, aut alia quavis de causa contingat, ut alius ei suffi- 
cjatur numerus, hujus mentio fiet in priore numero, tam in libro pro- 
tocolli quam in parva rubrica. 

4. Relatis in protocollum chartis, resumptisque, si quae sint, prio- 
ribus positiones ad majores administros aut adjutores transmittendae 
sunt, eorum cognitioni subjiciendae et adrem, secundum suas cujusque 
Officii normas, ad exitum deducendam. 

d. Re deliberata et provisa, positiones deferendae sunt: a)ad scrip- 
tores, quoties eadem de re aut epistola conficienda sit, aut aliquis 
vocandus, aut exarandum rescriptum; b) ad distributorem, si positio 
Consultori vel alio viro studii causa committenda sit; c) ad protocol- 
lum, si aut jussum fuerit resumi priores aut si coeptum consilium pe- 
culiarem exsecutionem non postulet, quemadmodum si rescriptum sit: 
ad acta, reponatur, lectum, aut horum aliquid simile. 

6. Nisi quid aliter in suis cujusque Officii normis praescriptum sit, 
aut nisi Moderatores opportunum duxerint alia ratione consulere, com- 
muniter ad eum qui prior est inter addictos protocollo, haec munium 
partitio spectabit. Ipsius igitur erit suas cuique scriptori positiones 
adsignare, prout singulis competunt sive ratione territorii, sive ma- 
teriae. Idem in protocolli libro rescripta, de quibus litt. b et c num. 
9. superioris, notabit. Priora vero illa, de quibus litt. a, in album 
referet absoluto negotio. | 

7. Scriptores, expleto suo munere, positiones cum adjectis rescrip- 
tis ad ratiocinatorem transmittent. 


308 Aktenstücke. 


Hic acta tradet ad subsigenandum. Actorum vero fasciculos seu 
positiones, apud se retinebit, ut in suo administrationis folio et deinde 
super rescriptis, cum subsignata redierint, taxationes adnotet si quae 
sint adjectae. Deinde positiones ad protocollum remittet, cum sigla 
ex convento constituta ad sienificandum omnia esse confecta: litteras 
vero et rescripta distributori tradet. 

8. Protocollo addietus rem in librum referet et positiones in suo 
quamque loco reponet. Distributor autem acta secundum proprias 
leges distribuenda curabit. 

9. Si non subscripta redierint acta, vel si cum aliqua animadver- 
sione conjuneta, administri, pro variis casibus, Praepositorum sese man- 
datis conformabunt. 

10. Memoratae normae sunt omnibus retinendae diligenter, nisi 
quid in iis quae sequuntur peculiaribus legibus exceptum sit pro alı- 
quo Officio. 

Quae superioribus capitibus continentur, SSmi D. N. Pii PP. X 
jussu accedunt Constitutioni Sapienti consilio editae die XXIX mensis 
Junii a. MDCCCCVIII et Ordinationi communi tunc temporis vulgatae. 
Eadem proinde vi pollent, anteriores abrogant contrarias leges, et ser- 
‘varı ab omnibus integre debent, quavis alia ordinatione, usu, privilegio 
contrariis non obstantibus. 

Datum Romae, die XXIX mensis Septembris an. MDCCCCVIL. 

De speciali mandato SSmi D. N. Pii Papae X, 
R. Card. Merry del Val. 

4. Pius X. über die Promulgation kirchlicher Gesetze. Le ca- 
noniste 31, 709—10. 

Sanctissimi domini nostri Pii divina providendia papae x consti- 
tutio apostolica de promulgatione legum et evulgatione actorum s. 
sedis. 

Pius episcopus servus servorum dei 
Ad perpetuam rei memorlam. 

Promulgandi pontifieias Constitutiones ac leges non idem semper 
decursu temporis in Ecclesia catholica fuit modus; a pluribus tamen 
saeculis consuetudo invaluit, ut earum exemplaria publice propone- 
rentur frequentioribus quibusdam Urbis affıxa locis, praesertim ad 
Vaticanae ac Lateranensis Basilicae valvas. Quae autem Romae, tam- 


quam in christianae reipublicae centro et communi patria fidelium 
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promulgarentur, ea ubique gentium promulgata censebantur, vimque 
legis plenissimam obtinebant. Verum, quum promulgandae legis ratio 
et modus a legislatoris voluntate pendeat, cui integrum est constitutas 
innovare ac moderari formas, aliasque pro temporum ac locorum op- 
portunitate sufficere, idcirco factum est, ut, vel anteactis temporibus, 
non omnes Apostolicae Sedis Leges ac Constitutiones, memorata forma, 
hoc est consuetis Urbis affixae locis promulgarentur. KRecentius, sa- 
crarum praesertim ÜCongregationum opera, quibus Romani Pontifices, 
ad leges jam latas declarandas aut ad novas constituendas, utebantur, 
id fere in consuetudinem venit, ut acta Sanctae Sedis ejusque decreta, 
in Officio a secretis a quo edita essent legitima auctoritate vulgata, 
hoc ipso promulgata haberentur. Publici sic juris effecta, dubitari 
quidem nequit, quin acta ipsa rata firmaque essent, tum quod plerum- 
que munita clausulis, contrariis quibusvis derogantibus, tum quod id 
genus promulgatio esset vel expresse vel tacite approbata a Pontifice 
Maximo. 

Huic tamen promulgandi rationi etsi plena vis esset, solemnitas 
illa deerat, quam par est supremae auctoritatis actis accedere. Ea de 
causa complures Episcopi, non modo a Nobis, sed a Nostris etiam 
Decessoribus, quum saepe alias, tum novissime in postulatis circa jus 
canonicum in codicem redigendum flagitarunt, ut a suprema Ecclesiae 
auctoritate Commentarium proponeretur, in quo novae promulgarentur 
ecclesiasticae leges, et Apostolicae Sedis acta vulgarentur. Re igitur 
mature perpensa, adhibitisque in consilium aliquot 8. R. E. Cardinali- 
bus, Antistitum, quos diximus, excipienda vota rati, auctoritate Nostra 
Apostolica, harum Litterarum vi, edicimus, ut, ineunte proximo anno 
MDCCCCIX, Commentarium officiale de Apostolicae Sedis actis edatur 
Vaticanis typis. Volumus autem Constitutiones pontificias, leges, de- 
creta, aliaque tum Romanorum Pontificum tum sacrarum Üongrega- 
tionum et Officiorum scita, in eo Commentario de mandato Praelatı a 
secretis, aut majoris administri ejus Congregationis vel Officii, a quo 
illa dimanant, inserta et in vulgus edita, hac una, eaque unica ratione 
legitime promulgata haberi, quoties promulgatione sit opus, nec aliter 
fuerit a Sancta Sede provisum. Volumus praeterea in idem Commen- 
tarıum cetera Sanctae Sedis acta referri, quae ad communem cogni- 
tionem videantur utilia quantum certe ipsorum natura sinat; eique rei 
perficiendae sacrarum Congregationum, Tribunalium et aliorum Offi- 
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ciorum moderatores opportune consulere. 

Haec ediecimus, declaramus, sancimus, decernentes hac Litteras 
Nostras firmas, validas et efficaces semper esse ac fore, suosque ple- 
narios et integros effectus sortiri atque obtinere, contrariis quibusvei 
non obstantibus. 

Datum Romae, apud S. Petrum, anno Incarnationis Dominicas 
millesimo nongentesimo octavo, III Kalendas Octobres, Pontificatus 
Nostri sexto. 

A. Card. Di Pietro, 
Datarius. 
R. Card. Merry del Val, 
A. Secretis Status. 
Visa: De Curia I. De Aquila e Vicecomitibus. 
Loco f Plumbi. 
Reg. in Secret. Brevium. 
V. Cugnonius. 

5. Pius X. Breve 14. 4. 08. Die apostolische Präfektur von Ma- 
rokko wird in ein Vikariat verwandelt. Le Can. cont. 32, 31. 

6. Pius X. Die Diözese Neuwestminster wird zur Erzdiözese 
Vancouver erhoben 19. 9. 08. Comment. 1, 198. 

7. Pius X. Errichtung des Vikariats Temiskamingue 22. 9. 08. 
Comment. 1. 190. 

8. Pius X. Errichtung der Diözese Rockerford in den Verein. 
Staaten 27. 9. 08. Comment. 1, 201. 

9. Decr. C. Conc. 27. 7. 08. Neue Interpretation des Decr. Ne 
temere A. f. k. KR. 89, 111. 

10. Bellesheim, Verabschiedung der englischen Bischöfe von 
der Congregatio de Propaganda. A. f. k. KR. 87, 82. 

1l. Congreg. Consist. 12. 11. 08. Ueber die Zuständigkeit 
des Congreg. de Prop. Comment. 1, 148. 

Beatissime Pater, 

Cardinalis Praefectus S. Congregationis de Propaganda Fide ut 
rite, sicuti debet, exsequi valeat praescripta Constitutionis Apostolicae 
Sapienti consilio et adiecta Ordinationis a Sanctitate Vestra confirmatae, 
quae fuerunt edita diebus 29 Iunii et 29 Septembris labentis anni 1908, 
eorum quae sequuntur dubiorum solutionem postulat; 

I. Utrum Vicariatus Apostolici, qui tanquam suffraganei pertinent 
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ad provincias ecclesiasticas a iurisdictione Oongregationis de Propa- 
ganda, vi memoratae Constitutionis exemptas, iugiter subsint eidem 
Congregationi de Propaganda. 

II. Utrum Congregatio de Propaganda, ob peculiaria adiuncta 
Moderatorum dioecesum et missionum in longinquis regionibus Indiarum, 
Tonkini, Sinarum, Japoniae, Australiae, Oceaniae aliisque huiusmodi, 
etiam in posterum concedere possit Episcopis, Vicariis Apostolicis, 
Praefectis vel Moderatoribus missionum formulas facultatum, quarum 
plures matrimonium respiciunt. 

IIl. Utrum eadem ÜCongregatio adhuc tribuere valeat titulum 
Missionarii Apostolici ad honorem, addita solita facultatum formula. 

IV. Cum S. Congregatio de Propaganda teneatur deferre ad 8. 
Congregationem Rituum „quaecumque attingunt sacrorum rituum dis- 
ciplinam“, quaeritur, utrum hoc praescriptum respiciat rituum discip- 
linam prout ipsa determinatur ac circumscribitur a Oonstitutione Sa- 
pienti consilio, an extendatur quoque ad facultates Missam, divinum 
Officium aliaque spectantes, quas ante largiri consueverant sive Con- 
gregatio Rituum sive etiam Congregatio de Propaganda. 

V. Utrum Congregatio de Propaganda deferre debeat ad Congre- 
gationem de Religiosis etiam quidquid attingat congregationes mis- 
sionarias tum virorum quum mulierum, quarum constitutiones a Con- 
gregatione de Propaganda approbatae fuerunt. 

VI. Utrum Congregatio pro Negotiis rituum orientalium valeat etiam 
in posterum concedere dispensationes matrimoniales mixtae religionis 
ac disparitatis cultus. 

VII. Utrum acta Conciliorum, quae celebrari contigerint in terri- 
torio Congregationi de Propaganda relicto, remittenda sint ad Congre- 
gationem Uoncilii. 

VIII. Utrum etiam Officiales, qui in offiicio aderant ante diem 4 
Novembris 1908, teneantur iusiurandum emittere per Legem generalem 
diei 29 Junii 1908 praescriptum. 

IX. Utrum Collegia Americae Septentrionalis, Hyberniae et Scotiae 
dependere pergant a Congregatione de Propaganda, et utrum eorum- 
dem alumni praestare teneantur iusiurandum praescriptum ab Urbano 
VIII, die 24 Novembris 1625. 

X. Utrum etiam alumni Americae Septentrionalis, Canadenses 
Hyberni etc., qui ex iure fundationis instituuntur in Collegio Urbano 
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de Propaganda, emittere obstringantur postkac memoratum iuramen- 
tum ab Urbano VIII praescriptum atque in forma et terminis deinceps 
statutis ab Alexandro VII per Bullam diei 20 Iulii 1660 pro cunctis 
Collegii Urbanı alumnis. 

XI. Utrum Cardinalis Praefectus Congregationis de Propaganda 
poterit adhuc concedere litteras dimissoriales ad sacros Ordines alumnis 
Collegiorum Americae Septentrionalis, Hyberniae et Scotiae ; et an ac 
quomodo mutare oporteat titulum missionis. 

XII. Utrum et qua ratione immutandus sit tilulus missionis 
quoad alumnos Collegii Urbani de Propaganda, qui pertinent ad pro- 
vincias acclesiasticas et dioeceses a Congregatione de Propaganda 
avulsas. 

Sacra Congregatio Consistorialis superius relatis dubiis circa prae- 
scripta Constitutionis Apostolicae Sapienti consilio et adiectae Ordi- 
nationis, iuxta mentem a SSmo Domino declaratam, die 12 Novembris 
1908 respondendum censuit: 

Ad I. Affırmative, dum ita permanent. Expedit tamen ut 8. 
Congregatio de Propaganda, quamprimum fieri possit, memoratos Vi- 
cariatus erigat in dioeceses, eosque proinde deducat ad ius commune. 

Ad ll. Affırmative, re tamen agitata et composita cum SS. Con- 
gregatione de Sacramentis. 

Ad III. Affırmative quoad sibi subditos. 

Ad IV. Affırmative ad primam partem, negative ad secundam. 

Ad V. Etiam quoad congregationes religiosas, quarum regulae seu 
constitutiones approbatae sunt a Congregatione de Propaganda, stan- 
dum praescriptis Constitutionis Sapienti consilio. 

Ad VI. Affiırmative, excepto tantummodo privilegio Paulino, quod 
pertinet ad Congregationem S. Officii. 

Ad VII. Negative. 

Ad VIII. Negative, verum congruit ut omnes illud emittant. 

Ad IX. Collegia Americae Septentrionalis, Hyberniae et Scotiae 
posthac pendebunt a S. Congregatione Consistoriali. Iuramentum autem 
ab alumnis praestandum vervetur, reformandum tamen erit iuxta novam 
statuendam formulam. 

Ad X. Affırmative, formula vero reformanda consiliis initis cum 
Emo Cardinali Praefecto Congregationis de Propaganda. 

Ad XI. Concessio litterarum dimissorialium ad sacros Ordines 
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pertinebit ad hanc S. Congregationem, quae, cum necessarium fuerit, 
immutabit titulum missionis in titulum servitii ecclesiae. 

Ad XII. Emus Cardinalis Praefectus Congregationis de Propa- 
ganda mutabit pro memoratis alumnis missionis in titulum servitii 
ecclesiae. 

Il. 

Proposita dubio, ad quam S. Oongregationem spectet dispensare 
a iureiurando, emisso ab antiquis Collegii Urbani de Propaganda Fide 
aliorumve Collegiorum alumnis, qui subsunt dioecesibus ad ius com- 
mune nuper deductis, quique facultatem petunt de dioecesi cui iura- 
mento obstringuntur in aliam transeundi; S. Congregatio Oonsistorialis, 
re mature perpensa, iuxta Constitutionem Sapienti consilio respondit: 
spectare ad S. Congregationem Coneilü. 

Datum Romae, ex aedibus eiusdem S. Uongregationis, die 7 lIa- 
nuarli 1909. 

L. S. Scipio Tecchi, Adsessor. 

12. Deer. Congr. Consist. 27. 2. 09. Für die facultas dis- 
pensandi presbyteros ab irregularitate vel a titulo s. ordinationis ist die 
Congr. Concilii zuständig. Comment. 1, 251. 

13. Deer. Congreg. de Sacram. 29. 1. 09. Bei der Dis- 
pensation ex causa inhonesta muss die Fakultät die Legitimation zu 
gewähren besonders erbeten und erteilt werden. Comment. 1, 214. 

14. Decr. Congr. de Religiosis. 25. 11. 08. Ueber das 
Betteln bei den männlichen Mendikantenorden (für die weiblichen ist er- 
gangen Decr. Oongr. epp. et regular 27. 3. 96). Comment 1, 253. 

15. Congr. de Religiosis. 19. 1. 09. Attenta ratione so- 
lemnitatis votorum, iteranda est exploratio voluntatis singularum 
monialium ante votorum solemnium nuncupationem, Commentar. 1,232. 

16. Poenitentiaria. Schr. v. 16. 1. 09. Betr. Erwerber 
kirchlicher Güter in Frankreich. Commentar. 1, 239. 


Gerichtssprüche. 
l. E. d. RGer. III. CS. 3./11. 08. Wird nach gem. protest. 


KR., wenn auf die Erklärung eines Geistlichen, er lege sein Amt nie- 
der, von der vorgesetzten Kirchenbehörde die Entlassung aus dem 
Amte gewährt wird, das Kirchenamt auch dann beendet, wenn die Er- 
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klärung der Amtsniederlegung in einem die freie Willenserklärung 
ausschliessendem Geisteszustande abgegeben ist? (Nein!) Entsch. 
69 Nr. 90 p. 391. . 

2. E.d. RGer. II. CS. 2./3. 09. Stiftung von Seelenmessen als 
beneficium simplex des kanonischen Rechts. Warneyers Jahrb. 09, 284. 

y. .. Das Oberlandesgericht ist in Auslegung des der Klage zu- 
grunde liegenden Testaments des verstorbenen W. T. und mit tatsäch- 
lichen Erwägungen zu dem Ergebnisse gelangt, dass es sich bei dieser 
letztwilligen Verfügung nicht um eine Familienstiftung, sondern um ein 
beneficium simplex des kanonischen Rechts, nämlich um eine unter 
kirchlicher Autorität stehende Stiftung von Vermögensstücken zur 
Feier von Seelenmessen in der Pfarrkirche von St. Peter in Z., also 
um eine geistliche Stiftung handelt. Das Oberlandesgericht hat hier- 
für zunächst auf den Umstand hingewiesen, dass das Testament vor 
dem katholischen Pfarrer in Z., also vor einem mit der Bedeutung 
der kanonisch-rechtlichen Bezeichnung beneficium simplex vertrauten 
Persönlichkeit, errichtet worden ist, und hat dann aber die sich hier- 
aus ergebende Vermutung durch den Inhalt des Testaments bestätigt 
gefunden. Es hat ausgeführt: der Testator habe für ewige Zeiten die 
den Gegenstand seiner Verfügung bildenden Grundstücke dergestalt 
der Hauptpfarrkirche St. Petri zu Z. zuwenden wollen, dass die Er- 
trägnisse einem Benefiziaten gegen dessen Verpflichtung, die vorge- 
sehenen Messen in dieser Kirche zu lesen, zuflössen, daher könne als 
Benefiziat nur ein Priester dieser Kirche in Betracht kommen. Die 
Verleihung des Benefiziums sei ausdrücklich in die Hände des jewei- 
lien Pastors der Kirche gelegt, er sei zum Exekutor, Kollator und 
Inspektor ernannt. Bei der Auswahl des Benefiziaten habe er aller- 
dings an erster Stelle den dem Grade nach nächsten Verwandten des 
Stifters zu berücksichtigen, aber nur, wenn er das kanonische Alter 
erreicht habe und Priester geworden sei oder doch werden wolle; sei 
er nach erreichtem 25. Lebensjahr nicht Priester oder hierzu unfähig, 
so solle der Pfarrer zu St. Peter einen zu Z. gebürtigen Priester als 
Benefiziaten berufen. Aus diesen Gründen und unter Berücksichti- 
gung des Umstandes, dass der Kirche ein nicht unerheblicher Nutzen 
aus der Stiftung erwächst, konnte das Oberlandesgericht zu der vor- 
erwähnten Feststellung gelangen. Die hiergegen gerichteten Revisions- 
angriffe sind unbegründet. 


Gerichtssprüche. 315 


Das Oberlandesgericht hat nicht übersehen, dass beneficia simplicia 
auch laicalia sein können, und dass in dem Testament das beneficium 
als simplex familiae bezeichnet ist; allein es hat darin keine Wider- 
legung seiner Annahme, dass es sich um eine kirchliche Stiftung handele, 
finden können, da nach Inhalt des Testaments die Familie nur soweit 
Berücksichtigung finden solle, als die Erreichung des Zwecks der Stif- 
tung — das Lesen von wöchentlich drei Seelenmessen — hiermit ver- 
einbar sei, sonach die Verfügung an erster Stelle, die Erfüllung reli- 
giöser und kirchlicher Interessen im Auge habe, und nur in zweiter 
Linie auch die Interessen der Familie des Stifters berücksichtige. Die 
Anordnung an sich, dass das beneficium ein ewiges sein solle, hat das 
Berufungsgericht nicht als bedeutsam aufgefasst, sondern es hat sie 
in Verbindung mit dem übrigen Inhalt des Testaments in dem Sinne 
verstanden, dass es dem Stifter dabei vor allem zu tun war, für ewige 
Zeiten das wöchentliche Lesen von drei Seelenmessen zu sichern, also 
auch hierbei wesentlich eine kirchliche Leistung bezweckt gewesen sei. 
Wenn auch regelmässig das beneficium ecclesiasticum mit einem be- 
stimmten Amte verbunden ist, so kennt das kanonische Recht doch 
auch selbständige unter kirchlicher Autorität stehende Stiftungen zu 
dem Zwecke, bestimmte Messen zu lesen, die ebenfalls beneficia sim- 
plicia genannt werden, und das Vorhandensein eines solchen beneficium 
hat der Berufungsrichter aus dem ganzen Inhalte der Berufung ent- 
nommen. Er hat ferner auch die Möglichkeit in Betracht gezogen, 
dass das beneficium an einen Verwandten des Testators gelangen 
könne, der nicht Priester sei, hat aber diesem Umstande in Hinsicht 
des kirchlichen Charakters der Stiftung keine massgebende Bedeutung 
beigelegt, weil ein solcher Zustand gemäss den Bestimmungen des 
Testaments nur ein vorübergehender sein könne, und der Benefiziat 
in dieser Zwischenzeit die Messen auf seine Kosten durch einen Prie- 
ster in der Pfarrkirche zu St. Peter zu Z. lesen lassen müsse. Dass 
der Testator diesen Fall nur als eine Ausnahme gedacht habe, konnte 
der Berufungsrichter bei der aus dem ganzen Inhalte des Testamentes 
sich ergebenden Gesinnung des Testators annehmen. Endlich ist auch 
mit rein tatsächlichen Erwägungen festgestellt, dass die Kirche, sei 
es direkt, sei es indirekt, erhebliche Vorteile aus der Stiftung hat. 
Was die Genehmigung der Stiftung seitens der kirchlichen Oberbe- 
hörde betrifft, so hat das Oberlandesgericht nach der ganzen Sachlage 
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angenommen, dass sie erteilt worden sei, hat aber auch einen direkten 
Beweis dafür in der Urkunde des früheren Generalvikariats zu A. vom 
9. Januar 1817 in Verbindung mit dem Akte des conseil municipal 
von Z. vom 5. April 1808 gefunden. Das Oberlandesgericht bat nicht 
übersehen, dass die Urkunde vom 9. Januar 1817 weder beglaubigt 
noch unterschrieben ist, konnte sie aber doch mit Rücksicht auf ihr Aus- 
sehen und ihren Inhalt für beweiskräftig halten, zumal der Gemeinde- 
rat von Z. in dem Akte von 1808 auf Ansuchen der Kirchenvorsteher 
von St. Peter seine Ansicht für die Annahme der Stiftung ausgespro- 
chen hatte. 

Die erhobenen Revisionsangriffe können daher keinen Erfolg haben. 

Liegt hiernach ein beneficium simplex als kirchliche Seelenmessen- 
stiftung vor, so hat das Berufungsgericht mit Recht angenommen, dass 
es von den in den Gründen des Berufungsurteils angegebenen gesetz- 
lichen Bestimmungen erfasst worden ist, und Familiensonderrechte 
daran vorbehaltlos und dauernd erloschen sind, und dass es dabei un- 
erheblich ist, ob die betreffenden gesetzlichen Bestimmungen hinsicht- 
lich der Stiftung tatsächlich zur Ausführung gelangt sind oder nicht... .* 

3. E.d. RGer. IV. CS. 12./11. 08. Hat die Bestätigung einer 
wegen Irrtums anfechtbaren Ehe nicht nur die Entdeckung des Irr- 
tums, sondern auch die Kenntnis von dem Anfechtungsrechte selbst 
zur Voraussetzung? Entsch. 69, 94 p. 410. 

4. Beschl. d..e Kammerger. (2. Fer. Senat) 1./8. 08. Reli- 
gionsgesellsch. in Preussen als Ges. m. b. H. Voraussetzungen ihrer 
Löschung im Handelsregister oder der Klage auf ihre Auflösung. 
Seufferts A. 64, Nr. 54 8. 113. 

Durch notariellen Vertrag v. 1. Nov. 1900 haben zehn Personen, 
die der evangelischen Landeskirche angehörten, darunter der damalige, 
inzwischen aus dem Amte geschiedene evangelische Ortspfarrer von V., 
den „Brüderverein“, Gesellschaft mit beschränkter Haftung, mit dem 
Sitz in V. begründet. Die Gesellschaft ist an demselben Tage in das 
Handelsregister eingetragen worden. Nach Art. 3 des Gesellschaftsver- 
trages ist der Zweck der Gesellschaft: „Die Gemeinschaftspflege und 
Evangelisation, insbesondere in V. und dessen Umgegend, sowie Er- 
richtung von Gebäuden, welche diesen Zwecken dienen“. Nach Art. 6 
und 8 dürfen nur Mitglieder des „Evangelisch-kirchlichen Vereins für 
äussere und innere Mission zu V.“ Geschäftsanteile erwerben. 
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Das AG. hat den Geschäftsführern durch Verfügung v. 25. März 
1907 mitgeteilt, dass es die Löschung der Gesellschaft beabsichtige, 
weil sie eine Religionsgesellschaft sei und als solche nur durch ein 
besonderes Gesetz Korporationsrechte erlangen könne. Den Wider- 
spruch der Geschäftsführer gegen die beabsichtigte Löschung hat es 
als unbegründet zurückgewiesen. Die sofortige Beschwerde der Ge- 
sellschaft ist vom LG. zurückgewiesen worden, nachdem es über die 
vom Brüderverein betriebene religiöse Propaganda und über die von 
ihm zu den Organen der Landeskirche eingenommene Stellung Beweis 
durch Vernehmung von Zeugen und durch Einholung eines Gutachtens 
des Königlichen Konsistoriums in D. erhoben hatte. Gegen den Be- 
schluss des LG. hat die Gesellschaft die sofortige weitere Beschwerde 
eingelegt. 

Diese ist nach $ 29 Abs. 2 FGG. in Verbindung mit 88 144 
Abs. 1, 142 Abs. 3 und 141 Abs. 3 desselben zulässig. Sie ist frist- 
und formgerecht eingelegt. Sie ist auch begründet. 

Nach $ 144 Abs. 1 FGG. kann eine in das Handelsregister ein- 
getragene Gesellschaft m. b. H. als nichtig gelöscht werden, wenn die 
Voraussetzungen vorliegen, unter denen nach den 88 75. 76 GmbHG. 
die Nichtigkeitsklage erhoben werden kann. Nach $S 144. 142 FGG. 
hat das Gericht die Beteiligten von der beabsichtigten Löschung zu 
benachrichtigen und ihnen zugleich eine Frist von mindestens drei Mo- 
naten zur Geltendmachung eines Widerspruchs zu bestimmen. Diese 
Vorschriften sind vom AG. eingehalten worden. — — — Die Vor- 
aussetzungen, unter denen nach $$ 75. 76 GmbHG. die Nichtigkeits- 
klage erhoben und nach $ 144 FGG. die Gesellschaft von Amts wegen 
gelöscht werden kann, sind gegeben, wenn entweder der Gesellschafts- 
vertrag die nach $ 3 Abs. 1 des ersten Gesetzes wesentlichen Bestim- 
mungen nicht enthält, oder wenn eine dieser Bestimmungen nichtig 
ist. Hier kommt nur der letztere Fall in Frage, und zwar die etwaige 
Nichtigkeit der angeführten Bestimmung des Gesellschaftsvertrages 
über den Gegenstand des Unternehmens ($ 3 Abs. 1 2. 2). 

Wenn die Gesellschaft „Brüderverein“ vermöge ihres statutarischen 
Ziweckes sich als Religionsgesellschaft darstellte, so wäre die Begrün- 
dung einer juristischen Person und insbesondere einer Gesellsch. m. b. 
H. zur Verfolgung dieses Zweckes mangels eines besonderen, dem 
Brüderverein Korporationsrechte verleihenden Gesetzes nach Art 13 


2[® 


318 Aktenstücke. 


der Verfassungsurkunde für den Preuss. Staat unzulässig. Nach dieser 
Bestimmung können die Religionsgesellschaften sowie die geistlichen 
Gesellschaften, welche bei Erlass der Verfassung keine Korporations- 
rechte hatten, diese Rechte nur durch besondere Gesetze erlangen. 
Nach Art. 84 EinfG. z. BGB. sind die landesgesetzlichen Vorschriften, 
nach denen eine Religionsgesellschaft oder eine geistliche Gesellschaft 
Rechtsfähigkeit nur im Wege der Gesetzgebung erlangen kann, unbe- 
rührt geblieben. — — — Allerdings bestimmt der $1 GmbHG., dass 
Gesellschaften m. b. H. „zu jedem gesetzlich zulässigen Zweck“ er- 
richtet werden können. Eine Gesellsch. m. b. H. wird aber zu einem 
gesetzlich — nämlich nach der preussischen Verfassung — unzulässigen 
Zweck gegründet, wenn es sich bei der Gründung um den Gegenstand 
des Unternehmens einer Religionsgesellschaft handelt. Denn eine solche 
kann nach der preuss. Verfassung nur durch besonderes Gesetz die 
Rechte einer juristischen Person erlangen. — — — Hiernach hängt 
die Entscheidung davon ab, ob der Brüderverein nach demim Ge- 
sellschaftsvertrage bezeichneten Zweck der Gesellschaft 
sich als eine Religionsgesellschaft darstellt. Wäre diese Frage zu be- 
jahen, so würde die Bestimmung des Gesellschaftsvertrages über den 
Gegenstand des Unternehmens nichtig und damit die Voraussetzung 
erfüllt sein, unter der nach $ 75 GmbHG. die Nichtigkeitsklage und 
nach $ 144 FGG. die Löschung der Gesellschaft zulässig ist. Wenn 
dagegen der im Gesellschaftsvertrage bezeichnete Zweck der Gesell- 
schaft diese nicht als Religionsgesellschaft erscheinen liesse, so würde 
der Umstand, dass die Gesellschaft nach dem Ergebnis der vom LG. 
hierüber veranlassten Beweisaufnahme etwa doch die Zwecke einer 
Religionsgesellschaft verfolgen sollte, nicht genügen, um die Nichtig- 
keitsklage oder die Löschung zu begründen. Vielmehr könnte dann 
nur die Auflösung der Gesellschaft gemäss $ 61 GmbHG. durch 
Klage von Gesellschaftern oder gemäss $ 62 im Verwaltungsstreitver- 
fahren in Frage kommen. 


So sagen auch Staub-Hachenburg Nr. 8 zu $ 1: „Wenn der Gesell- 
schaftszweck ursprünglich gehörig gewählt war, die Gesellschaft aber 
nachher andre, gesetzlich unzulässige Zwecke verfolgt, so wird dadurch 
die Gesellschaft weder nichtig, noch ohne weiteres aufgelöst.“ 

Auch das Kammergericht hat in der in Jahrb. Bd. 23 A S. 100 ab- 
gedruckten Entscheidung aus dem Zusammenhalt des $ 144 Abs. 18. 2 
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FGG. mit den $$ 75. 76 und $ 3 Abs. 1 GmbHG. gefolgert, dass nur 
Mängel im urkundlichen Inhalt des Gesellschaftsvertrages die Nich- 
tigkeitsklage und danach die Löschung von Amts wegen begründen. 

Vgl. ferner Dorner Nr. 3 zu $ 144 FGG.: „Das Gesetz hat nur solche 
Nichtigkeitsgründe im Auge, die sich aus dem Inhalt der Bestimmungen 
des Gesellschaftsvertrages ergeben.“ 


— — — Der in Art. 3 des Gesellschaftsvertrages bezeichnete 
Zweck der (Gesellschaft und der sonstige Inhalt des Statuts lassen 
nicht erkennen, dass der Gegenstand des Unternehmens nach dem Ge- 
sellschaftsvertrage die Bildung einer Religionsgesellschaft i. S. des 
Art. 13 der preuss. Verf. sein sollte. 

Das preuss. ALR. bezeichnet unter dem Marginale zu II. 11 8 10 
als Religionsgesellschaften die Verbindung mehrerer Einwohner zu Re- 
ligionsübungen. Es unterschied zwei Arten von Religionsgesellschaf- 
ten : solche, welche sich zur öffentlichen Feier des Gottesdienstes ver- 
bunden haben (Kirchengesellschaften II. 11 8 11), und solche, welche 
zu gewissen andern Religionsübungen vereinigt sind (geistliche Gesell- 
schaften II. 11 S$ 12). Die Kirchengesellschaften teilte es ein in aus- 
drücklich aufgenommene ($ 17), denen der Staat die Rechte privile- 
gierter Korporationen verliehen hat (nur die evangelische Landeskirche 
und die katholische Kirche), und in „geduldete“ Religionsgesellschaf- 
ten, die der Staat nur genehmigt hat, ohne ihnen die Rechte öffent- 
lich aufgenommener Kirchengesellschaften beizulegen ($ 20). Das Er- 
fordernis der Genehmigung ist durch Art. 12 der preuss. Verf. fort- 
gefallen. Schon vor Erlass der Verfassung hatten einzelne „geduldete“ 
Religionsgesellschaften Korporationsrechte erhalten. Der Art. 13 der 
Verf. bestimmte, dass dies in Zukunft nur durch besondere Gesetze 
geschehen könne. Dieselbe Vorschrift traf er für die geistlichen Ge- 
sellschaften, worunter nach $ 939 II. 11 ALR. nur die Stifte, Klöster 
und Orden verstanden werden (vgl. Entsch. d. RG. Bd. 62 S. 254). 
Diese geistlichen Gesellschaften kommen hier überhaupt nicht in Be- 
tracht, da weder ein Stift, noch ein Kloster, noch ein Orden hier in 
Frage kommt. Es kann sich daher nur fragen, ob hier nach dem 
Statut der Beschwerdeführerin eine neue „geduldete Kirchengesell- 
schaft“ vorliege, d. i. eine religiöse Gemeinschaft, die sich gesondert 
von der öffentlich aufgenommenen Kirchengesellschaft, der Landeskirche, 
— also mit eigener kirchlicher Verfassung — zur Öffent- 
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lichen Feier des Gottesdienstes („Anstellung gottesdienstlicher Zu- 
sammenkünfte in dazu bestimmten Gebäuden $ 23 II. 11 AULR.) 
verbunden habe (Entsch. d. RG. Bd. 12 8. 282). 

Unter den „Religionsgesellschaften‘, von denen die Verfassung 
spricht, sind nach der geschilderten Entwicklung die „geduldeten Kir- 
chengesellschaften“ des ALR. gemeint, welche nach der Verfassung 
zwar keiner (senehmieung mehr bedürfen, aber Korporationsrechte nur 
durch Gesetz erlangen können. Hier liest nach dem Statut eine 
neue „Kirchengesellschaft“ in dem dargelegten Sinne nicht vor. Das 
LG. nimmt mit Unrecht an, dass der vorliegende Fall ebenso liege, 
wie der im Beschluss des K@. v. 20. April 1905 (Jahrb. 30 A S. 129) 
entschiedene Fall. Dort entnahm das KG. aus der Satzung, dass eine 
„freie evangelische Gemeinschaft“ vorliege, die „sich im Gemeindeleben 
und in der Verfassung von der Landeskirche getrennt halte“, die eigene 
„Bethäuser“ im Gegensatze zu den „Kirchen“ der öffentlich aufge- 
nommenen Kirchengesellschaften errichte und die zum Erwerb von Ge- 
schäftsanteilen nur Mitglieder der freien Gemeinde in U. zulasse. Im 
vorliegenden Fall ist allerdings auch wie in jenem, die „Gemeinschafts- 
pflege und Evangelisation® als Gesellschaftszweck im Statut bezeichnet. 
Die Mitglieder sind aber im vorliegenden Falle sämtlich Mitglieder der 
Landeskirche gewesen, und sind es noch jetzt, wie das LG. feststellt. 
Von einer „freien Gemeinde“ ist hier im Statut nicht die Rede. Die 
Veräusserung der Geschäftsanteile ist nur an andre als Angehörige 
des „Evangelisch-kirchlichen Vereins für äussere und innere Mission 
in V.“ durch Art. 6 und 9 des Gesellschaftsvertrages untersagt. Es 
ist die Errichtung von „Bethäusern“ — im Gegensatz zu den Kirchen- 
gebäuden der evangelischen Landeskirche — im Statut nicht vorge- 
gesehen, sondern nur die Errichtung von (Gebäuden, welche der Ge- 
ıneinschaftspflege und Evangelisation dienen sollen (Art. 3). Der Ge- 
sellschaftsvertrag lässt hier nicht erkennen, dass die statutenmässig 
zu pflegende „(semeinschaft“ eine ausserhalb der Landeskirche oder im 
(segensatz zu derselben bestehende Gemeinschaft sein solle, wenn es 
sich auch nach dem Zusammenhang des Statuts um eine religiöse 
(semeinschaft handelt. Ebensowenig lässt der Gesellschaftsvertrag er- 
kennen, dass die „Evangelisation“ sich auf die Verbreitung andrer re- 
lieiöser Grundsätze als derjenigen der Landeskirche beziehen sollte. 
Der urkundliche Inhalt des Gesellschaftsvertrages besagt nichts davon, 
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dass die sämtlich der Landeskirche angehörenden Mitglieder der Ge- 
sellschaft andre als die von der Landeskirche gelehrten religiösen 
Grundsätze verbreiten wollten und dass hier etwa eine neue Kirchen- 
gesellschaft mit eigenen Dogmen, mit eigenen Gebethäusern und — 
worauf es vor allem ankommt —, mit eigener kirchlicher Ver- 
fassung gegründet werde. Eine Gemeinschaft, welche die religiösen 
Grundsätze der Landeskirche unter ihren Mitgliedern pflegen und in 
der Oeffentlichkeit verbreiten will, wie es z. B. die Vereine für äussere 
und innere Missionen tun, lässt sich als selbständige Kirchengesell- 
schaft nicht ansehen. Und dass hier ein andrer Gesellschaftszweck 
im Gesellschaftsvertrage bestimmt sei, ist aus dem urkundlichen In- 
halt nicht zu entnehmen. 

Hieraus folgt, dass der weiteren Beschwerde stattzugeben und der 
Widerspruch der Gesellschaft gegen die beabsichtigte Löschung für 
gerechtfertigt zu erklären ist. 

5. E.d. Preuss. OVG. VII. S. 15./5. 08. Entsch. 52, Nr. 60 
S. 244 gegen meine und Schöns Meinung betr. Kirchensteuer. 

6. Ist der patronus fructuarius, derfürseinePerson 
die Rechte aus einem dinglichen Patronat auf Lebens- 
dauer verloren hat, baulastpflichtig? E.d. Landger. Gies- 
sen v. 28./3. 07 (mitgeteilt durch Landrichter Dr. Friedrich in Giessen). 

In Sachen der evangelischen Kirchengemeinden 

1. S., vertreten durch den evangelischen Kirchenvorstand, 

2. R., vertreten durch den evangelischen Kirchenvorstand, 

Klägerinnen 
gegen den Grafen F. zu A.-W., Beklagten 
wegen Feststellung und Baulastverpflichtung hat die zweite Zivilkam- 
mer des Grossherzoglichen Landgerichts in Giessen durch Urteil für 
Recht erkamnt: 

Es wird festgestellt, dass der Beklagte verpflichtet ist, die erfor- 
derlichen Aufwendungen zur Instandhaltung, Wiederherstellung etc. 
der Pfarrhofraiten zu Södel und Rendel als ihm obliegende Baulast 
zu tragen. 

Der Beklagte trägt die Kosten des Rechtsstreits. 

Tatbestand: 

Durch den Reichsdeputationshauptschluss v. 25. Februar 1803 ist 

dem Grafen von A.-W. das frühere Kloster I. nebst dem damit ding- 
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lich verbundenen Patronat über die evangelischen Kirchen zu B., 8. 
und R. zugefallen. Die aus dem Patronat fliessenden Präsentations- 
rechte haben die jeweiligen Inhaber der Standesherrschaft A.-W, stets 
ausgeübt, von den sich daraus ergebenden Ehrenrechten stets Gebrauch 
gemacht und die mit dem Patronat über die Kirchen zu 8. und R. 
verbundenen Baulastverpflichtung stets anerkannt und erfüllt. Mit 
dem Kloster I. war auch eine diesem zustehende Quote eines Zehnt- 
rechts in den Gemeinden 8. und R. auf die Standesherrschaft überge- 
gangen, welche gleich ihrer Rechtsvorgängerin auf diese Zehnten die 
Baulast radizierte.e Die Zehnten wurden 1839 bezw. 1840 abgelöst, 
indem sie zunächst nach dem hessischen Gesetz vom 13. März 1824 in eine 
Grundrente verwandelt wurden, und alsdann in Gemässheit des hessi- 
schen Gesetzes vom 24. Juni 1836 das Ablösungskapital an die Stan- 
desherrschaft ausgezahlt wurde. Es erfolgte nunmehr eine anderweite 
Radizierung der Baulast, und zwar für die Kirche in 8. zunächst auf 
Erbpächte der Grafen in R. und I. und nach deren Ablösung auf 
Grundstücke in der Gemarkung B. worüber eine Radizierungsurk unde 
am 22. März 1861 errichtet wurde. Die Baulast für die Kirche in 
R. wurde auf Erbpächte der Grafen in K. übertragen und nach 
deren Ablösung nicht weiter radiziert.e. Durch Urteil des Reichs- 
gerichts vom 20. Oktober 1905 ist rechtskräftig erkannt worden, 
dass der Beklagte die aus dem als Zubehör zum Kloster I. über die 
evangelische Kirche zu B. bestehenden dinglichen Patronat fliessenden 
Rechte für seine Person verloren hat. In den Urteilsgründen ist aus- 
geführt, dass nach dem mangels abändernder landesgesetzlicher Vor- 
schriften oder Gewohnheitsrechte zur Anwendung gelangenden kano- 
nischen Rechte der Verlust des Patronatsrechts zur Strafe dann er- 
folge, wenn ein unehrenhaftes Verhalten des Patronatsberechtigten zu 
tage trete, das die Interessen der Kirche schädige, mit seinen Be- 
ziehungen zur Kirche unvereinbar sei und infolgedessen ihn seiner 
Stellung als Patron unwürdig erscheinen lasse; der Beklagte habe die 
sich daraus für ihn ergebende Pflicht, ein unehrenhaftes und anstössi- 
ges, mit seiner Stellung als Patron unverträgliches Verhalten zu ver- 
meiden, verletzt. Da es sich hier um ein dingliches Patronat handele, 
so habe die in der Person des Berechtigten eintretende Unfähigkeit 
nur die Folge, dass er für seine Person des Rechtes zur Ausübung 
des Patronats verlustig gehe, während das dingliche Recht selbst un- 
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berührt bleibe, und auch die mit demselben verbundenen Verpflich- 
tungen fortbestünden. Nach Erlass dieses Urteils hat der Beklagte 
mehrfach durch seinen General- und jetzigen Prozessbevollmächtigten 
den Standpunkt vertreten lassen, dass nunmehr für ihn eine Bau- und 
Unterhaltungspflicht hinsichtlich der Pfarrhäuser in den Gemeinden 
seines Patronatsrechts nicht mehr bestehe, da das Patronatsrecht sei- 
nem Inhalte nach nicht nur aus Rechten sondern auch aus Pflichten 
bestehe. Beide aber, wie das Reichsgericht in anderer Streitsache aus- 
gesprochen habe, untrennbare Bestandteile desselben bildeten. Auf 
diese Erklärung hin liessen die Klägerinnen Klage erheben und durch 
ihren Anwalt in der mündlichen Verhandlung den Antrag verlesen : 
den Beklagten als derzeitiges Haupt der Familie der Grafen zu 
A.-W. und als Inhaber des Familienfideikommisses kostenfällig ver- 
pflichtet zu erkennen bezw. seine Verpflichtung festzustellen, die er- 
forderlichen Aufwendungen zur Instandhaltung, Wiederherstellung etc. 
der Pfarrhofraiten zu S. und R. als ihm obliegende Baulast zu tragen. 

Dieser Antrag wurde im Anschluss an die Ausführungen in der 
Klagschrift im wesentlichen damit begründet, dass die vom Beklagten 
vor der Klageerhebung bestrittene Baulastverpflichtung auch nach Weg- 
fall der aus dem dinglichen Patronat folgenden Rechte fortbestehe, 
weil die Baulast sich als Gegenleistung gegen den Genuss der Zehnten 
darstelle, auf die sie früher radiziert gewesen sei, und das an die 
Stelle dieser Zehnten getretene Ablösungskapital den Charakter kirch- 
lichen Vermögen behalten habe. Der Anwalt des Beklagten verlas 
den Antrag 

die Klägerinnen mit der Klage kostenfällig abzuweisen ... 
indem er die gegnerische Rechtsauffassung für unrichtig erklärte, die 
dem Beklagten obliegende Baulastverpflichtung an sich ausdrücklich 
anerkannte, jedoch behauptete, sie sei als eine aus dem Patronat, einem 
untrennbaren Komplex von Rechten und Pflichten, fliessende Pflicht 
nach Entziehung der entsprechenden Rechte mit Wirkung auf die Per- 
son des Beklagten ebenfalls untergegangen..... 

In der Schlussverhandlung trug der Anwalt der Klägerinnen vor, 
dass der Klagantrag jedenfalls, soweit er die Gemeinde S. betreffe, 
begründet sei, da er in erster Linie Befriedigung aus den Objekten, 
auf welche die Baulast radiziert sei, bezweckt; ausserdem sei zu prüfen, 
ob die Klage nicht auch dann begründet sei, wenn die Rechtsauffas- 
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sung des Beklagten richtig, und hiernach die Baulast als eine Patro- 
natspflicht aufzufassen sei. 

Der Anwalt des Beklagten nahm hierzu lediglich auf seine frühe- 
ren Ausführungen Bezug. 
a | &ründe. | 

Da es sich um ein von den klagenden Kirchengemeinden in An- 
spruch genomnienes Vermögensrecht handelt, sind nach Art. 6 und 40 
der Verordnung, die Verwaltung des Kirchenvermögens betr. vom 
6. Juni 1552, Art. 1, 15, 3 des Edikts vom 8. Dezember 1870 über 
die provisorische Organisation der Kirchenvorstände evangelischer 
Konfession sowie $ 46 des Edikts betr. die Verfassung der evangeli- 
schen Kirchen des Grossherzogtums vom 6. Januar 1874 die Kirchen- 
vorstände der Klägerinnen mit — der eingeholten — Ermächtigung 
des Gr. Hess. Oberkonsistoriums zur Prozessführung legitimiert. 

Die Klage ist veranlasst, nachdem der Beklagte erklärt hat, er 
werde der den Grafen von A.-W. als Inhaber des mit dem Eigentum 
an dem früheren Kloster I. verbundenen Patronat in den Kirchenge- 
meinden S. und R. zu Gunsten der dortigen Pfarrhofraiten obliegen- 
den Baulastverpflichtung nicht mehr nachkommen, weil ihm für seine 
Person die aus diesem Patronat fliessenden Rechte entzogen worden 
seien. 

Da die Baulastpflicht als eine mit dem dinglichen Patronat in den 
(Gemeinden S. und R. verknüpfte, auf den 1803 in das Eigentum der 
Grafen zu A.-W. übergegangene Grundvermögen des Klosters I. ding- 
lich ruhende Last vom Beklagten ausdrücklich anerkannt worden ist, 
wäre an sich nur die Frage zu entscheiden, ob der vom Beklagten 
behauptete Erlöschungsgrund der von ihm an sich als derzeitigen Haupt 
der Familie und als Inhaber des Familienfideikommisses zu erfüllenden 
Pflicht in seiner Person rechtlich gegeben ist oder nicht. Nachdem 
aber von den Parteivertretern aus der Art und Weise der durch den 
Beklagten und seine Rechtsvorgänger erfolgten Anerkennung und Er- 
füllung der Baulastverpflichtung und Entwicklung dieser Pflicht Schlüsse 
auf ihren Fortbestand resp. ıhr Erlöschen in der Person des Beklag- 
ten gezogen worden sind, ist es nicht zu umgehen, dieses gesamte hi- 
storische Material einer Prüfung zu unterziehen. Es wird zu fragen 
sein: 

l. Was ergibt sich für die rechtliche Natur der Baulast als einer 
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auf Vermögen des früheren Klosters I. ruhenden, mit dem Eigentum 
an diesem ‚Vermögen auf die Grafen von A.-W. übergegangenen Pflicht 
aus der Geschichte der Baulast seit 1803? 

2. Lässt sich nach ihrer früheren Geschichte die Baulast als eine 
lediglich auf dem Zehnten in den Gemeinden S. und R. dinglich ruhende 
Last ansehen, und welches war ihr Schicksal nach Ablösung dieses 
Zehnten und nach ihrer anderweiten Radizierung ? 

3. Ist die Baulast nach ihrer Entstehung und Entwicklung nur 
als ein Bestandteil der Patronatspflichten der Inhaber des Patronats, 
als dessen „Ausfluss“ anzusehen, und bildet sie in diesem Falle 

4. zusammen mit den dem Beklagten für seine Person entzogenen 
Patronatsrechten ein notwendiges Korrelat, dergestalt, dass mit der Ent- 
ziehung dieser Rechte auch die Baulastverpflichtung des Beklagten er- 
lischt ? 

I. Zusammen mit dem Eigentum an dem Kloster I. war auch ein 
diesem unter anderen auch gegen die (emeinde R. und 8. zustehender 
Zehnt auf die Grafen von A.-W. übergegangen, auf welchen die Baulast 
zu Gunsten der S.er und R.er Pfarrhofraiten „radiziert“ d.i. dinglich 
gesichert war. Hierauf bezieht sich offenbar eine im L.schen Archiv 
befindliche Urkunde d. d. 12. April 1805, in welcher der Kaiserliche 
Baumeister zu Burg Friedberg den Grafen als Patron der Kirche zu 
R. auf die Notwendigkeit von Reparaturen der Pfarrwohnung aufmerk- 
sam macht und „der Willfahrung seines Gesuchs um so gewisser ent- 
gegensieht, als ohnehin aus dem @enusse der Patronatsgefälle die Ver- 
bindlichkeit hierzu von selbst hervorgehe“. Daraus ergibt sich jedoch 
nur, dass von den Grafen als einen Patronus fructuarius im Sinne des 
kanonischen Rechts d. i. als einen im Besitz und Genuss von Kirchen- 
vermögen der Gemeinde R. befindlichen Kirchenpatron, der als solcher 
allerdings subsidiär baulastpflichtig wäre, angesehen hat. 

Bei Ablösung der S.er und R.er Zehnten im Jahre 15839 bezw. 
1840 stand den Grafen von A.-W. nur kaum die Hälfte des R.er 
Zehnten zu, während die übrigen Teile anderen Standesherren, Frei- 
herrn, Adligen und der Pfarrei R. zukamen. Aus dieser Tatsache er- 
hellt, dass die Baulast in R. unmöglich mit diesen R.er Zehnten ent- 
standen, sich nicht als Gegenleistung gegen ihn darstellen kann. An- 
derenfalls wären sämtliche Zehntbesitzer in R. baulastverpflichtet ge- 
wesen, und die Radizierung auf den Anteil der Pfarrei wäre unver- 
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ständlich. Offenbar sollte die Radizierung auf den Zehntteil der Grafen 
lediglich eine Sicherung für die Erfüllung ihrer Baulastverpflichtung 
sein. 

Im letzteren Sinne beschäftigen sich auch die Akten des Gr. Hess. 
ÖOberkonsistoriums seit 1840 mit der Sicherstellung der auf den dem 
Grafen von A.-W. in R. zustehenden Grundrente haftenden Baulast 
zur R.er Pfarrhofraite „und der“ anderweiten Radizierung für das 
Pfarrhaus in S. „Für die hier zu entscheidende Frage enthalten sie 
nur wenig Material: In der Radizierungsurkunde vom 27. Oktober 
1842 wird die Baulast als eine auf der dem gräflichen Hause in der 
(emarkung R. zustehenden Zehntgrundrente haftende Last der Erbau- 
ung und Unterhaltung der Pfarrhofraite zu R.* bezeichnet, die nach 
einem Inskript des Gr. Steuerkommissärs Friedberg vom 20. Dezember 
1843 „in dem Flurbuch sowie Geschossen von R. gestrichen und auf 
die Erbpächte parz. 952 u. 953 in K.er Gemarkung transferiert“ wurde. 

In einer Entschliessung des Oberkonsistoriums vom 12. Oktober 
1552 wird es für „keineswegs erwiesen“ erklärt, dass jene Baulast aus- 
schliessend durch die Uebung des Präsentationsrechts zur Pfarrei R. 
und nicht vielmehr durch den Genuss des Zehnten in der Gemarkung 
R. bedingt gewesen sei. 

Im übrigen enthalten die R.er Akten nur Anerkenntnisse des 
Grafen und seines Rentamtmannes, dass er zur Reparatur des Pfarr- 
gebäudes in R. verpflichtet sei, oder das Versprechen, dass von „Gräf- 
licher Seite stets alle Verbindlichkeiten getreu erfüllt werden“ sollten 
oder die Angabe, dass Verwendungen auf Reparaturen der Pfarrhof- 
raiten in R. erfolgt seien. 

In den S.er Akten findet sich ein gleichlautender Passus der gleich- 
zeitigen Entschliessung vom 12. Oktober 1852, wie oben angegeben, 
der sich auf die Baulaust in S. bezieht. 

Ein Schreiben des Oberkonsistoriums vom 5. August 1850 an das 
Kreisamt Friedberg bemerkt zu der neu zu errichtenden Radizierungs- 
urkunde: (Abgesehen hiervon) scheint es uns aber mit Rücksicht dar- 
auf, dass die zu Gunsten der Pfarrhofraiten zu S. bestehende Baulast 
unzweifelhaft eine Verbindlichkeit der Abtei I. war, welcher die Do- 
tation der Pfarrei S. grösstenteils inkorporiert war, ganz sachgemäss, 
dass in der Urkunde das Rechtsverhältnis ganz allgemein berührt wird.“ 

In der Radizierungsurkunde vom 12. November 1861 endlich er- 
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klärt der Graf unter Zustimmung der sämtlichen Agnaten: „Dass ich 
nach Ablösung der Erbpächte, welche bisher meinem gräflichen Hause 
in der Gemarkung I. und R. zuständig geworden, die auf den Be- 
sitzungen der vormaligen Abtei I. haftende, mit dem Erwerbe dersel- 
ben auf mein Gräfliches Haus übergegangene, seit Ablösung des Zehn- 
tens in der Gemarkung S. auf jene Erbpächte mit Zustimmung meiner 
Agnaten speziell radiziert gewesene Last der Erbauung und Unterhal- 
tung des Pfarrgebäudes zu 8. ... auf die..... Meinem Gräflichen 
Hause in der Gemarkung B. zustehenden Liegenschaften speziell über- 
tragen habe, und dass hiernach diese Radizierung in der geeigneten 
Weise zu wahren ist“. Aus diesen Akten und Urkunden ergibt sich 
hiernach keineswegs, dass die Baulast in R. und S. mit dem dortigen 
Zehnten entstanden und untrennbar dinglich verbunden, gleichsam als 
Gegenleistung für diesen aufzufassen sei. Es ergibt sich vielmehr le- 
diglich daraus, dass die Baulast vorübergehend auf diesen Zehnten 
„radiziert“ d. i. durch ihn dinglich gesichert war. 

Weiter aber steht nach den angezogenen Akten die auch vom Be- 
klagten zugestandene und von den Klägerinnen in dem Schriftsatz vom 
15. Februar 1907 ausdrücklich als richtig nachgegebene Tatsache fest, 
dass das Kirchenvermögen der Gemeinde S. der Abtei I. grösstenteils 
inkorporiert war, und endlich die Tatsache, dass die Baulast in 8. auf 
den Besitzungen dieser Abtei lastete. 

2. Auch aus der früheren Geschichte der Baulast und des Zehn- 
ten ın S. und R. lässt sich nicht dartun, dass diese als Rechte und 
Pflichten stets dinglich verbunden waren. Von der Baulastpflicht ist 
überhaupt fast nie die Rede. Es hängt dies offenbar damit zusammen, 
dass die Pfarreien S. und R., oder, da deren Kirchenvermögen wohl 
grösstenteils der Abtei I. inkorporiert war, diese als Eigentümerin 
dieses Kirchenvermögeus nach kanonischem Recht (vgl. Concil. Trident. 
sess. XXI, c. 7 de reform.) in erster Linie baulastpflichtig war (vgl. 
Permaneder, D. kirchl. Baulast S. 30) und dass weiter ihre subsidiäre 
Baulastpflicht als patronus fructuarius ebenfalls nach kanonischem Recht 
ausser Zweifel stand (Concil. Trident. a. a. O. Omnes patronos et alios 
qui fructus aliquos ex dictis ecclesiis provenientes percipiunt). In einer 
Urkunde vom 21ten Aprilis 1660 erklärt denn auch der Abt des Klo- 
sters I. ausdrücklich, dass ihm „ein verschlossenes die erbauung eines 
Pfarrhauses zu S. betreffendes Schreiben anhero wohl geliefert worden, 
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und weil ausser Zweifel, dass mir alss collatores selbiges zu erbauen 
und in esse zu erhalten haben, „...“ (A.-W.sches Archiv Conv. 101 
Nr. 1 Zehend-Verleihungen zu Soedel von 1422—1702). Wenn in der- 
selben Urkunde davon die Rede ist, man wolle die Mittel zur Erbau- 
ung des Pfarrhauses durch „Handlung“ des Zehnten beschaffen, so be- 
weist dies dennoch nicht, dass man die Baulast als eine dem Zehnten 
dinglich verbundene angesehen hätte. 

Der Zehnt in R. war sogar vorübergehend im Besitz eines Cunrad 
Lewenstein, Burgers zu Frankfort, und .wurde von der Abtei 1350 
zurückgekauft, wie sich aus einer Urkunde von 1350 ergibt (A.-W.- 
sches Archiv Conv. 93 Klosterakten Rendel Zehnteangelegenheiten 
1. Blatt), eine Tatsache, die stark gegen die Rechtsanschauung der 
Klägerinnen ins Gewicht fällt. 

Ueber die Entstehung der Zehnten sind Originalurkunden nicht 
vorhanden. Nach den vorliegenden Kopien stammt der S.er Zehnt aus 
dem 13. Jahrhundert und war eine Verleihung des St. Viktor-Stiftes 
in Mainz. Er wurde von 1422 (nicht 1477, wie es in dem Schriftsatz 
des Beklagten vom 13. Februar 1907 8. 9 heisst) bis 1702 verpachtet 
und scheint erst, als dies nicht mehr geschah, zum Radizierungsobjekt 
der Baulast ausersehen worden zu sein. 

Ebenso verhält es sich mit dem R.er Zehnt, der von 1647—1791 
verpachtet wurde. 

Als nach dem dreissigjährigen Kriege die Pfarrhofraiten in 8. 
restauriert werden sollten, die Abtei aber ohne Mittel dazu war, ver- 
pflichtete sich in einer Urkunde vom 10. Juni 1649 die Gemeinde 8. 
zur Herstellung, wogegen der Abt für 4 Jahre auf den Zehnten ver- 
zichtete.e. Auch hieraus muss nicht notwendig auf einen engeren Zu- 
sammenhang zwischen Baulastverpflichtung und Zehntberechtigung ge- 
schlossen werden, zumal auch hier der Probst ausdrücklich „als seinen 
Collatoren“ bezeichnet wird, wie in anderen Urkunden aus dieser Zeit 
(21. Januar 1661; 6. Juni 1649) ebenfalls. In dem jener Erklärung 
der Gemeinde S. vom 10. Juni 1649 entsprechenden Vorschlag des 
Probstes und Konvents des Klosters I. heisst es: Als zu S. Sölmisch 
Lichischer Herrschaft die gesampte Pfarrbauw, nemblich Hauss, 
Schewern undt Ställ bei diesem langwührigen vndt verderblichen Kriegs- 
wesen durchbrandt vndt andere unglückliche Zustände gantz einge- 
äschert vndt zu grundt gerichtet worden, vnd wir jure patronatus 
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solchen Bäv nach gelegenheit wiederumb zu ersetzen befugt .... für 
gut angesehen vndt ratsam befunden, die jntraden vnseres an bemeltem 
Orte habenden Zehendes vf eine gewisse Zeit daran zu strecken.“ Es 
war dies die bequemste Art, sich der Baupflicht zu entledigen, der 
Schluss auf einen notwendigen Zusammenhang zwischen Zehnt und 
Baupflicht braucht daraus aber nicht gezogen zu werden. 

Nach allem ist das Fundament der Klage, insoweit die Baulast- 
verpflichtung des Beklagten lediglich als Gegenleistung für den Genuss 
der Zehnten angesehen wird, nicht als erwiesen anzusehen. Das wei- 
tere Schicksal dieser Zehnten im 19. Jahrhundert könnte daher uner- 
örtert bleiben, wenn nicht etwa aus der Tatsache, dass die Zehnten 
bei ihrer Ablösung ihre Eigenschaft als kirchliches Vermögen nicht 
auf die Ablösungskapitalien übertragen haben, sodass deren Eigentümer 
nicht mehr als Nutzniesser von kirchlichem Vermögen anzusehen ist 
(eine Ansicht, die in der Rechtsprechung ziemlich allgemein gebilligt 
wird: Entsch. in Seuff. Archiv 1 Nr. 69, 3 Nr. 359, 4 Nr. 70, 72, 19 
Nr. 256, 37 Nr. 130 und in Seufferts Archiv NF. V. 8.76 ff.) und aus 
den gelegentlich der anderweiten Radizierung der Baulast und sonst 
erfolgten Anerkenntnissen dieser Pflicht ein selbständiger Verpflich- 
tungsgrund für den Beklagten und seine Rechtsvorgänger konstruiert 
werden wollte. Allein so sehr diese Anerkenntnisse und Bestätigungen 
der Baulastpflicht an sich geeignet wären, einen selbständigen Rechts- 
grund für deren Anspruch, dessen Feststellung die Klägerinnen be- 
gehren, abzugeben, so kommen sie doch als solche aus dem Grunde 
nicht in Betracht, weil es sich hier um kirchliches Vermögen handelt, 
welches der Abtei Ilbenstadt „inkorporiert“ war, das also nach der vom 
Gericht gebilligten Ansicht der Theorie und Praxis (vgl. Permaneder, 
D. kirchl. Baulast 1856 S. 56 und 57 Note 1 und Entsch. d. OLG. 
Celle in Seuff. Archiv Bd. 37 S. 257 Nr. 130) seinen kirchlichen Cha- 
rakter auch nach Säkularisierung und Ablösung der einzelnen Bestand- 
teile nicht verliert. Für S. ist diese Voraussetzung von den Prozess- 
parteien ausdrücklich zugegeben worden. Für R. spricht die Tatsache, 
dass die Pfarrei bei Ablösung des Zehnten im Besitz eines Teils des- 
selben war, nicht gegen jene Feststellung, sondern dafür, indem aus 
der Geschichte der Baulast in R. sich ergibt, dass dieser Teilzehnte 
ein Pfarrbesoldungszuschuss war, während das übrige Pfarrvermögen 
sich im Besitz der Abtei befand. Ausserdem ist die Inkorporierung 
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des „gesamten Pfarreivermögens“ der der Abtei I. zustehenden Patro- 
nate vom Beklagten in seinem Schriftsatz vom 13. Februar 1907 auf 
Seite 15 selbst behauptet worden (vgl. auch Hansult, d. Patr. in d. 
ev. Landesk. d. Grossh. Hessen S. 45 in Verbindung mit S. 79). Es 
bedarf aber dieser komplizierten kanonisch-rechtlichen Konstruktion 
gar nicht, um die Baulastpflicht des Beklagten festzustellen, da die 
ganze historische Entwickelung der Baulast in S. und R. nicht auf die 
Verpflichtung eines Zehntherrn sondern auf einen viel näher liegenden 
Verpflichtungsgrund hinweist. Sie ist in Beziehung zu setzen zu dem 
Patronat der Abtei I. über die Pfarrkirchen S. und R. 

3. Nach den Notitiae historico-diplomaticae de Abbatia I. 8. 25 ff. 
soll das Patronat über die Pfarrkirche zu R. 1358 durch Schenkung 
des Henrich von Isenburg, Herrn zu Büdingen an das Kloster I. ge- 
kommen sein. 1415 bestätigte der Propst Johann XXII. zusammen 
mit den übrigen Privilegien und Rechten des Klosters (eod. S. 94), 
ebenso das Patronat über die Pfarrkirche zu S. 

Diese beiden Patronate sind samt den sich daraus ergebenden 
Rechten und Pflichten bis heute in Kraft und Uebung, sind als „ding- 
liche“ Patronate, die auf sämtlichen Besitzungen des Klosters I. ruh- 
ten, anzusehen und stets angesehen worden, und sind als solche im 
Jahre 1503 auf die Grafen von A.-W. übergegangen. 

Mangels hessischer landesgesetzlicher Bestimmungen oder Ge- 
wohnheiten hat auf sie das kanonische Recht zur Anwendung zu kom- 
men, das in Concil. Trident. sess. XXI c. 7 fast ausschliesslich be- 
reits geltendes Recht kodifizierte und deshalb auch als subsidiäres evan- 
gelisches gemeines Kirchenrecht ohne weiteres anwendbar ist; die ent- 
gegengesetzte Ansicht Hansults (a. a. OÖ. 8. 85 Anm. 24) ist unhaltbar. 

Darnach war der Patron zwar nicht unbestritten als solcher, wohl 
aber dann baulastpflichtig, wenn er wie hier Besitzer und Nutzniesser 
inkorporierten Pfarreivermögens oder überhaupt von Vermögensbestand- 
teilen der betreffenden Pfarrei, wenn er patronus fructuarius war. (Vgl. 
Permaneder a. a. O. 8.42 ff.; Walter, Kirchenrecht (5) S. 493; Wahr- 
mund, Das Kirchenpatronatrecht 1594 S. 89, 90, 165 ff.; Lämmer, In- 
stitutionen des kath. Kirchenrechts 1886 8. 516; Hergenröther, Lehrb. 
d. kath. Kirchenrechts 1858 S. 529 ff.; Lippert, Lehre v. Patronat 
S. 152; Schmitt, Die Kultusbaulast 1888 S. 60 ff. 122 f.) In diesem 
Sinne wurde auch die Baulastverpflichtung der Abtei I. stets aufge- 
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fasst. So bittet am 9. Oktober 1615 der Pfarrer in $8., Probst, Prior 
und Conventualen des Klosters „alss wahre Collatores Unserer Pfarren 
vndt Pfleger Unserer Kirchen“ um Reparaturen an der Kirchentüre 
(A.-W.sches Archiv). In einem Schreiben vom 25. März 1660 werden 
Abt und Kloster als collatores angesprochen, die Pfarrhaus und Stal- 
lungen zu S. „wieder zu erbauen und in esse zu erhalten schuldig“ 
seien (eod.). 

Am 28. Juli 1669 fordert der Kaiserliche Burggraf Baumeister 
ete. in Burg-Friedberg Prälat und Conventualen des Klosters auf, „alss 
collatores“ das Pfarrhaus zu erbauen und eventuell zu reparieren (eod.). 
Am 24. September 1709 erinnert dieselbe Behörde den Prälaten „alss 
Patrono“ an sein „onus aedificandi* dem Pfarrhaus zu R. gegenüber. 
Andere Belege für diese Auffassung der bei Ausübung der Patronats- 
rechte und Erfüllung der damit verbundenen Pflichten beteiligten Per- 
sonen und Behörden sind bereits früher angeführt worden. 

An der rechtlichen Natur dieser observanzmässig auf den gesam- 
ten Vermögenskomplex des Klosters I. lastenden Baulastverpflichtung 
hat auch weder die Säkularisation des Klosters noch die Ablösung der 
zum Klostervermögen gehörigen Zehntteile das Mindeste geändert, zu- 
mal das Pfarrvermögen der Gemeinden R. und S. der Abtei inkorpo- 
riert war. (Vgl. Permaneder a. a. OÖ. und S. 86 und 87 Anm. 5; die 
Entscheidungen des preussischen Obertribunals in Berlin v. 19. 9. 71 
und 1. 2. 69, ferner d. Entsch. v. 29. 9. 51 und 26. 5. 44 im Archiv 
für kath. Kirchenrecht 31, 335; 22, 137; 24, 122. Schmitt, D. Kultus- 
Baulast S. 73, 367/368; Richter-Dove-Kahl, Lehrb. d. kath. und ev. 
KR. (8) 1884 S. 1351/1352 Note 17—19 und die dortigen Zitate.) 

4. Wenn nun aber auch die festgestellte Baulastverpflichtung nicht 
als ein „Ausfluss“ des den Grafen zu A.-W. mit dem Eigentum an 
Besitzungen des früheren Klosters I. anerfallenen Patronats über die 
Pfarrkirchen zu S. und R. nach kanonischem Recht anzusehen ist (vgl. 
hierzu Hansult a. a. O. S. 88, 89), so ist sie doch immerhin mit diesem 
Patronat verbunden, und es ist letztlich zu prüfen, ob, wie Beklagter 
behauptet, er nach Entziehung der von ihm als Haupt der Gräflichen 
Familie und Inhaber des Familienfideikommisses in Gemässheit des 
Artikel 3 des Hausgesetzes der Gräflichen Familie an sich auszuüben- 
den Patronatsrechte auch der mit dem Patronat verbundenen Pflichten 
ledig geworden ist, weil wie das Reichsgericht (vgl. Entsch. Bd. 27 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XIX. 2. 22 
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S. 147) entschieden habe, die mit dem Patronat verbundenen Rechte 
und Pflichten als wesentliche Bestandteile untrennbar seien. Im all- 
gemeinen kann man wohl sagen, dass das Patronat aus Rechten 
und Pflichten besteht, die nicht willkürlich auseinandergerissen werden 
dürfen. Zu diesen Pflichten gehört aber die Baulast nicht begriffs- 
notwendig. Das Patronat kann rechtlich ohne Baulast existieren und 
umgekehrt. In ersterer Hinsicht ist auf die patroni mere simplices zu 
verweisen, d. i. solche, die nicht im Genuss von Kirchenvermögen und 
nicht auf Grund speziellen Titels baulastverpflichtet sind, in letzterer 
Hinsicht ist zu beinerken, dass solche speziellen Titel als Verpflich- 
tungsgründe sehr häufig vorkommen, insbesondere die Baulast sehr oft 
auf eine Zehntrente dinglich basiert worden ist (vgl. Richter-Dove- 
Kahl a. a. ©. Note 17). Wenn man auch die Baulast, die mit einem 
Patronat verbunden ist, als eine den Patronatsrechten „entsprechende‘ 
Verbindlichkeit bezeichnen kaun, so bildet sie doch niemals ein not- 
wendiges Korrelat dieser Rechte, sodass sie bei vorübergehender Un- 
möglichkeit der Ausübung der Rechte ebenfalls ruhte. Dies ist für 
den Fall, dass der Patron der grossen Exkommunikation verfällt oder 
die Ehrenrechte verliert, in welchem Falle eine Suspension der Aus- 
übung des Patronats, solange der betreffende Zustand dauert, eintritt, 
ausdrücklich in der Literatur anerkannt. Dagegen enthebt diese 
Suspension den Patron nicht der mit den vorübergehend entzogenen 
Rechten verbundenen Verpflichtungen; das kanonische Recht schliesst 
es nicht aus, dass der suspendierte Patron seine Leistungen der Kirche 
gegenüber erfüllt (vgl. Hinschius, System d. kath. Kirchenrechts II. 
S. 94). Analog sind aber auch die Fälle zu behandeln, wo sich die 
Suspension auf die ganze Lebenszeit oder die ganze Besitzdauer des 
Patronatsinhabers erstreckt. So wenn ein Jude ein Gut erwirbt, mit 
dem ein Patronat verbunden ist (vgl. Wahrmund, Kirchenpatronats- 
recht S. 246), eine Konsequenz, die eben wohl aus dem dinglichen 
Charakter dieses Patronats genügend erklärt wird. Aehnlich verhält 
es sich, wenn das berechtigte Gut zu einer Konkursmasse gehört etc. 
(vgl. Wahrmund a. a. O0. S. 291). 

Nicht anders ist auch im vorliegenden Falle zu entscheiden. Der 
Beklagte ist durch Richterspruch rechtskräftig für unwürdig erklärt 
worden, die mit den ihm an sich zustehenden dinglichen Patronat über 
die Pfarrkirche zu B. verbundenen kirchlichen Rechte auszuüben. Er 
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ist demzufolge auch für unwürdig anzusehen, die entsprechenden Pa- 
tronatsrechte über die Pfarrkirchen zu S. und R,. auszuüben. Sie 
ruhen, solange er Patronatsinhaber ist; er hat sie für seine Person 
verloren. Dessenungeachtet hat er die mit dem Patronat verbundenen 
Kirchenbaulasten ununterbrochen weiter zu tragen. Da der Beklagte 
durch seine mehrfach (z. B. am 5. April 1906 dem Gr. Kreisamt Fried- 
berg gegenüber) abgegebene Erklärung, seinen Baulastverpflichtungen 
nicht mehr nachkommen zu wollen, die Klage als Feststellung dieser 
Verpflichtung veranlasst hat, war dem Klagantrag zu entsprechen... 
7. Oesterr. OGH. 2./1. 07. In Oesterreich ist es nicht ver- 
boten, dass Ehen zwischen Christen und Nichtchristen bestehen, son- 
dern nur, dass sie eingegangen werden. Z. f. intern. PR. 18, 571. 


Staatliche Gesetze und Aktenstücke betr. die kath. 
Kirche, sowie die kath. und ev. Kirche gemeinsam. 


10. Lübeck. Bek. betr. die Friedhofs- u. Begräbnisordn. 22./9. 
06. AXKBI. 09, 157. 

ll. Oesterreich. V. 21./12. 07 über Heiraten im österr. Heere. 
A. f.k. KR. 89, 129. 


hvangelische Kirchengesetze‘. 


5. Hannover. Bek. 3./2. 09 betr. Bildung eines Gesamtverban- 
des der drei Kirchengemeinden d. Stadt Einbeck. K. Amtsbl. 19. 

6. Sachsen. V. die Zulagen für Geistliche u. geistl. Stellen 
betr. 19./2. 09. GVBl. 115. 

7. Sachsen. V. die Erhöhung des Mindestgehalts der Hilfs- 
geistl. betr. 20./2. 09. ib. 118. 

8. Meiningen. Ausschr. d. OKR. betr. Kirchendienstordn. 16./6. 
08. AKBI. 09, 16. 

9. Meiningen. Ausschr. d. OKR. betr. Beteiligung d. Geistl. 
bei Feuerbestattungen 16./9. 08. AKBI. 09, 18. 

10. Altenburg. V. d. Beaufsichtigung d. Religionsunterrichts 
in d. Volksschulen betr. 30./4. 08. AKBI. 09, 20. 


ı Die mit * bezeichneten Gesetze werden in der „Sammlung“ abgedruckt 
werden. 
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11. Anhalt. Ausschr. d. Konsist. betr. Beteiligung v. Geistl. 
bei Feuerbestattungen 21./2. 07. AKDBI. 09, 60. 

12. Waldeck. V. betr. Ergänzung der V. v. 22./4. 02 betr. d. 
Führung der Kirchenbücher 15./3. 09. GVS. 9. 

13. Oesterreich. Provisor. Satzungen f. d. Pensionsanstalt d. 
ev. K. 1./3. 08. AXKBI. 09, 62. 

14. Siebenbürgen. Disziplinarordn. 8./11. 06. Jahrb. 09, 121. 
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Il. Abhandlungen. 


——n nn 


Die Verfassungsänderung in der Kirche augsburgi- 
scher Konfession von Elsass-Lothringen. 


Von 


Fritz Fleiner, Professor in Heidelberg. 


Elsass-Lothringen ist nicht nur staatsrechtlich ein Gebilde 
eigener Art, auch seine kirchenrechtlichen Verhältnisse weisen 
die interessantesten Besonderheiten auf: auf katholischem Ge- 
biet ist das Reichsland das ultimum refugium des französischen 
Concordatrechtes geworden, und für den Bereich des evangelischen 
Kirchenrechtes stellt es das einzige Territorium dar, dessen 
lutherischer Kirche das landesherrliche Kirchenregiment fremd 
ist. Auch diese Erscheinung geht auf die französische Epoche 
von Elsass-Lothringen zurück. In Frankreich hat weder die 
Gesetzgebung der Republik, noch die der Monarchie dem Staats- 
oberhaupt die Kirchengewalt, das landesherrliche Kirchenregi- 
ment, über die evangelische Kirche zugesprochen!. Das Ge- 
setz vom 18. Germinal des Jahres X, die Articles organi- 
ques des cultes protestants?, haben dem Staate ausgedehnten 

i Friedberg, Das geltende Verfassungsrecht der evangelischen Lan- 
deskirchen in Deutschland und Oesterreich, 1888, 8. 119 fg. Geigel, 
Reichs- und reichsländisches Kirchen- und Stiftungsrecht, 1898. 

2 Friedberg, Die geltenden Verfassungsgesetze der evangelischen 


Landeskirchen, 1885, I 2 S. 1001. 
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staatliche Hoheitsrechte über die evangelischen Kirchen, vor 
allem über die evangelische Kirche augsburgischer Konfession, 
beigelegt, im übrigen aber den Kirchen Autonomie gewährt für 
die Ausgestaltung ihres innern Glaubens- und Rechtslebens — 
all dies im Sinne des Kollegialismus!, Dabei ist aber der Schöpfer 
der organischen Artikel, Portalis, von dem Gredanken ausge- 
gangen, es habe der Staat nicht nur die Kirche zu schützen 
und sie in ihren Schranken festzuhalten, sondern als Protektor 
der Kirche auch dafür zu sorgen, dass sie den Nutzen stifte, 
den man von ihr erwarte®. Aus diesem Grunde hat die Staats- 
gesetzgebung eine Grenzlinie gezogen zwischen den innern, der 
freien Ausgestaltung der Kirche überlassenen Angelegenheiten, 
und den externa, die der staatlichen Einwirkung unterstehen. 
Die meisten und wichtigsten Akte des kirchlichen Eigenlebens 
können nur mit staatlicher Genehmigung vorgenommen werden; 
es sei nur erinnert an die staatliche Ernennung des Präsidenten 
des Direktoriums (des Hauptes des obersten kirchlichen Selbst- 
verwaltungskörpers) und an die staatliche Genehmigung zahl- 
reicher kirchlicher Rechtshandlungen. Auf diese Weise übt 
der Staat unter dem Titel der Kirchenhoheit gegenüber der 
lutherischen Kirche Machtbefugnisse aus, die sich in andern 
deutschen Territorien als Betätigungen des landesherrlichen 
Kirchenregiments darstellen. 

Diese Grundauffassung hat das Deutsche Reich bei der 
Annexion von Elsass-Lothringen übernommen. Auch die staat- 
lichen Rechtsnormen über die äussere Organisation der evange- 
lischen Kirchen, der lutherischen und der reformierten, sind in 
Geltung geblieben; nämlich die organischen Artikel vom Jahre 
1802 und ein Decret-loi vom 26. März 1852 „portant r&organi- 
sation des cultes protestants“. 

Im Jahre 1907 hat die Generalsynode der augsburgischen 


— 


! Friedberg, Lehrbuch des kath. und evangelischen Kirchenrechts, 
6. Aufl., 1909, S. 105. 


? Otto Mayer, Portalis und die organischen Artikel, 1902, S. 10. 
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Kirche des Reichslandes, das Oberkonsistorium, die Initiative 
zu einer Fortbildung dieses Rechtes ergriffen. Es hat eine 
„Verfassungskommission* aus seiner Mitte beauftragt, den Ent- 
wurf einer „Kirchenordnung“ auszuarbeiten. Die Verfassungs- 
kommission hat diesen Auftrag ausgeführt!. In seiner Session 
vom Oktober 1908 ist das Oberkonsistorium an die Beratung 
dieses Entwurfes herangetreten®. Nach Schluss der Session 
hat die Verfassungskommission den Entwurf redaktionell und 
inhaltlich bereinigt. Im Oktober dieses Jahres soll das Ober- 
konsistorium endgültig darüber Beschluss fassen, 

Die vorgeschlagene kirchliche Verfassungsrevision unter- 
nimmt es, die Grundsätze des Kollegialismus über die Selb- 
ständigkeit der evangelischen Kirche gegenüber dem Staat zu 
verwirklichen. Das Aufsichtsrecht des Staates wird jedoch nicht 
angefochten. Schon nach dem vorliegenden Entwurf der Kirchen- 
ordnung hat die Staatsbehörde die Wahlen der Pfarrer, In- 
spektoren usw. zu bestätigen, den Präsidenten des Direktoriums 
zu ernennen, Beschlüsse über die Vermögensverwaltung und vor 
allem jede Abänderung der Kirchenordnung zu genehmigen. 
Die Erläuterungen, die die Verfassungskommission ihrem Ent- 
wurf vom April 1908 beigegeben hat, heben ausdrücklich her- 
vor, ein Staatsgesetz werde die vom Staate beanspruchten jura 
circa sacra im einzelnen festzustellen haben. Die augsburgische 
Kirche verlangt das Selbstgesetzgebungsrecht, um ihre Organi- 
sation und ihre inneren Angelegenheiten von sich aus ausge- 
stalten zu können. Darin liegt eine Neuerung, denn die heutige 

ı Entwurf einer Kirchenordnung für die Kirche augsburgischer Kon- 
fession in Elsass-Lothringen, veröffentlicht im April 1908. 

2 Verhandlungen des Oberkonsistoriums der Kirche augsburgischer 
Konfession in Elsass-Lothringen, Session vom 5.—21. Oktober 1908, S. 10 
—103. Entwurf einer Kirchenordnung für die Kirche augsburgischer Kon- 
fession in Elsass-Lothringen, nach den Beschlüssen des Oberkonsistoriums 
in der Session vom Oktober 1908. — Auf Grundlage dieses bereinigten 
Textes hat sodann die Verfassungskommission ihre Anträge formuliert in 
dem „Entwurf der Kirchenordnung nach den von der Verfassungskommission 


gestellten Anträgen“. 
23 * 
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Kirchenverfassung beruht auf Staatsgesetz: den organischen 
Artikeln von 1802 und dem Decret-loi von 1852. Nur ein 
Staatsgesetz kann daher der augsburgischen Kirche das Selbst- 
gesetzgebungsrecht verleihen. Ein solches Gesetz ist noch nicht 
ergangen. Der vorliegende Entwurf einer Kirchenordnung, der 
die Kirche neu organisiert, enthält somit „Zukunftsmusik“. 
Prüft man seinen Inhalt, so erkennt man alsbald das Be- 
streben der Kirche, erstarrte Formen durch lebenskräftige Ge- 
bilde zu ersetzen. An zwei Stellen tritt dies besonders deutlich 
hervor: bei der Umgestaltung der Kirchengemeinde und bei der 
Neuschaffung einer Mittelinstanz. 

Der Verfasser der organischen Artikel, Portalis, hatte, von 
reformierten Anschauungen erfüllt, auch für die augsburgische 
Kirche in der Kirchengemeinde die Grundlage der Kirchenver- 
fassung erblickt und ihr in dem Consistoire, einem nach calvini- 
schem Muster aus dem Geistlichen und aus gewählten Laien 
gebildeten Kirchengemeinderat, ein Organ gegeben. Allein bei 
der Durchführung des Gesetzes wurde aus Sparsamkeitsrücksichten 
je ein Consistoire nur für einen Verband von 6000 Seelen ge- 
bildet, und so kam es, dass das Konsistorium Organ für eine 
Mehrheit von Pfarreien wurde. Die einzelne Pfarrei entbehrte 
eines eigenen Organs und somit der Rechts- und Handlungs- 
fähigkeit. So war die Pfarrei mehr eine kirchliche Anstalt, als 
ein korporativer Verband, und ihre Angehörigen erschienen mehr 
als Genussberechtigte (Destinatäre), denn als Mitglieder. Das 
erwähnte Decret-loi vom Jahre 1852 hat diesen Fehler zu ver- 
bessern gesucht. Es hat jeder Kirchengemeinde einen Kirchen- 
gemeinderat, einen conseil presbyteral gegeben mit dem Pfarrer 
als Vorsitzenden und gewähltem Laienmitgliedern. Aber das 
Dekret behielt die Konsistorien bei. und unterstellte ihnen die 
neugebildeten Presbyteralräte. Jeder, auch der unbedeutendste 
Verwaltungsakt eines Presbyteralrates bedurfte seither der Ge- 
nehmigung des Konsistoriums.. Damit war auf der Stufe der 
kirchlichen Lokalverwaltung die Konkurrenz eröffnet zwischen 
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zwei gleichberechtigten Organen. Der Sieg fiel dem Presbyteral- 
rat zu. Die Bemerkungen, mit denen die Verfassungskommission 
im April 1908 den Entwurf zur Kirchenordnung erläuterte, ge- 
stehen offen zu, die Genehmigungsbeschlüsse der Konsistorien 
seien nur Formalität geblieben; die Konsistorien führten „trotz 
ihrer zunehmenden Bedeutungslosigkeit eine im wesentlichen 
unangefochtene, zwar ruhmlose, aber unschädliche Existenz“. 
Sie sollen deshalb beseitigt werden. Die Kirchengemeinde soll 
die Freiheit zur Betätigung ihrer Selbstverwaltung erlangen. 
„Die Kirchengemeinden verwalten ihre Angelegenheiten inner- 
halb der durch die Gesetze und die Kirchenordnung bestimmten 
Schranken selbständig“ ($ 4 des Entwurfs). Organ der Kirchen- 
gemeinde ist der Kirchenrat: er besteht aus dem Pfarrer oder 
den Pfarrern der Pfarrei und Vertretern der Gemeindeange- 
hörigen, die von diesen auf je 6 Jahre gewählt werden. Ihm 
sind ausgedehnte Verwaltungskompetenzen zugeschieden. Seine 
spezifisch kirchliche Aufgabe besteht in der Handhabung der 
Kirchenzucht: er entscheidet über die Ausschliessung vom Abend- 
mahl, über die Versagung der kirchlichen Trauung und über 
die Versagung und Entziehung des kirchlichen Stimmrechtes. 
In allen diesen Fällen steht der Rekurs an die obere Instanz 
zur Verfügung. 

Zur Kirchengemeinde gehört jeder Angehörige der augs- 
burgischen Konfession, der innerhalb des Bezirks einer Pfarrei 
seinen Wohnsitz hat. Nach dem Wortlaut dieser Vorschrift 
ist der Ausländer unter den gleichen Voraussetzungen Ange- 
höriger der Kirchengemeinde, wie der Inländer. Dies entspricht 
der neuern Entwicklung des evangelischen Verfassungsrechtes!. 
Wir nehmen an, die kirchliche Rechtspraxis des Elsass werde 
auch in einer andern Beziehung der herrschenden Ansicht folgen, 
darin nämlich, dass wider seinen Willen niemand, auch der 
Ausländer nicht, eingepfarrt werden darf?. Dies ist nicht un- 


ı! Friedberg, Lehrbuch des Kirchenrechts, 6. Aufl. S. 290. 
? Man vergleiche darüber das Erkenntnis des hanseatischen Oberlan- 
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wichtie.. Denn in dem Augenblick, da die augsburgische Kirche 
des Reichslandes den Anstaltscharakter abstreift und zur Kor- 
poration aller evangelischen Christen wird, die sich zur augs- 
burgischen Konfession bekennen, ist für eine Zwangsmitglied- 
schaft kein Raum mehr. 

Dass für die Zugehörigkeit zur Kirche andere Momente 
massgebend sind, als für die Zugehörigkeit zum Staat, tritt be- 
sonders deutlich in den Vorschriften des Entwurfs über das 
kirchliche Wahlrecht in die Erscheinung, insbesondere in den 
Sätzen, die Ausländern und Frauen das kirchliche Aktivbürger- 
recht verleihen. Unter der französischen Herrschaft hatte ein 
Ministerialerlass vom 10. September 1852 bestimmt (Art. 10!: 
„Les etrangers apres trois ans de residence dans la paroisse, 
sont admis A se faire inscrire au registre paroissial aux m&mes 
conditions que les nationaux“. Die deutsche Regierung hob 
durch eine Entschliessung des Oberpräsidenten vom 17. November 
1873 diese Vorschrift auf und schloss damit die Ausländer vom 
Stimmrecht aus. Durch die Zulassung der Ausländer wird auch 
in diesem Punkte zwischen dem Recht der elsässischen Kirche 
und den Gesetzgebungen der meisten andern Staaten Deutsch- 
lands Uebereinstimmung erzielt werden?. Hört die Kirche auf, 
die der Religion zugewandte Seite des Staates zu sein, so ist 
die Ausschliessung der Ausländer nicht mehr durch kirchenrecht- 
liche Erwägungen zu rechtfertigen; sie kann allein durch poli- 
tische Riücksichten begründet werden. Noch schärfer tritt die 
Abweichung vom staatlichen Recht in der Verleihung des Stimm- 
rechts an die Frauen hervor. Ansätze zu einem solchen Frauen- 
stimmrecht sind in einzelnen deutschen Territorien bereits vor- 


desgerichts in Hamburg, vom 4. Januar 1898 (Deutsche Zeitschrift f. Kir- 
chenrecht, VIII, 149). Friedberg, Lehrbuch des Kirchenrechts S. 291. 
ı Abgedruckt bei Friedberg, Verfassungsgesetze der evangelischen 
deutschen Landeskirchen I 2 S. 1007. 
2 Friedberg, Verfassungsrecht der evangelischen Landeskirchen, 
S. 280. 
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handen gewesen!. Allein bisher ist die Frau stets nur als 
Grundeigentümerin, die Witwe als Haushaltungsvorstand u. s. f. 
in den Kreis der kirchlichen Stimmberechtigten zugelassen wor- 
den. Die elsässische Kirchenordnung versucht nun die Frage 
grundsätzlich zu beantworten. Alle Gemeindeangehörigen, die das 
25. Lebensjahr vollendet haben und im Besitze der bürgerlichen 
Ehrenrechte sind, sind berechtigt, ihre Eintragung in die Wähler- 
liste zu verlangen ($ 8 des Entwurfs). Man hat bei den Bera- 
tungen die Gründe pro und contra lebhaft erörtert. Mit 13 
Stimmen gegen 9 Stimmen hat sich das Oberkonsistorium für 
das aktive Frauenstimmrecht ausgesprochen. Das einfachste 
Argument ist auch hier das bündigste und wirkungsvollste ge- 
wesen, dass nämlich auch im Elsass die Kirche in erster Linie 
auf das Interesse und die Mitarbeit des weiblichen Geschlechtes 
angewiesen ist. Mit Fug ist darauf hingewiesen worden, dass 
in Bauerngemeinden, in denen die stimmberechtigte Frau eine 
„Unmöglichkeit“ sei, den Frauen das Stimmrecht nicht aufge- 
gedrängt werde; die Frauen sind nicht verpflichtet, sich in die 
Wälerliste eintragen zu lassen. Dagegen hat man den Frauen 
die Wahlfähigkeit nicht zugestanden; sie können nicht in den 
Kirchenrat und infolgedessen nicht in das Konsistorium und in 
das Oberkonsistorium gewählt werden. Mit 12 gegen 8 Stimmen 
hat sich das Oberkonsistorium gegen das passive Wahlrecht der 
Frauen ausgesprochen. Infolgedessen ist es den Frauen unmög- 
lich, einen direkten Einfluss auf die Pfarrwahlen auszuüben. 
Der Pfarrer wird, wie es bisher schon im Elsass Rechtens ge- 
wesen ist, aus einer vom Direktorium bereinigten Bewerberliste 
vom Kirchenrat gewählt; doch wird durch Wahl der kirchlichen 
Aktivbürger die Zahl der Gemeindevertreter im Kirchenrat für 
diesen Zweck verdoppelt. Ausländische Staaten (Genf, die freie 
Kirche der Waadt usw.) haben, im Gegensatz zu dem erwähnten 
Beschluss, das Frauenstimmrecht in kirchlichen Angelegenheiten 


ı Friedberg, Das geltende Verfassungsrecht der evang.-deutschen 
Landeskirchen S. 275—276. 
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speziell zu dem Zwecke eingeführt, um den Frauen eine Mit- 
wirkung bei den Pfarrwahlen zu sichern!. Auch in der augs- 
burgischen Kirche des Elsass wäre es möglich, die Frauen direkt 
an den Pfarrwahlen zu beteiligen, auch ohne dass die Verwal- 
tungsgeschäfte des Kirchenrates dauernd in Frauenhände gelegt 
werden müssten. Mit einer Vorschrift, die den stimmberech- 
tigten Frauen die Wählbarkeit lediglich bei den „Verdoppelungs*- 
Wahlen des Kirchenrates zugestände, wäre das Ziel erreicht. 

Die Wahlen werden auf Grund einer Wählerliste vorge- 
nommen, die vom Kirchenrat festgestellt wird. Die Eintragung 
in die Wählerliste erfolgt auf mündlichen oder schriftlichen An- 
trag des Berechtigten. Ausgeschlossen sind u. a. Personen, 
„welche die kirchliche Ordnung und Sitte, insbesondere bezüglich 
der Trauung und der Kindertaufe, offenkundig missachten* 
($ 9 des Entwurfes). Dieses ganze Verfahren ist keine Neu- 
schöpfung des Entwurfes, es entspricht der bisherigen Praxis. 
Allein man wird immerhin zu erwägen haben, ob das Erforder- 
nis individueller Anmeldung und Eintragung in die Wählerliste 
den Kreis der kirchlichen Aktivbürger nicht allzusehr verengert. 
Dieser Gefahr würde begegnet durch eine Anfertigung der Wähler- 
liste von Amtswegen?. Dies würde allerdings voraussetzen, dass 
der Staat oder die politischen Gemeinden den Organen der 
Kirche das Material aus den Einwohnerregistern zur Verfügung 
stellten. 

Das Organ der Kirchengemeinde ist, wie erwähnt, der 
Kirchenrat. Ein Antrag, dem Kirchenrat eine grössere Kirchen- 
gemeindevertretung zur Seite zu stellen, ist unterlegen. Für die 


ı Vgl. den Art. „Frauenbewegung“ von Helene von Mülinen in 
Reichesbergs Handwörterbuch der schweiz. Volkswirtschaft II S. 45. Ferner 
A. Locher, Vom Frauenstimmrecht, insbes. in kirchlichen Angelegen- 
heiten (Schweiz. Zentralblatt für Staats- und Gemeinde-Verwaltung IV 
(1903) S. 1fg., 11 fg.). 

2 Sie kommt vor in Frankfurt am Main (luth. Kirche), Grossherzogtum 
Hessen, Meiningen, Schwarzburg-Rudolstadt, Reuss ä. L., bremische Stadt- 
gemeinden. Friedberg, Lehrbuch des Kirchenrechts S. 247. 
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Pfarrwahlen wird durch Verdoppelung des Kirchenrates ad hoc 
ein grösseres Weahlkollegium geschaffen. Im übrigen aber 
sprechen gewichtige Gründe für Ein Organ! die Geschäfte wer- 
den rascher erledigt und — last not least — die Mitglieder der 
Kirchenräte werden ihres Amtes gewissenhafter walten, wenn 
ihnen kein Kontrollorgan ihre Verantwortlichkeit abnimmt. 
Besondere Schwierigkeit hat die Organisation der Mittel- 
instanz (zwischen Oberkonsistorium und Pfarreien) bereitet. 
Von Anbeginn an ist man darüber einig gewesen, durch Zusam- 
menschliessung mehrerer Pfarreien grössere Verbände zu bilden. 
Trotzdem grössere kirchliche Bezirke, die Inspektionskreise (De- 
kanatssprengel), bereits vorhanden gewesen sind, hat man sich 
zunächst nicht entschliessen können, die neue Mittelinstanz an 
diese anzulehnen. Vielmehr ist der Antrag durchgegangen, 
innerhalb jedes Inspektionskreises mehrere Konsistorialbezirke 
zu schaffen, daneben dann aber aus den vereinigten Konsistorien 
des Inspektionsbezirkes ein Wahlkollegium zu bilden für die Vor- 
nahme der Wahlen in das Oberkonsistorium. Diese Lösung 
befriedigt nach keiner Richtung. Sie kompliziert die ganze 
Organisation unnötig dadurch, dass sie auf der Stufe der Mittel- 
instanz zwei Organe schafft. Vor allem aber bringt sie in die 
Kirchenverfassung ein unorganisches Element hinein. Die Kon- 
sistorien setzen sich in der Hauptsache zusammen aus Mitgliedern, 
die von den Kirchenräten hineingewählt werden. Die Kirchen- 
räte werden somit berufen, die Mittelinstanz aus Männern zu 
bilden, die sie in ihrer Mitte an der Arbeit gesehen und als 
besonders geeignet befunden haben. Darin liegt eine Gewähr, 
dass auf der Mittelinstanz die grössere kirchliche Erfahrung 
und Sachkenntnis das Wort führt. Was aber bei der Bildung 
der Mittelinstanz Recht ist, muss auch bei der Bildung des 
obersten Organs, des Oberkonsistoriums, gelten. Wie ist dies 
aber möglich, wenn nicht das Kollegium, das auf der Mittelin- 
stanz die Verwaltungsgeschäfte führt, die Mitglieder des Ober- 
konsistoriums wählt, sondern eine ad hoc gebildete Körperschaft, 
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deren Mitglieder sich gegenseitig nie an der kirchlichen Arbeit 
gesehen haben? Die charaktrisierte Ausgestaltung der Mittel- 
instanz weist einen Grundfehler auf. Es ist deshalb zu begrüssen, 
dass die Verfassungskommission versucht hat, den Fehler aus- 
zumerzen. Nach ihren Anträgen soll die Organisation an die 
— zu diesem Behufe neu abgegrenzten — Inspektionskreise an- 
geschlossen werden. Auf diese Weise ist die Verfassungskommis- 
sion dazu gekommen, das ganze Land in 7 Bezirke einzuteilen. 
An der Spitze jedes Bezirkes steht ein Konsistorium unter dem 
Vorsitz des Inspektors. Das Konsistorium hat mit dem aufge- 
hobenen Gesamtkirchengemeindeorgan und ebenso mit dem preus- 
sischen Konsistorium rur den Namen gemein. In Wahrheit ist 
es eine Kreis-(Diözesan-)Synode, der die Pfarrer des Bezirks, 
die Vertreter des Konsistoriums im Oberkonsistorium und Ver- 
treter der Kirchenräte angehören. Diese bilden den Kern des 
Konsistoriums. Sie werden von den Kirchenräten aus ihrer 
Mitte gewählt in einer Zahl, die nach der Grösse der Gemeinde 
bemessen wird (1—4 Vertreter). Jedes Konsistorium bildet, 
nach dem Muster der Kreis-(Diözesan-)Synoden, aus seiner Mitte 
einen Ausschuss von 7 Mitgliedern (3 Geistliche und 4 Laien), 
der unter dem Vorsitz des Inspektors steht. Der Ausschuss ist 
Exekutivorgan des Konsistoriums. Allein er besitzt auch selb- 
ständige Kompetenzen; so ist er für zahlreiche Angelegenheiten 
Beschwerdeinstanz über den Kirchenräten. Der Inspektor wird 
vom Konsistorium (auf je 6 Jahre) gewählt und vom kaiserlichen 
Statthalter bestätigt. | 

Werden die erwähnten Vorschläge der Verfassungskommis- 
sion angenommen, so ist die Mittelinstanz mit der obersten In- 
stanz, dem Oberkonsistorium, organisch verbunden. Im Öber- 
konsistorium bilden die von den Konsistorien gewählten Mit- 
glieder den Hauptbestandteil des Kollegiums. Neben ihnen gehören 
ihm an: der Präsident des Direktoriums und dessen Stellvertreter, 
die Inspektoren und zwei Vertreter der evangelisch-theologischen 
Fakultät der Kaiser- Wilhelms- Universität und des Kapitels 
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des St. Thomasstiftes. Durch die Synode regiert sich die Kirche 
selbst. Deshalb muss auch das mit der Verwaltung der laufen- 
den Geschäfte betraute Organ, das Direktorium, den Charakter 
eines Ausschusses der Synode tragen. Das Direktorium steht 
dem Oberkonsistorium nicht gegenüber wie die Regierung dem 
Parlament. Seine Mitglieder sind sitz- und stimmberechtigt im 
ÖOberkonsistorium, und der Präsident des Direktoriums ist Präsi- 
dent des Oberkonsistoriums. Dadurch wird jedoch das Direk- 
torium nicht zu einem blossen Exekutivorgan des Oberkonsisto- 
riums. Es führt ausserhalb des Kompetenzbereichs des Oberkonsi- 
storiums die Verwaltung der Landeskirche selbständig. Aber die 
Verbindung mit dem Oberkonsistorium bedingt nicht, dass das 
Oberkonsistorium sämtliche 6 Mitglieder des Direktoriums wählt. 
Der Präsident des Oberkonsistoriums und der Stellvertreter des 
Präsidenten werden durch den Kaiser bezw. den Statthalter 
ernannt. Die Ernennung des Präsidenten erfolgt auf Lebenszeit. 
Bei den Beratungen des Entwurfes der Kirchenordnung hat 
das Oberkonsistorium die berechtigte Forderung erhoben, auf 
die Ernennung des Präsidenten des Oberkonsistoriums einen 
Einfluss ausüben zu können. Es hat einen Antrag angenommen, 
demzufolge dem Oberkonsistorium das Recht. zustehen soll, der 
Regierung für die Besetzung des Amtes einen Vorschlag zu 
machen. „Wird die Ernennung des Vorgeschlagenen versagt, 
so schreitet das Oberkonsistorium zu einer neuen Wahl. Wird 
auch dem zweiten Vorschlag nicht stattgegeben, so kann die 
Regierung von sich aus ernennen* (8 102c des Entwurfes). 
Ein solches Verfahren kann jedoch zu einem unhaltbaren Zu- 
stand führen. Wenn die Regierung beide vom Oberkonsistorium 
hintereinander vorgeschlagene Kandidaten ablehnt, so werden 
naturgemäss die Beziehungen zwischen Oberkonsistorium und 
Regierung gespannt, und die Zeitungen werden mit Recht von 
„Misshelligkeiten“ und „Unstimmigkeiten“ berichten können. 
Wird es einem Manne, der in dieser Lage von der Regierung 
zum Präsidenten des Oberkonsistoriums ernannt wird, möglich 
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sein, das Vertrauen des Oberkonsistoriums und der kirchlichen 
Kreise zu gewinnen? Eine Lösung scheint uns nur auf folgender 
Grundlage möglich. Entweder behandelt man die Kirche wie 
einen gewöhnlichen Selbstverwaltungsverband, gesteht infolge- 
dessen die Wahl ihres Präsidenten ihrem obersten Organe, dem 
Oberkonsistorium, zu und beschränkt das Recht der Regierung 
auf die Bestätigung der Wahl. Oder man trägt einem histo- 
risch gewordenen Verhältnis Rücksicht und lässt die „Protektion“ 
des Staates über die Kirche in diesem Punkte grundsätzlich 
in der alten Form weiter bestehen. Dann fällt dem Oberkon- 
sistorium nur die Kompetenz zu, die Regierung auf geeignete 
Kandidaten hinzuweisen. Auf diesen zweiten Standpunkt hat 
sich der neue Entwurf der Verfassungskommission gestellt. „Das 
Oberkonsistorium hat das Recht einen Vorschlag zu machen. 
Ueber diesen Vorschlag wird in geheimer Abstimmung .... be- 
schlossen* ($ 102b des Entwurfes).. Der Entwurf der Kirchen- 
ordnung bestimmt weiter, dass der Präsident gegen seinen Willen 
nur auf Antrag oder mit Zustimmung des Oberkonsistoriums 
abberufen werden kann. Damit wird nicht nur dem Präsidenten, 
sondern der ganzen evangelischen Kirche augsburgischer Kon- 
fession eine Garantie für ihre Unabhängigkeit von politischen 
Einflüssen gegeben. 

Neben dem Präsidenten und seinem Stellvertreter gehören 
zwei geistliche und zwei weltliche Mitglieder dem Direktorium an. 
Nach dem Entwurt (8 102) erfolgt die Wahl für die geistlichen und 
für die weltlichen Mitglieder getrennt und zwarin der „Weise, dass 
jeder Teilnehmer entweder zwei Namen oder einen Namen zweimal 
auf den Stimmzettel schreibt. Gewählt sind diejenigen, welche 
mehr als die Hälfte der abgegebenen Stimmen erhalten haben. 
Ist das bei mehr als zwei Mitgliedern der Fall, so gelten die 
beiden als gewählt, welche die meisten Simmen erhalten haben. 
Bei Stimmengleichheit ist der älteste gewählt“. Durch die Zu- 
lassung der Stimmenhäufung (Kumulieren) soll der Minderheit 
eine Vertretung im Direktorium gesichert werden. Dass der 
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Gedanke gerecht ist, bedarf keines Beweises. Allein in der 
vorgeschlagenen Form wird die Mehrheit benachteiligt. Denn 
wenn die Mehrheit nicht geschlossen stimmt, so wird schon eine 
Minderheit, die über ein Viertel der Mitglieder des Oberkonsi- 
storiums verfügt, durch Kumulieren die Hälfte der Stellen im 
Direktorium besetzen können. Das ist nicht zu billigen. Als 
man im Jahre 1885 im schweizerischen Kanton Aargau bei der 
Revision der Staatsverfassung der politischen Minderheit eine 
Vertretung in der obersten Exekutivbehörde des Kantons, dem 
aus 5 Mitgliedern bestehenden Regierungsrate, zusicherte, so sah 
man von der Aufstellung eines komplizierten Wahlverfahrens ab. 
In die Verfassungsurkunde wurde einfach der Satz aufgenommen: 
„Bei Bestellung des Regierungsrates ist die Minderheit zu be- 
rücksichtigen“. Diesen Rechtsgrundsatz haben seither die Wähler 
(heute sind es die Aktivbürger des ganzen Kantons) strenge be- 
obachtet, trotzdem er lex imperfecta ist. Eine ähnliche Vor- 
schrift würde auch in der augsburgischen Kirche des Elsass 
die einfachste Lösung des Problems der Minoritätenvertretung 
herbeiführen. 

Bei jeder Aenderung der evangelischen Kirchenverfassung 
wird die Frage laut, wieweit das Neue die Selbständigkeit der 
Kirche stärkt. Denkt man sich die Bindeglieder weg, die nach 
der Kirchenordnung die augsburgische Kirche des Reichslandes 
mit dem Staate verbinden, so fällt kein Stück ihrer Organisation 
zusammen. Die Kirche bleibt auf ihren eigenen Fundamenten 
ruhen. Es ist das Verdienst des vorliegenden Entwurfes der 
Kirchenordnung, die Eigenart der augsburgischen Kirche von 
Elsass-Lothringen kräftiger entwickelt zu haben, als es die fran- 
zösische Gesetzgebung getan hat. Der Entwurf enthält weder 
gesetzgeberische Experimente, noch eine blosse Kodifikation der 
überlieferten Praxis. Ueberall sucht er an die vorhandenen In- 
stitutionen anzuknüpfen und sie organisch weiterzubilden. 

August 1909. 


348 


Die Kirchenordnungen des Johannes Laski. 
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Lic. theol. Naunin, Pastor prim. zu Ostrowo (Posen). 


[Schluss.] 


K) Elıe!. Ä 

Die Eheschliessung hat vor versammelter Gemeinde zu ge- 
schehen. Nur solche Ehen, die vor versammelter Gemeinde 
durch den Prediger geschlossen worden, haben Gültigkeit. Jedes 
zu trauende Paar hat das Glaubensbekenntnis abzulegen und 
sich der Kirchenzucht zu unterwerfen. Schon bei der Verlobung 
sollen, wenn irgend möglich, einige von den Aeltesten zugegen 
sein als Zeugen dafür, dass alles ehrbar dabei zugegangen. 
Auch soll man darauf achten, dass keine Verbindlichkeiten ein- 
gegangen werden, die im Falle der Ehehindernisse einen Rück- 
tritt von der Verlobung unmöglich machen. 

Von der geschehenen Verlobung wird dem Aeltestenrat 
Anzeige gemacht. Dieser prüft, ob Ehehindernisse vorliegen. 
Ist dies nicht der Fall, so werden die Namen der Verlobten in 
das Aufgebotbuch eingetragen, und es erfolgt in den Sonntags- 
gottesdiensten das dreimalige Aufgebot. Dabei muss betont 
werden, a) dass bei der Verlobung alles ordnungsmässig zuge- 
gangen sei, b) dass diejenigen, die von Ehehindernissen wüssten, 
dieses vor der Hochzeit anzeigen sollen. Findet eine solche 
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Anzeige statt, dann wird die Trauung verschoben, geschieht es 
nicht, so wird sie am festgesetzten Tage vollzogen. 

Die Fahrt oder der Gang zur Kirche geschieht still und 
einfach ohne pomphaften Aufzug, nur ein paar ehrbare Männer 
und Frauen begleiten das Brautpaar als Trauzeugen. Nach der 
Predigt findet an dem für diese Handlung vorgesehenen Teile 
des Gottesdienstes die Trauung statt. Das Brautpaar steht auf 
einem etwas erhöhten Platze, der ganzen Gemeinde sichtbar. 
Einer der Prediger wendet sich nun mit einer kurzen Ansprache 
zuerst an die Gemeinde, dann redet er das Brautpaar an. 
Dann legt er den dreifachen Zweck der Ehe dar und 
fragt dann den Bräutigam, ob er dem eben Gesagten zustimme, 
ob er mit seinem Weibe in Liebe und Frieden leben und sie 
als sein gesetzmässiges einziges Weib halten wolle In gleicher 
Weise werden in sinngemässer Umänderung diese Fragen an die 
Braut gerichtet. Wenn sie von beiden Teilen bejaht sind, dann 
legt der Prediger die Hände des Brautpaares ineinander und 
segnet ihren Bund mit feststehenden Worten ein. Dann ver- 
liest er aus Ev. Matth. 19 die Worte über Jesu die Ehescheidung 
und wendet sich dann an die Neuvermählten, sie ermahnend, 
alles zu meiden, was den Bund aufheben könnte. Es folgt noch 
ein Gebet für die Neuvermählten, dann schliesst der Grottes- 
dienst wie üblich. 

So schmucklos die Trauung auch vollzogen wurde, sie muss 
doch auf die Nupturienten durch die Innerlichkeit und den Ernst 
ihrer Behandlung einen tiefen Eindruck gemacht haben. Der 
sittlich sehr hohe Stand der. Fremdlingsgemeinde, der überall 
noch später gerühmt wird, ist ein deutlicher Beweis wie für die 
Kirchenzucht so auch für die Heilighaltung der Ehe. Bemerkens- 
wert ist, dass die Trauung der Verlobung sehr schnell folgte. 
Jahrelange Kandidatenbräute scheint man nicht gekannt zu haben. 
Erklärlich ist dies daher, dass die Verhältnisse damals einfacher 
und für die Eheschliessung günstiger lagen. Auch heute pflegt 
bei den einfachen Leuten die Trauung der Verlobung schnell 
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zu folgen. 

Vieles vermissen wir freilich schmerzlich in den Ausführungen 
Laskis über die Ehe, worüber wir gern Auskunft gehabt hätten. 
So erwähnt er Ehehindernisse !, aber er führt nicht an, worin 
diese bestehen, und doch hätte er, selbst wenn er sich auf den 
usus in der Gemeinde bezog, Anlass nehmen müssen, diesen 
usus zu fixieren, um der Willkür vorzubeugen. Waren mangeln- 
der consensus der Eltern, mangelndes Alter, Religionsverschieden- 
heit, zu nahe Verwandtschaft Ehehindernisse? Gab es Dispen- 
sationen von den Ehehindernissen ? War die Trauung geschie- 
dener Personen zulässig oder war Ehescheidung ein Hindernis 
der Wiederverheiratung? Gab es für die Trauung geschlossene 
Zeiten, etwa die Passionszeit? Wir erhalten auf solche Fragen 
keine Antwort. 

Scheidung ist zulässig, wenn Ehebruch vorliegt ?. Die Ge- 
richtsbarkeit in Ehesachen steht der Gemeinde (dem Aeltesten- 
rat) zu, darum haben die Nupturienten sich der Kirchenzucht 
noch ausdrücklich zu unterwerfen. Der Trauung ging sicherlich 
ein Eheexamen voraus. Darauf lässt die Bemerkung, dass eine 
confessio fidei notwendig sei, mit Sicherheit schliessen ?®. Wahr- 
scheinlich fand diese Glaubensprüfung analog der für die An- 
nahme zum Abendmahlsgenuss vorgeschriebenen statt. Auf- 
fallend ist, dass unter den Eheschliessungszeremonien nur das 
Ineinanderlegen der Hände als Zeichen der Vereinigung ist, 
aber nichts von einem Ringwechsel erwähnt wird, obwohl diese 
Sitte doch auch damals vielfach bestand. 

L. Geistliche Krankenpflege *. 

Der Kranke soll von seiner Erkrankung durch seine Ange- 
hörigen dem Prediger oder den Aeltesten Anzeige machen, 
eventuell sollen es auch die Nachbarn tun, damit den Kranken 
geistlicher Zuspruch geboten werden kann. Dann werden die- 
jenigen bestimmt, welche den Kranken besuchen sollen. Diese 
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haben ihn aus Gottes Wort zu trösten. Dafür werden Finger- 
zeige gegeben. Auch werden für den Erkrankten unter Namen- 
nennung vor der Gemeinde Fürbitten gehalten, wenn er in Todes- 
gefahr schwebt, und die Gemeinde aufgefordert, ihn zu besuchen 
und ihm, wenn möglich zu helfen. Bei solchen, die notleiden, 
wurden die Diakonen ermahnt, für sie zu sorgen. Bei Einzel- 
stehenden müssen diese bleiben, damit sie ın ihrer Krankheit 
nicht allein sind. Nach der Genesung findet in der Kirche eine 
Danksagung statt. 

Die bei Laski für die Seelsorge am Krankenbette gegebenen 
Winke beziehen sich auf den Inhalt des Trostes, der zu spenden 
ist. Ueber das mehr äussere Verhalten am Krankenbett, wie 
oft der Besuch wiederholt werden sollte, ob man den Schwer- 
kranken auf sein nahes Ende vorbereiten sollte, inwieweit im 
einzelnen Fall die spezielle Seelsorge zu üben war, ob mit jedem 
Krankenbesuch ein Gebet zu verbinden war, u. a., darüber gibt 
er keine Anleitung, so wichtig solche Fragen doch auch damals 
schon erscheinen mussten. Wichtig ist die Bestimmung, dass 
dem Prediger von jeder Erkrankung Anzeige zu machen ist und 
dass jeder Kranke vom Prediger zu besuchen ist, sowie, dass 
jeder Arme Anspruch auf Fürsorge seitens der Gemeinde hat. 
Auch berührt die kräftige Heranziehung der Gemeinde für die 
Krankenseelsorge in hohem Masse sympathisch. 

M. Begräbnis!. 

Die äussere Begräbnisfeier hat ohne allen Prunk und thea- 
tralischen Aufzug zu geschehen. Die Leiche wird bis an die 
Kirche gebracht und dann zur Begräbnisstätte. Hier wird die 
Leiche über die Gruft gestellt und dann wird die Leichenfeier 
vor der Gemeinde gehalten. Sie findet zur Zeit der gottes- 
dienstlichen Andacht am liebsten am Sonntag, dann unter Ver- 
kürzung der gewöhnlichen Predigt statt. Sie beginnt mit einer 
Ansprache des Geistlichen. Nach beendigter Leichenrede wurde 
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die Leiche in die Gruft gesenkt und mit Erde bedeckt. Während 
dessen singt die Gemeinde den 103 Psalm. Die Feier endet mit 
(Gebet und Segen. 

N. Schulen und Schullehrer !. 

Besondere Schulen für die Kinder der Gemeinde gibt es 
nicht. Laski hält die Einrichtung derselben deshalb für un- 
möglich, weil die Gemeinde sehr zerstreut wohnt. Wer Talent 
zum Unterrichten hat, sammelt die Kinder der Nachbarschaft 
und unterrichtet sie. Besonders die Eltern sind verpflichtet, 
ihren Kindern das Notwendigste beizubringen. Gegenstand des 
Unterrichts ist hauptsächlich die Religion und was dazu not- 
wendig ist: Lesen und Schreiben. Weiteren Unterricht erhalten 
die Geförderten im Katechismusunterricht der Nachmittagsgottes- 
dienste. Für diejenigen, welche besonders gute Kenntnisse sich 
angeeignet hatten, auch in der lateinischen Sprache Kenntnisse 
besassen, konnten dann die Profetien mit ihren wöchentlich 
zweimaligen Vorlesungen in lateinischer Sprache zur weiteren 
Ausbildung dienen. Es ist hierbei scheinbar erstaunlich, dass 
Laski aus äusserlichen Gründen der Gemeinde so wenig die 
Pflicht ans Herz legt, für den Schulunterricht der Jugend zu 
sorgen, obwohl er doch aus einem Lande kommt, in dem für 
das Schulwesen gut gesorgt war. Andererseits muss man sich 
verwundern, dass die Durchschnittsbildung dieser Fremdlingsge- 
meinde erheblich grösser ist, als die der meisten der anderen 
Gemeinden jener Zeit. Die Kenntnis des Lesens und Schreibens 
wird z. B. als allgemein vorhanden vorausgesetzt?. Analpha- 
beten sind Ausnahmen. Selbst die Durchschnittsbildung der 
Gebildeten dieser Gemeinde ist anerkanntermassen höher als die 
anderer Gemeinden. In Dänemark, Hamburg, Bremen, Frank- 
furt a. M. fürchtet man sich vor Disputationen mit den Führern 
der Fremdlingsgemeinde, weil man ihre überlegene Bildung fühlt. 
Das lässt aber schliessen, dass der Schulunterricht auch trotz 
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seines privaten Charakters in guten Händen lag. Daraus erklärt 
sich auch, warum Laski die öffentliche Schule nicht für ein un- 
bedingt notwendiges Bedürfnis hielt. 

O. Armenpflege. | 

Dass für die Armen eingehend gesorgt war, beweist die 
Einrichtung des Diakonenamtes und die hohe Achtung, die der 
Diakon in der Gemeinde besitzt. Es wird kein Gottesdienst 
gehalten, an dessen Schluss nicht für die Armen gesammelt 
wird. Auch sonst wird die Gemeinde zu freudigem Geben eifrig 
angehalten '. Bei der Verteilung der Gaben wurde aber auch 
auf Bedürftigkeit und Würdigkeit gesehen. Die Diakonen hatten 
die Armenpflege nach Pflicht und Gewissen zu üben. (S. auch 
den Abschnitt über: „Das Diakonenamt“. I. A. d.) 

IV. Das Kirchengut. 

A. Das Einkommen der Geistlichen. 

Besondere Bestimmungen hierüber finden wir nicht. Die 
Angaben, die hierauf zielen, sind sehr allgemein gehalten. Wir 
finden die Bemerkung, dass die Gemeinde für die ministri verbi 
sorgen soll, so dass diese ihr ehrliches Auskommen hätten ?. 
Hierbei beruft er sich auf 1. Cor. 9. v. 11, Gal. 6v.6. Beson- 
dere Einnahmen aus Opfern, Stolgebühren etc. werden nicht 
erwähnt. Sämtliche Amtshandlungen scheinen — hier scheint 
das Ideal zur Wirklichkeit geworden zu sein — gebührenfrei 
vollzogen worden zu sein. 

B. Kirchenvermögen. 

Die Gemeinde besitzt solches nicht. Die Kirche, in der sie 
den Gottesdienst hält, ist ihr vom Könige zur Benutzung gegeben 
worden. Wer zur Unterhaltung derselben beizutragen hat, darüber 
gibt Laski keine Auskunft, wohl weil es selbstverständlich die 
Fremdlingsgemeinde war. 

C©. Kirchhof. 

Derselbe liegt, wie alle Kirchhöfe damals, um die Kirche 
herum ?. Er ist ihnen zugleich mit der Kirche vom Könige zur 
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Verfügung gestellt worden !. Der Verwalter des Kirchhofs war 
naturgemäss der Aeltestenrat. Es wird nicht gesagt, nach wel- 
cher Ordnung die Grabstätten bestimmt wurden, ob nach Fami- 
lien, Alter, Geschlecht. Vielleicht geschah es nach Familien, 
sicherlich geschah es nicht nach Ständen. Wir finden diese 
Platzwahl zu jener Zeit zwar häufig, so liest man vom Kirchhof 
der Weber, Gewandschneider etc., das sind vermutlich Abteilungen 
des grösseren Kirchhofes, soweit die Gewerke nicht eine eigene 
Kirche und damit Kirchhof hatten, wie die Fischer und Schiffer 
z. B. in vielen Städten des Ostens unseres Vaterlandes. — Der 
Name Nikolaikirche weist noch darauf hin. Es wollte eben der 
Bürger nicht neben dem Arbeiter begraben sein, der Bauer nicht 
neben dem Einwohner. Für Laski war dieser Ständeunterschied 
nicht vorhanden. Er hat die Gleichheit der Stände vor Gott 
in der Gemeinde stets betont und auch praktisch durchgeführt ?. 

Resultat. 

Man muss zugeben, dass die Kirchenordnung folgerichtig 
und aus der Grundanschauung Laskis heraus aufgestellt worden 
ist. Ist die Gemeinde gleichsam der Leib, dessen Haupt Christus 
ist, so sehen wir, wie überall in dieser Ordnung die Gemeinde 
die Trägerin der kirchlichen Vollmacht ist. Freilich um Un- 
ordnung und Willkür zu vermeiden, übt sie diese Vollmacht 
nicht unmittelbar aus, sondern mittelbar durch den gewählten 
Aeltestenrat. Sie selbst hat ihm gegenüber aber immer noch 
das Wunsch- und Vorschlagsrecht. Weil die Gemeinde die 
Trägerin der kirchlichen Vollmacht ist und die Kirche darstellt, 
darum sind Taufen und Trauungen vor der Gemeinde zu voll- 
ziehen, wird bei Begräbnissen die ganze Gemeinde anwesend ge- 
dacht, ist jedes Gemeindeglied verpflichtet, an den regelmässigen 
Abendmahlsfeiern teilzunehmen. Darum liegt auch die Aus- 
übung der Kirchenzucht nicht in den Händen eines einzelnen, 
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etwa des Predigers oder des Superintendenten, sondern in den 
Händen der ganzen Gemeinde, die sie durch ihren Vertreter, 
den Aeltestenrat ausüben lässt. 

Gehört es zum Wesen der Kirche, dass Gottes Wort rein 
und lauter in ihr gepredigt wird, so ist hierzu reichlich Gelegen- 
heit gegeben. Auch für die Schriftgemässheit der Lehre ist ge- 
sorgt worden. Sonntags- und Wochengottesdienst, Katechismus- 
unterricht und Profeceien bieten die Möglichkeit das Wort 
Gottes zu hören. Der ganzen Gemeinde ist in den wöchentlichen 
Collatien die Möglichkeit gegeben, sich über die Schriftmässig- 
keit der gepredigten Lehre zu äussern, andererseits ist den Or- 
ganen der Kirche, insonderheit den Predigern reichliche Ge- 
legenheit geboten, sich zu überzeugen, ob auch die Gemeinde- 
glieder im Worte Gottes leben und den rechten Glauben haben. 
Solche Gelegenheiten sind die Katechismusprüfungen der Kinder, 
die Prüfung vor der Zulassung zum Abendmahl, vor der Ehe- 
schliessung. Bei allen kirchlichen Handlungen, sei es bei Taufen, 
Abendmahlsfeier, Trauung, Begräbnis oder bei der Ausübung 
der Kirchenzucht und bei der Aeltestenwahl ist die Schrift- 
mässigkeit solcher Handlung jedesmal besonders nachzuweisen. 
Ihm steht der reformatorische Grundsatz fest, dass Gottes Wort 
die alleinige Regel und Richtschnur für unser Glauben und 
Leben ist. Aus diesem Grunde hat er auch versucht, auch 
für die Predigtverkündigung das urapostolische Vorbild nachzu- 
ahmen. 

Gehört ihm zum Wesen der Kirche, dass sie die Sakramente 
schriftgemäss darreicht, so sehen wir diesen Grundsatz auch in 
Tauf- und Abendmahlsordnung streng durchgeführt. Er hat 
sowohl den Tauf- wie den Abendmahlsritus eingehend aus der 
Schrift begründet Der Abendmahlsritus ist in allem Nachbildung 
der Abendmahlsfeier des Herrn. 

Gehört zum Wesen der Kirche drittens, dass sie Kirchen- 
zucht übt, so sehen wir auch diesen Gedanken energisch durch- 
geführt. Ja, die Kirchenzucht ist fast wie ein eiserner Reif, 
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der sich fest um die Kirchenordnung legt und sie zusammen- 
hält. Alles und alle in der Kirche sind unter die Zucht der 
Kirche gestellt. Auch die Prediger sind nicht ausgenommen. 
Lehre und Leben, häusliches und öffentliches Leben, ist ihr 
unterworfen. 

Die Kirchenordnung mit ihrer sittlichen Strenge setzt ein 
hohes Mass von Vertrauen zu der sittlichen Reife der Gemeinde- 
glieder voraus und einen unverwüstlichen Glauben an den reli- 
giösen Ernst derselben. Nur ein Optimist wie Laski konnte 
solche Ordnung schreiben. Wer es tat, der musste auch frei 
von jeder Rücksichtnahme auf Utilitätsgründe sein. Es ist ein hoher, 
idealer Schwung, der uns in ihr begegnet. Die Schwungkraft 
freilich ist aus Gottes Wort genommen. So wird diese Kirchen- 
ordnung einmal ein glänzendes Zeugnis für den sittlichen Cha- 
vakter des Verfassers. Wir sehen an ihm den sittlichen Ernst, 
die Reinheit seines Wollens. Er beansprucht für sich keine 
Sonderstellung: Er stellt sich unter das Urteil der Gemeinde. _ 
Auch an dieser, menschlich geredet, so gefährlichen Stelle seinerVer- 
fassung hat er das Prinzip gewahrt und sich darunter gestellt. 
Wir sehen hier seinen Optimismus, seine edle Gesinnung, die 
dem andern stets das beste zutraut, seine hohe Begeisterung für 
die höchsten religiösen und sittlichen Ideale.e Man merkt es, 
dass diese Kirchenordnung mit dem Herzen geschrieben ist. 
Dahinter steht die ganze Persönlichkeit des Johannes Laski!. 

Zugleich ist aber diese Kirchenordnung ein glänzendes 
Zeugnis für die Gemeinde. Alles ist in der Ordnung auf die 
Freiwilligkeit aufgebaut. Die Aemter sind in der Hauptsache 
Ehrenämter. Die Zugehörigkeit zur Gemeinde ist eine freiwillige. 
Aeussere Vorteile ergeben sich auch nicht daraus. Eine Ge- 
meinde, die sich freiwillig einer solchen ernsten Ordnung unter- 
warf, in der der einzelne seinen Willen rücksichtslos unter den 
Willen der Gemeinde beugte, in der der einzelne solche Opfer 
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an Zeit und Arbeit im Dienste der Gemeinde willig brachte, 
zeigt deutlich, dass ein wahrhaft christlicher Geist in ihr ist, 
dass es ihr Ernst ist, dem Worte Gottes gemäss zu leben. 

Neben dem grossen sittlichen Ernst der Kirchenordnung und 
der grossen Entschiedenheit, mit der ihre Grundgedanken durch- 
geführt sind, bewundern wir auch die Vielseitigkeit der Vor- 
schriften, die in dieser Ordnung für das kirchliche Leben zum 
Ausdruck kommen. In eingehender Weise sind fast alle in 
Betracht kommenden Fälle des kirchlichen Lebens berücksichtigt 
und bis ins kleinste genaue Vorschriften gegeben worden. Es 
ist eine gross angelegte und konsequent durchgeführte Ordnung, 
die wir in der Forma ac Ratio haben. Wir dürfen nicht ver- 
wundert sein, dass sie die Aufmerksamkeit jener Zeit auf sich 
zog und vorbildlich wirkte und dass sie auch heute noch die 
volle Anerkennung derer erzielt, die sich näher mit ıhr beschäf- 
tigt haben. 

Diese hohe Anerkennung, die wir der Kirchenordnung zollen 
müssen, kann uns natürlich nicht hindern, auch dies zu betonen, 
dass sie auch ihre Fehler und Schwächen hat. Auf mancherlei 
Fragen, die nicht bloss uns interessieren, sondern auch in jener 
Zeit brennend sein mussten, erhalten wir, wie die Untersuchung 
ergeben hat, keine oder nur sehr kurze Auskunft. Das Ehe- 
recht ist z. B. völlig unzureichend behandelt. Dass die bestehen- 
den Gebräuche als bekannt vorausgesetzt und nicht schriftlich 
fixiert werden, ist ein Fehler, der der Willkür Tür und Tor 
öffnet. Die Frage nach der Verwaltung der Kirchengüter ist 
überhaupt nicht gestellt worden, sondern kaum unbeabsichtigt ge- 
streift worden. Wenn die Kirchenordnung auch nach einem be- 
stimmten Plan aufgestellt worden, so zeigt sie doch, dass die 
Frage nicht systematisch behandelt worden ist. Es ist zuviel 
Gewicht auf die biblische Begründung und praktische An- 
leitung für die einzelnen Kasualien gelegt worden, und das 
Interesse für diese Seite hat die Aufmerksamkeit für die recht- 
liche Seite der Dinge in den Hintergrund gedrängt. Andere 
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Kirchenordnungen, z. B. die preussische Landesordnung vom Jahre 
1525 in Verbindung mit der preussischen Kirchenordnung vom 
Jahre 1540 haben nach dieser Richtung die Verhältnisse 
praktischer und klarer aufgefasst und zu lösen gewusst!. Die 
Kirchenordnung hat ein stark demokratisches Gepräge. Als ihre 
grösste Schwäche aber möchte ich dieses bezeichnen, dass sie zu 
wenig Achtung vor der Persönlichkeit und Individualität des 
einzelnen hat, dass sie der Freiheit der eigenen Ueberzeugung 
zu wenig Raum gibt, sondern diese zu sehr unter das Urteil 
der Majorität stell. Sehr selbständige Charaktere fanden in 
dieser Ordnung wenig Raum. Hier musste sich der Wider- 
spruch am ersten regen. Wenn Dalton diese Kirchenordnung 
als mustergültig hinstellt, wenn auch mit der Einschränkung, 
dass sie nicht in allen Einzelheiten für alle Zeiten und alle Ver- 
hältnisse mustergültig sei ?, so wird man dieses Urteil doch erheb- 
lich einschränken müssen. Für die Fremdlingsgemeinde in Lon- 
don und für eine Zeit hochgehender religiöser Begeisterung war 
sie vorzüglich geeignet, aber es wäre ein Fehler gewesen, sie 
ohne weiteres für andere Staaten in Geltung setzen zu wollen 
und ihre Anerkennung bis ins einzelne zu fordern. 

Eins hat die Untersuchung über die Kirchenordnung auch 
mit Evidenz ergeben, nämlich dieses, dass sich Laski mit seiner 
Kirchenordnung an die Bestimmungen der Schweizer, insonderheit 
an Calvin anlehnt. Uebrigens hat er das selbst offen zugegeben’. 
Wenn Kruske erklärt, dass Laskı für seine berühmte Kirchen- 
zucht abgesehen von Calvin die Kirchenzucht der Stillen im 
Lande, vornehmlich des Menno Simon zum Muster diente, so 
bleibt er für solche Behauptung ohne Beweise. Die Untersuchung, 
die oben geführt wurde, ergibt, dass er sich in Einzelheiten an 
die ostfriesischen Verhältnisse angelehnt hat. In den leitenden 
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Grundgedanken aber waren ihm ausschliesslich die Schweizer 
das Vorbild. Freilich daraus, dass er wie Zwingli, Calvin und 
Luther die Bilder in Stadt und Land abtat, die Prozessionen 
abstellte, die Reliquien begrub, die Klöster öffnete und die vielen 
unbiblischen katholischen Gebräuche beseitigte, ist noch nicht 
eine Abhängigkeit zu folgern, auch manches andere kann ihm 
Ergebnis seines Schriftstudiums sein. Aber die Einrichtung des 
Presbyteriums und der Umfang seiner Befugnisse, der geistliche 
Coetus, die Schriftvorlesungen in lateinischer Sprache sind 
schweizerischen Ursprungs. Calvinisch ist das Prinzip, dass die 
Gemeinde der Träger des kirchlichen Lebens ist, dass staatliche 
‚und kirchliche Angelegenheiten nicht verquickt werden dürfen. 
Calvinisch ist die Ausgestaltung der Kirchenzucht, der gottes- 
dienstlichen Feier, der Taufe, der Abendmahlsfeier u. a. 

Freilich hat Laski sich hierin nicht sklavisch verhalten. 
Er ist im einzelnen von Calvin auch abgewichen. Eine Ab- 
weichung von Calvin und zugleich eine Weiterentwickelung der 
Lehre desselben ist die Auffassung 

1. dass die wesentliche Identität des geistlichen und Pres- 
byteramtes im Begriff des Aeltesten aufgefasst ist, | 

2. dass die Versammlung der Geistlichen und Aeltesten als 
der Rat der Gemeinde betrachtet wird und somit das Recht der 
Gemeinde mehr zur Geltung kommt, | 

3. dass der Gemeinde eine Mitwirkung bei der Wahl aller 
ihrer Amtsträger erteilt ist, obwohl sie kein direktes Wahl- 
recht hat. 

Wir können somit unser Urteil dahin zusammenfassen: Laski 
ist auch auf dem Gebiete der Kirchenzucht und Kirchenord- 
nung in keiner Weise schöpferisch gewesen. Aber er hat klugen 
Geistes die von andern aufgestellten Ideen ergriffen, sie mit 
grossem organisatorischem Talent praktisch anzuwenden und sie 
— hierin liegt seine grösste Bedeutung — mit eiserner Energie 
durchzuführen gewusst. Der Ansicht Daltons, dass es für die 
Verwaltung der Gemeinden und Neugestaltung derselben sowie 
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für die Aufstellung der Kirchenordnung, kurz für seine ganze 
organisatorische Arbeit für Laski von grosser Bedeutung ge- 
wesen, dass er vorher in der katholischen Kirche schon höhere 
Aemter bekleidet hätte!, ist hierbei nicht zuzustimmen. In allen 
wesentlichen Punkten empfängt er die Anregung von Oalvin. 
Die Durchführung aber ist lediglich Sache der praktischen Be- 
gabung. Man stösst nirgends auf einen Beweis dafür, dass diese 
oder jene Einrichtung oder Technik in der Verwaltung sich 
aus seiner früher gesammelten Erfahrung erklären lässt. Es 
ist die Persönlichkeit Laskis, die kirchenbildend gewirkt hat. 

An diesem Urteil ändert sich nichts, wenn wir nun noch 
kurz seine kirchenorganisatorische Tätigkeit in Polen betrachten. 

III. Kirchenordnung Laskis in Polen. 

Als Laski Ende des Jahres 1556 nach 17jähriger Ver- 
bannung in seine Heimat wiederkehrt, um seine Kräfte in den 
Dienst der evangelischen Kirche Polens zu stellen, findet er be- 
reits 2 Versuche vor, der jungen evangelischen Kirche Klein- 
Polens eine Verfassung zu geben. Um 1540 etwa finden wir 
die ersten Anfänge nicht evangelischen Lebens, denn das ist 
schon viel früher vorhanden, sondern evangelischer Gemeinden. 
Aber erst nach dem Tode des Königs Sigmund I., als König 
Sigmund August den Thron bestieg, wagten sie sich offen her- 
vor. 1550 verjagte Nikolaus Olesnicki die Pauliner Mönche aus 
Pinczow und führt in dieser Stadt evangelischen Gottesdienst 
ein. Dasselbe Jahr 1550 bringt im Oktober die erste Synode 
der Evangelischen in Pinczow. Auf dieser legt Stancar das 
„Kölner Reformationsbedenken“ des Erzbischofs Hermann von 
Wied vor und dieses wird als geeignet für die Gemeinden an- 
genommen ?. 1554 nehmen sie nochmals den Inhalt dieses Be- 
denkens an, wenn sie auch um Stancars willen, der inzwischen 
Antitrinitarier geworden war, von der Veröffentlichung dieses 
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Bedenkens absehen wollen’. Stancar hatte die Bedenken in ein 
polnisches Bekenntnis umgearbeitet, das er unter dem Titel her- 
ausgab : Canones reformationis ecclesiarum Polonicarum ?. Der 
Inhalt dieser Schrift soll Geltung haben. 

1555 ist sodann die Synode zu Kosminek, auf der die Klein- 
Polen mit den böhmischen Brüdern eine Vereinigung abschliessen 
und die Kirchenordnung derselben annehmen. Sie sprechen zur 
Lehre, zu den Riten und der Kirchenzucht ihre Zustimmung 
aus, aber die bestehenden Zeremonien sollen bleiben, um nicht 
neue Verwirrung im Volke zu wecken °®. Inwieweit die canones 
reformationis von Einfluss gewesen, lässt sich schwer entscheiden. 
Sicherlich aber sind die zeremonialen Vorschriften in Geltung 
geblieben Auch muss die erste äussere Verfassung, die Laski 
vorfindet, auf die canones zurückzuführen sein; denn das Amt 
des Superintendenten und Pfarrers, das ius patronatus, Synoden, 
Feiertage, die Prüfung der Kandidaten fürs Pfarramt u. a. wie 
sie um 1557, als Laski ins Land kommt, sich darstellen, sind 
in der Hauptsache so, wie wir sie in dem Kölnischen Refor- 
mationsbedenken des Erzbischofs Hermann von Wied finden’. 
Seit 1555 finden wir nun, wie die Ordnung der böhmischen 
Brüder die canones Reformationis eccl. Pol. langsam zurück- 
drängt. Die Vorschriften für das Gemeindeleben der böhmischen 
Brüder werden sehr bald ins polnische übertragen. Schon im 
Protokoll der Synode zu Secymin vom 25. I. 1556 lesen wir: 
in primo congressu publice lecta est confessio Polonica per. G. D. 
Andream Trecesium omnibus audientibus et approbantibus®, 
Dalton schreibt zwar dazu: „Die Worte nötigen nicht den 
unter den Reformierten Klein-Polens hervorragenden, sprach- 
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kundigen Dichter und Politiker als Verfasser dieses hier durch 
ihn zur Verlesung gebrachten polnischen Bekenntnisses anzu- 
nehmen ..... Das Bekenntnis der böhmischen Brüder kann 
nicht gemeint sein, da von ihm 1556 noch keine polnische Ueber- 
setzung vorhanden war“ !, Aber seine Bemerkung trifft nicht 
zu. Andreas Trecesius ist allerdings nicht der Verfasser, aber 
der Uebersetzer der verlesenen confessio gewesen, und diese con- 
fessio war die Uebersetzung des Bekenntnisses der böhmischen 
Brüder. Man hatte sie ihm als dem sprachgewandtesten über- 
tragen. Nachdem man 1555 die Kirchenordnung der böhmischen 
Brüder angenommen hatte, ohne sie näher zu kennen, musste 
man natürlich bestrebt sein, ihre Bestimmungen auch in der 
polnischen Sprahe zu besitzen. Wenn Dalton meint, dass 1556 
noch keine polnische Uebersetzung vorhanden war, so gilt das 
von einer gedruckten Uebersetzung. Handschrifilich war sie in 
der Uebersetzung des Andreas Trecesius vom Januar 1556 vorhan- 
den ?. Der Wortlaut nötigt zu dieser Auffassung. Sie wird 
auch dadurch bestätigt, dass es nur die prima lectio ist, von 
der wir hier hören. Die confessio wird dann abschnittweise 
durchberaten und wahrscheinlich auch im Wortlaut der Ueber- 
setzung festgestellt. Diese Durchberatung nahm schon am 
2. I. 1556 ihren Anfang 3. Sie wird auf späteren Synoden fort- 
geführt. Auf der Synode zu Pinczow (23. IV. 1556) wird die 
Uebersetzung noch einmal in Gegenwart der Abgesandten der böhmi- 
schen Brüder revidiert*. Sie findet die Billigung derselben . 
Sie wird dann noch den einzelnen Geistlichen zur Durchsicht 
gegeben ®. Als Laski am 1. I. 1557 zum ersten Male einer 
Synode beiwohnt, ist diese Uebersetzung noch nicht in Druck 
erschienen, denn Laski bittet noch um eine descriptio ’. Sie 
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soll aber noch vor den comitia regni in Druck gegeben werden!. 
Wie weit diese Kirchenordnung der böhmischen Brüder seit der 
Kosmineker Union schon im Laufe des Jahres 1556 in Geltung 
gewesen ist, ist nicht nachzuweisen. Sicher ist nur dieses, dass 
das Abendmahl nach dem Ritus der böhmischen Brüder gefeiert 
wurde ?, dass die Gottesdienstordnung?® und die Annahme der 
Katechumenen zum heiligen Abendmahl * nach der Weise der 
böhmischen Brüder geschieht. Ebenso wird auch die Kirchen- 
zucht gegen die Geistlichen® und Laien® nach ihrem Vorbild 
gehandhabt. Auch die Verfassung und die Aufgaben der ein- 
zelnen Aemter werden den Bestimmungen der böhmischen Brüder 
gemäss aufgestellt”. 

So fand Laski bei seiner Ankunft in Polen für die Kirchen- 
ordnung der evangelischen Gemeinden Polens 2 Vorläufer vor: 
1. die canones reformationis eccl. Pol., die in Anlehnung an die 
Kölner Reformationsbedenken entstanden waren und 2. die 
Kirchenordnung der böhmischen Brüder. Die erstere hatte 
überhaupt nicht öffentliche Geltung, die andere hatte auch ihre 
Schwächen, wie man dies bereits auf der Synode zu Pinczow 
1556 leise gefühlt hat®. Laski hat nun nicht etwa Neues an 
die Stelle des Vorhandenen gesetzt, sondern er hat das Be- 
stehende weiter ausgebaut, wie er das in Ostfriesland auch ge- 
tan hatte. 

Wie hat Laski nun die Kirchenordnung der evangelischen 
Gemeinden Klein-Polens unter Benutzung des Vorhandenen 
auszugestalten gesucht? Wie in Ostfriesland, so fand er auch 
in Polen ein Pfarramt mit festen Gemeindegrenzen vor. Es 
bleibt bestehen. Aber als Gehilfen des Pfarrers werden in jeder 
Parochie Presbyter oder gubernatores ecclesiae und Diakonen 
gewählt?®. Es müssen ernste, weise und gottesfürchtige Männer 
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sein!. Auch die Aufgaben, die diese Männer zu erfüllen haben, 
werden ähnlich den in der Forma ac Ratio für die Aemter an- 
gegebenen bestimmt. Die erste Wahl geschieht aber nicht durch 
die Gemeinde, sondern durch die Synode?. Spätere Nachwahlen 
sollen durch die Gemeinden vollzogen werden? Ins Pfarramt 
dürfen nur solche Männer berufen werden, die auf den Schulen 
sei es des Inlandes oder Auslandes eine genügende Vorbildung 
erhalten haben * Die Prüfung über den Nachweis hierüber fand 
vor der Synode statt und erstreckte sich auf folgende Themata: 
a) de deo, b) de trinitate, c) de ecclesia, d) de notis verae 
ecclesiae, e) de ministerio in ecclesia, f) de sacramentis, g) de 
disciplina et ejus usu, h) de officio pastoris®. Die Aufgabe des 
Pfarrers ist a) die Pflege der Lehre durch Predigt und Kate- 
chismus, b) die Seelsorge an einzelnen. Falls ein Kandidat 
noch nicht alle Kenntnisse aufweisen kann oder Zweifel in 
seinem Glauben lässt, kann ihm die volle Amtsgewalt entzogen 
werden, insonderheit ihm verboten werden, das Abendmahl zu 
reichen®. Die Ordination geschieht als Introduktion vor der Ge- 
meinde?’ und wird darum mit jeder Versetzung wiederholt®. 
Zuerst neigte man in Anlehnung an die Sitte der böhmischen 
Brüder? zu der Ansicht, die Geistlichen öfters ihre Stellen 
wechseln zu lassen. Aber unter dem starken Einfluss Laskis, 
der die Schädlichkeit solchen Verfahrens treffend nachwies !°, kam 
man wieder von diesem Verfahren ab. Die Stellen wurden fortab 
nur aus wichtigen Gründen gewechselt. Dem Patron stand das 
Wahlrecht zu!!, die Synode hatte den Gewählten zu bestätigen !?. 
Die Pflichten, die bei der Verwaltung des Pfarramtes gefordert 
werden, sind den in der Londoner Kirchenordnung aufgestellten 
gleich. Für die treue Ausübung seiner Pflichten hat der Geist- 
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liche Anspruch auf Unterhalt seitens der Gemeinde. Wenn das 
Stelleneinkommen nicht ausreicht oder keins vorhanden ist, dann 
sollen die Geistlichen ihr Gehalt aus bestimmten Fonds erhalten !. 
Auch haben die Geistlichen Anspruch auf Achtung seitens der 
Gemeinde. Es scheint die Behandlung der Geistlichen seitens 
der Adeligen nicht immer so gewesen zu sein, wie es wünschens- 
wert war. Die Adeligen sagen aber ein besseres Verhalten zu, 
da nach der Schrift ein Geistlicher doppelter Ehren wert sei ?. 
Auch die Hinterbliebenen eines Geistlichen, Witwe wie Kinder, 
haben Anspruch auf Unterhaltung seitens der Gemeinde. Es 
soll der Witwe ein Haus gekauft und als Wohnung angewiesen 
werden. Die grösseren Kinder sollen auf (semeindekosten ent- 
weder studieren oder ein Handwerk lernen ?. 

Die Amtspflichten des Superintendenten hat Laski während 
seiner Wirksamkeit in Polen nicht umgeändert. Der Superinten- 
dent hat zweimal im Jahre zu visitieren* und bei dieser Ge- 
legenheit eventuell die Pfarrer, Aeltesten oder Diakonen einzu- 
führen °®. Er darf, um frei zu sein, kein Pfarramt verwalten 
oder er muss einen Coadjutor haben ®. Er hat über Lehre und 
Leben der Geistlichen zu wachen und dafür zu sorgen, dass 
diese recht lehren und leben, eventuell unter Anwendung von 
Mitteln der Kirchenzucht’. 

Seiner ganzen Anschauung nach hat Laski grosses Gewicht 
auf die Synoden gelegt. Sie sind ihm das, was der Aeltestenrat 
in London ist. Ihm wird die ganze Sorge für die gesamte 
Kirche auferlegt. Es gibt engere und Generalsynoden. Ort 
und Zeit der Synoden haben die Geistlichen privatim, nicht von 
den Kanzeln bekannt zu machen®. In der Synode sind Geist- 
liche und Laien mit gleichem Stimmrecht vertreten. Die ange- 
führten Namen der Laien nennen nur adelige Patrone. Der 
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Vorsitzende der Synode wird jedesmal gewählt. Es kann ein 
Laie! oder ein Geistlicher? sein. Zur Hilfe des Vorsitzenden 
wird der stellvertretende Vorsitzende gewählt? Die Synoden 
versammeln sich nach Bedarf, der Superintendent beruft sie‘. 
Sie arbeiten nach festgesetzter Tagesordnung vormittags 4 
Stunden und nachmittags 3 Stunden mit zweistündiger Mittags- 
pause. Sie werden täglich mit gottesdienstlicher Handlung er- 
öffnet und geschlossen , Das Gebiet der Beratung umfasst 
alles, was in den Bereich der Kirche fällt. So sind für die 
Tagesordnung einer Generalsynode folgende Verhandlungsthemata 
vorgeschlagen : a) de autoritate verbi Dei, b) de regeneratione, 
c) de ecclesia, d) de unitate ecclesiae, e) de autoritate ministri, 
f) de disciplina ecclesiastica, g) de peccato, h) de iustificatione, 
i) de scandalis, k) de officiis patris familias christianae, 1) de 
charitate christiana, m) contra idolatriam ® Am meisten be- 
schäftigen sich die Synoden mit der Frage über die Ausbreitung 
des Evangeliums in Polen, über die Aufstellung und Herausgabe 
der Konfession, über die Kontrolle der Geldverwaltung der 
Diakonen und der mit den öffentlichen Kassen Betrauten ’. Die 
Synode übt Kirchenzucht insonderheit an den Synodalen ®. Sie 
bestätigt die für Pfarrstellen gewählten Geistlichen’, sie nimmt 
die Prüfung der Kandidaten ab!®, sie wacht über Lehre und 
Wandel und bringt Zwistigkeiten unter den Synodalen zum Aus- 
trag'!!, Wichtig ist auch die Bestimmung, dass die Synoden zur 
Aussprache über die verschiedenen Lehrmeinungen der Synodalen 
dienen sollen !?, sowie dass ihnen das Recht zusteht, hier die 
Predigt der Geistlichen öffentlich zu kritisieren. Durch diese 
Aussprache soll, wie in London, die Bildung von Sekten und 
die Absplitterung Unwilliger und Missvergnügter vermieden 
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werden. Auch dienten die Synoden so zur Vertiefung der reli- 
giösen Erkenntnis. In solcher Aussprache werden auch die 
verschiedensten Fragen teils ethischen, teils verwaltungstechni- 
schen, teils rechtlichen, teils anderen Inhalts erledigt. Ob man 
den Päpstlichen noch Dezem und andere Abgaben zahlen soll, 
ob man den Bilderdienst in der katholischen Kirche dulden soll, 
wird ernstlich erwogen, ebenso die Stellung zu den Untergebenen, 
der Eheleute unter einander, die Stellung zum Tanzen und 
Trinken, wobei bei letzterer Frage nicht Enthaltsamkeit, sondern 
nur Mässigkeit gefordert wird!. Hier wird den Adligen, die 
sich Kirchengut angeeignet haben, ernstlich ihr Unrecht vorge- 
halten, und sie beugen sich willig unter das strafende Wort ®. 

Es ist ein reges Leben, das sich auf diesen Synoden zeigt. 
Diese Synoden hatten wirklich für die Kirche eine Bedeutung. 
Welche Arbeit und welches Leben in ihnen steckte, geht schon 
daraus hervor, dass sie oft 8 Tage (Synode zu Pinczow vom 
23. IV.—1. V. 1556), 9 Tage (Synode zu Secymin vom 
21. 1.—29. I. 1556)?, ja 13 Tage (Synode zu Wlodislaw vom 
4.—-15. IX. 1558)’, tagten. Und das geschah, obwohl es 
keine Taggelder und keine Reisediäten gab. Dabei sind die 
Abgeordneten zahlreich vertreten. Gerade in der Zeit der 
Laskischen Tätigkeit aber sehen wir die lebhafteste Bewegung. 
Er muss es verstanden haben, belebend und anregend wie einst 
in seiner Jugend auf seine Umgebung, so jetzt als bejahrter 
Mann auf seine Mitarbeiter einzuwirken. | 

Es ist bei Laskı selbstverständlich, dass er auch hier ın 
Polen auf die Kirchenzucht grosses Gewicht legt. Er fand darin 
schon Vorarbeit in dem, was durch die böhmischen Brüder nach 
dieser Richtung angeregt worden war®. Sowohl die Synoden 
als auch die monatlichen Pastoralkonferenzen haben diese Kirchen- 
zucht zu üben, die zunächst gegen die Geistlichen, Aeltesten 
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und Diakonen streng ist, weil diese als Vorbilder durch schlechten 
Wandel viel schaden können. Diese Synoden und Konferenzen 
haben somit auch die Funktionen des Coetus Ostfrieslands. Die 
Kirchenzucht wird ohne Unterschied der Personen geübt. Sie 
soll für die Synodalen die Zwistigkeiten beseitigen und Frieden 
stiften helfen. Sie hat es auch zwischen Laien! und Geistlichen? 
erreicht. Sowohl die Kirchenzucht an den Laien als auch die 
an den Geistlichen wird nach der Weise, wie sie in London ge- 
handhabt wurde, geübt?. Wir finden auch hier den Hinweis, 
dass die Kirchenzucht nach Evangel. Matth. 18 zu üben sei®. 
Die Stufen der Kirchenzucht sind auch hier a) unter 4 Augen, 
b) Hinzuziehung von Zeugen, c) Rekurs an die Gemeinde, 
d) Exkommunikation. Bei Geistlichen müssen 2—3 Zeugen für 
die Anklage beigebracht werden®. Die Exkommunikation konnte 
auch über Geistliche ausgesprochen werden, wie es in einem Falle 
geschah ‘. Ausdrücklich wird betont, dass die Exkommunikation 
nach calvinischem Ritus geschehen soll®. So lässt sich auch an 
der Hand der trockenen Protokollnotizen behaupten, dass Laski 
die strengen Kirchenzuchtbestimmungen, die er der Londoner 
Fremdlingsgemeinde gegeben hatte, auch für die evangelischen 
(Gremeinden Klein-Polens durchzuführen gesucht hat und dass 
er mit ihnen die Kirchenzuchtbestimmungen der böhmischen 
Brüder ergänzte resp. ersetzte. 

An dem Bekenntnis ist seitens der Synode und der Pfarr- 
konferenz unter Mitwirkung Laskis eifrig gearbeitet worden. In 
10 Versammlungen, teils Synoden, teils Konferenzen, ist oft 
mehrere Tage hindurch über das Bekenntnis beraten worden. 
So oft nun auch auf diesen Versammlungen betont wurde, dass 
die confessio sobald als möglich im Druck erscheinen solle?, so 
scheint dies doch nicht geschehen zu sein. Jedenfalls ist ein 
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gedrucktes Exemplar bisher nicht gefunden worden. Auch die 
handschriftliche Niederschrift ist verloren gegangen oder noch 
nicht gefunden. ‘ Ein grosser Teil des Inhalts der Konfession 
lässt sich jedoch aus den Protokollen rekonstruieren. Die Sym- 
bole der Kirche sind das Apostolicum, Nicaenum und Athana- 
sianum !. Als weiteres Lehr- und Bekenntnisbuch wird durch 
Laski ein Katechismus eingeführt, aller Wahrscheinlichkeit nach 
ist es der Emdener Katechismus (Katechismus minor)?. Wie 
Laski die reformierte Kirchenzucht einzuführen gesucht hat, so 
hat er also auch dem reformierten Bekenntnis in Klein-Polen 
freie Bahn zu schaffen gesucht. 

Für den Gottesdienst in den Kirchen und für die gottes- 
dienstlichen Handlungen werden feste Formen eingeführt. An 
der Gottesdienstordnung, die in Anlehnung an die der böhmischen 
Brüder 1556 aufgestellt wurde ?, hat Laski nichts geändert. Sie 
ist folgende: 1. Gesang nach der Zeit des Kirchenjahres, 2. Er- 
mahnung; das Thema dazu ist aus dem gesungenen Liede zu 
entnehmen, 3. Gesang: Komm heilger Christ, 4. Glaubensbe- 
kenntnis und Vaterunser, 5. Gebet mit öffentlicher Danksagung, 
6. Dekalog, 7. Predigt mit vorausgehendem Vaterunser, 8. Gebet 
für das Wachstum des Wortes Gottes, 9. Gesang eines passen-. 
den Liedes, 10. Gebet, der Zeit des Kirchenjahres und den 
Bedürfnissen der Kirche entsprechend, 11. Segen“. Es war 
Beschluss vom 28. I. 1556, dass das Abendmahl iuxta ritum 
Bohemorum fratrum gefeiert werden sollte. Laski nimmt offen- 
bar, das sagen die kurzen Protokollnotizen zwischen den Zeilen, 
an dem bestehenden Ritus Anstoss und zwar an den Altären, 
quae papistico modo fuerunt in templis, an der Konsekration des 
Brotes und Weines, sowie daran, dass der Geistliche der 
Gemeinde — wohl beim Gebet und der Konsekration — den 
Rücken wendet®. Offenbar zeugt diese Stelle davon, dass Laski 
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die calvinische Abendmalslehre und -riten einzuführen sucht: 
Abschaffung der Altäre, der Konsekration, Einführung des sitzen- 
den Empfanges des Abendmahls. 

Zum Eherecht bringen die Protokolle insofern eine Ergänzung, 
als das Verfahren bei der Ehescheidung aus Anlass eines ein- 
getretenen Falles gezeigt wird. Zulässiger Grund der Ehe- 
scheidung ist der Ehebruch. Der Pfarrer setzt den Tag fest, 
an dem die Ehescheidung öffentlich geschehen wird. An diesem 
Tage hält der Pfarrer zuerst eine Predigt über das 6. Gebot. 
In dieser Predigt hat er auf den Fluch hinzuweisen, den Gott 
auf den Ehebruch gelegt hat, auch auf die Strafen, die ihn 
treffen werden. 

Dann folgt die Strafe an den Ehebrecher (die Ehebrecherin). 
Er (sie) muss bekennen, dass sie Gottes Gebot übertreten, die 
Treue und das gegebene Gelübde gebrochen, am Altar eine 
Lüge gesprochen, die Engel und die Gemeinde betrübt hat. 
Dann folgt eine Warnung an die Anwesenden vor gleicher Sünde. 
Dann wird die Ehescheidung ausgesprochen: „Im Namen Gottes 
spreche ich, der Diener Jesu Christi, diesen treuen Bruder (diese 
treue Schwester) frei von diesem ehebrecherischen Weibe (Manne). 
Denn jener (jene) hat die Treue nicht gewahrt, sondern durch 
Ehebruch verletzt. Dennoch rate ich auch ihr (ihm) von Herzen 
zur Umkehr und Busse, damit sie (er) nicht sündigt und von 
dem Herrn Jesus Christus verworfen wird, denn er ist gütig 
und barmherzig und nimmt diejenigen, die auf den rechten Weg 
zurückkehren, in Gnaden an. Dich also Bruder (Schwester) 
spreche ich frei und löse dich im Namen Gottes und dich Weib 
(Mann) mache ich geschieden von deinem Manne (Weibe), dem 
du die Treue gebrochen hast! Amen!. Der Vollzug der Ehe- 
scheidung ist ernst und eindrucksvoll, und doch auch noch immer 
in rettender Liebe zum Sünder sich neigend und Gott das Urteil 
lassend. 
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Seelsorge, insonderheit die Krankenpflege ist den Geist- 
lichen ernstlich ans Herz gelegt. Insbesondere wird ihnen auch 
die Armenpflege geboten. Auch in Polen sind für dieses Amt 
Diakonen angestellt, welche für die Aufbringung der Almosen zu 
sorgen haben. Sie sammeln wie in London nach den Gottes- 
diensten. Auch soll in der Kirche von den zwei Opferstöcken, 
die aufgestellt sind, einer für die Armen die Liebesgaben auf- 
nehmen '. Viermal im Jahre sollen sie für die Armen öffent- 
liche Almosen sammeln ?. 

Eine ganz besondere Fürsorge hat Laski den Schulen zu- 
gewandt. Die Hauptschule war die zu Pinczow®. Hier waren 
tüchtige Lehrer, so der Rektor Gregor Orsatius, der später frei- 
lich Antitrinitarier wurde *. Die Schüler dieser Schule hatten 
zum Gehalt des Lehrers vierteljährlich 12 Groschen in die ge- 
meinsame Schulkasse zu legen. Aus dieser Kasse erhielten dann 
die Lehrer ihr Gehalt und zwar nach dem Masse der geleisteten 
Arbeit. Naturgemäss reichte dieses Geld zur Besoldung der 
Lehrer selten aus. Darum musste der Adel mit grossen Opfern 
eintreten®. Aber auch dem gewöhnlichen Manne war Gelegen- 
heit geboten, für diese Sache Geldopfer zu spenden. Es wurde 
zum Unterhalt der Schulen ein mons pietatis gebildet’, der ge- 
sondert verwaltet wurde und aus dem das Gehalt des Lehrers 
mitbestritten wurde. Auch wurde hieraus begabten Jünglingen, 
insonderheit befähigten Kindern gestorbener Geistlicher ® Unter- 
stützungen zur Ausbildung für das Amt des Geistlichen gegeben°. 
So wurde zugleich auch für den Nachwuchs des Pfarramtes ge- 
sorgt. Die Gemeinde sollte im Gottesdienst aufgefordert werden 
zu diesem mons pietatis beizusteuern'®. Auch sonst sollten sich 
die Geistlichen die Pflege der Schulen angelegen sein lassen !!, 
Um die nötigen Lehrbücher zu haben, musste eine Druckerei 
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eingerichtet werden. Ihr Leiter war Daniel Laucitius'. Die 
Druckerei befand sich in Pinczow. Später kam noch eine zweite 
in Brest hinzu. Alle Drucksachen mussten vorher der Synode 
vorgelegen haben und von ihr gebilligt worden sein?. Es geschah 
das, um damit der antitrinitarischen Bewegung zu begegnen. 
Doch ist dieses Gebot nicht immer beachtet worden 3”. Ganz 
besonders aber war Laski darauf bedacht, das Wort Gottes dem 
Volke in der Muttersprache zu geben. Er scheint sogar selbst 
an der Uebersetzung der Bibel gearbeitet zu haben. Wenigstens 

©:]assen die Worte des Jan Utenhove vom 18. II. 1557 darauf 
schliessen, nämlich D. Laski iam coepit corrigere testamentum 
Polonicum et in Paragraphos illas redigere, qua in re utitur 
testamenti nostri (flämische Uebersetzung) principio illo, quod 
mecum attuli*. Die Uebersetzung selbst wurde dem Petrus 
Gallus (auch Tonvillanus genannt), dem Johannes Gallus und 
Gregorius Orsatius übertragen® Sie ist nicht zu Ende geführt 
worden, weil die Uebersetzer Antitrinitarier wurden. Doch wurde 
Orsatius für seine Mühe entschädigt’. Die Synode kommt für 
die Kosten auf. Sie erhofft aus dem Verkauf der Bibeln die 
gehabten Kosten für Druck und Uebersetzung zurückzuerhalten ®. 
Zur Aufbringung der ersten Kosten wird eine Kommission aus 
dem Adel Klein-Polens gewählt?®. Die Bibelübersetzung ist für 
die Ausbreitung der Reformation in Polen notwendig !°. 

Wie wird für das Einkommen der Geistlichen und den 
Unterhalt der Hinterbliebenen im Falle des Ablebens des Er- 
nährers der Familie gesorgt? Auf diese Frage, die in ihrem 
ersten Teil in der Londoner Ordnung nur gestreift war, erhalten 
wir deutliche Antwort. Der Pfarrer hatte sein Einkommen aus 
der Stelle, die in der Regel mit Land dotiert war". Wenn 
sein Einkommen auch nicht so hoch wie das der katholischen 
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Geistlichen war, da viele Gebühren in Wegfall kamen, so reichte 
es doch in vielen Fällen für den Unterhalt der Familie hin. Das 
Einkommen bestand wohl hauptsächlich aus den Einnahmen der 
Feld- und Hauswirtschaft!. Für diejenigen Geistlichen, deren 
Stelleneinkommen nicht genügend war, wurden Zuschüsse aus 
einer gemeinsamen Kasse geleistet (ex communi fisco ecclesiastico). 
Die Einnahmen dieser Kasse bestanden in freiwilligen Beiträgen 
der Gemeindeglieder. Wie bei dem Unterhalt der Schulen, so 
hat auch hier der Adel die Hauptbeiträge gegeben und seine 
Opferwilligkeit glänzend bewiesen. Diese gemeinschaftliche Kas: : 
wurde von der Synode neben dem mons pietatis, aus dem die 
Mittel für die Vorbildung der Jugend kamen, aber gesondert 
von ihm durch dazu Beauftragte (Diakonen) verwaltet?. Aus 
dieser Kasse wurden auch die Mittel zur Fürsorge für die 
Witwen und Kinder verstorbener Geistlicher entnommen°. Für 
die Witwe soll ein Haus gekauft werden. Sicherlich bleibt 
dieses aber als Pfarrwitwenhaus Eigentum der Gemeinde. Die 
Witwe erhält also seitens der Gemeinde freie Wohnung. Für 
den eigenen Unterhalt hat sie selbst zu sorgen. Für die grösseren 
Kinder sorgt, wie schon oben gesagt, wieder die Gemeinde. Sie 
lässt sie, falls sie befähigt sind, zu Geistlichen heranbilden, sonst 
ein Handwerk lernen‘. Junge Witwen sollen wieder heiraten. 
Merkwürdigerweise wird von einer Pensionierung der Geistlichen 
nicht gesprochen. Er wird stets als im Amte sterbend gedacht. 

So unsicher auch die Einkommensverhältnisse der Pfarr- 
stellen waren und so grosse Lasten seitens der Gemeinde auch 
getragen wurden, so hat man sich doch nicht an den oft wert- 
vollen Kirchengerätschaften vergriffen. Ausdrücklich wird in der 
Synode darüber beraten, was mit ihnen geschehen soll?®. Wohl 
sind solche Gegenstände, die nur Geräte papistischen Aber- 
glaubens sind, in der Kirche nicht zu dulden. Aber es ist nie- 
mand erlaubt, solch öffentliches Gut für Privatzwecke zu ver- 


I Lasciana 428. ? Lasciana 461. 
3 Lasciana 464. * Lasciana 464. 5 Lascıana 459. 
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wenden. Solche Gegenstände sind sorgfältig aufzubewahren, bis 
der König mit dem Senate über die Verwendung Entscheidung 
getroffen haben wird !. Wer solche Gegenstände an sich ge- 
nommen hat, hat sie zurückzuerstatten. So werden einzelne 
auf den Synoden ermahnt, es zu tun, und tun es auch bereit- 
willigst ?. | 

Das Verhältnis zum Staat ist noch ungesichert. Noch ist 
die evangelische Kirche in Polen nur geduldet. Freilich man 
muss sie dulden, weil der einflussreiche Adel evangelisch gesinnt 
ist. Laskis Bemühungen gehen darauf hinaus, die evangelische 
Lehre zur Staatsreligion zu machen. Dahin zielt die Vorrede, 
mit der er die Uebersendung der Forma ac Ratio an den König 
Siegmund August von Polen vom 6. IX. 1555 begleitet. Dahin 
zielt der Brief, den er noch von Frankfurt aus am Sylvestertage 
1555 an den König schreibt. Dahin zielen die beiden Briefe, 
die er unter demselben Datum an den Senat und Adel Polens 
richtet5. Dahin zielt das Schreiben, mit dem er dem Könige 
seine Ankunft in Polen meldet®. Dahin zielt auch die Unter- 
redung, die er im März 1557 mit dem Könige hatte’. Es ist 
mehr als wahrscheinlich, dass die zielbewusste Persönlichkeit 
eines Laski den schwankenden König mitgerissen hätte, wenn 
ihm eine längere Wirksamkeit in Polen beschieden gewesen 
wäre. Drei Jahre reichen für eine solche umfangreiche Aufgabe 
nicht aus. 

Laski hat also die rechtliche Abgrenzung der Kirche gegen 
den Staat nicht durchführen können. Wie stellte er die Kirche 
Klein-Polens den böhmischen Brüdern gegenüber? Die Kirche 
Klein-Polens hatte sich 1555 auf der Synode zu Kosminek ganz 
unter den Einfluss der böhmischen Brüder gestellt. Sie hatten 
den Einfluss nicht bloss auf dem Gebiet der Lehre und Riten, 
sie verlangten auch Rechte bei der Besetzung der Pfarrämter 


! Lascıiana 459. ? Lascıana 455. 459. 476. 
3 KII. 3 ft. * Kl. 349. 5 Kl. 353 u. 384. 
s KII. 738. ” Dalton, Laski 527. 
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und der höheren Schulen, auch bei inneren Verwältungsange- 
legenheiten, z. B. betreffend den zu zahlenden Dezem, die Kollek- 
ten, die sie in Gross-Polen nicht erheben, u. a. Hier hat 
Laski eingegriffen und die Selbständigkeit der Kirche Klein-Polens 
zu wahren gesucht. Der Verlauf der Verhandlungen ist hier 
nicht zu schildern. Sie sind bei seinem Tode noch nicht zum 
Abschluss gelangt. Auch hier lässt er also etwas Unfertiges 
zurück. 

Ueberschauen wir die Tätigkeit Laskis in Polen, so sehen 
wir, dass er in hohem Masse belebend und anregend gewirkt 
hat. Sein Streben und Einfluss geht deutlich darauf hinaus, der 
Kirche Klein-Polens ein festes Gefüge zu geben. In den Fragen 
der Verfassung, Verwaltung, des kirchlichen Lebens und Kirchen- 
gutes führt er durch die Synoden entscheidende Beschlüsse her- 
bei. Mit grosser geistiger Elastizität und ohne kleinliche Eng- 
herzigkeit hat er unter Anlehnung an das Bestehende und An- 
passung an die besonderen Verhältnisse Polens sein Londoner 
Idealbild einer Kirchenordnung auch in Polen durchzuführen 
gesucht. Durch diese Ordnung soll die Selbständigkeit der 
evangelischen Kirche in Polen gewahrt und der Einfluss der 
böhmischen Brüder zurückgedrängt werden. Darum werden die 
Bestimmungen der böhmischen Brüder durch mehr aus Calvins 
Geist gegebene Bestimmungen ersetzt. Schöpferisch Neues und 
Originales gestaltend, hat er auch in Polen nicht gewirkt. Es 
ist wie früher, so auch hier die Persönlichkeit Laskis, die kirchen- 
bildend wirkt, die Energie seines Willens, seine klare Zielbe- 
wusstheit und der Ernst, mit dem er das durchführte, was er 
als richtig erkannt. Diese Persönlichkeit Laskis ist auch die 
Kraft seiner Kirchenordnung, die tragenden Ideen sind den 
Schweizern entlehnt. 


ı Lascıana 444. 448. 
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Die mittelalterlichen Erbschaftssteuern in England. 
Von 


Privatdozent Dr. Paul Haensel in Moskau. 
[Fortsetzung.] 


Kapitel IL Geschichtlicher Abriss der kirch- 
lichen Steuern. 


Schon in den ersten Tagen der Befestigung der christlichen 
Religion an den Gestaden Englands waren die Vertreter der 
Kirche mit der Frage nach materiellen Existenzmitteln beschäftigt. 
Der Mönch Augustinus, welcher im Jahre 597 den ersten angel- 
sächsischen König Aethelbert taufte, beeilte sich, dem Papst Gregor 
die freudige Nachricht von der Bekehrung eines neuen grossen 
Landes mitzuteilen; die Anordnungen des Papstes erbittend, 
stellt Augustinus in seinem Schreiben! an erster Stelle folgende 
Frage: „wie sollen sich die Bischöfe zum Klerus verhalten? oder, 
in welche Teile sollen die Schenkungen der Gläubigen zugunsten 
des Altars geteilt werden, und wie soll der Bischof in der Kirche 
walten?“ Der Papst antwortet, dass die Sitte des heiligen 
Stuhles es vorschreibe, den neuernannten Bischöfen die Anwei- 
sung zu geben, dass alle Einkommen in vier Teile geteilt würden; 
einen bekommt der Bischof und seine Familie, den anderen — 
der Klerus, den dritten — die Armen und der vierte wird zur 


1 Beda, Hist. Eccles., I, 27. 
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Ausbesserung der Kirche verwandt; doch da Augustin selbst 
Mönch sei, so komme sein, d.h. des Bischofs Teil der ganzen 
Brüderschaft zugute. Die Anfrage des Augustin hatte einen 
wichtigen Grund, da die Gaben zugunsten der Kirche von seiten 
der Neubekehrten garnicht geringfügig waren. Die Erfahrung der 
Geschichte zeigt, daß die neubekehrten Völker gewöhnlich keine 
(Grenzen der Freigebigkeit der sie bekehrenden Kirche gegenüber 
kennen!. Aethelbert schenkte dem Augustin einen Palast und Land 
und diesem Beispiele folgten angelsächsische Könige und Magnaten *. 
Die uns erhaltenen Altertümer? geben den Grund anzunehmen, 
dass selten ein begüterter Fürst vor seinem Tode der Kirche 
nicht reiche Gaben hinterliess. Wer in ein Kloster trat, schenkte 
ihm oft sein ganzes Vermögen. Heilung von schweren Krank- 
heiten, als auch irgendwelch ein unglückliches oder freudiges 
Ereignis boten den Grund zu reichen Schenkungen, welche der 
Klerus zu vergrössern suchte, indem er den reichen Sündern alle 
Schrecken des zukünftigen Lebens vorspiegelte. Unter solchen 
Bedingungen erschien ein regelrechtes System kirchlicher Steuern 
unnötig. Dagegen mussten die Vertreter der Kirche freiwillige 
Gaben hervorrufen und durch Ermahnung wirken‘, da ein Zwang 
im gegebenen Falle nur den Interessen der Kirche schaden konnte. 
Papst Gregor empfiehlt im Jahre 601 dem Bischofe die heidni- 
schen Gebräuche zu berücksichtigen: die Heiden seien gewohnt, 


1 Gneist, Rud., Englische Verfassungsgeschichte B. 1882. S. 62 ff. 

? S. Kemble, Codex Diplomaticus Aevi Saxonici, I v. eine lange Reihe 
von Verschreibungen zugunsten der Kirche in den Jahren 604—618 und be- 
sonders vom Ende des VII. Jahrh. 

3 Ueberhaupt zeigten die angelsächsischen Könige eine grössere Be- 
reitwilligkeit, den Prälaten der römischen Kirche eine materielle Stütze zu 
geben, als andere Fürsten Europas. Es genügt, daran zu erinnern, dass 
England das erste und lange Zeit einzige Land war, in welchem eine Steuer 
zugunsten päpstlichen Stuhles (Peterspfennig) festgesetzt war. Siehe O. Jensen, 
D. englische Peterspfennig, 1903. 

* Ermahnung — ist das gewöhnliche Mittel hierzu in frühen Epochen 
auch auf dem Kontinente, Marsollier, Abbe, Histoire des biens temporels 
de l’eglise, 1679, S. 24, u. Acosta I Histoire de l’origine et du progres des 
revenus ecclesiastiques 1703, S. 27 £. 
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den Götzenbildern Vieh zu schlachten und deshalb müsse man 
nicht plötzlich den Gebrauch zugrunde gehen lassen, sondern 
müsse die dargebrachten Tiere als eine Gabe an den christlichen 
(Gott annehmen!. Allmählich kommen freiwillige Gaben aus 
dem oder jenem Grunde in Gebrauch, sodass der Klerus das 
Recht erhält, in solchen Fällen Zahlungen zu fordern. So 
kommt in England schon in den frühesten Zeiten der Gebrauch 
einer Zahlung des kirchlichen „Zehnten“ auf, d.h. des zehnten 
Teils des Ertrags von Grund und Boden oder vom Vieh. Eine 
gewöhnliche Frage des Priesters in der Beichte lautete: „zahlst 
du wie gehörig, den Zehnten dem Herrgott?“?. Die Sitte der 
Zahlung des Zehnten, welche sich auf die Gesetze der Hebräer 
gründet, erhält später die formelle Bestätigung in den ältesten 
(esetzen der Angelsachsen. Die Synode vom Jahre 787, welche 
in Gegenwart des päpstlichen Legaten stattfand, und welche von 
den Königen und Aeltesten bestätigt wurde, schreibt feierlich 
die Zahlung des Zehnten vor?; seit der Zeit regelt eine lange 
Reihe weltlicher Gesetze und kirchlicher Kanone diese Frage in 
England. Ebenso erhält mit der Zeit die allgemeine Anerken- 
nung die sog. cyric-sceat (Kirchenzins) *, eine Steuer, welche 
in der Zahlung einer bestimmten Anzahl von Samen bestand, 
ähnlich wie bei den Hebräern die „ersten Früchte“ zugunsten 
der Leviten erhoben wurden. Diese Steuer kommt schon in den 
Gesetzen des Königs Ine von Wessex (688—725) vor, welcher vor- 
schreibt, die Zahlung des cyric-sceat am Martinitage (11. Novem- 
ber) unter Androhung einer Strafe von 60 sh. und einer zwölf- 

1 Beda, Hist. Ecel. I, 31. 

2 Clarke, H. W., A history of tithes, L. 1891, S. XIX. Vgl. Selden, J., 
History of tithes, Works, herausg. 1726, II. 1141. 

3 Haddan u. Stubbs, Concilia, III, S. 456. 

* Die Texte über den cyric-sceat und eine genaue Untersuchung dieser 
Steuer siehe bei Kemble, J. M., A few historical remarcs upon .. . church- 
rates, Lond. 1837. Vgl. auch Kemble, Saxons II 490 f., 559f. u. Maitland F. 
Domesday book a. beyond, 1897, S. 321 f. 


5 Ueber die diesbezüglichen Gesetze der Hebräer siehe bei Phillips, G., 
Kirchenrecht, II, 588 £. 
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maligen Vergrösserung der Steuer zu leisten; die harte Strafe, 
welche für die versäumte Zahlung der Steuer festgesetzt ist, zeigt 
teilweise ihren Druck für das Volk!. Endlich verweile ich 
unter den anderen kirchlichen Steuern von geringerer Bedeutung, 
bei der sog. säwl-sceat oder lateinisch symbolum animae, pecunia 
sepulchralis.. Dieses war eine Steuer zugunsten der Kirche von 
jedem gestorbenen Christen?. Die erste Erwähnung des sawl- 
sceat findet sich in den Gesetzen des Aethelstan (925—936): 
„Und ich will auch, dass meine Vögte bewirken, dass man den 
Kirchenzins und den Seelenzins an jene Stätten gebe, denen es 
mit Recht zukommt.* Ein wenig später wird König Edgars 
(zwischen 958 bis ca. 962) Verordnung herausgegeben: „und man 
leiste den Seelenzins von jedem (verstorbenen) Chri- 
stenmenschen an die Kirche, der es zukommt.“ Aethelreds 
Gesetz vom Jahre 1008 schreibt vor: „12. den Seelenzins (sawl- 
sceat) ist am richtigsten, dass man immer (sofort) zahle beim 
offenen Grabe und wenn man eine Leiche ausserhalb ihres rechten 
Beichtsprengels anderswo bestattet, leiste man den Seelenzins (für 
sie) dennoch an die Kirche, zu der sie gehört hat; und alle 
Kirchengerechtsame fördere man willig, wie es nötig ist, und 
Feiertage und Fasten halte man gesetzmässig.*“ — Die späteren 
Gresetze Aethelreds und Unuts? wiederholen fast wörtlich die oben 
angeführten Verordnungen. Ohne Zweifel war der Seelenschoss 
(sawl-scot) lange vor seiner formalen Bestätigung in den zitierten 
Gresetzen im Gebrauch, da schon jüngere Dokumente die uns 
interessierende Steuer anführen‘. Der Seelenschoss stellte ur- 
sprünglich, am wahrscheinlichsten, eine Gabe zugunsten der Kirche 


! Ancient Laws a. Institutes of England (Thorpe) hrsg. v. d. Record 
Commission, Laws of King Ine $ 4 u. 61 u. Glossary s. v. Ciric-sceat. 

?2 Schmid, R., Die Gesetze der Angelsachsen, 2. Aufl. 1858, Glossar., 
S. 650. Liebermann, F., Gesetze der Angelsachsen, Halle 1898, S. 147 usw. 

3 Aethelred: VI (concilium Aenhamense zw. 1008—1011) cap. 20 u. 21; 
IX cap. 13 (vom J. 1014); u. Cnut: I cap. 13 (concilium Wintoniense — 
25. Dez. 1027—34). 

* Z2.B., d. Dokumente v. 871—877: Kemble. Codex diplomaticus, V, 1062. 
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für die Seelenmesse für den Verstorbenen vor, erlangte jedoch 
später den Charakter einer Steuer, die nicht weniger anerkannt 
wird, als der Zehnte oder cyric-sceat. Davon zeugt die Schen- 
kungsurkunde des Königs Eadred (vom Jahr 955), in welcher 
letzterer den dem Thane Aelfsig geschenkten Boden von allen 
Steuern befreit, ausgenommen „die Festungsherstellung (burch- 
bote) und den Brückenbau, den Heerdienst!, das Kirchengeld 
(cyric-sceat), den Seelenzins (saul-sceat) und den Zehnten“?. 
Ebenso befreit die Schenkungsurkunde (von 871— 877) des Bischofs 
Ealhfrid zugunsten des Herzogs Cuthred und seiner Frau das 
für drei Generationen geschenkte Land von jeder Steuer, ausge- 
nommen „den Brückenbau, den Heerdienst, acht Kirchengelder 
(eahta ciric sceattan), den Zehnten ® und den Seelenzins (saul- 
sceattas)*. 

Als Seelenzins werden die verschiedenartigsten Gegenstände 
dargebracht. (zewöhnlich weisen die Erblasser ın ihren Testa- 
menten auf den Gegenstand hin, welchen sie zu diesem Zweck 
hergeben wollen, wobei sie entweder genau bestimmen, dass der 
und der Gegenstand der und derjenigen Kirche als sawl - sceat 
zukomme*, oder aber grösstenteils sich mit dem Hinweise be- 
gnügen, dass ein solcher Gegenstand der Kirche „für die Seele“ 
vermacht werde’. Natürlich ist es schwer zu sagen, inwiefern 
jede Gabe „für die Seele“, wenn der Erblasser nicht direkt darauf 


! Burch bot (Verpflichtung zum Burgbau), brycg bot (Brückenbau) & 
fyrd (Heerdienst) bilden die bekannte trinoda necessitas. S. Lappenberg 
(Thorpe), Hist. of England I, 198. 

? Birch, W. de Gray, Cartularıum Saxonicum L. 1893. Vol. II. S. 71. 
909, Kemble, Cod. dipl. 433. 

® Im angelsächsischen Texte steht entlichih „mäaesse prestes ge-reotha* 
(Kemble, Cod. dipl. V. 1062), d. h. „das dem Priester Zukommende“, doch 
kann hier, wie ich annehme, nur die Rede vom Zehnten sein. Vgl. die 
Rechte des Priesters bei Erhebung des Zehnten im Gesetze Edgars ], 3. 

* 2. B. das Testament des Erzbischofs Aelfric, verst. im J. 1006 (Thorpe, 
Dipl. Angl., S. 549). 

5 „For mine sawle“ (z. B. Thorpe, D. a. 579) oder, seltener, zur Erlösung 
meiner Seele „minre saule to alysednysse“ (Thorpe, D. A. 557, 569, 578, 594). 
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hinwies, dass dieses ein sawl-sceat, wirklich den Seelenschoss im 
wahren Sinne des Wortes vorstellt, da, nach allgemeiner Regel, 
jedes angelsächsische Testament Legate zugunsten einer, öfters 
mehrerer Kirchen enthält. Allein, man kann nicht verlangen 
oder erwarten, dass die Erblasser volle Genauigkeit in der Be- 
zeichnung des Zweckes des Legates einhielten: wenn die Kirche 
die ihr zukommende Vergütung erhält, so wird hiermit die Sache 
erledigt. Etwas Analoges haben wir im Heergeräte, welches oft 
dem König vermacht wird, ohne dass der Zweck des Legats an- 
geführt wird!. Andererseits, nimmt ein freiwilliges Legat „zum 
Heil der Seele“ lange nicht die Form des zwangsweisen „Seelen- 
zinses“ an, und die freiwillige Gabe erhält lange nicht den 
Charakter der zwangsweisen „Schenkung“. Zudem wurden die 
Vermächtnisse nach den Worten der Erblasser fast ausschliess- 
lich son geistlichen Personen geschrieben, welche allein des 
Schreibens mächtig waren; und unter solchen Bedingungen wurde 
ein Legat zugunsten der Gemeindekirche naturgemäss als Seelen- 
zins angesehen. Am häufigsten dient als sawl-sceat ein Grund- 
stück, seltener irgendwelches bewegliches Vermögen, z. B. kost- 
bares Gefäss?, wertvolle Schmucksachen? oder Geld®. Jedenfalls 
kann man unmöglich den Seelenzins in seiner entwickelten Form 
mit der privatrechtlichen Zahlung für die Seelenmessen identi- 
fizieren. Was man auch von dem innigen Wunsche des mittel- 
alterlichen Christen, Gebete zum Heil seiner Seele nach dem 
Tode zu bestellen, denken mag, dennoch wird die Zahlung für 
Seelenmessen oder genauer der Seelenschoss für eine spätere 
Zeit obligatorisch, wobei dem Zahler durchaus nicht das Recht 
der Auswahl gelassen wird, da er unbedingt der Kirche des be- 
treffenden Sprengels zahlen muss; darauf weisen die oben ange- 


ı 8. Kap. I. Vgl. d. Text bei Thorpe, Dip. Ang., 516 (ebenso wie bei 
Earle, J., Handbook to the Land-Charters etc., S. 215), 544, 596 u. f. 

2 Aethelwold’s Testament, ums Jahr 987, in Liber monasterii de Hyda, 
Ausg. von Edwards, Rolls Series, 1866, S. 236 u. 357. 

3 Thorpe, Dipl. Ang., S. 524. 

* Tb., S. 933. 
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führten Gesetze über den sawl-sceat hin. Doch wäre es ein noch 
grösserer Fehler, den Seelenzins mit der Zahlung für die Be- 
erdigung zu verwechseln. Garnicht davon zu reden, dass das 
kanonische Recht es verbot, für Beerdigungen eine Vergütung 
zu fordern!, — der Seelenzins wird unabhängig vom Orte der 
Beerdigung gezahlt: nach dem Gesetze Aethelreds gehört er der 
Gremeindekirche, wo der Verstorbene beichtete, und dieses sogar 
in dem Falle, wenn die Beerdigung in einer anderen Kirche 
stattfand. Natürlich rechnet der Priester, welcher den Beerdi- 
gungsakt ausführt, auf eine Vergütung für seine Dienste, er er- 
innert wohl nachdrücklich die Erben daran, dass sie eine ent- 
sprechende „Gabe des Verstorbenen“ zu bringen nicht vergässen. 
Aus späterer Zeit haben wir unanfechtbare Zeugnisse, dass un- 
geachtet der häufigen Verwarnungen der Kirchenkonzile, die 
Priester dennoch energisch eine Vergütung für die Beerdigung 
fordern und sich sogar weigern zu beerdigen, wenn man nicht 
die Gabe des Verstorbenen zusammen mit seinem Körper in die 
Kirche bringt. Man muss dabei nur im Sinne haben, dass in 
diesem Zeitalter die Erblasser kaum genau begrenzen konnten, 
welche Gegenstände als Vergütung der Gebete für den Ver- 
storbenen gegeben werden mussten, welche wieder als sawl-sceat, 
und welche für den Beerdigungsakt. Zudem wurden gewöhnlich 
alle diese drei Arten der Zahlung zugunsten des Klerus ein und 

ı Das kanonische Recht stellt die Bezahlung für die Beerdigung der 
Simonie gleich (Dodd., J. Burial a. other church fees, L. 1881, S. 11). Das 
Nationalkonzil zu Westminster, unter dem Vorsitze des päpstl. Legaten 
Alberie im J. 1138 stellt den Kanon auf: „1. Den kanonischen Regeln unserer 
Väter folgend, verbieten wir im apostolischen Namen irgend-welche Zahlungen 
für die heil. Salbung, Taufe, Busse, Krankenbesuch, Trauungen, letzte Oelung, 
Kommunion oder Beerdigung (ut... pro sepultura nullum omnino prgtium 
exigatur), unter Androhung des Kirchenbanns“ (Johnson, J., Laws & Canons 
of the Church of England 1851, II, 42; ebenda, S. 35. Konzil d. J. 1126, 
Kan. 2; vgl. Thomassin, Discipline de l’eglise, franz. Ausgabe 1725, III 543 f., 
56L£.). 

* Auf das Vorhandensein solcher Missbräuche zeigt der Kanon 7 der 


Konst. v. J. 1236 (Erzb. v. Canterbury Edmund) u. Kanon 4 des National- 
konzils v. J. 1237 (des päpstl. Legaten Otto). Johnson, Laws II, S. 133 u. 154. 
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derselben Gemeindekirche, wo der Erblasser ihn zu beerdigen 
bat, bestimmt. Ohne Zweifel wagte es wohl kein Erblasser, die 
Kirche zu benachteiligen und ihr nicht eine reiche, seinem Ver- 
mögen angemessene (sabe zu vermachen: die Diener der Kirche, 
welche das Testament schrieben, wiesen gewiss auf die Strafe im 
Jenseits hin. Deshalb bekräftigen die Erblasser in jedem 
passenden und unpassenden Falle! hinsichtlich ihrer Legate 
zugunsten der Kirche: „dieses ist für die Seele“ oder „zum 
Seelenheil‘“. 

Aus den Vermächtnissen des Erzbischofs von Canterbury 
Aelfric vom Jahre 1006 und von Winflaed vom Jahre ca. 955° 
ersehen wir, dass der Seelenzins durchaus nicht als Vergütung 
für die Vollziehung des Beerdigungsaktes anzusehen ist und wird 
gleichzeitig an verschiedene Kirchen gezahlt und es werden dabei 
gerade den Gütern des Erblassers nächstgelegene Kirchen ge- 
wählt. Als soul-scot wird bald Land, bald Wertsachen, bald 
Bargeld in verschiedener Menge gegeben. Die Höhe der Ab- 
gaben ist, ohne Zweifel, durch die (ewohnheit bestimmt, und 
was noch wahrscheinlicher, dem Vermögensbestande des Toten 
gemäss. Eine solche Unbestimmtheit des Zahlungsumfanges kann 
uns nicht verwundern. Erstens, haben wir eine Reihe von Bei- 
spielen der Geschichte, dass jede Art Darbringung und Abgabe 
anfangs einen recht unbestimmten Charakter trägt und nur im 
Laufe der Zeit einen mehr oder weniger genauen Ausdruck im 
Gewohnheitsrechte oder Gesetzen erhält’; zudem ist dieses 


i In dieser Beziehung charakteristisch ist der Ausspruch des Königs 
AEthelwulf, welcher im J. 853 seinem Thegn Land „pro expiatione piacu- 
lorum meorum et absolutione criminum meorum“ schenkt. Earle, Land 
Charters 123f., vgl. Maitland, Domesday, S. 243. 

2 Kemble, Cod. Dipl. 716 u. 1290; eine nähere Analyse dieser Vermächt- 
nisse s. in meinem Werk 8. 48—53. 

3 Nehmen wir z.B. die Geschichte des Heergeräts, andererseits waren 
auch die auxilia, benevolences ursprünglich freiwillige Darbringungen, aber 
erhielten mit der Zeit den Charakter wirklicher Steuern. Vgl. die Geschichte 
d. sog. Servitientaxe zugunsten des päpstl. Stuhles bei Ad. Gottlob, D. Ser- 
vitientaxe im 13. Jahrh., in Stutz’s Kirchenrechtl.-Abh. 1903. S. 12 et passim... 
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Schwanken um so natürlicher im gegebenen Falle, wo die Rede 
von einer ausserordentlichen Abgabe ıst, welche einmal ım Leben, 
im Todesfall gezahlt wird. Zweitens, wurde der Seelenzins wahr- 
scheinlich, wenn auch nicht sehr bereitwillig, so doch mit ehrer- 
bietiger Furcht gezahlt, so dass Streitigkeiten dieses Falles wegen 
verhältnismässig selten waren. 

Interessant ist die Tatsache, dass die alten angelsächsischen 
Gilden oder Brüderschaften. welche zu ihrem Ziele die religiöse 
Gemeimschaft und das Zuhilfekommen ihren Gliedern in irgend- 
welchen besonderen Fällen (Brandschaden, Reisen, Geld- 
strafen usw.)! hatten, — diese Brüderschaften zur Zahl ihrer 
wichtigsten Pflichten gewöhnlich die Zahlung des soul-scot im 
Todesfalle eines Gildengenossen rechneten . — Folgendermassen 
lautet ein Statut, das dem XI. Jahrhundert angehört°®: „Im 
Namen Christi und des heiligen Apostel Petrus, versammelte 
sich eine Gilde (gildscipe) in Woodbury (Devonshire). Und der 
Bischof Osbern und die Kanoniker im Kloster des heiligen Petrus 
in Exeter nahmen diese Gilde in ihren Bund zusammen mit 
anderen Brüderschaften. Sie werden von nun an, als Zeichen 
ihrer Erkenntlichkeit den Kanonikern jährlich je einen Pfennig 
zum Östernfeste zahlen; ebenso für jedes verstorbene Glied der 
Gilde von jedem Herd je einen Pfennig als Seelenzins (sawul- 
sceote), sei es ein Mann oder Weib, welches zur Gilde gehört, 
zahlen. Und diesen Seelenzins haben die Kanoniker zu erhalten 
und sie müssen dafür den Dienst verrichten, zu welchem sie ver- 
pflichtet sind. Und hier sind die Namen derjenigen, welche zur 
Gilde gehören: Brihtwi u. a. (18 Namen). Und in Woodbury 
gibt es auch eine andere Gilde, welche sich zu Christi und 
St. Peter versammelt. Und sie zahlen am Martinstage von jedem 
Herd je einen Pfennig den Kanonikern des Klosters St. Peter, als 


1 S. über diese Brüderschaften od. Gilden bei Kemble, Saxons, I, S. 239 f. 
öllf., Thorpe D. A. 605 £. 

? Soames, H., The Anglo-Saxon Church, 4 ed., L. 1856, S. 231. 

3 Vgl. Thorpe, Dipl. A. 608f. Earle, Land Charters 264 f. 
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auch jeden Seelenzins zu einem Pfennig von jedem Herd. Und 
hier sind die Namen dieser Männer: von der Qliftoner (tilde 
Priester Isaak u. a., von der Cullitoner Gilde“ und viele andere!. 

Aus diesen Beispielen ist mehr oder weniger der Charakter 
des angelsächsischen soul-scot ersichtlich. Es ist nur schwer zu 
sagen, wie weit die Verbreitung des Seelenzinses in geographischer 
Hinsicht war, da die uns erhaltenen Urkunden lange nicht zur 
Lösung dieser Frage genügen?. Ich fand Fälle der Zahlung 
dieser Abgabe nur in den Grafschaften Hampshire?, Kent, 
Wiltshire, Somersetshire, Devonshire und Berkshire, d.h. aus- 
schliesslich in den südlichen Grafschaften Englands. Doch nichts, 
scheint es, drückt die Wichtigkeit und Notwendigkeit einer Zahlung 
des Seelengeldes so stark aus, als das, dass Gilden begründet 
wurden, deren Hauptziel es war, den Genossen bei der Zahlung 
der sawl-sceat zu helfen*: die Glieder der Gilden versicherten 
sich, sozusagen, für den Fall einer unvermeidlichen Seelenzins- 
zahlung’”. Natürlich hatten die Glieder der Brüderschaft im 


ı Ganz ähnliche altdänische Brüderschaften legen in ihren Statuten die 
Pflicht auf, für die Seelmesse für verstorbene Brüder beizusteuern: 
„Sobald einer von St. Knuts Gilde stirbt, sollen alle Brüder u. Schwestern 
der Leiche zu Grabe folgen u. einen Pfennig zur Seelmesse für seine Seele 
opfern (offer en psnning i sıielma&sse for hans siel)“ — Flensburger Gilde 
$ 45, bei M. Pappenheim, Altdän. Schutzgilden 1855, $ 4, 426, 451. 

?2 Die Durchsicht des sechsbändigen Sammelwerkes angelsächsischer 
Dokumente Kembles u. d. Diplomatoriums v. Thorpe gab mir nicht mehr 
als zehn Beispiele. wo des soul-scot gedacht wird; gewöhnliche Bestim- 
mungen „zum Seelenheil“, welche sich öfters vorfinden, sind nicht mitge- 
rechnet. 

3 Kemple, Codex, vol. V, 1062. 

* Turner, Sh., History of the Anglo-Saxons, 7 ed. L. 1852, II, S. 127f. 

5 Wenn es nicht wie Spötterei klänge, so könnte man sagen, dass die 
Gegner der Reform der Erbschaftssteuer im J. 1894 nur ihren Vorfahren 
nachahmten: wie bekannt, machten die Opponenten Sir W. Harcourts, der 
die bekannte Reform der engl. Erbschaftsbesteuerung durchführte, öfters 
den Vorschlag, dass es erlaubt würde, sich in Versicherungsgesellschaften 
vor der Notwendigkeit im Todesfalle eine hohe Erbschaftssteuer zu zahlen 
zu versichern (um den Erben kein grosses Kapital in der Form der Erb- 
schaftssteuer zu entziehen: dieselbe sollte nämlich von den Versicherungs- 


26* 
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gegebenen Falle die Sorge um das Seelenheil ihrer Freunde im 
Auge, doch zeugt ihre Umsichtigkeit von der tief eingesehenen 
Verpflichtung, den Seelenzins zu zahlen. Der Gebrauch, für den 
Todesfall einen Teil des Vermögens zugunsten der Kirche her- 
zugeben, wurde heilig gehalten. Dieses ist aus allen angelsächsi- 
schen Testamenten klar ersichtlich, obgleich in ıhnen verhältnis- 
mässig wenig der Ausdruck soul-scot gebraucht wird. 

Auch im übrigen Westeuropa flossen dem Klerus Ströme von 
letztwilligen Darbringungen zu, und überall sehen wir ein und das- 
selbe Motiv: „der Seele wegen“, „zur Rettung der Seele“ u.s.£.'. 
Im mittelalterlichen Deutschland kommt ein besonderer Ausdruck 
auf, welcher Darbringungen zugunsten der Kirche zum Heil der 
Seele ausdrückt: „Selegeret“?. Jedoch nirgends erhalten solche 
Darbringungen an den Klerus eine derartig bestimmte und eigen- 
artige Anerkennung der Gesetzgebung, welche der angelsächsische 
soul-scot erhielt?. 


gesellschaften gezahlt werden). Vgl. 4 Hansard’s Parliamentary Debates 
vol. 26, S. 1242 f., 1372 f. 

ı Ein reiches Material in dieser Frage gibt für Frankreich die Arbeit 
von H. Auffroy, Evolution du testament en France. P. 1899, p. 122 et passim. 

? Darüber siehe Traditionum fuldensium lib. III, 36 (in d. Ausg. von 
Pistorius, rerum german scriptores, 1726, III, S. 651). Siehe noch Schöpf- 
linus, Alsatia Diplomatica, 1073 (v. J. 1356), 1296 (1427), 1298 (v. J. 1428). 

3 Es füllt mir schwer festzustellen, wie weit das schwedische Själeskat 
oder siälagift, das die Gestalt der Darbringung des besten Viehs annahm 
(d. Gebrauch d. sog. Besthaupts, worüber unten) oder das dänische Själaryckt 
(s. Ihre, Glossarium suio gothicum, 2 v. Upsala 1769, S. 528) sich unter dem 
Einfluss der Angelsachsen, mit denen die nördlichen Völker eng verbunden 
waren, sich entwickelt haben. In Schweden war das Siälagift eine für das 
Volk recht drückende Abgabe, so dass im Anfang d. XIV. J. verschiedene 
Einschränkungen auf diesem Gebiet eingeführt wurden (Beauchet, L., Loi de 
Vestrogothie, 1894, S. 55). Aber auch die Skandinavier zeigten die grösste 
Bereitwilligkeit Gaben zugunsten der Kirche darzubringen, besonders im 
Todesfall (s. Zorn, Ph., Staat u. Kirche in Norwegen, 1875, S. 55); die Furcht 
zu sterben, ohne das Själegave hinterlassen zu haben, spiegelt sich in den 
dänischen Sagen lebhaft ab: Danske Viser, hrsg. v. Abrahamson, Nyerup og 
Rahbek, I, 275; II, 42; III, 332. — In Norwegen gaben die Beerdigungen 
der Gemeindeglieder Anlass zu den allgemein anerkannten Abgaben liksongs- 
kaup u. legkaup. — Der Chronikschreiber Adam v. Bremen ist entrüstet, 
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Hörte der „Seelenzins“ nach der Eroberung der Normannen 
zu existieren auf? ‚Direkte Hinweise auf den soul-scot finde ich 
weder in den Urkunden der zweiten Hälfte des XI. Jahrhunderts, 
noch im Domesdaybook. Doch dient das Fehlen von Hinweisen 
auf den Seelenzins lange nicht als Zeichen einer in dieser Zeit 
erfolgten Aufhebung der althergebrachten Sitte. Richtiger ist 
es, dass der Ausdruck soul-scot selbst, der überhaupt selten in 
alten angelsächsischen Dokumenten vorkommt, aus dem Gebrauche 
kommt. Nicht zufällig lässt der Mönch, welcher das obenge- 
nannte Testament Aelfric aus dem Angelsächsischen ins La- 
teiniısche übersetzte, das Wort sawl-sceat aus, da er eben nicht 
weiss, wie er es übersetzen soll!. Indessen haben wir allen 
Grund anzunehmen, dass die althergebrachten kirchlichen Ge- 
bräuche von den normännischen Herrschern nicht nur nicht unter- 
drückt, sondern direkte Unterstützung von letzterer Seite erhielten. 
Als glänzende Bekräftigung dieses dienen die Privilegien und 
Charten, welche von Wilhelm I (1085), Stephan (1136), Heinrich II 
(1154 u. 1164) geschenkt wurden?, und welche das Gebiet des 
kirchlichen Gerichts und Einflusses erweiterten. Irgend welchen 
überzeugenden Beweis zugunsten des Beibehaltens des Brauches 


dass sogar „visitacio infirmorum et sepüultura mortuorum, omnia ibi venalia“ 
aber die Käuflichkeit dieser kirchlichen Dienstleistungen wurde hauptsäch- 
lich durch die Unmöglichkeit, den Zehnten festzusetzen, hervorgerufen. 
S. Maurer, K., Die Bekehrung des Norwegischen Stammes zum Christentume., 
1856, II, 451f. — In Frankreich, namentlich in der Bretagne, existierte in 
einigen Gegenden der Gebrauch d. sog. neufme od. tiercage in Form des 
1/s od. !js Teils der Fahrnis des Verstorbenen zugunsten des Pfarrers. 8. 
darüber im Repertoire de jurisprudence par M. Guyot, Paris 1784 v. 12, s. 
v.; Dictionnaire de l’ancienne langue francaise par Fr. Godefroy, P. 1888, v. 
5 p- 510; La grande encyclopedie, v. 24 p. 982. 

! Dieses unterstreicht Hickes, Tresaurus III: Dissertatio epistolaris, 
S. 62f. Dasselbe geschah auch mit der Uebersetzung in die lateinische u. 
englische Sprache des Testaments des Aethelwolds, wo der Uebersetzer nicht 
das Wort sawels ceatte zu übertragen vermochte. S. Liber monasterii de 
Hyda, Rolls series, S. 237. 

2: UT. a. bei Makower, F., Die Verfassung d. Kirche v. England, B. 1894, 
S. 482f. abgedruckt; vgl. ebenda S. 15 ff. 
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den Seelenzins zu zahlen in normännischer Zeit beizubringen, ist 
nicht möglich, da uns fast gar keine älteren Testamente als aus 
dem XIII. Jahrhundert erhalten sind!. Im gegebenen Falle müssen 
wir uns hauptsächlich auf Mutmassungen stützen. 

Wie gesagt, sprach das kanonische Recht kategorisch das 
Recht ab, eine Zahlung für den Beerdigungsakt zu erheben, eine 
solche Handlungsweise der Simonie gleichstellend?. Ich werde 
keine lange Aufzählung der Kanones, welche das Einhalten der 
allgemeinen kirchlichen Regel forderten, anführen? (natürlich 
zeugt die Notwendigkeit hieran zu erinnern von den eingewurzelten 
Missbräuchen); doch sticht unter diesen Kanons die Bestimmung 
des Nationalkonzils zu Westminster (London) hervor, welches im 
Jahre 1102 stattfand im Beisein der Erzbischöfe von Canterbury 
und York und anderen höchsten weltlichen und geistlichen Mächten. 
Der Kanon 25 dieses Konzils lautet: „Es sollen die Körper der 
Verstorbenen: zwecks Beerdigung nicht aus ihren Gemeinden ge- 
bracht werden, auf dass der Gemeindepriester nicht das verliere, 
was ihm rechtmässig zukommt („quod inde illi juste debetur“)*. 
Eine solche Bestimmung bekräftigt ohne Zweifel das Recht, eine 
Vergütung für den Beerdigungsakt zu verlangen — eine Ver- 
gütung, welche in jenem Zeitalter von der Kirche nicht gestattet 
war. Es ist möglich, dass das Konzil in der gegebenen Frage 
keinerlei Schwierigkeiten oder Zweifel fand, aus dem Grunde 
nämlich, da die Sitte des Seelenzinses zur Zeit noch im Gebrauch 
war. Ich mache darauf aufmerksam, dass die Motivierung des 
zitierten Kanons selbst „auf dass der Priester nicht seine Ge- 
bühren verliere“, in solchen Fällen ganz ungewöhnlich war; in- 
. ı Vgl. Gross, Ch., the sources & literature of Engl. history L. 1900, 
Ss. 408. 

2 Grellmann, H., Kurze Geschichte ... der Stolgebühren etc., Göttingen 
1785, S. 25, 27, 35, 78f. Thomassin, Discipline III, 543£. 

® Die hierhergehörigen Kanone sind in meinem Werke S. 59 verzeichnet. 
Die Päpste achten streng darauf, dass für die Beerdigungen nichts gefordert 
werde. S. z. B. Bulle Alexander IV v. 30. Apr. 1255 in Registres d’Alex- 


andre IV, ed. Bourel de la Ronciere etc., 466. 
* Wilkins D. Concilia Magnae Brittaniae I, S. 383, Johnson, Canons II, 28. 
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teressant ist es auch, dass das Konzil zur Zeit des Papstes 
Paschal II stattfand, welcher eine Konstitution herausgab, dass 
jeder vollständig frei in der Wahl des Ortes für seine Beerdigung 
seit. Wenn später die englischen Kirchenkonzile es verbieten, 
eine Zahlung für die Beerdigung zu verlangen ?, so wiederholen 
sie nur die Beschlüsse der Kirchenkonzile auf dem Kontinente; 
ın der Wirklichkeit aber lebt der Gebrauch fort. Während der 
Regierung Heinrichs II (1154—-89) bestätigt der Earl of Eu der 
Kirche von Bodyham in Sussex die gewöhnlichen Zahlungen bei 
Beerdigungen der Gemeindeglieder, welche in Yewerste? (dem 
heutigen Ewhurst in der Nähe von Bodyham) sterben. Im be- 
kannten historischen Denkmale Regiam Majestatem, welches eine 
Version des Werkes des Ranulph Glanville (gest. 1190) ist, und 
welches am Anfang des XIII. Jahrhunderts verfasst ist, finden 
wir eine Erwähnung des „Mortuariums“, d. h. der Darbringungen, 
welche dem Priester im Todesfalle eines Pfarrgenossen gemacht 
werden. Hieraus können wir auf ein sehr frühes Entstehen 
des Mortuariums schliessen, welches wie wir aus den Testamenten 
der zweiten Hälfte des XIII. und besonders des XIV. Jahrhun- 
derts ersehen, tatsächlich gewöhnlich zusammen mit der Leiche 
des Verstorbenen in die Kirche gebracht wurde (siehe hierüber 
unten). Derselbe Glanville schreibt in seinem „Traktate über 


! Thomassin Ill, 564. Das Verbot, in fremden Gemeinden zu beerdigen, 
wurde gewöhnlich mit der Notwendigkeit motiviert, darauf zu sehen, dass 
die von der Kirche Ausgeschlossenen nicht betrügerischerweise anderswo 
beerdigt werden. 

2 Nationalkonzil ın Westminster 1126, K. 2, Nat.-Konz. ebendort im 
J. 1138, K. 1; Provinz.-Konz. in London 1175, K. 7; Nat.-Konz. in West- 
minster 1200, K. 8; siehe Johnson, Canons II, S. 35, 42, 61, 89. 

3 Turner, E., Collections of the Sussex Archaelogical Society, v. XIII, 
1861, S. 137; Descriptive Catalogue of Ancient Deeds in the Public Record 
Office, v. III, L. 1900, S. 532 (D. 1073). 

* Regiam Majestatem, in d. Ausg. v. The Acts of the Parliaments of 
Scotland, L. 1864, v. I, S. 143, L. 1 c. 18. De re furtiva per sacerdotem 
warantizata: ... „Si vero dixerit (sacerdos) quod rem illam pro mortuario 
receperit hoc debet probare per probos homines de parochia qui viderunt 
vexilla mortua ante corpus defuncti illius.“... 
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die Gesetze und Gebräuche Englands“, vom Inhalt der Testa- 
mente sprechend (VII, 5), dass der Erblasser „erstens, seines 
Lords gedenken muss, ihm den besten und wichtigsten Gegen- 
stand hinterlassend, welchen er hat, ferner der Kirche! und 
dann erst der anderen Leute nach seinem Gutdünken“. Man 
muss hieraus annehmen, dass zur Zeit des Glanville die Mortu- 
arıen, auf welche er hier hindeutet, eine alltägliche Erscheinung 
waren. 

Dass das Einhalten des Brauches, laut Testament einen be- 
stimmten Teil seines Vermögens zugunsten der Kirche abzuteilen, 
obligatorisch war, zeugen die Worte Bractons, welcher um die 
Mitte des XIII. Jahrhunderts schrieb: „Jeder, welcher ein Testa- 
ment machen will, muss, erstens, seinem Lord den besten Gegen- 
stand, welchen er hat, abtreten (recognoscere), und dann der 
Kirche den dem Werte nach zweitbesten Gegenstand. Und ın 
einigen Gegenden erhält die Kirche, nach dem Gebrauche, das 
beste Vieh des Verstorbenen, oder das zweiter oder sogar dritter 
(Güte, in anderen Gegenden aber wieder garnichts; und deshalb 
muss man sich nach den Gebräuchen des betreffenden Ortes 
richten”. Und obgleich niemand verpflightet ist, sagt Bracton, 
der Kirche irgend etwas für die Beerdigung zu geben (nomine 
sepulturae), hat der Papst dort, wo diese lobenswerte Sitte vor- 
handen, sie nicht verletzen wollen, — doch nachdem die betreffende 
Person auf diese Weise ihrer Kirche gedacht hat, kann sie ihren 
Eltern und anderen Personen nach eigenem Gutdünken ver- 
machen.“ 

Aus den Worten Bractons sehen wir, dass zu seiner Zeit das 
Mortuarium nicht überall im Gebrauche war, dass jedoch das 
Verpflichtende der Sitte dort, wo sie anerkannt war, keinem 


! „Seine* Kirche heisst es in den Harl., Bodl. u. Cotton. Manuskripten, 
was, nach Ansicht des Textübersetzers (Beames, A translation of Glanville, 
L. 1812, S. 162 f., 166f.) wahrscheinlich „seine Pfarrkirche“ bedeutet u. dem 
Erblasser keine Wahl der Kirche lässt. 

? Henry de Bracton, De legibus et consuetudines Angliae libri quinque, 
hrsg. v. T. Twiss (Rolls Series) v. I, S. 478 (f. 60, a, b). 
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Zweifel unterlag. Wenn Bracton sagt, niemand sei verpflichtet, 
für seine Beerdigung zu zahlen, so wiederholt er nur die allge- 
meine Regel der Kirche, welche ihm, als einem Kenner des 
Kirchenrechts, sehr gut bekannt war; doch wusste er unzweifel- 
haft wohl auch, dass vom Beginne des XIII. Jahrhunderts das 
Einhalten „lobenswerter Sitten“ unter Androhung des Kirchen- 
gerichts und verschiedener kirchlicher Strafen bindend war. 
Selden zitiert den Befehl Heinrichs III vom Jahre 1234 an den 
Sheriff von Ruthland, damit letzterer zugunsten des Gemeinde- 
pfarrers das Mortuarium aus dem Vermögen eines gewissen 
Robert Westons, welcher ertrunken sei und ohne ein Testament 
zu hinterlassen verstorben sei, auszahle!. 

Der alte Gebrauch der Mortuarien in England wird auch 
durch die Bulle des Papstes Martin IV vom Jahre 1281? be- 
stätigt. Der Papst berichtet dem Prior der Kirche S. Frydes- 
wydae und den betreffenden Erzdiakonen: „Der Vorsteher und 
das Kapitel der Kirche zu Lichfield haben ein Gesuch eingebracht, 
dass im Königreich England von altersher es eingeführt sei, der 
Kirche das im Alltagsleben sogenannte „Mortuarium“ darzubringen, 
nämlich im Todesfalle eines Gemeindegliedes irgendwelcher Pfarr- 
kirche genannten Königreichs (aus dem Vermögen des Verstor- 
benen und zur Vergeltung nicht eingelöster Zehnten), wobei diese 
Zahlung den Vorzug vor allen anderen Schulden des Verstor- 
benen und vor allen anderen Abzügen hat?. Dagegen habe der 
1 Selden, J., Works, 1726, III, S. 1683 (Disp. of intestates goods). 

2 Wilkins, Concilia, II, 66. 

®... „licet in regno Angliae a longis retroactis temporibus irrefraga- 
biliter sit obtentum, quod quovis parochiano cujuscunque parochialis ecclesiae 
dicti regni decedente de bonis ipsius defuncti certum quid „mortuarium“ 
vulgariter appelatum, solvendum ipsi ecclesiae, in restaurationem non so- 
lutarum decimarum ab eo prae aliis debitis ipsius defuncti ante omnia de- 
ducantur.* Hier eine kleine Erläuterung des hiergenannten Zehnten: im 
XII. Jahrh. rechtfertigte man in England, wie wir weiter sehen werden, 
das Mortuarium danit, dass Leute bei Lebzeiten absichtlich oder aus Ver- 
gesslichkeit nicht alle kirchlichen Zehnten bezahlen und deshalb die Er- 


hebung des Mortuariums vollständig gerecht sei. Den weiteren Text der 
Bulle übersetze ich gekürzt. 
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Erzbischof von Canterbury bei seinem Besuche der Diozöse Lich- 
field ohne den dortigen Dekan, noch das Kapitel zu befragen... 
willkürlich gegen jede Gerechtigkeit befohlen, dass im Todesfalle 
der Pfarrgenossen der Kirche zu Banewall und Hope derselben 
Diozöse das „Mortuarium“ nach allen Schulden des Verstorbenen 
bezahlt werden soll (mortuarium ... omnibus defunctorum debitis 
postponatur), — und durch diese Verfügung habe der Erzbischof 
dem genannten Dekane und Kapitel der Kirche keinen geringen 
Verlust und geringe Bedrückung angetan (non modicum prae- 
jJudicium et gravamen): deshalb haben sich genannter Dekan und 
Kapitel an uns mit der Berufung gewandt. Weshalb wir es ihrem 
Ermessen überlassen, denjenigen, welchen es betrifft, vorzuladen, 
die Angelegenheit anzuhören und nach den kanonischen Regeln 
zu schlichten.“ 

Die angeführte Bulle zeigt mit genügender Klarheit, welcher 
Anerkennung sich die Sitte des Mortuariums schon im XIII. Jahr- 
hundert erfreute: der Klerus erhebt die Forderung, dass das 
Mortuarium vorzugsweise vor allen anderen Schulden der be- 
treffenden Person gezahlt werde, — eine bedeutsame Forderung, 
wo die Kirchenkonzile unaufhörlich die prinzipielle Regel über die 
unentgeltliche Beerdigung bekräftigen. 

Uebrigens befriedigte der gläubige Christ des Mittelalters 
gehorsam die materiellen Ansprüche des Klerus. Eines der 
frühesten uns erhaltenen Testamente, nämlich das der Agnes 
Clifford, der Frau des Lords und Sheriffs von Heresford (F 1223)! 
überrascht durch seine Freigebigkeit gegenüber den Kirchen und 
den geistlichen Personen, und solche Darbringungen waren eine 
gewöhnliche Erscheinung jener Zeit. Schon in den ältesten Zeiten 
wurden in England, als auch auf dem Kontinente, die Testamente 
eine mächtige Waffe in den Händen des Klerus zur Vergrösserung 
des Reichtums der Kirche; im Laufe der Zeit führten die geist- 
lichen Mächte durch ihren grossen Einfluss auf den „letzten 


! Nicolas, N. H., Testamenta vetusta, L. 1826, S. 45 f. 
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Willen“ von Privatpersonen! eine richtige Umwälzung in der 
Verteilung des Volksvermögens herbei. Im Laufe der zwei Jahr- 
hunderte, welche der normannischen Eroberung folgten, waren 
die Gemüter der Leute von einem tiefen religiösen Schrecken 
erfasst, ohne ein Testament zu sterben? Diese Furcht wurde 
zweifelsohne vom Klerus geschürt: einerseits wurde ein ohne 
Testament Verstorbener als ein Mensch betrachtet, welcher nicht 
reuig und unvorbereitet sei, um vor dem Throne des Allmächtigen 
zu bestehen, andererseits konnte ein Mensch, welcher ein Testa- 
ment hinterliess, die Kirche nicht ohne ein seinem Besitze ent- 
sprechendes Geschenk lassen. Hierauf bezieht sich die Erzählung 
eines Chronisten aus dem Ende des XII. Jahrhunderts?. Im 
Jahre 1197 wollte ein gewisser Blund, einer der reichsten Leute 
in Bury St. Edmunds, kein Testament hinterlassen, und nur nach 
langer Ueberredung vor seinem Tode verfügte er über eine Summe 
von 3 Mark nur im Beisein seiner Frau, des Bruders und des 
Kaplans. Als hiervon der dortige Abt erfuhr, beschuldigte er 
heftig die Witwe und den Bruder dafür, dass sie nicht andere 
zum Kranken gelassen hätten. „Ich war sein Bischof und sorgte 
für seine Seele“, fuhr der Abt fort, „doch damit nicht auf mich, 
als seinen Priester und Beichtiger, der Zorn Gottes komme, gebe 
ich sofort die Anordnung, wie mit dem Erbe zu verfahren sei: 
alles bewegliche Vermögen, auf gegen 200 Mark geschätzt, soll 
in drei Teile geteilt werden; einer — dem Bruder des Verstor- 
benen, der andere — der Witwe, der dritte — den armen Ver- 
wandten und den Armen. Was das Ross betrifft, welches vor 


i Die Vorschrift, dass die Christen vor dem Tode ein Testament un- 
bedingt in Gegenwart des Geistlichen machten, wird stets auf den Kirchen- 
konzilen wiederholt: gewöhnlich wird den diese Forderung nicht Erfüllen- 
den mit dem Verlust einer christlichen Beerdigung gedroht. Vgl. die 
Beschlüsse der verschiedenen Konzile bei Hefele, Conziliengeschichte, II. 
Aufl., VI S 61, 172, 243, 492 etc. u. bei Wilkins, Concilia I, 583, 638, II, 155. 

®? Pollock & Maitland, History of English Law, 1895, v. II, 354 f. 

® Jocelinus de Brakelonda, Chronica de rebus gestis Samsonis abbatis 
mon. St. Edmundi, hrsg. Camden Society, L. 1840, S. 67 (f. 147). 
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dem Leichenwagen geführt und welches dem Kloster St. Edmund 
zum Geschenk gemacht wurde!, so befehle ich, dasselbe zurück- 
zugeben, da es nicht möglich ist, dass unsere Kirche durch die 
Gabe einer Person, welche ohne Testament starb und welche ge- 
wöhnlich, nach dem Volksmunde, Geld gegen Zinsen gab, ver- 
unreinigt werde. Gott ist Zeuge, dass falls jemals nochmals 
Aehnliches in meinem Leben vorkommt, der Verstorbene nicht 
auf dem Kirchhofe begraben wird“ ?, 

Infolge der in einem jeden Testamente ausnahmslos zu fin- 
denden Abtretungen zugunsten der Kirche erlangen die geistlichen 
Mächte naturgemäss in steigendem Masse Einfluss in Angelegen- 
heiten von Testamentsbestätigungen und von der Verteilung von 
Erbschaften. In England wurde die sog. „probate“ (Bestätigung) 
von Testamenten ein ausschliessliches Privileg der Geistlichkeit 
gegen Ende des XII. Jahrhunderts? Ich werde nicht die Ge- 
schichte der Gerichtsbarkeit über Testamente schildern, da diese 
Frage nicht in den Kreis meiner Aufgabe gehört, und zudent 
recht gründlich behandelt ist*. Doch vermerke ich, dass diese 
Gerichtsbarkeit recht hohe kirchliche Gebühren für die Testaments- 
bestätigungen schuf und einen Unterschied in der Steuerlast der 
beweglichen und unbeweglichen (die der kirchlichen Gerichtsbar- 
keit nicht unterlagen) Vermögen hervorrief. 

Somit lenkten gegen Ende des Mittelalters das Mortuarium, 
die Probategebühren, die unvermeidlichen testamentarischen Legate 
ın grossem Masse jene Steuerquelle zugunsten der Kirche, aus 
welcher sich die heutige Erschaftssteuer nährt, ab. Wenn man 
von dem von mir geschilderten Zeitalter sagt, dass das Ergreifen 


ı Hier ein neues Beispiel des Mortuariums, welches besonderes Inter- 
esse hat: dieses ist eine Schenkung eines Intestaterblassers und zwar am 
Ende des 12. Jahrh. 

?2 Vgl. auch andere Beispiele für den Ausdruck des Schreckens vor 
‚einem Sterben ohne Testament bei Pollock & Maitland, II, 356 £. 

® Pollock & Maitland II, 339. 

* S. Selden, J., On the Origine of ecclesiastical jurisdietion of Testa- 
ments in seinen Works III 1664—75 u. Pollock & Maitland. 
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fremder Erbe in allgemeiner Uebung war!, so folgte die Kirche 
ebenfalls dieser Strömung, und nahm auf genauer juristischer 
Basis die herrschende Rolle in gegebener Beziehung ein. Es ist 
z. B. charakteristisch, dass das Verbot, laut Testament unbeweg- 
liche Vermögen zu veräussern, seine Entstehung nicht soviel dem 
feudalen Rechte verdankt, sondern wie der beharrlichen Durch- 
führung genannten Prinzips durch die weltlichen Richter gegen 
die Ansprüche der Kirche: dieses sicherte den gesetzlichen Erben 
den Genuss des Stammvermögens, welches leicht an den Klerus 
als Gabe des in der Agonie vor dem Tode reuigen Sünders 
kommen konnte?. Denn ohnehin hatte in England die Kirche 
die Einhaltung der Sitte, dass ein ganzes Drittel des beweglichen 
Vermögens des Verstorbenen der Kirche und den Armen abge- 
treten würde, wie darüber Papst Innocenz IV (1243—54)? sagt, 
angestrebt. Das Provinzialkonzil zu Lambeth, unter dem Vor- 
sıtz des Erzbischofs von Canterbury Bonifaz ım Jahre 1261* 
verfasst, macht folgende Bestimmung: „Es kommt zuweilen vor, 
dass wenn Laien ohne Testament sterben, ihre Lords es nicht 


ı Vgl. Philipps, Kirchenrecht V, 558 f. 

? Vgl. Pollock a. Maitland Il, 324 f. 

® Innocenti IV, Commentaria IV supra lıbri V decretalium, Franc. M. 
1570, S. 503b (lıb. V, t. 3, ec. 42). Analoge Bestrebungen wurden von seiten 
des Klerus auch in der Normandie, Bretagne, Anjou u. Touraine (alle diese 
Orte befanden sich lange Zeit in engen Beziehungen zu England) gemacht, 
worüber wir in dem Schiedsspruch des Pariser Parlaments vom J. 1416, 
wiedergegeben bei Du Cange, Ausg. Herschel-Favre III, 630 s. v. funeralia 
hören: Dicebant insuper praedicti defensores, quod ... prineipaliter ut 
curati ecclesiarum parochialium de quo vivere haberent antiquitus per bonos 
patres, quod dicti curati Zerfiam partem bonorum mobilium omnium illorum, 
qui in parochiis ipsorum decederent, debitis priniis solutis, reciperent, intro- 
ductum fuerat; quod jus in dicta patria sepultura seu funeralia vocabatur, 
et modo praedicto ab antiquo in praedicta patria usitatum fuerat ... dic- 
tique usus et consuetudines percipiendi dietas sepulturas in partibus Ande- 
gavensi, Turoniae, Normaniae et Britaniae observabantur. Das Pariser Par- 
lament erkannte im gegebenen Falle dem Klerus der Diözese Maine das 
Recht zu, den zehnten Teil des beweglichen Vermögens der verstorbenen 
Eingepfarrten zu erheben. Vgl. Thomassin III, 847. 

* Concilium Lambethense, c. 15, Wiılkıins I, 754, Johnson II, 203. 
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erlauben, dass die Schulden des Verstorbenen aus der verbleiben- 
den fahrenden Habe bezahlt würden, noch dass das letztere zu- 
gunsten der Kinder oder Eltern verteilt werde, oder auf andere 
wohltätige Weise, je nach Ermessen der geistlichen Machthaber 
und zum Heil der Verstorbenen; deshalb bestimmen wir, solche 
Lords und ihre Baillifs ernstlich zu verwarnen, damit sie ferner 
solche Einmischungen nicht gestatten; doch wenn jemand sich 
erfrecht, der Verwarnung nicht zu folgen und nicht erlaubt, das 
Vermögen des Toten ohne Testament frömmig nach dem Gut- 
dünken der geistlichen Machthaber für wohltätige Zwecke zu 
teilen, zum mindesten den Teil betreffend, welcher nach der Sitte 
des Landes dem Toten zukommt (d. h. den dritten Teil des 
Vermögens, nämlich die sog. dead’s pars)!, — derjenige Ungehor- 
same unterliegt der Ausstossung ... (es folgt ein Verbot, unter 
Androhung derselben Strafe, die Villane und andere Unfreie an 
der Aufstellung von Testamenten zu hindern)... Und dass nie- 
mand hindert und erschwert die Erfüllung des letzten Willens 
der Verstorbenen, besonders darin, dass sie dem Gebrauche oder 
Gesetze gemäss vermachen können ... (dem Ungehorsamen droht 
der Bann) ... Und wir bestimmen, dass aus dem Teile, welcher 
dem Toten zukommt, die Kirche das erhalte, was ihr gebührt 
(ecclesia jus percipiat consuetum), doch müssen zuerst von der 
Erbschaftsmasse die Schulden, Zahlungen an den Lord und die 
Beerdigungskosten abgezogen werden .. .“ 

Aus diesem Kanon ist ersichtlich, wie entschlossen die ma- 


ı Ein Drittel des Erbes gehörte den Kindern, das andere — der Witwe, 
das dritte — bildete den dead’s pars od. portio defuncti, welches deshalb 
so genannt wurde, weil es gewöhnlich „des Toten wegen“ bestimmt wurde, 
d. h. seines Seelenheils wegen, und keinen testamentarischen Einschrän- 
kungen zugunsten der gesetzlichen Erben unterlag; wenn keine Kinder oder 
keine Witwe vorhanden, so war die dead's pars der Hälfte der Erbschaft 
gleich; wenn weder Kinder, noch eine Witwe vorhanden, so war die dead's 
pars dem ganzen Vermögen gleich. S. Pollock a. Maitland, II, 312, 346 bis 
353, Lyndwood, Provinciale, hrsg. 1679. S. 178, Anm. a, und hauptsächlich 
H. Brunner, Der Todtenteil, in d. Zeitschr. d. Savigny-Stift. f. Rechtsgesch., 
XIX. B.,, Germ. Abt. 1898, S. 108. 
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teriellen Ansprüche der Kirche auf die Erbschaften der verstor- 
benen Gemeindeglieder waren. Nicht weniger klar ist auch das 
Trachten, dass der Kirche und Wohltätigkeit, welche dieselbe 
Kirche verwaltet, der Totenteil zufallee Natürlich unterlag die 
Verteilung der Erbschaft nicht dem willkürlichen „Gutdünken“ 
der Geistlichkeit, da es bekannt ist, dass die „fromme“ Ver- 
teilung die gesetzlichen Erben nicht zu übergehen verlangte; 
doch auch hier gab es offenkundige Missbräuche und ungesetzliches 
Aneignen testamentsloser Vermögen, wovon der Kanon 23 des 
Nationalkonzils unter dem Vorsitze des päpstlichen Legaten 
ÖOthobon zu London im Jahre 1268 spricht!. Wenn es sich um 
Nachlässe ohne Testament handelte, so verlangte der Klerus das, 
was der Tote der Kirche laut Testament hätte vermachen müssen: 
„wenn ein freier Nichtgeistlicher, ohne ein Testament zu hinter- 
lassen, stirbt (lesen wir ın den synodalen Konstitutionen des 
Bischofs von Worchester Uantilupus, vom Jahre 1240?), so muss 
sein Lord und die Gemeindekirche das bekommen, was ihnen 
zukäme, wenn der Tote ein Testament hinterlassen hätte‘. 


ı Johnson, Canons, II, 237. 
?2 Wilkins, Concilia, I, 675. 
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II. Miszellen. 


Beginn eines Verfassungsstreites in der evangelisch- 
lutherischen Landeskirche der Provinz Hannover. 


Von 


Oberlandesgerichtsrat a. D. W. Ch. Francke in Hannover. 

Die Bekanntmachung des Hannoverschen Kultus-Ministe- 
riums vom 7. 6. 65, welche in die erste Abteilung der Han- 
noverschen Gesetzsammlung von 1865 aufgenommen ist und 
demnach die Kraft einer landesbischöflichen Verordnung besitzt, 
sagt in $ 1: „Das Recht über anzustellende Geistliche zuvor 
gehört zu werden und wegen begründeter Einwendungen gegen 
deren Person, Lehre, Gaben und Wandel die Zustimmung zur 
Berufung zu verweigern (Vokationsrecht), steht jeder lutherischen 
Kirchengemeinde zu, welche nicht bei der Berufung ihrer Geist- 
lichen weiter gehende Rechte auszuüben hat.“ Das Kirchengesetz 
vom 22.12. 70 betr. die Wahlen der Pfarrer in der ev.-luth. Kirche 
der Provinz Hannover (Preuß. GS. von 1871 S. 1) erklärt in 
S 1 freie Besetzung durch die Kirchen-Regierung ausdrücklich 
als „für vorbehältlich des Vokationsrechts der Gemeinde“. Das- 
selbe Gesetz stellt in den 88 1—3 als Regel auf, „dass bei jeder 
Stelle immer abwechselnd in dem einen Besetzungsfalle die Kir- 
chengemeinde nach den Bestimmungen dieses Gesetzes ein Wahl- 
recht ausübt und nur in dem anderen Falle der Kirchenregie- 


Francke, Beginn eines Verfassungsstreites in Hannover. 399 


rung frei wählt“, und sagt dann in S 4: 

„Als Besetzungsfall gilt jede Anstellung, welche eine Pfarr- 
stelle oder ständige Pfarrgehilfenstelle fest, wenn auch nur be- 
dingt (Gehilfen mit Hoffnung auf Nachfolge) verleiht“. Ferner 
bestimmt die Hannoversche Kirchenvorstands- und Synodal- 
Ordnung für die ev.-luth. Kirche vom 9. 10. 64 in 8 3: 

„Als Pfarrgeistliche treten alle Geistliche, welchen eine 
selbständige pfarramtliche Stellung in der Kirchengemeinde zu- 
kommt, oder nach besonderer Anordnung der Kirchenregierung 
statt derselben deren mit Seelsorge betrauten Gehilfen 
und in Vakanzfällen oder in Fällen dauernder Behinderung ein 
von der Kirchenregierung zu ernennender stellvertretender Geist- 
licher in den Kirchenvorstand ein‘. „Für vereinigte Mutter- 
gemeinden und für Tochtergemeinden hat die Kirchenregierung 
diejenigen Geistlichen der Gemeinde, welche in den Kirchenvor- 
stand eintreten sollen, zu ernennen“. 

„Allen sonstigen Geistlichen der Kirchengemeinde ist ge- 
stattet, an der Beratung des Kirchenvorstandes ohne Stimm- 
recht teilzunehmen.“ 

Die Kirchenregierung hat nun jüngst in Gemeinden der 
Stadt Hannover ständige Pfarr-Kollaboraturen mit bestimmtem 
Geschäftskreis eingerichtet, für diese Kollaboraturen jüngere 
Geistliche bestellt ohne Anfrage bei den Gemeinden und bean- 
sprucht für dieselben Stimmrecht im Kirchenvorstand. Einige 
weltliche Kirchenvorsteher haben in Kirchenvorstands-Sitzungen 
die Ansicht geäussert, es sei hier das Vokationsrecht verletzt 
oder wenn nicht, weil die bezeichneten Geistlichen etwa nur 
persönliche Gehilfen der Pfarrgeistlichen wären, ihnen das 
Stimmrecht im Kirchenvorstand zu versagen; sie haben vor, wie 
es heisst, ihre Ansicht zur Geltung zu bringen, insbesondere 
durch Schritte bei der demnächst zusammentretenden Landessynode. 

Während diesen Kirchenvorstehern von anderer Seite Hän- 
delsucht und Missverstand anerkennungswerter Fürsorge der 
Kirchenregierung vorgeworfen wird, erachtet der Verfasser ihre 

Deutsche Zeitschrift f. Kirchenrecht. XIX. 3. 27 
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Ansicht auf Grund der angeführten Gesetze für so zweifellos 
richtig, dass er sich aller weiteren Ausführungen enthalten zu 
können glaubt; er hält ein Vorgehen der beteiligten Kirchen- 
vorstände auch deshalb für um so erheblicher, weil es sich hier 
zugleich darum handelt, ob eine für Pfarrwahlen in Betracht 
kommende Stelle mehr oder weniger in den betreffenden Ge- 
meinden vorhanden ist. 
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III. Literaturübersicht'. 


Erstattet von E. Friedberg. 


I. Allgemeines. 


18. Harnack, Lehrb. d. Dogmengeschichte. Tüb. 09%. 

19. Duchesne, Origines d. culte chretien. Par. 08%. 

20. Haas-Hamburg, Religion u. K. in d. Verein. St, v. 
Amerika. Preuss. Jahrb. 137, 227. 

21. Bois, L’Egl. cathol. en Russie sous Catherine II. La cre&a- 
tion d’un €vech& de la Blanche-Russie et le maintien des Jesuiten. 
R. d’hist. eccles. 10, 308. 

22. Sabatier, Notes d’hist. relig. contempor. Les en 
Par. 09. 

23. Dr. Petrakakos, Privatdozent in Athen gibt folgende Ana- 
lyse seiner zwei eben erschienenen Schriften. Die erste Schrift, grie- 
chisch geschr., trägt den Titel: Zungora eis 6 rorvınov dinaov tes öpto- 
BoEou dvaroı, Exainsıag „Beiträge zum Strafrecht der orthodoxen anato- 
lischen Kirche (seit 114. «—ı' Vorwort und Inhaltsverzeichnis). Leip- 
zig, Deichert'sche Verlagsbuchhandlung 1909. 

„Der Verfasser unternimmt hauptsächlich eine scharfe Kritik des 
Buches: „Strafrecht der orthodoxen morgenländischen Kirche“ von 
Dr. Rhallis, zugleich aber bildet die Schrift eine ziemlich eingehende 
Untersuchung über einige kirchliche Strafen. 

S. 2-—8 gibt der V. eine Darstellung der Literatur, die wirklich 
ungeheuer und doch bei Rhallis nicht zu finden ist. 

S. 8--10 wird Rh. getadelt, dass er die allgemeinen Prinzipien 
des kirchl. Strafrechts nicht entwickelt, vielmehr gleich mit der Er- 


! Die mit * bezeichneten Bücher sind der Redaktion zur Besprechung 
zugegangen. 
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örterung der verschiedenen Strafen beginnt. 

Zwei Momente sind es wesentlich, welche der V. in seiner Polemik 
gegen Rh. betont. Einmal habe Rh. römisch-katholische Verfasser aus- 
geschrieben, ohne sie in der Darstellung zu erwähnen ; so glaubt der 
Leser, die Darstellung von Rh. sei seine eigene. Andererseits aber — 
und das ist von besonderem Interesse für die Wissenschaft — beweist 
der V. durch ausführliche Untersuchung, dass das von Katholiken Ab- 
geschriebene juristisch falsch und historisch widerspruchsvoll 
ist; manchmal sogar die kathol. Theorien, die Rh. angenommen hat, 
der Lehre und den Dogmen der orthod. Kirche widersprechen. 

Der Strafe der Absetzung widmet der V. 80 S. (8. 12—92). Da- 
bei kritisiert er die ganze bezügliche Darstellung von Rh. 

Zuerst bringt er eine vergleichende Darstellung des griechischen 
Textes und der Noten von Rh. zu dem deutschen Text von Kober 
(Deposition und Degradation, Tübingen 1867), wodurch die AoyoxAoria 
bewiesen wird. Leider hat Rh. den Fehler begangen, nicht nur Quellen 
und histor. Beweise, sondern vielmehr die Ausdrücke und den Ge- 
dankenschluss selbst des Kober und seine Konsequenzen als seine 
eigenen vorzubringen. 

So kämpft Petrak. vielmehr gegen Kober als gegen Rhallis und 
gibt eine selbständige Untersuchung über die Absetzung vom griech.- 
kath. Standpunkt aus. Besonders erklärt er juristisch das Phänomen, 
warum in der Kirche verschiedene Grade einer und derselben Strafe 
ausgebildet sind und so zwei Personen für dasselbe Delikt ganz ver- 
schieden bestraft werden können (S. 27—36). 

Die oixovona« führt zu der &nıoxonxh dronpıoıc, deren Folge die ver- 
schiedenen Grade einer und derselben Strafe sind. Weiter bekämpft er 
ausführlich (52 ff.) die Meinung von Kober-Rhallis, dass durch die 
Absetzung der Kleriker auf immer vom Kirchendienst ausgeschlossen 
wurde und beweist im Gegenteil, dass die orth. Kirche auf Grund ihrer 
Kanones sehr oft die ausgesprochene Strafe vernichtet, falls der Be- 
strafte sich nachher evangelisch benimmt. 

S. 91 ff. behauptet der V., dass Rh. Hinschius ausgeschrieben hat 
und bringt die Beweise dafür durch weiteren Vergleich des Textes. Da 
diese vierte Arbeit von Petrak., sich durchweg auf die Quellen stützt 
und sämtliche Literatur (vor allem Friedberg, Hinschius) benutzt, so 
erhält sie einen selbständigen originären Charakter und ist von allge- 
meinem Interesse, da sie eine nicht unwesentliche Institution des griech.- 
kathol. Kirchenrechtes ins volle wissenschaftliche Licht setzt.“ 

Die andere Schrift ("Avexdorov sıyılkıov Tpnyopıov to E' Athen 09) 
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ist ein unediertes Sigillium des ökum. Patriarchen Gregori des \”’ (der 
von Türken aufgehängt wurde) aus dem J. 1797, durch welches ein 
Kloster organisiert wird.“ 


I. Lehr- und Handbücher. 


10. Sägmüller*, Lehrbuch des kathol. Kirchenrechts. (Frei- 
burg, Herder 09:.) 

Die Autoren von Lehrbüchern des katholischen Kirchenrechts 
haben es bis jetzt relativ gut gehaht. Ihre Werke waren gegen Veral- 
tung stark geschützt. Das von der Kirche erzeugte Recht wies eine 
grosse Ständigkeit auf entsprechend dem konservativen Charakter der 
Kirche. Und das allerdings wesentlichen Schwankungen unterworfene 
Recht des Staates bezüglich der Kirche schieden sie überhaupt aus 
ihrer Darstellung aus, schon um den prinzipiellen Standpunkt zu mar- 
kieren, dass der Staat nichts über die Kirche zu befinden habe und 
seine hier einschlagenden Satzungen daher zu ignorieren seien. Auf 
eine geschichtliche Entwickelung der einzelnen Institute leisteten sie 
meist Verzicht, so dass die Ergebnisse neuerer Forschungen nicht be- 
rücksichtigt zu werden brauchten, und da die Literaturangaben an und 
für sich schon dürftig waren — die Schriften evangelischer Autoren 
wurden ganz unbeachtet gelassen —, so kam es nicht darauf an, ob 
ein Buch mehr oder weniger genannt wurde. So erklärt es sich ja 
auch, dass die römischen Kurialbehörden wesentlich mit der Autorität 
kirchenrechtlicher Schriftsteller operieren, deren Zeitgenossen auf dem 
Gebiete der übrigen Rechtsdisziplinen nur noch in der Literaturge- 
schichte eine Rolle spielen. 

In dieser Beziehung beginnt sich jetzt eine Wandlung geltend zu 
machen; die kirchliche Rechtsbildung ist aufs neue in Fluss gekommen. 
Einschneidende Aenderungen des alten Rechts sind fast unerwartet 
eingetreten, und damit sind die Autoren der katkolischen Lehrbücher 
dem Schicksal verfallen, welches wir Autoren des ev. Kirchenrechts 
schon längst kennen: die älteren Werke sind antiquiert und in manchen 
Beziehungen auch die neuen gleich bei ihrem Erscheinen. Denn die 
Gesetzgebungsmaschinen der ev. Landeskirchen und des Staates ar- 
beiten ununterbrochen. 

Der Verf. hat das Glück gehabt, dass er von seinem 1904 er- 
schienenen Buche 1909 die II. Auflage herausgeben konnte. So war 
er in der Lage, die neuen Rechtsnormen in seiner Darstellung auf- 
nehmen und verarbeiten oder wenigstens in den Ergänzungen erwähnen 
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zu können. Aber nicht bloss dadurch zeichnet sich das Buch von den 
übrigen katholischen Lehrbüchern aus. Seine Literaturangaben sind 
weit reichhaltiger als bei den anderen, katholische und evangelische Au- 
toren werden unterschiedslos berücksichtigt. Der dargebotene Stoff 
ist reichhaltig, die geschichtliche Entwickelung wird nicht vernachläs- 
sigt, die Darstellung ist klar, der kirchenpolitische Standpunkt der 
in einem approbationsbedürftigen und approbierten Buche allein mög- 
liche. Dass ich diesen nicht teile und auch sonst mannigfach von den 
Meinungen des Verf. abweiche, versteht sich von selbst. Manches ist 
mir zu scholastisch. Welcher Jurist wird den Begriff des (Gesetzes 
nach Thomas von Aquino geben? Kirchenrecht ist doch Jurisprudenz 
und nicht Theologie und die Definition des Thomas ist nach jeder Rich- 
tung hin juristisch zu bemängeln. Auch hätte ich manche noch dazu 
unnötige Bemerkung gern vermisst. So 8. 71 den Satz, dass für einen 
Katholiken im bürgerlichen Verkehr mit einem Akatholiken eine Ge- 
fahr für Glauben und Sittlichkeit (sic!) liegen könne. So etwas sollte 
ein Lehrer an einer im wesentlichen evangelischen Universität nicht 
äussern, oder ist die jesuitische Moral sittlicher als die evangelische? 
Woher weiss übrigens der Verf., dass Johann XXII. die Clementinen 
„nach vorgenommener Revision“ publiziert habe? Gerade das Gegen- 
teil lässt sich aus den Handschriften nachweisen. Er hat nicht ein 
Wort geändert. E. Fr. 

1l. Prümmer*, OÖ. Pr., Manuale Juris ecelesiastici. In usum 
clericorum, praesertim illorum, qui ad ordines religiosos pertinent. T 1 
de personis et rebus ecclesiasticis in genere. (Friburgi, Herder 09). 
T. 2 ius regularium speciale (ib. 07). M. 6,40, geb. 7,30. — 4,40, geb. 
5,20. | 

Wir Evangelischen haben bisher mit einem gewissen Neide auf 
die Ausbildung der katholischen Kleriker gesehen. Während die ev. 
Theologen von ihrem Kirchenrecht nur etwas in den Vorlesungen über 
praktische Theologie überliefert erhalten und den für sie nicht obli- 
gaten kirchenrechtlichen Vorlesungen mit einer Energie fern bleiben, 
die einer besseren Sache würdig wäre, wussten wir, dass in den katho- 
lisch-theologischen Fakultäten Kirchenrecht in grösserem Umfange ge- 
lesen und auch gehört wurde, als es in den juristischen gelehrt wurde. 
Ja während an den letzteren die eigentlichen Kirchenrechtslehrer immer- 
mehr aussterben und die Disziplin zu einer Nebendisziplin des Ver- 
waltungsrechts herabsinkt, wirken an den katholischen theologischen 
Fakultäten noch eigentliche Kanonisten. Wenn wir aber annahmern, 
dass es bei den katholischen Seminarien ebenso stünde, so werden wir 
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durch das vorliegende Buch eines Besseren belehrt. Auch dort ist das 
kanonische Recht wieder zum Bestandteile der praktischen Theologie 
geworden. Die Kirchenrechtswissenschaft ist wieder auf das Niveau 
gesunken, von welchem sie einst Gratian zu befreien unternommen 
hatte. Die Lehre von der Ordination, das kirchliche Strafrecht, das 
Eherecht werden in der praktischen Theologie behandelt, und nur die 
spärlichen Materien, die dort nicht untergebracht werden können, im 
Kirchenrecht. So, erklärt uns der Verf., werde selbst an der katholi- 
schen Universität zu Washington verfahren. Freilich, wenn wir an 
der Hand des vorliegenden Buches sehen, wie das kanonische Recht 
behandelt wird, werden wir höchstens das Bedauern empfinden, dass 
nicht auch der beau reste der Theologie überlassen werde. Das Buch 
ist dafür charakteristisch. Von juristischem Geiste ist nichts in ihm 
zu verspüren. Für die Jurisprudenz des Verf. ist bezeichnend, dass 
er z. B. Eigentum und dingliches Recht identifiziert. Die dingliche Klage 
wird auch rei vindicatio genannt; die geschichtliche Entwickelung der 
einzelnen Institute fällt ganz aus und wo sie gegeben wird, wäre sie 
besser unterblieben. So wenn die Stiftung des Mönchtums auf Chri- 
stus und die Kirche zurückgeführt wird, wenn er die mehr als naive Be- 
hauptung aufstellt, die römischen Kaiser hätten die ökumenischen Kon- 
zilien im Auftrage der römischen Bischöfe berufen. Literatur wird 
nur ausnahmsweise angeführt und die im Anhange zum I. Band an- 
geführte noch dazu lückenhafte Liste von Kanonisten und ihrer Werke 
kann dafür nicht entschädigen. Staatliche Gesetze werden einfach 
ignoriert, denn der Staat hat keine Befugnis kirchliche Normen zu er- 
lassen. 

Die Darstellung befolgt eine vollkommen scholastische Methode. 
Der in Kapitel und Artikel gegliederte Stoff zerfällt in einzelne Fragen, 
Quaestiones, — in Bd. I sind es 191, in Bd. II 250 — auf die dann 
mehr oder weniger lange Antworten gegeben werden. Thomas v. 
Aquino ist auch eine juristische Autorität. Ob das Buch für die 
praktischen Zwecke, die es ja allein verfolgen will gute Dienste zu 
leisten vermag, kann ich nicht beurteilen. Für die wissenschaftliche 
Erziehung leistet es nichts, ebenso wenig wie es die Aufgabe eines 
Lehrbuchs erfüllt, den gegenwärtigen Stand der Wissenschaft zur Dar- 
stellung zu bringen. Dagegen ist es nicht ohne Bedeutung für den- 
jenigen, welcher den Geist der klerikalen Erziehung kennen lernen 
will. E. Fr. 

12. Emil Friedberg*, Lehrbuch des kath. u. ev. Kirchen- 
rechts (Leipzig, Bernh. Tauchnitz 09®). 
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(Selbstanzeige.) Die Grundanlage des Buches ist die alte geblieben. 
Zwei prinzipielle Aenderungen konnten überhaupt nur in Frage kommen. 
Beiden gegenüber habe ich mich ablehnend verhalten. Die eine Frage 
war, ob die Geschichte der Rechtsinstitute von ihrer dogmatischen 
Darstellung zu trennen sei, wie das schon vor Jahren Zorn und neuer- 
dings Stutz versucht haben. Dieser Sonderungsprozess schien mir noch 
nicht ratsam zu sein. Das heutige kirchliche Recht beruht nicht auf 
einer modernen Kodifikation. Es sind im wesentlichen alte Rechts- 
normen, die des Üorpus iuris canonici, des Tridentinum, einzelner 
päpstlicher Gesetze, meistens der Vergangenheit, seltener der neueren 
Zeit, durch die es gestaltet und entwickelt worden ist. Hier einen 
Schnitt vollziehen und die noch jetzt geltenden von den ausser Gel- 
tung getretenen trennen, heisst nichts anderes als die geschichtliche 
Entwickelung so zu zerschneiden, dass die beiden Hälften nur einen 
trümmerhaften Charakter tragen können. Selbst für die Disziplin des 
deutschen Privatrechts hat sich die Trennung von Geschichte und Dog- 
matik erst als möglich erwiesen, nachdem die Kodifikation des BGB. 
in Geltung getreten ist, und auch für die Darstellung der vom BGB. 
ausgeschiedenen Materien können wir noch immer nicht der Verbin- 
dung der historischen und dogmatischen Erörterung entraten. So wird 
denn die Frage für das Kirchenrecht auch erst nach Vollendung der 
im Werke befindlichen kirchlichen Kodifikation gelöst werden können. 
Der andere Punkt ist, ob die Darstellung des katholischen vom evan- 
gelischen Kirchenrecht zu trennen sei, wie das schon im Plane von 
Hinschius gelegen hatte. Auch hier bin ich beim alten System stehen 
geblieben. Das ev. Kirchenrecht ist nicht nur aus der Wurzel des 
katholischen entsprungen, sondern beruht zum Teil — ich erinnere 
nur an das Patronatrecht — geradezu auf den katholischen Rechtsnormen. 
Und wenn es auch prinzipiell richtig wäre, der Eigenart des ev. Kir- 
chenrechts auch den äusserlichen Ausdruck zu verleihen, dass man es ab- 
gesondert darstellt, so ist es doch immer noch eine offene Frage, ob 
auch ein pädagogischen Zwecken dienendes Buch dies Experiment wagen 
dürfe. Nach einer vierundvierzigjährigen Lehrpraxis habe ich sie 
noch immer verneinen zu sollen gemeint. 

Im übrigen sind seit Erscheinen der vorigen Auflage so viel Neue- 
rungen eingetreten, dass der Stoff für die Umarbeitung ein nur zu 
reichlicher gewesen ist. Schon bisher hatten die ev. Kirchenrechts- 
lehrer darunter zu leiden, dass die Quelle der Gesetzgebung ununter- 
brochen floss und ihre Ergebnisse stetig berücksichtigt werden mussten. 
Dies gilt vor allen Dingen für die einzelnen ev. Landeskirchen. Schon 
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um den Synoden den für ihre Betätigung notwendigen Stoff zu ge- 
währen, müssen ihnen immer neue Vorlagen unterbreitet werden, und 
es ist geradezu eine eigene Aufgabe, diese immer neuen Gesetzgebungs- 
produkte auch nur zu verfolgen und zu registrieren, geschweige denn 
ihren in den Grundzügen meist gleichen, im Detail überaus verschie- 
denen Inhalt, so weit das in dem Rahmen eines Lehrbuches geschehen 
kann, zu verarbeiten. Dazu kommt aber noch die in steter Fortent- 
wickelung begriffene staatliche Gesetzgebung, welche der ev. Kirchen- 
rechtslehrernicht ignorieren darf, wie das viele katholische aus prinzipiellen 
Gründen tun. Ich erinnere nur an die grosse Umwälzung, die in Frank- 
reich durch das Trennungsgesetz eingetreten ist. Dadurch ist die Auf- 
merksamkeit auch auf Mexico, Brasilien, Ecuador gelenkt und neues 
Licht auf die Verhältnisse der Vereinigten Staaten von Nordamerika 
geworfen worden. In der Schweiz ist das neue BGB. publiziert und 
dadurch das Eherecht umgestaltet worden. Die Präjudizien der Ge- 
richte entscheiden immer aufs neue kontroverse Fragen und verlangen 
Berücksichtigung. Dazu kommt aber noch, dass eine bis dahin träge 
Masse in Bewegung geraten ist. Der Papst hat das katholische Kir- 
chenrecht fortzubilden und umzugestalten unternommen. Die päpst- 
liche Kurie ist neu organisiert, das Eheschliessungsrecht umgestaltet 
worden, um von kleineren gesetzgeberischen Akten ganz zu schweigen. 
Endlich aber die Literatur; die des Kirchenrechts ist international und 
darum doppelt schwer zu verfolgen. 

Ich habe es immer für zweckmässig erachtet, nicht nur dem Ju- 
risten, sondern hier auch dem Theologen und Historiker eine Ueber- 
sicht zu gewähren, welche er ausser annähernd in dem Lehrbuche von 
Sägmüller jetzt nirgends zu finden in der Lage ist, und damit war es 
auch gegeben, Stellung zu nehmen zu den Resultaten, zu denen die 
neuere Forschung gelangt ist. 

Dabei durfte aber trotzdem der alte Rahmen des Buches nicht 
gesprengt werden, wenn es auch um drei Druckbogen — bei unverän- 
dertem Preise — gewachsen ist. Das Bestreben des Verf. ist immer 
gewesen, dass sein Buch dem Benutzer den gegenwärtigen Stand der 
Wissenschaft vergegenwärtigen solle. Er hofft und wünscht dies Ziel 
auch in der gegenwärtigen Auflage erreicht zu haben. E. Fr. 

13. Galante*, Elementi di Diritto Ecclesiastico. Milano 09 (So- 
cieta Editrice Libraria. Via Kramer 4. A.) 09. 

Das Buch ist schon einmal unter dem Titel Diritto ecclesiastico 
in der Enciclopedia giuridica italiana erschienen. Es ist eine tüchtige 
Arbeit, welche kurz und präzis, den deutschen Lehrbüchern des Kirchen- 
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rechts entspricht. Der Verf. ist mit seinem Stoffe wohl vertraut und steht 
ganz auf dem Boden der deutschen Forschung. Er stellt nach einer ge- 
schichtlichen Einleitung das geltende Recht der katholischen Kirche dar, 
ohne dessen Modifikation durch das staatliche Recht zu berücksichtigen. 
Dies wird vielmehr in einem eigenen Abschnitte behandelt, der für Italien 
eingehend, für Oesterreich-Ungarn ausreichend, für die übrigen euro- 
päischen Staaten und auch Deutschland nur allgemein gehalten ist. 
Das Buch zeichnet sich durch reiche Literaturnachweisungen aus und 
ist darum auch deutschen Benutzern nützlich, ebenso dadurch, dass 
sie sich aus ihm bequem über den italienischen Rechtsstand unter- 
richten können. Die deutsche Literatur ist eingehend berücksichtigt, 
doch ist bezüglich der Autornamen hier der Druck zuweilen inkorrekt. 
Mein Lehrbuch in V. Aufl. ist benutzt und zitiert, doch wird es auf- 
fallender Weise bei Anführung der Lehrbuchliteratur übergangen. E. Fr. 

14. Donoso, Institnciones de derecho canönico. 3 ed. Üorre- 
gida y completada con las mäs recientes disposiciones canönicas por 
Canon. Freib. 09. 

15. Preussisches Pfarrarchiv. Zeitschr. f. Rechtssprechung 
u. Verwaltung auf d. Gebiete d. ev. Landeskirchen. Sammlung der 
ergehend. Gesetze u. Ausführungsbestimmungen der gerichtl. u. verwal- 
tungsrechtl. Entscheidungen, der Erlasse der staatl. u. kirchl. Zentral- 
behörden, sowie der wichtigsten Verfügungen d. königlichen Konsistor. 
hrsg. von v. Rohrscheidt. Berl. 09. 

16. Die Acta pontifieii instituti biblici erscheinen seit 2./7. 09 in 
Verbindung mit dem Commentar. 


IH. Sammlungen von Kirchengesetzen. Kirchengesetze 
mit Kommentaren. 


7. Knecht*, D. neuen eherechtl. Dekrete. Ne temere v. 9./8. 
07 u. „Provida* v. 18./1. 09 nebst den Entscheid. der 8. C.C. v. 1./2., 
23./3. u. 27./7. 09 dargestellt u. kanonistisch erläutert. Köln 09. 
Bachem (Görresgesellsch. Sekt. f. Rechts- u. Sozialwissensch. H. 2). 
Neue Ausg. 

Die neue Ausgabe des brauchbaren Büchleins unterscheidet sich 
von der früheren durch die Berücksichtigung der authentischen Dekla- 
rationen der Congr. Concilii. Freilich enthält das neueste Heft des 
Commentarius schon wieder eine. Dass darin kein gutes Zeugnis für die 
Gesetzgebungskunst der Kurie liegt, kann nicht verschwiegen werden. 
Uebrigens irrt der Verf., wenn er meint, dass nach konstitutionellem 
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Staatsrecht die höchsten Gerichtshöfe authentisch deklarieren. Das 
kann nur der Gesetzgeber und die Kongregationen lediglich deswegen, 
weil bei ihnen gesetzgeberische, richterliche und Verwaltungs-Funktionen 
zusammentrafen. E. Fr. 

8. Di Pauli, Kommentar zum Dekrete „Ne temere“ (8. C.C. 
d. 2./8. 07) m. bes. Berücksichtig. d. österreich. Ehegesetzgebung. 
Graz. 09. 

9. Cussau, Comment. du reglement donn& aux Se&minaires ita- 
liens. Quest. eccles. 09 avril. 


IV. Quellen des Kirchenrechts. 


30. Harnack, D. angebl. Synode v. Antiochia i. J. 324/5. 2. A. 
Berl. 09. (Aus Sitzgsber. d. Berl. Akad. d. Wissensch.) 

3l. Babut, L’authencit& des canons de Sardique. Transact. for 
the III internat. congress for the hist. of religions (Oxf. 08) 2, 345. 

32. Nau, La version syriaque de l’Octateuque de Clement. Le 
Can. cont. 32, 203. 

33. Boucharlat, La patrie des Fausses Decretales (für Le 
Mans). Universite cathol. 09, FEvrier. 

34. De Ghellineck, Les „Sententiae* de Gandulphe de Bo- 
logne et les „Libre Sentenziarum® de Pierre Lombard. R. Neo-Sco- 
lastique 1909 aoüt. 

35. Göller, D. Publikat. d. Extrav. „Cum inter nonnullos“ Jo- 
hanns XXIL Röm. Qu.-Schr. 08. 22, 143. 

36. Loserth, D. ältesten Streitschriften Wiclifs. Stud. üb. d. 
Anfänge d. kirchenpolit. Tätigkeit Wiclifs u. d. Ueberlieferg. seiner 
Schriften. (Sitz.-Ber. d. Wiener Akad. 160, 2). 

37. Herm. Meyer*, Lupold von Bebenburg, Studien zu seinen 
Schriften. Ein Beitr. z. Gesch. d. staatsrechtl. u. kirchenpolit. Ideen 
u. der Publizistik im XIV. Jahrh. Freib., Herder 09. (Stud. u. Dar- 
stellungen d. Görres-Gesellsch. VII, 1. 2.) M. 4,20, geb. 5,60. 

Als ich vor bald 50 Jahren meine Dissertation de finium regun- 
dorum iudicio veröffentlichte, lag über der mittelalterlichen staatskir- 
chenrechtlichen Literatur ein tiefes Dunkel. Nur ein damaliger Pri- 
vatdozent, der Appellationsgerichtsrat Förster — später berühmter ju- 
ristischer Schriftsteller — hatte über sie eine noch immer brauchbare Ab- 
handlung verfasst, der bayerische Kaplan Schreiber eine von vorne herein 
unbrauchbare. Selbst ein so bedeutender Mann wie Marsilius von Pa- 
dua war vergessen, obgleich doch noch Thomasius bedeutsam auf ihn 
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hingewiesen und auf dessen Ideen sein Territorialsystem mit be- 
gründet hatte. Die Lehrbücher des Staatsrechts kannten aus der 
gesamten staatsrechtlichen Literatur des Mittelalters nur den unbe- 
deutenden Petrus de Andlau. Ich habe dann die Materie noch einmal 
in einer Abhandlung, abgedruckt in der Zeitschrift für Kirchenrecht, 
behandelt. Seit der Zeit ist aber nicht nur eine umfangreiche deutsche, 
italienische, französische Literatur entstanden (vgl. mein Lehrb. d. KR. 
6. Aufl. S. 370 ff.), sondern man hat auch begonnen, die Werke der 
mittelalterlichen Schriftsteller kritisch herauszugeben, womit die Monu- 
menta Grermaniae mustergültig vorangegangen sind. 

Der gedachten Literatur schliesst sich das vorliegende tüchtige 
Werk würdig an. Freilich laboriert es daran, dass zu viel Arbeiter 
gleichzeitig ihre Tätigkeit dem Lupold zugewendet haben. Darum sieht 
es von jeder biographischen Darstellung vollkommen ab, obgleich doch 
dem Leser ein kurzer biographischer Abriss sicher willkommen ge- 
wesen wäre. Darum sind die ersten 127 Seiten des Buches textkriti- 
schen Untersuchungen gewidmet, welche Vorarbeiten einer Ausgabe 
bilden müssten, und welche der Leser, wie dankenswert und mühselig 
sie sind — sie beruhen auch auf reichen handschriftlichen Material — 
wahrscheinlich höchstens überfliegen wird. Die eigentliche Darstellung 
beginnt erst S. 128 mit einer kurzen Analyse der einschlagenden 
Schriften Lupolds, deren Inhalt dann im folgenden systematisch ge- 
gliedert beleuchtet wird, nicht ohne vergleichende Heranziehung Dantes, 
der Franzosen, Occams, des Marsilius. Lupold ist kein Episkopalist 
gewesen und kein Reformer, wohl aber ein warmer deutscher Patriot 
und ein geschulter Jurist. Eine Anzahl staatsrechtlicher Grundsätze 
stellt er zum ersten Male auf und seine Ideen klingen in der goldenen 
Bulle wieder. Er war kein genialer Sturmgeist wie Marsilius und 
verfolgte wesentlich irenische Tendenzen. Aber er besass doch den 
Mut, den päpstlichen Prätentionen bezüglich der Königswahl energisch 
entgegen zu treten. Dein Verf. gebührt Dank und Anerkennung, dass 
er das Bild eines deutschen Mannes und Patrioten der Vergessenheit 


entrissen hat. Seine schöne Studie sei allen Interessenten — und da- 
zu gehören auch die deutschen Publizisten — wärmstens empfohlen. 
E. Fr. 


V. Geschichte der katholischen Kirchenverfassung. 


62. Otto, Priester u. Tempel im hellenist. Aegypten. 2 (Leipz. 08) 
S. 256, 4 über Tonsur. 


63. Sohm, Wesen u. Ursprung des Katholizismus. Abh. d. ph.- 
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hist. Kl. d. Sächs. Ges. d. Wissensch. Bd. 27, S. 335. 

64. Schmiedel, War der Apostel Petrus in Rom? Protest. 
Monatshefte 13. H. 2. 

'65. Yves de la Briere, La primaute de S. Pirre dans le 
Nouv. Testam. etc. Etudes 09, 585. 

66. Lejay, Origines de l’Egl. d’Afrique et l’egl. Romaine, in 
Melanges G. Kurth II. (08). 

67. Soden, Der Streit zwischen Rom u. Karthago über die 
Ketzertaufe. Rom 09 (aus Quell. u. Forsch. a. ital. Arch.). 

68. Pernice, Roma, Bizanzio nello loro relazioni religioso-poli- . 
tiche d’all origine dello scisma alla caduta di Constantinopoli. Arch. 
stor. ital. 1908. 

69. Amelli, S. Leone M. e. il primato del rom. pontefice in 
Oriente. Monte Cassino 08. 

70. Jaeger, D. Kirchenrechtssystem Pseudoisidors. Würzb. 08. D. 

71. Bourdon, L’abrogation de la pragmatique et les rögles de 
la chancellerie de Pie II. Melang. d’archeol. 08, 207. 

72. Samarin, Origine des Nonciatures. R. hist. et diplom. 09, 64. 

73. Herrmann, Mainzer Palliums-Gesandtschaften u. ihre Rech- 
nungen. A. f. hess. G. 3. Erg. Bd. 

74. Dengel, Berichte v. Bischöfen über d. Stand ihrer Diözes. 
(Relationes status ecclesiar). Beitr. z. KGesch. Oesterreichs i. XVI. u. 
xVIH. Jahrh. a. d. Arch. d. Konzils in Rom. Forsch. z. Gesch. 
Tirols. T. 3. 

75. Weber, A history of simony in the christ. church. From 
the beginning to the death of Charlemagne (814). These Baltimore 09. 

76. Thoison, Essai sur l’administrat. temporelle des paroisses 
en Gatinais avant 1792 Fontainebleau 08. 

77. Richard, L’election des &v&ques d’Ypres et de Tournai aux 
Etats generaux. Annal. de l’Est et du Nord 4, 161. 

78. Weigel, D. Wahlkapitulationen d. Bamberger Bischöfe 
1328—1693. E. hist. Untersuchg. Bamb. 09. 

79. Monod, Quest. des investitures & l’entrevue de Chalons (1107). 
R. hist. 101, 1. | 

80. Leuze*, D, Augsburger Domkapitel im Mittelalter (Augsb. 
09. Tüb. Diss. 

Wer die aus den historischen Seminaren hervorgegangenen Disser- 
tationen betrachtet, kann einen gewissen epidemischen Charakter nicht 
"verkennen. Vor einigen Jahren war es die Frage der Bischofswahlen, 
welche in zahlreichen Arbeiten behandelt wurde. Jetzt sind es die 
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Domkapitel, und da wir solche in grosser Zahl in Deutschland besessen 
haben, so ist noch für lange Zeit ergiebiger Stoff vorhanden. Wir 
freuen uns dessen, denn eher kann eine Geschichte des deutschen 
Kirchenrechts nicht geschrieben werden, bis sie durch Spezialunter- 
suchungen vorbereitet ist. — Die vorliegende Arbeit ist fleissig und 
beruht auch auf ungedruckten Quellen. Aber eines springt doch in die 
Augen. Unsere deutschen historischen Seminare wirken nicht auf eine 
kirchenrechtliche Schulung ihrer Schüler. Darum bieten ihre Produkte 
dem Kanonisten mehr Materialien als eine kirchenrechtliche Verarbei- 
tung des Stoffes. Aber einstweilen akzeptieren wir auch die ersteren 
freudig und darum auch diese Erstlingsarbeit des strebsamen Verf. 
E. Fr. 

81. Ober, Die Entstehung d. bischöfl. Hofrichteramtes in Strass- 
burg. Strassb. Diözesanbl. 09, 314. 339. 427. 

82. Ober, Ueber die Einteilung d. Diözese Strassburg im Mittel- 
alter. Strassburger Diözesanbl. 09, 152. 

83. Henggeler, D. Wiedereinführung des kanon. Rechts in 
Luzern z. Zeit d. Gegenreformation. (Das Kommissariat Luzern v. 
1605—1708. Aus R. u. Gesch. d. kath. K. in d. Innenschweiz H. 1). 
Luzern 09. 

84. Gillmann, D. Siebenzahl der Sakramente bei den Glossa- 
toren des gratianischen Dekrets. Mainz 09. (Erweiterter S.Dr. aus d. 
Katholik 09H. 9). Weist nach, dass die meisten der ältesten Glossatoren 
die Siebenzahl der Hauptsakramente lehren. 

85. De Ghellineck, La reviviscence des peches pardonn&s. 
Tournai 09. (Extr. d. 1. Nouv. Rev. theolog). 

86. Schmoll, D. Busslehre der Frühscholastik. E. dogmengesch. 
Untersuchg. (Münch. 09, Veröfl. a. d. histor. Seminar München 
3. Reihe no. 5). | 

87. Paulus, D. Anfänge des Ablasses. 2. f. kath. Theol. 33, 281. 

88. Baier, d. Subsid. caritativum für B. Hugo v. Konstanz i. 
J. 1500. Z. f. d. G. d. Oberrh. 09, 86. 

89. Van Sasse van Ysselt, Letsover het Brabantsch tiendrecht. 
Taxandria 09, 3. 

90. Viard, Hist. de la dime ecclesiastique principalement en 
France jusquau decret de Gratien (Dijon 09. These). 

Eine vortreffliche Doktordissertation, die auf gründlichem Quellen- 
studium beruht, in eleganter Darstellung. Die Wurzeln des Zehntwesens 
im alten Testament werden offengelegt und die Stellung der Väter zu 
ihnen genau erörtert. Dagegen finden die römischen weltlichen Zehnten 
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keine Erwähnung, ebenso wenig wie die auf diesen beruhende Theorie 
Birnbaums, die freilich schon durch Savigny erschüttert worden ist. 
Obgleich der Verf. sich der neuerdings aufgestellten Theorie von Stutz 
nicht völlig anschliesst, scheint er doch auf dem Boden der sogen. 
Eigenkirchentheorie zu stehen. Aus ihr erklärt er, dass die Herrn der 
Kirchen sich auch der diesen zustehenden Zehnten bemächtigt haben. 
Dabei scheint mir allerdings der Verf. sich nicht ganz von Widersprüchen 
frei gehalten zu haben. Die Zehnten gebührten der Pfarrkirche, so 
deduziert er. Aber waren denn diese Eigenkirchen ? und doch haben 
sich die weltlichen Grossen auch der diesen zu zahlenden Zehnten be- 
mächtigt. Und gerade die Eigenkirchen waren doch keine Pfarrkirchen. 
Wie konnten jenen also Zehnten zustehen und Objekt der Be- 
raubung werden? Hier würden spätere Untersuchungen u. E. noch 
tiefer graben müssen. Besonders interessant ist die Darstellung, wie 
die Klöster Zehnten erworben haben. Wir empfehlen die schöne Unter- 
suchung der Beachtung der deutschen Fachgenossen. 
E. Fr. 

91. Pöschl*, Bischofsgut u. Mensa episcopalis. Ein Beitr. z. 
Gesch. d. kirchl. Vermögensrechtes. T.2. Die Güterteilungen zwischen 
Prälaten u. Kapiteln in karolingischer Zeit. Bonn 09. Hanstein. Mk. 10. 

Der Verf. setzt seine verdienstlichen Untersuchungen fort, ohne 
sie auch in diesem Teile zu Ende zu führen. Er gliedert sie in drei 
Abschnitte. Zunächst werden die Reichsabteien behandelt, die eigentlich 
nicht in den Bereich des Themas gehören. deren Verhältnisse aber 
eine so genaue Analogie zu denjenigen der Hochstifte darbieten, dass 
die für jene gewonnenen Ergebnisse die Lücken, welche die Quellen für 
diese darbieten, auszufüllen im Stande sind. Der zweite Abschnitt er- 
örtert die Hochstifter selbst, der dritte die bischöflichen Klöster und 
Kollegiatstifter. Die auf ungeheurem Quellenstudium beruhende Unter- 
suchung schreitet zielbewusst vorwärts, und wir müssen es dem Verf. 
auch bei diesem Bande, vielleicht noch mehr als beim ersten, nach- 
rühmen, dass er nicht zu den Geschichtsbaumeistern gehört, zu den- 
jenigen, welche aus den Quellen künstliche Konstruktionen aufführen, 
die eine Zeit lang durch ihre geraden Linien zu imponieren vermögen, 
auf die Dauer aber nicht Stand zu halten im Stande sind. Die Be- 
sonnenheit der Untersuchung ist für einen so jungen Forscher bewun- 
dernswert. Der Leser des Buches empfängt nirgends den Eindruck, 
dass er das Werk eines Anfängers vor sich habe. Nach vielen Rich- 
tungen hin werden die Ergebnisse unserer bisherigen Wissenschaft 
korrigiert. Nahmen wir bisher an, dass die Ausscheidung eines Kapitels 
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aus dem Diözesanvermögen als ein Symptom des kirchlichen Verfalles 
und namentlich eines Auseinanderfallens der vita communis anzusehen 
sei, so erfahren wir jetzt, dass das Umgekehrte der Fall gewesen ist. 
($erade die vita communis bringt eime Abschichtung von Vermögen 
für die Kanoniker mit sich. Sie ist eine Reaktion gegen die Verwelt- 
lichung des Kirchengutes.. Der EB. Günther von Köln wird seiner 
Rolle, als Paradigma in den Lehrbüchern zu figuren, dauernd entsetzt. 
Auch der Nachweis ist bemerkenswert, dass trotz der Ausscheidnng des 
dem Kapitel überlassenen Vermögens aus dem Diözesanvermögen, doch 
der rechtliche Zusammenhang mit diesem nicht zerrissen wird. Doch 
will es uns scheinen, dass hier nicht mit dem jener Zeit ganz unbe- 
kannten Begriffe der juristischen Persönlichkeit operiert werden sollte. 
Der Verf. hat, wie das Titelblatt zeigt, inzwischen die akademische 
Laufbahn eingeschlagen. Er hat sich für diese, wie wenige qualifiziert 
gezeigt. Möchte er in nicht allzulanger Frist sein schönes Buch zu 
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68. Rothenbücher, D. Trennung v. Staat u. Kirche als 
kirchenpolitisches Problem. 7. f. Politik 09. 2, 572. 

69. Heeswijk, De cerste Christenen en de Krijgsdienst. Ge- 
schiedk. Bl. 1, 38. 

70. Meine, Gregors VII. Auffassung vom Fürstenamte i. Verh. 
z. d. Fürsten seiner Zeit. (Greifsw. 08, Diss. 

71. Peters, Charakteristik d. neueren Kirchenpolitik Friedr. 
Barbarossas. Hamb. 09. Progr. 

72. Capasso, La signoria viscontea e la lotto politico religiosa 
con il papato nella prima metä del sec. XIV. Contributo alle relazioni 
dalla Chiesa e i Visconti nella prima metä del sec. XIV. Boll. d. Soc. 
Parese 8, 408. 

73. Sommerfeld, Z. G@. d. Verh. zw. Staat u. K. i. d. Mk. 
Brandenb. währ. d. Mittelalt. u. d. Ref.-Zeit. Delbrück, Festschrift 163. 

74. Theremin, Beitrag zur öffentlichen Meinung üb. Kirche u. 
Staat in der städtischen Geschichtsschreibung Deutschlands von 1349 
—1415. Berlin 09. 

75. Martin*, L’Assemblee de Vincennes de 1329 et ses conse- 
quences. Et. sur les conflits contre la jurisdiction laique et la jurisdic- 
tion ecclesiastique au XIV siecle. Paris, Alph. Picard et fils 09 fr. 10. 

Ich habe das gelehrte, auf ernstem Quellenstudium beruhende 
Buch mit grossem Interesse gelesen. Die Versammlung von Vincennes, 
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wo vor dem Könige ein Repräsentant der weltlichen mit einem der 
kirchlichen Gewalt über die geistliche Gerichtsbarkeit disputiert haben, 
ist schon oft in der Literatur berücksichtigt worden. Aber noch 
niemand hat sie zum Gegenstand des Spezialstudiums gemacht und 
doch verdient sie das in hohem Masse. Zunächst ist der weltliche 
Wortführer Pierre de Cuignieres eine interessante Persönlichkeit. Stellt 
er doch den ganz modern anmutenden Grundsatz auf, dass die Hoheits- 
rechte des Königs unveräusserliche seien und weder durch Gewohnheit 
noch selbst durch Privilegien des Königs verkürzt werden können. 
Freilich bestreitet er der Kirche nicht prinzipiell die Gerichtsbarkeit; 
aber er trägt die zahlreichen Missbräuche vor und weist dieWege, die 
zur Einengung führen mussten. Dass diese zunächst nicht begangen 
wurden, lag an den politischen Verhältnissen, aber wenn am Ende noch 
desselben Jahrhunderts die Parlamente das Ziel erreicht haben, welches 
Cuignieres vorgeschwebt hat, so kann man doch wohl annehmen, dass der 
geistige Einfluss jenes mutigen Vorkämpfers der staatlichen Rechte 
dabei mitbestimmend gewesen ist. Der Verf. schickt eine Skizze der 
Entwickelung der kirchlichen Gerichtsbarkeit voraus. Diese hat uns 
am wenigsten gefallen. Sie würde klarer ausgefallen sein, wenn der 
Verf. mehr systematisch seinen Stoff gegliedert, wenn er Zivil- und 
Strafjurisdiktion geschieden und nicht bei Darstellung der Gerichts- 
barkeit ratione materiae beide zusammengeworfen hätte. Auch vermisse 
ich gerade hier eine eingehende Benützung der deutschen Literatur. 
Dann stellt der Verf. die Konferenz des Jahres 1329 dar und endlich 
die Jurisdiktionsverhältnisse bis zu Ende des Jahrhunderts. Dieser 
letzte Teil ist der wichtigste des Buches, Denn es sind die bisher un- 
gedruckten, ja unbekannten Parlamentsakten, die der Verf. mit un- 
säglicher Mühe durchgearbeitet hat, und die ihm die Möglichkeit einer 
Darstellung geben, wie sie die französische Wissenschaft bisher nicht 
aufweisen konnte, die aber freilich auch noch durch eine mehr syste- 
matische Gruppierung des Stoffes gewonnen haben würde. Das Buch 
schliesst sich würdig an das bekannte von Fournier an. Wir Deutschen 
haben dieser Arbeit, soweit sie sich auf Frankreich bezieht, nichts an 
die Seite zu stellen, denn seit Dove und mir hat kein deutscher Ge- 
lehrter die französischen Verhältnisse bearbeitet. Und auch für die 
analogen deutschen weist unsere Literatur seit meiner i. J. 1361 er- 
schienenen Dissertation kein Buch auf, welches näher auf die Frage 
eingegangen wäre. Nicht einmal das seitdem erschienene gedruckte 
Material ist verwertet worden, geschweige denn dass der Versuch 
gemacht worden wäre — ich sehe ab von Redlichs auf das XV. ‚Jahrh. 
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bezügliche Buch — ungedruckte Quellen zu verarbeiten. Bei Martins 
Buch empfindet man so recht den Vorzug der französischen vor der 
deutschen Entwicklung. Dort ein nationales erstarktes Königtum — 
hier eine schwächliche auf kirchliche Unterstützung politisch angewiesene 
königliche Gewalt, welche eine Staatsgewalt auszubilden unfähig war. 
Erst in den Städten und dann in deu Territorien ist diese zur Ent- 
wicklung gekommen und hat dann den Kampf mit der Kirche und 
deren Gerichtsbarkeit aufgenommen. Aber zeitlich doch viel später als 
in Frankreich und nicht getragen von einer Jurisprudenz, wie sie 
seitens der Parlamente gehandhabt wurde. Die Wurzeln des appel 
comme d’abus und des (Grallikanismus sind im XIII. Jahrh. in Frank- 
reich schon deutlich zu erkennen, wenn sie auch erst in der pragmati- 
schen Sanktion von Bourges zur Entfaltung gekommen sind. Wir 
möchten das wichtige Buch den deutschen Forschern dringend empfehlen. 
E. Fr. 

76. Haller, D. pragmat. Sanktion v. Bourges. Hist. Z. 103, 1. 

77. Reechenmacher, D. Episkopalism. d. XVII. Jahrh. in 
Deutschl. u. seine Lehren üb. d. Verh. zu Kirche u. Staat. Würzb. 08. D. 

78. Rothenbücher, Wandlungen in d. Verhältnisse v. Staat 
u. Kirche in d. neueren Zeit. Jahrb. d. öff. R. 3, 336. 

79. Neundörfer, D. ältere deutsche Liberalismus u. d. Forderung 
d. Trennung v. Staat. u. K. A. f. k. KR. 89, 270. 393. 

80. Goyau, Les origines du Culturkampf allem, R. d. deux 
Mondes 43, 375. 44, 276. 47, 191. 

81. Falk*, Die Rückwirkung einer Aufhebung des Jesuitenge- 
setzes auf die in den deutschen Einzelstaaten schon früher bestandenen 
Verbotsgesetze über den Orden der (zesellschaft Jesu (Breslau 09. 
Würzburger Dissertation\. 

Die Erörterung ist wesentlicher staatsrechtlicher Natur. Ich kann 
ihren Ergebnissen teilweise zustimmen, aber auch nur teilweise. Der 
Verf. behauptet, dass in dem Erlasse des Jesuitengesetzes eine Kompe- 
tenzerweiterung seitens des Reiches liege, also eine Verfassungsänderung. 
Dieser Satz ist das Fundament aller seiner Ausführungen und gerade 
dagegen möchte ich Widerspruch erheben. Ob das Gesetz im Bundes- 
rate die zu Verfassungsänderungen notwendige Majorität erhalten hat, 
ist nicht festgestellt. Aber selbst wenn es der Fall wäre, würde das 
u. E. nichts ausmachen. Ich halte die Tendenz des Reichsgesetzgebers 
für ausgeschlossen, dass er die Kompetenz des Reiches habe lediglich 
auf den Jesuitenorden ausdehnen wollen. Viel näher liegt die Annahme, 
dass er für den Jesuitenorden als einen Verein — und ein solcher ist 
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er ja — Spezialbestimmungen habe treffen wollen, also innerhalb der 
verfassungsmässigen Reichskompetenz. Dass Orden an und für sich 
dem Vereinsrecht nach Auffassung des Reichsrechts unterstehen, erhellt 
ja schon aus dem Reichsvereinsgesetz v. 19./4. 08, dessen & 24 aus- 
drücklich die Orden von den Vorschriften des Gesetzes ausnimmt, was 
unnötig, ja widersinnig gewesen wäre, wenn Orden überhaupt nicht als 
Vereine anzusehen wären. Aber auch aus der Zuständigkeit des 
Reiches betr. der Freizügigkeit liess sich dessen Zuständigkeit betr. 
des Jesuitengesetzes ableiten. Der Verf. folgert, dass durch das Jesuiten- 
gesetz eine Zuständigkeit des Einzelstaates bezüglich jenes Ordens 
ausgeschlossen werden soll. Das ist auf alle Fälle richtig, auch wenn 
man wie ich eine Erweiterung der Reichskompetenz durch Erlass jenes 
Gesetzes nicht annimmt. Weiter dass durch etwaige Aufhebung des 
8 2 des Jesuitengesetzes die früheren, durch dieses beseitigten Landes- 
gesetze nicht ipso iure wieder aufleben. Auch das halte ich für richtig. 
Endlich dass die Landesgesetzgebungen auch nach der Aufhebung des 
Reichsgezetzes keine Normen über den Jesuitenorden erlassen dürften, 
wenn nicht die Aufhebung unter den Modalitaten eines verfassungs- 
ändernden Reichsgesetzes erfolge. Das bestreite ich. Nach dem Verf. 
wäre im gedachten Falle der Jesuitenorden von allen übrigen Orden 
der am meisten begünstigte. Alle übrigen Orden kann jeder Staat aus- 
schliessen, nur nicht mehr den Jesuitenorden, weil sich einmal das 
Reich seiner bemächtigt gehabt hatte und weil die abgeänderte Reichs- 
verfassung ihn einmal zur Kompetenz des Reiches gezogen und nicht 
wieder aus ihr entlassen habe. Es ist die logische Konsequenz aus dem 
vom Verf. aufgestellten Obersatze. Aber gerade diesen bekämpfe ich 
und damit gelange ich auch zur Verwerfung der vom Verf. gezogenen 
Konsequenz. E. Fr. 

82. COrouzil, Historique de l’id6ee de separation des &gl. et de 
V’etat., Bullet. de litterat. eccl. 08, 143. 

83. De la Gorce, Hist. relig. de la R&volut. franc. 09. 

84. Fardis u. Prost: Die Trennung v. Staat u. K. in Frank- 
reich, Jahrb. d. öff. Rechts. 7, 178. 

85. Delaverne, Du culte et de son exercice publ. d’apres la 
loi du 9./12. 08. Par. 08. 

86. Blaise, Des fondations de messes envisagees specialement 
en face du regime actuel de separation des Egl. et de l!’Etat. Nancy 09. 

87. Becker, Relaciones diplom. entre Espana et la S. Sede en 
el siglo XIX. Madrid 08. | 

88. Pelaez, Il derecho espanol en sus relaciones con la Iglesia. 
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Madrid 09. 


VI. Verfassungs- und Verwaltungsrecht der katho- 
“ "lischen Kirche. 


34. Boudinhon, La nouv. legislat. sur l’election pontificale 
et le conclave. Le Can. cont. 32, 257. 

35. Fourneret, La reforme de la curie romaine. Le Can. cont. 
32, 193. 321. 

36. Bourret, La reorganisation des sacrees congregations, tribu- 
naux et offices administratifs de la curie romaine. Montpellier 09. 

37. Russo, La Curia Romana a datare del 13. nov. 08. Dirittc 
e psicologia. Palermo 09. 

38. Betten, Roman index of forbidden books. St. Louis 09. 

39. Schüller, D. Pfarrvikarie in d. Diözese Trier. A. f. k. 
KR. 89, 201. 

40. Berzl, Ursprung, Aufgabe u. Wesen d. christl. Synoden. 
Würzb. 08. D. 

41. Creagh, The promulgation of pontifical law. Oath. Univ. 
Bull. 09, 24. 

42. Drumon, D. Tochterkirche u. d. Tochtergemeinde n. bisher. 
bayer. KR. u. d. Entw. einer bayer. KGO. Würzb. 08, Diss. 

43. Krapp, D.relig. Erziehung unehel. Kinder nach bayer. Staats- 
kirchenrecht. A. f. k. KR. 89, 54. 225. 419. 

44. Alberti, De domicilio ecclesiastico acquirendo et amittendo, 
deque eius effectibus relate ad leges, sacramenta, poenas etc. (Rom. 08). 

45. Scaduto, Messe private. Frodi e rimedii 09. (Estr. d. La 
Corte d’appello X. fasc. 4.) 

46. Boudinhon, Biens d’egl. et peines canoniques. Le Can. 
cont. 32, 210. 398. 

47. Hollweck, Z. Pfründenbaulast in Bayern (gegen Griffel 
Baufallsschätzung an d. kath. Pfründengebäuden in Altbayern n. d. 
minister. Bek. v. 1./9. 07. A. f. k. KR. 98, 360. 


VII. Ordenswesen. 


16. Molitor, Religiosi iuris capita select. Regensb. 09. 

17. Micheletti, De regimine religiosor. nec non seminarior. 
iuxta mentem s. Gregorii M. s. Ignatii Loyol. et s. Car. Borromaei 
aliorumque s. patrum et eccles. doctor. 1.de regim. in genere. Rom 09. 

18. Lanstosts, Handbook of canon law for congregations of 
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women under simple vows. N.-York 09. 

19. Ferreres, Le confraternite e congregazioni ecclesiastiche 
secondo la disciplina vigente. Trattato economico sui Terz’Ordini secolari, 
tradotto dal p. Angelo Favana. 1% ediz. italiana sulla 2» originale spa- 
gnuola. Venezia 09. 

20. Callacy, Les origines le la vie monastique dans le Christia- 
nisme. Et. Francisc. 09, 280. 

21. G&ruer, Vie .d. st. Euthione le Grand (377—473). Les moines 
et l’Egl. en Palestine au Ve siecle. Par 09. 

22. Plenkers, Untersuch. z. Ueberlieferungsgesch. d. ältesten 
lat. Mönchsregeln. Quell. u. Unters. z. latein. Philologie d. M.Alters. 
I. (1906/7). 

23. Klee, D. Regula Monachor. Isidors v. Sevilla u. ihr Verhältn. 
zu den übrigen Mönchsregeln jener Zeit. Marb. 09. Progr. 

24. Koscheck, D. Klosterreform Ludwigs d. Fr. im Verhältn. 
z. Regel Benedikts v. Nursia. (Greifsw. 08, Diss.) 

25. Holzapfel, Handb. d. Gesch. d. Franziskanerord. Freib. 09. 

26. Bibl, Quo anno capitul. generale ord. FF. Minor. Patavii 
primum celebratum sit (1176). An. Franc. 09, 2, 4. 

27. Mortier, Hist. des maitres generaux de l’ordre des freres 
pröch. 4, 1400—86. Par. 08. 

28. Venturi, Storia della Compagnia di Gesü in Italia. Vol. I: 
La vita religiosa in Italia durante la prima etä dell’ ordine con ap- 
pendice di documenti inediti. Roma-Milano, Societä editrice Dante 
Alighieri (mit dem Bild Papst Pauls III.). 

29. Wenzel, Drei Frauenstifter d. Diöz. Lüttich nach ihrer 
ständisch. Zusammensetzung b. z. XV. Jahrh. Bonn 09. Diss. 

30. Loysel, Des aumönes dotales ou dots moniales avant 1789. 
Par. 09. 

3l. Golubovich, Acta et statuta generalia capituli III ordin. 
poenitent. D. Francisci Bononiae celebrati as. 1289. Annal. Franc. 
hist. 09. 2, 63. 

32. Oeuvres completes du vener. Jean Eudes T. 9: regles et 
constitution de la congregat. de Jesus et Marie. Vantes 09. 

33. Arens, D. sel. Julie Billiart, Stifterin d. Genossensch. uns, 
1. Frau u. ihr Werk. Freib. 08'. 

34. Michand, Vie d. ven. Louis-Marie Baudouin, fondateur des 
fils de Marie-Immaculee et des Ursulines de Jesus. Brux. 09°. 

35. Caillard, La vener. Anne Marie Javouhay, fondatrice de la 
congreg. de st. Joseph de Oluny. (1779—1851). Par. 09. 
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36. Meister, La confrerie de S. Jean-l’Evangeliste etablie en 
Vegl. St. Pierre de Beauvais (Oise), sa fondation, ses statuts, ses 
revenus aux XIII® et XIV® siecles. Par. 09. 


IX. Evangelisches Kirchenrecht. 


23. Sehling*, D. ev. Kirchenordnungen des XVI. Jahrhunderts. 
Bd. 3. Die Mark Brandenburg, die Markgrafentümer Ober-Lausitz u. 
Nieder-Lausitz, Schlesien. Leipzig, Reisland 09. 

Nachdem der II. Band des Werkes erschienen war, drohte der 
Fortgang ins Stocken zu geraten. Zwar war es allerseits von der Kritik 
aufs günstigste beurteilt, von den Fachkreisen aufs freudigste begrüsst 
worden. Aber gekauft wurde es darum doch nicht, und so entstanden 
natürlich Schwierigkeiten für die Fortsetzung. Dass diese jetzt behoben 
sind, erfahren wir durch die Vorrede zum III. Bande. Wenn für irgend 
ein Werk eine Förderung durch den Evangelischen Kirchenausschuss 
indiziert war, so war das bei dem vorliegenden der Fall. Und der ge- 
nannte Ausschuss hat einer darauf bezüglichen Anregung Folge gegeben. 
Vor allem hat aber die Munifizenz des deutschen Kaisers geholfen, 
der auf Anregung des preussischen Kultusministers — hier war der 
verstorbene Althoff die treibende Kraft — und des Reichskanzlers eine 
namhafte Summe für die Vollendung des Werkes zur Verfügung gestellt 
hat. Nicht nur der Verf., sondern die gesamte Wissenschaft hat dafür 
dankbar zu sein. 

Der jetzt vorliegende Band sollte ursprünglich auch das Herzog- 
tum Preussen, Polen und Pommern mitumfassen; aber der Stoff wuchs 
unter den Händen des Her. so an, dass es zweckmässig erschien, den 
Band auf die oben genannten Länder zu beschränken. Er enthält nicht 
weniger als 119 Ordnungen. Davon sind 41 bisher ungedruckt und 
unbekannt gewesen, weitere 4 sind nach alten, fast unzugänglichen 
Originaldrucken neu abgedruckt worden. In Richters Sammlung be- 
finden sich von den 119 dieses Bandes nur 4, während von einer 5. 
lediglich der Titel angegeben wird. Schon diese Zahlen lassen erkeıunen, 
welches immenses Material der Wissenschaft neu zugänglich gemacht 
wird, und nicht nur der des Kirchenrechts, sondern auch der Theologie, 
der Kirchengeschichte, der Liturgik, da Sehling auch die liturgischen 
Stücke, welche Richter ausgemerzt hatte, wiedergibt. Die Methode des 
Buches hat keine Aenderung erfahren. Es wird jetzt Sache der Wissen- 
schaft sein, dem Her. für seine mühsame und entsagungsreiche Arbeit 
den Dank dadurch abzutragen, dass sie dies reiche ihr neu erschlossene 
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Material verarbeitet. E. Fr. 

24. Kolde, E. verlorene Bamberger ÖOrdinationsordn. (1525). 
Beitr. z. Bayer. KG. 15, 143. 

25. Urkundenb. z. rhein. KG. Bd. 1. Simons, Synodalbuch d. 
Akten d. Synoden u. Quartierkonsistorien in Jülich, Cleve u. Berg 
1570—1610. (Neuwied 09). 

26. Hoffet, D. ref. KR. in Els.-Lothr. u. s. wichtigsten Urk. 
Strassb. 09. | 

27. Acta d. gen. synode van d. gereform. Kerken in Neder- 
land geh. te Amsterdam 18./8. bis 3./9. 08. Amsterd. 

28. Van Schelven, De nederduitsche vluchtelingenkerken der 
XVI euw in England en Duitschland in hunne betekenis voor de 
reformatie en de Nederlanden. (s Gravenhage 09). 

29. Loycke, D. rückwirkende Kraft der neuen Pfarrbesoldungs- 
u. d. zugehörig. Gesetze. Preuss. Pfarrarch. 1, 5. 

30. Marcus*, D. rechtl. Charakter d. Generalsynode in d. ev. 
Landeskirche Preussens. Berl. Heymann 09, (von der jur. Fakultät 
Berlin gekrönte Preisschrift). 

Vor einem Vierteljahrhundert gab es noch nicht Schriften wie die 
vorliegende. Das ev. Kirchenrecht war noch nicht Objekt juristischer 
Bearbeitung. Seit der Zeit ist es anders und besser geworden. Die 
Arbeit ist klar und präzise geschrieben ; ihre Ergebnisse kommen auch 
modifiziert für andere Landessynoden in Betracht. Allem vermag ich 
nicht zuzustimmen. Ich halte die Ansichten, gegen welche der Verf. 
speziell polemisiert, sowohl für Staats- wie Kirchenrecht aufrecht. Da- 
gegen bin ich stets der auch vom Verf. vertretenen Ansicht gewesen, 
dass die Synodalverfassung die Uebertragung konstitutioneller Prinzipien 


auf die Kirche ist. E. Fr. 


X. Sektenwesen. Religionsfreiheit. 

9. Foucart, Les certificats de sacrifice pendant la persecution 
de Decius. Journ. d. Savants 08, 169. 

10. Wymann, D. Schicksale d. kath. Kultus in Zürich seit 
Ausg. d. Reformat. bis z. Gründg. e. neuen kath. Pfarrei (Freib. i/Schl. 
07). Diss. 

11. Höchle, Gesch. d. Reformat. u. Gegenreformat. in d. Stadt 
und Grafsch. Baden bis 1535. Zürich 07. Diss. 

12. Schmidt, Beitr. z. Gesch. d. Gegenreformat. in St. Can- 
zian in Krain n. archiv. Quellen. Jahrb. d. Ges. f. d. Gesch. d. Pro- 
test. in Oesterr. XIXX. 
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XI. Eherecht. 


54. F. de Regla, L’egl. et le mariage suivant les apötres, les 
pres d. l’egl., les theologiens, les canonistes et les confesseurs. Par. 09. 

55. Thiebaut-George, Et. hist. sur le droit matrimonial dans 
la Haute-Alsace. (Par. 08. Th.). 

56. Krüger, D. Wiederverheiratung im Falle d. Todeserklärung. 
Leipz. 09. Diss. 

57. Conrat (Cohn) Arbor iuris des früheren Mittelalters mit eigen- 
artiger Komputation. Berl. 09. (Aus d. Anh. z. d. Abhandl. d. Berl. 
Ak. i. J. 1909). 

58. Gillmann*, D. ehemals zwischen d. sobolea ex secundis 
nuptiis u. d. Blutsverwandten d. verstorbenen Eheteils bestehende Ehe- 
hindernis. Mainz, Kirchheim 09. (Sep.-Abdr. a. A. f. k. KR.) 

Das obige Thema ist ausführlich von Freisen in seiner Geschichte 
des kanon. Eherechts behandelt worden. Der Verf. vertieft die Unter- 
suchung, indem er das seitdem gedruckte und auch ungedrucktes Ma- 
terial heranzieht. Interessant ist die dogmengeschichtliche Untersu- 
chung insofern, als die Schule das Ehehindernis zuerst als eine Art 
des impedimentum affinitatis, später recht gequält als imped. publicae 
honestatis betrachtete. Das erstere passt nicht ganz, aber immer noch 
besser als das zweite. E. Fr. 

59. Tauber, Les mar. mixtes et l’incardination des laiques en 
Hongrie. Le Can. cont. 32, 385. 

60. Niklasch, D. Beerbung d. Kinder aus nichtiger Ehe b. Bös- 
gläubigkeit eines oder d. anderen Elternteils. Bresl. 09. Diss. 

61. Flament, Bijdrage tot de geschiedenis van den burgerlijken 
stand bij de Grieken en Romainen, en van de doops-, trouw- en sterf- 
registers in de eerste eeuwen der kerk en hoor wederinvoering in de 
16° eeuw. Geschiedk. Bladen 1, 83. 318. 

62. Stocquart, Le mariage civil en Angleterre sous Cromwell. 
Liege 09. (Extr. d. 1. R. de l’Univ. de Bruxelles.) 

63. Heiner, Gültigkeit oder Ungültigkeit d. Zivilehe m. bes. 
Rücksicht auf Deutschl. A. f. k. KR. 89, 471. 

64. Di Pauli, Zur Frage d. Aufgebots ($ 72a BGB. in Oester- 
reich). A. f. k. KR. 89, 259. 

65. Hirschwald, Gibt es einen „Ehebruch“ nach Aufhebung 
der ehel. Gemeinschaft? (Leipz. 09. Diss.); ja. 

66. Boichut, Des causes de divorce et de leur extension. Par. 08. 

67. Daupeley, La conversion de separation de corps en di- 


IX. Evangelisches Kirchenrecht. _ 493 


vorce. Le Mans. These. 

68. Rabski, D. Aufhebung eines Ehescheidungsurteils infolge 
einer Restitutionsklage, insbes. i. Falle der anderweitigen Verheiratung 
des Geschiedenen. Bresl. 08. Diss. 

69. Striem, D. Wirkungen d. Ehescheidung n. d. BGB. Heidelb. 
08. Diss. 

70. Hess, D. internat. Uebereink. z. Regelung d. Geltungsbe- 
reiches der Gesetze a. d. Gebiete d. Ehescheidung u. d. Trennung v. 
Tisch u. Bett v. 12./6. 02. Wald 09 (Leipz. Diss.). 

71. Hauser, D. Haager Uebereink. v. 12./6. 02 betr. Eheschei- 
dung u. Trennung v. Tisch u. Bett in ihren Einwirkungen auf das 
schweizer. Recht. (Basel 09. Leipz. Diss.) 

72. Travers, I,a convention de la Haye relative au divorce et 
a la separation de corps 09. 

73. Anzilotti, Il riconoseimento delle sentenze straniere di di- 
vorzio in ordine alla seconda convenzione dell’ Aia 12 giugno 1902 
in Memorie d. r. ac. delle scienze del istituto di Bologne Ser. 1 T2. 
p. 195 ff. (Bologna 09.) 

74. Kirchberger, Carina*, Das Verlöbnis in England, Frank- 
reich u. Deutschland. Leipz. 09. Wigand, Marburger Diss. 

Die sehr fleissige und umsichtige Arbeit einer Dame, welche durch- 
aus Anerkennung verdient. Das kanonische Recht wird in der ge- 
schichtlichen Einleitung behandelt, das moderne katholische Kirchen- 
recht, wie es sich nach dem Dekrete Ne temere gestaltet am Schlusse. 
Im übrigen wird das weltliche Recht der in der Ueberschrift genannten 
Länder erörtert und miteinander verglichen. Für das geltende deut- 
sche Recht teile ich den Standpunkt der Verf., dass das Verlöbnis ein 
familienrechtlicher Vertrag sei. Ich weiche aber insoferne von ihr ab, 
als ich die allgemeinen Vertragsgrundsätze nicht auf das Verlöb- 
nis für anwendbar erachte. Mit der Verf. stimmen die Zivilsenate des 
Reichsgerichts überein, mit mir die Strafsenate. Dadurch ist ein un- 
gesunder Rechtszustand erzeugt worden, für den freilich die ungesunde 
Gesetzgebung des BGB. die Schuld trägt, der aber nichtsdestoweniger 
als unerträglich bezeichnet werden muss. Die Reformvorschläge der 
Verf. sind beachtlich, treffen aber den hier betonten Punkt nicht. 

E. Fr. 

75. Stanghellini, L’evoluzione giuridico-canonica nelle seconde 

nozze. Arch. giur. 81, 189. 
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15. Pieth, Gesch. d. Volksschulwesens im alten Graubünden. 
Chur 08. 

16. Boisde, L’enseignement primaire sous la Revolution. Par. 08. 

17. Weigl, Ausbau d. Schulaufsicht in Bayern n. Grundsätzen 
einer gerechten Schul-, Kirchen- u. Kultuspolitik. Münch. 08°. 

18. Metzen, Z. Gesch. d. Limburger Franziskanergymnas. (Lim- 
burg 08.) 

19. Clop, Benjamin du Plan. La fondation du seminaire de 
Jaausanne. (Vals-les-Bains 09. th.) 
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17. Pius X., Constitutio de sede apostolica vacante et de Ro- 
mani pontificis electione v. 25./XII. 1894. 

PIUS EPISCOPUS 
Servus servorum Dei 
Ad perpeluam rei memoriam. 

Vacante Sede Apostolica, illud gravissimum sanctissimumque est, 
summum dominici gregis pastorem et caput, ad catholicam Ecclesiam 
provide solerterque regendam, eligere, qui in beati Petri locum succe- 
dens, Christi Jesu in terris personam gerat. Quod cum intelligerent 
Romani Pontifices Decessores Nostri, eo quavis aetate vigilem curam 
sedulamque cogitationem contulerunt ut ille modus et ordo in eligendo 
adhiberetur, qui rei gravitati aptius congruentiusque responderet. Qua 
de causa plures ex re et tempore ab iis sapientissimae editae sunt 
leges ut negotium ipsum rite, legitime expediteque absolveretur: quas 
inter principem obtinent locum Constitutiones a Pio IV, Gregorio XV 
et Clemente XII opportune sancitae. 

Verum, decursu aetatum, factum est ut hae de Romano eligendo 
Pontifice indictae ac promulgatae leges sensim multiplici varioque nu- 
mero augerentur: nonnullae etiam temporum rationibus hominumque 
moribus mutatis, obsoletae evaderent: ita ut haud exigui laboris esse 
videatur discernere quaenam in Summo Pastore eligendo servanda sint. 

Nos igitur, hoc incommodum praevertere volentes, quae de Ro- 
mano Pontifice eligendo a Decessoribus Nostris decreta sunt, omnia in 
unam Constitutionem digerere opportunum duximus, integris, quantum 
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fieri, potuit, servatis ipsis priorum Constitutionum praescriptis, quin 
etiam verbis (licet haud semper uniformi stilo respondentibus), quae 
veneranda vetustas sancivit, nonnullis tamen mutatis, prouti opportu- 
nius Nobis visum est. 

Itaque, re diu ac mature perpensa, certa scientia et proprio motu, 
de Apostolicae Nostrae potestatis plenitudine, hanc Constitutionem, quae 
perpetuo in futurum vigeat, edere statuimus, qua Sacrum Cardinalium 
Collegium, Romana Petri Sede vacante, atque in Romano Pontifice 
eligendo unice utatur, eamque vim legis habere solam decernimus, ab- 
rogatis Constitutionibus ac Decretis omnibus et singulis a Romanis 
Pontificibus hac de re editis, etiam in Conciliis generalibus promulga- 
tis et in corpore juris conclusis: excepta tamen Nostra Constitutione 
Commissum Nobis, die 20 mensis Januarii labentis anni, de civili Veto 
seu Exclusiva, uti vocant, in electione Summi Pontifieis, et Constitu- 
tione Proedecessores Nostri cum Instructione (vulgo Regolamento) ad- 
jecta, a fel. rec. Leone XIII die 24 mensis Maii MDCCOLXXXII 
data pro extraordinariis perturbatisque temporum adjunctis, quam in 
futurum quoque, ubi in iisdem Sedes Apostolica conditionibus verse- 
tur, praeter ea quibus hac Constitutione derogatum est, vigere inte- 
gram volumus. 


TITULUS I 
De Sede Apostolica vacante. 
Caput I. 

De potestate S. Collegi Cardinalium, Sede apostolica vacante. 

1. Sedis Apostolicae vacatione durante, S. Collegium Cardinalium 
in lis quae ad Pontificem Maximum dum viveret pertinebant, nullam 
omnino potestatem, aut jurisdictionem habeat, neque gratiam, neque 
justitiam faciendi, aut factam per Pontificem mortuum executioni de- 
mandandi ; sed ea omnia futuro Pontifici reservare teneatur!. Itaque 
irritum et inane esse decernimus quidquid potestatis aut jurisdictionis 
ad Romanuın, dum vivit, Pontificem pertinentis (nisi quatenus in hac 
Nostra Constitutione expresse permittatur) coetus ipse Cardinalium du- 
xerit (eadem vacante Ecclesia) exercendum?. 


ı Pii IV Const. In eligendis, VII Idus Oct. 1562, 86; Clem. XII Const. 
Apostolatus officium, IV Non. Oct. 1732, & 6. 

?2 Olem. V in Conc. Viennensi, cap. 2 Ne Romani in pr. de elect, I, 3 
in Clem. 
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2. Item praecipimus, ne S. Cardinalium Collegium de juribus Sedis 
Apostolicae Romanaeque Ecclesiae quomodolibet disponere valeat, ne- 
que in quopiam juribus ejusdem sive directe detrahere attentet, sive 
indirecte per conniventiae speciem, seu per dissimulationem facinorum 
adversus eadem jura, etiam post obitum Pontificis seu vacationis tem- 
pore, perpetratorum, attentare videatur; immo volumus ut omnium vi- 
rium contentione eadem custodire et defendere debeat!. 

3. Leges a Romanis Pontificibus latae, per coetum Cardinalium 
Romanae Ecclesiae, ipsa vacante, corrigi, vel immutari nullo modo pos- 
sunt, nec quicquam eis detrahi sive addi, vel dispensari quomodolibet 
circa ipsas seu aliquam earum partem. Quod potissimum valet de 
Constitutionibus pontificiis, ad ordinandum negotium electionis Ro- 
mani Pontificis latis?. 

4. Si quae tamen dubia exoriantur circa sensum praescriptio num 
quae hac Nostra COonstitutione continentur, vel etiam circa rationem, 
juxta quam ad usum ea traduci debeat, sive super quovis alio Nos- 
trae hujus Constitutionis capite, edicimus unice penes Sacrum Üardi- 
nalium Collegium potestatem esse super his ferendi sententiam; quam 
in rem eidem S. Cardinalium Üollegio plenam tribuimus facultatem 
qua hanc Nostram Oonstitutionem interpretari ac dubia declarare va- 
leant. Qua quidem in re, quemadmodum in reliquis, de quibus ad 
Nostrae hujus Constitutionis tramites, excepto ipso electionis actu, de- 
liberari contingat, satis omnino erit si major congregatorum ÜOardina- 
lium pars in eadem sententiam consentiat?,. 

5. Pariter in casu urgentis negotii, quod ex voto majoris congre- 
gatorum Cardinalium partis, in aliud tempus differri non valeat, 8. 
Collegium, item juxta majoris partis sententiam, de opportuno reme- 
dio disponere potest et debet‘. 


Caput II. 
De Cardinalium Congregationibus. 
6. Tempore Sedis vacantis duplex habeatur Oardinalium Congre- 


1 Leonis XIII Const. Praedecessores Nostri, 24 Maii 1882. 

2 Glem. V cap. 2 Ne Romani in pr. de elect. I, 3 in Clem.; Greg. XV 
Const. Aeterni Patris, XVII Kal. Decembr. 1621 $ 20. 

® Leonis XIII Const. Praedecessores Nostri. 

* Greg. X in gener. conc. Lugdun. cap. 3 Ubi periculum, $ 1 de elect,, 
1, 6 in Sex.; Pii IV Const. In eligendis, $ 6. 
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gatio: altera generalis, sive totius Collegii, altera particularis, constans 
tribus Cardinalibus antiquioribus, uno ex quoque Ordine cum Üame- 
rario, quorum officium tertia die post Conclavis ingressum omnino ex- 
spirat, in eorumque locum tres alii sequentes in Ordine quolibet tertio 
die una cum eodem Camerario succedunt!, 

7. Volumus ut in dietis Congregationibus, quae sive ante, sive post 
coeptum Conclave haberi poterunt, levioris dumtaxat momenti, ac in 
dies seu passim occurrentia negotia expediantur. Si quid vero gra- 
vioris momenti atque indaginis fuerit, id omne ad Congregationem 
generalem, seu ad S. Collegium Cardinalium deferatur. Ac ulterius, 
quae in una Congregatione particulari decreta, resoluta, vel denegata 
fuerint, in alia revocari, mutari, aut concedi nequeant, sed id faciendi 
jus habeat ipsa tantum Congregatio generalis per pluralitatem suffra- 
giorum ?. 

8. Suffragia in Cardinalium Congregationibus, cum de rebus gra- 
vioris momenti agatur, non ore, sed suffragiis secretis dentur. 

9. Inter generales Congregationes singulari nıentione dignae sunt 
quae ante ingressum in Conclave habentur, eaedemque Congregationes 
praeparatoriae appellari possunt. k 

10. Congregationes generales praeparatoriae quotidie omnino lo- 
cum habere debent a die obitus Pontificis usque ad diem quo Conclave 
Cardinales ingrediuntur, etian diebus, quibus exsequiae defuncti Pon- 
tificis persolvuntur, idque eo consilio fiat ut liberum sit tum Cardi- 
nali Camerario sententiam 8. Collegii exquirere atque cum ipso quae 
necessaria vel opportuna judicaverit, communicare, tum singulis Cardi- 
nalibus sententiam suam circa occurrentia negotia aperire, in rebus 
dubiis explicationes sciscitari, et opportuna proponere. 

11. In memoratis Congregationibus generalibus haec praecipue ne- 
gotia expedienda sunt®. 

a) In primis Congregationibus integre legendae erunt tum prae- 
sens haec, quum superius memoratae Constitutiones Commissum Nobis 
de civili Veto seu Exelusiva, uti vocant, in electione Summi Pontifi- 
cis, a Nobis edita, et Leonis XIII Proedecessores Nostri cum adjecta 


ı Clem. XIT, Const. Apostolatus officium, $ 7; Pii IX Const. In eligen- 
dis, $S 7 et 8. 

2 Olem. XII Const. Apostolatus otficium, $ 7. 

3 Clem. XII Chirografo Avendo Noi, 24 Dec. 1732, n. 17. 
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Instructione: iisdemque perlectis, jusjurandum ab omnibus Cardinali- 
bus praesentibus juxta praescriptam formulam! praestandum. Quod 
jJusjurandum pariter emittere tenentur omnes alii Oardinales, qui se- 


ı Formula jurisjurandi ab Emis ac Rmis S. R. E. Cardinalibus praestandi: 
„Nos Episcopi, Presbyteri et Diaconi S.R.E, Cardinales promittimus, vove- 
mus et juramus, inviolabiliter et ad unguem omnes et singulos Nos esse 
observaturos contents omnia in Constitutione Summi Pontificis Pii Decimi 
De Sede Apostolica vacante et de Romani Pontificis electione, quae incipit 
„Vacante Sede Apostolica*, data die vigesima quinta Decembris anno mil- 
lesimo nongentesimo quarto; necnon in Constitutionibus „Commissum No- 
bis“ de civili Veto seu Exclusiva, uti vocant, in electione Summi Pontificis, 
ab eodem Pio Decimo data die vigesima Januarii ejusdem anni millesimi 
nongentesimi quarti, ac Leonis XIII „Praedecessores Nostri* cum adjecta 
Instructione, data die vigesima quarta Maii anno millesimo octingentesimo 
secundo. Item promittimus, vovemus, et juramus, quod quilibet ex Nobis 
in Romanum Pontificen, Deo sic disponente, erit assunptus, jura etiam 
temporalia, praesertim de civili Romanı Pontificis principatu, libertatemque 
Sanctae Sedis integre ac strenue adserere et vindicare nunquam desistet, 
atque eamdem hanc promissionem et jusjurandum, post ejus ad Summi 
Pontificatus fastigium assumptionem, rursus praestabit. 

„Praecipue autem promittimus et juramus, sub poenis in praedicta Pii 
Decimi Constitutione „Vacante Sede Apostolica* statutis, Nos accuratissime 
et quoad omnes, etiam familiares seu Conclavistas nostros, secretum esse 
servaturos in jis omnibus, quae ad electionem Romani Pontificis quomodo- 
libet pertinent, et in iis quae in Conclavi seu in loco electionis aguntur, 
neque secretum praefatum quoquomodo violaturos, sive ipso Conclavi du- 
rante, sive etiam post novi Pontificis electionem, nisi peculiarıs facultas 
aut expressa dispensatio ab eodem futuro Pontifice Nobis tributa fuerit; 
itemque nullo modo a quavis civili potestate, quovis praetextu, munus pro- 
ponendi Veto sive Exclusivam, etiam sub forma simplicis desiderii, esse re- 
cepturos, ipsumve hoc Veto, qualibet ratione Nobis cognitum, patefacturos, 
sive universo Cardinalium Collegio simul congregato, sive singulis purpuratis 
Patribus, sive scripto, sive ore, sive directo ac proxime, sive oblique ac per 
alios, sive ante Conclavee sive ipso perdurante; nullique interventui, inter- 
cessioni, aliive cuilibet modo, quo laicae potestates cujuslibet gradus et 
ordinis voluerint sese in Pontifieis electione immiscere, auxilium vel favorem 
praestituros“. 

Hance formulaın Cardinalis Decanus coram omnibus Cardinalibus jubeat 
a Praefecto Caeremoniarum elata voce legi. Deinde singuli Cardinales 
dicent: 

„Et Ego N. Cardinalis N. spondeo, voveo, ab juro“. 

Et imponentes utramque manum super Evangelium, adjungent: 

„Sic me Deus adjuvet et haec Sancta Dei Evangelia*. 
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rius ad locum electionis pervenerint, sive jam inceptis Comitiis. 

b) Cardinales quam cito ea omnia decernere ac disponere debent, 
quae ad Conclave inchoandum urgentiora sunt. | 

c) Constituendus est dies, hora ac modus, quo corpus defuncti 
Pontificis transferatur. 

dı Item Cardinales omnia opportune paranda curabunt, ut diebus 
statutis Pontificae exsequiae solvantur. 

e) Deputentur duo viri ecclesiastici, qui orationes De Pontifice 
defuncto et De eligendo Pontifice recitare debeant. 

f) Constituatur dies, quo, si ab ipsis petatur, tum Legatis civilium 
Regiminum tum Equitibus Ordinis Hierosolymitani S. Collegium con- 
veniendi aditus detur. Praedicti autem Legati nonnisi simul congregati 
admittantur, neque singulis facultas in posterum concedatur S. Colle- 
gium adeundi. 

g) Nominentur singulares duorum vel trium Cardinalium coetus, 
vulgo Commissiones: a) pro inquisitione de qualitatibus Conclavista- 
rum eorumque approbatione !, itemque pro eorum designatione, qui Con- 
clavi inservire debeant; b) pro constructione et clausura Conclavis, ac 
pro cellarum dispositione?. 

h) Proponantur atque approbentur expensae Conclavis. 

i) Epistolae Imperatorum, Regum aliorumque civitatum Modera- 
torum, item Nuntiorum relationes, omniaque alia, quae $S. Collegii inter- 
esse possint, cum ipso communicentur. 

k) Perlegantur, si quae sint, documenta a defuncto Pontifice Sa- 
cro Cardinalium Collegio relicta. 

l) Frangantur Annulus Piscatoris et Plumbum Cancellariae Apo- 
stolicae. Pro-Datarius autem vel Sub-datarius, et Secretarius Bre- 
vium vel ejus Substitutus supplicationes gratiarum, quae penes ipsos 
sunt, sub sigillo clausas Sacro Collegio tradant. 

m) Cellae Conclavis Cardinalibus sorte distribuantur. 


Caput II. 


De nonnullis peculiaribus officis, Sede apostlolica vucante. 
12. S. R. E. Camerarii et Poenitentiarii Majoris officia non ces- 


ı Pii IV Const. In eligendis, $ 17. 

® Pii IV Const. In eligendis, $ 15; Clem. XII Const. Apostolatus 
officium, $ 10. 

s Pii IV Const. In eligendis, & 13. 
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sant per obitum Pontificis?. 

13. Si autem contingat alterius vel etiam utriusque officii vacatio 
ante novi Pontificis electionem, tunc Congregatio generalis triduo post 
secutam vacationem alterutrius ex praefatis officiis habeatur, ac vota 
seu suffragia Cardinalium simul congregatorum pro deputatione illius, 
qui Camerarii vel Poenitentiarii Majoris vices suppleat usque ad elec- 
tionem novi Pontifieis, exquirantur, denturque per schedulas secretas, 
a Magistris Caeremoniarum etiam ab infirmis Cardinalibus colligendas, 
ac coram tribus Oardinalibus eo tempore in ordine Prioribus, praesen- 
tibus eisdem Caeremoniarum Magistris atque S. Collegii Secretario, 
aperiendas; isque deputatus habeatur, iu quem pars relative major vo- 
torum seu suffragiorum praefatorum convenerit, ac sic deputato facul- 
tates omnes, quasipse Camerarius vel Poenitentiarius Major exercere po- 
terat, quamdiu Sedes vacaverit, attribuimus?. Quod si forsan vota 
paria fuerint, ille deputatus habeatur, qui fuerit ordine dignior, vel, 
si ejusdem ordinis, senior. 

14. Cardinali Camerario, vacante Sede Apostolica, incumbit cura 
et administratio bonorum ac jurium temporalium ipsius 8. Sedis, ad- 
sistentibus ei in suo officio Cardinalibus eo tempore in ordine Priori- 
bus seu Capitibus Ordinum, et praehabitis semel pro levioribus, ac 
semper pro gravioribus negotis suffragiis S. Collegii. Hinc Cardina- 
lis Camerarius, statim ac a Sacri Palatii Apostolici Praefecto nuncium 
de Pontifieis obitu acceperit, ad Apostolicum Palatium perget, ut ip- 
sius possessionem capiat ac ejus regimen exerceat. Ejusdem Came- 
rarii erit Pontificis mortem jure recognoscere atque authenticum mortis 
actum conficere ; statuere, auditis Cardinalibus capitibus Ordinum, mo- 
dum ad conservationem corporis defuncti Pontificis pro temporum con- 
ditionibus magis convenientem et aptum (nisi forte Pontifex ipse vi- 
vens suam hac de re voluntatem manifestaverit); privatis ejusdem 
Pontificis aedibus sigilla apponere; ipsius obitum cum Cardinalı in 
Urbe Vicario communicare, qui de ‚re Populum Romanum singulari 
Edicto edocebit; eaque omnia, nomine et consensu S. Collegii, curare, 


ı Clem V. cap. 2 Ne Romani, $ 1 de elect. I, 3 in Clem.; Pii IV Const. 
In eligendis, $ 9; Clem. XI Cost. Apostolatus officium, & 15. 

?2 Clem. V cap. 2 Ne Romani, $ 1 de elect. I, 3 in Clem.; Clem. XII 
Const. Apostolatus officium, $ 15; Bened. X1lV Const. In Apostolicae, Idi- 
bus Apr. 1744, $ 4. 
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quae ad jura Apostolicae Sedis tuenda et ad ipsius administrationem 
recte gerendam rerum temporumque adjuncta suadebunt!. 

15. Cardinalis autem Sacri Collegii Decani erit, vix dum ab eodem 
Sacri Palatii Apostolici Praefeeto de Pontificis morte fuerit edoctus, 
ceteris Oardinalibus vacationem Sedis Apoctolicae significare, eosque 
ad Palatium Apostolicum advocare?, 

16. Poenitentiarius major ejusque officiales, Sede vacante, ea fa- 
cere et expedire valeat, que a fel. rec. Benedicto XIV constituta ac 
definita sunt?®. 

17. Vicecancellari 8. R. E., Prodatarii*, Secretarii Brevium offi- 
cia per obitum R. Pontificis omnino exspirant. 

18. Item per obitum Pontificis cessat munus Cardinalis Secretarii 
Status, eoque munere, Sede vacante, fungitur Praelatus S. Collegii Se- 
eretarius. Quod si hoc officium vacare contingat, ejusdem S. Collegii 
erit, aliquem ad illud, quamdiu scilicet Sedes Apostolica vacaverit, per 
pluralitatem suffragiorum deputare. 

19. E contra Cardinalis in Urbe Vicarii officium et jurisdietio non 
exspirant morte Romani Pontifieis. Quod si ipsum Vicarium Urbis 
Sede vacante, e vivis decedere contigerit, ne Christifideles Urbis ejus- 
que Distrietus aliquod inde accipiant in spiritualibus detrimentum, tunc 
existens Vicesgerens dieti Vicarii, quamdiu Sedes vacaverit, omnes et 
singulas habebit tacultates, auctoritatem et potestatem quae eidem Vi- 
cario pro exercitio officii Vicariatus quomodolibet competebant, quas- 
que Pontifex ipse, occurrente vacatione Vicariatus Sede plena, Vices- 
gerenti praedicto quandoque per aliquod tempus, donec scilicet suc- 
cessorem Vicarium deputaverit, attribnere solet®. 

20. Item Legatorum, Nuntiorum ac Delegatorum Apostolicorum 
officium et potestas non cessant Sede vacante. 

21. Probe autem scientes eo maxime tempore, cum de creando 
Pontifice agitur, divinam opem per assiduas preces, aliaque christianae 
pietatis et caritatis opera impensius expetendam, ac promereri sata- 
gendum esse; ideo sicuti magnopere commendamus, ita quoque retineri 


! Ofr. Regolamento, Leonis XIII, nn. 3—6. 

2 Ofr. Regolamento, Leonis XIII, nn. 7—8. 

3 Const. Pastor bonus, Idibus Apr, 1744, 88 51—58. 
* Pii IV Const. In eligendis, & 11. 

° Clem. XIl Const. Apostolatus officium, $ 17. 
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volumus laudabilem morem huc usque observatum, ut defuncti ponti- 
ficis Eleemosynarius id muneris exercere pergat cum debita S. Collegio 
Cardinalium subiectione et ab eo dependentia, donec novus Pontifex 
eligatur, utque eadem pecuniae vis in subventionem eorumdem paupe- 
rum et egenorum Sede vacante per ipsum Eleemosynarum dispensetur 
ac erogetur, quae vivente Pontifice distribui solet, ad quem effectum 
consueta mandata a tribus Cardinalibus eo tempore in Ordine Priori- 
bus, seu deputatis expediantur!. 


Caput IV. 
De Sacris Romanis Congregalionibus earumque facultalibus 
Sede Apostolica vacante. 


22. Circa facultates Sacrarum Romanurum Üongregationum, Sede 
vacante, hae, quae sequuntur, normae ab omnibus servandae sunt, non 
obstantibus privilegiis quibusvis. 

23. Sacrae Congregationes, eadem Sede vacante, nullam potesta- 
tem habent in iis, quae Sede plena facere et expedire non possunt 
nisi facto verbo cum SSmo, vel ex audentia SSmi, vel vigore specia- 
lium et extraordinariarum facultatum, quae a Romano Pontifice earum- 
dem Üongregationem Praefectis vel Secretariis concedi solent. 

24. Facultates vero quae ipsis per Litteras apostolicas attributae 
sunt, et proinde tamquam ordinariae atque ipsarum Congregationum 
propriae censentur, eae morte Romani Pontificis non exstinguuntur. 

25. Volumus tamen ut his facultatibus ordinariis Sacrae Üongre- 
gationes solummodo in iis gratiis concedendis, quae minoris momen- 
ti sunt, libere, pro rei opportunitate, utantur. In iis vero expedien- 
dis definiendisque negotiis quae graviora vel controversa esse videntur, 
illud statuimus, ut, si res talis sit, quae in aliud tempus differri va- 
leat, futuro Pontifiei reservetur omnino: sin autem nullam admittat 
moram, tunc S. Collegio concedimus ut committere possit negotium 
Praefecto et aliquot aliis Cardinalibus ejus Congregationis, ad quam 
Pontifex illud examinandum versimiliter commisisset, qui negoto ac- 
curate discusso, ea desuper decernere possint, per modum tamen pro- 
visionis, donee eligatur Pontifex, quae juxta datam sibi a Domino pru- 
dentiam, juribus et rationibus ecclesiasticis custodiendis ac tuendis apta 


ı Glem. XII Const. Apostolatus officium, $ 25. 
29 * 
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et consentanea censuerint’. 


Caput V. 
De ezequis Romani Pontificis. 


26. Romano Pontifice vita functo, Cardinales exsequias pro ejus 
anima de more per novem continuos dies persolvent, nisi forte in illis 
novem diebus aliquod festum ex praecipuis et magnis incidat, propter 
cujus observantiam exsequiae intermittendae videantur; tunc enim in 
numero quidem novem dierum exsequiarum intermissarum dies com- 
putantur?. Tribus vero postremis diebus solemniori ritu exsequias cele- 
brabunt; et ultima earumdem exequiarum die a viro ecclesiastico ad 
hoc deputato habebitur oratio de Pontifice defuncto. 


TITULUS II. 


De electione Romani Pontificis. 


Caput I. 
De electoribus Romani Ponlificis. 


27. Jus eligendi Romanum Pontificem ad S. R. E. Cardinales 
unice et privative pertinet, excluso prorsus atque remoto quolibet cu- 
juspiam alterius Ecclesiasticae dignitatis aut laicae potestatis cujuslibet 
gradus et ordinis interventu®,. 

28. Si quando contingat ut Romanus Pontifex decedat, perdurante 
celebratione alicujus Concilii generalis, sive Romae illud habeatur, sive 
in alio quovis orbis terrarum loco, electio novi Pontificis ab uno S. 
R. E. Cardinalium Collegio semper et exclusive fieri debet, minime 
vero ab ipso Uoncilio, atque etiam omnino exclusis ab eadem electione 
peragenda quibuslibet aliis personis cujusvis, licet ipsius Concilii, auc- 
toritate forte deputandis, praeter Oardinales praedictos. Quin imo, ut 
in ejusmodi electione memorati Cardinales, omni prorsus impedimento 
submoto et quavis perturbationum et dissidiorum occasione sublata, 
liberius et expeditius procedere queant, ipsum Concilium in quibuslibet 
statu et terminis existat, statim ab accepto certo nuntio demortui Pon- 
tificis, suspensum ipso jure intelligi debet, adeo ut, nulla prorsus inter- 


! Glem. XIl Const. Apostolatus officium, $ 18. 

? Cfr. Caeremoniale Greg. XV Decet Romanum, IV Idus Mart. 1621. 

3 Pii IX, Const. In hac sublimi, X Kal. Septembr. 1871, et Consulturi, 
10 Oct. 1877; Leonis XIII Const. Praedecessores Nostri. 
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jecta mora, cessare statim debeat a quibuslibet conventibus, congre- 
gationibus et sessionibus, et a quibusvis decretis seu canonibus con- 
ficiendis, nec ob quamlibet causam, etiamsi gravissima et speciali men- 
tione digna videatur, ulterius progredi, donec novus Pontifex canonice 
electus illud reassumi et continuari jusserit!. 

29. Nullus Cardinalium, cujuslibet excommunicationis, suspensio- 
nis, interdieti aut alius ecclesiastici impedimenti praetextu vel causa 
a Summi Pontificis electione activa et passiva exeludi ullo modo po- 
test; quas quidem censuras et excommunicationes ad effectum hujus- 
modi electionis tantum, illis alias in suo robore permansuris, suspen- 
dimus?, 

30. Postquam aliquis 8. R. E. Cardinalis in Consistorio creatus 
fuit, is statim vocem et jus eligendi Pontificem habet, et consequenter 
etiamsi cardinalitius galerus nondum illi traditus sit, neque os clau- 
sum, vel si clausum fuerit, nondum tamen apertum sit. Etenim hujus- 
modi claudendi oris ritus ad praecipuam Cardinalium facultatem, quae 
circa Summi Pontificis electionem versatur, non pertinet, .sed caere- 
monia quaedam est, ea de causa introducta, ut Cardinales, antequam 
in Oonsistoriis et Congregationibus suffragium ferant, de modestia, 
quae ab ipsis in his et aliis actibus adhiberi debet, quodammodo ad- 
moneantur®. 

31. Cardinales canonice depositi, vel qui dignitati cardinalitiae, 
consentiente Romano Pontifice, renuntiaverunt, nullam jus ad Electio- 
nem habent. Immo, Sede vacante, nec potest S. Collegium restituere 
et habilitare Cardinales per Papam privatos seu depositos, ne quidem 
ad vocem*. 

32. Statuimus etiam et declaramus, quod si forte aliquis Cardina- 
lıs saltem in Diaconatus ordine constitutus non fuerit, is nullatenus 
ad eligendum admitti debeat°®, nisi certo et indubitato privilegio Ponti- 


ı Pii IX Const. Cum Romanis Pontificibus, pridie Nonas Dec. 1869. 

2 Clem. V, cap. 2 Ne Romani, $ 4, de elect.,, I, 3, in Clem.; Pii IV, 
Const. In eligendis, & 29; Greg. XV, Const. Aeterni Patris, $ 22. 

s Pii V decretum die 26 Januarii 1571; Caeremoniale Gregor. XV, 
S Porro. 

* Bonif. VIII, cap. un. de schismatic., V, 3 in Sext.: Pii IX, Litt. Quam- 
quam, 29 Sept. 1867. 

5 Pii IV Const. In eligendis, $ 25; Sixt. V, CGonst. Postquam verus, 
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ficio munitus sit. 

33. Item statuimus, ut cum Pontificem de hac vita migrare con- 
tigerit, praesentes Cardinales expectare debeant absentes per decem 
tantummodo dies, quibus exsequiae defuncti Pontificis celebrantur ; 
quibus elapsis, statim Conclave ingredi et ad electionis negotium pro- 
cedere tenentur ?. 

34. Si tamen Cardinales absentes supervenerint, re integra, id est 
antequam eidem Ecclesiae sit de Pastore provisum, in eodem negotio, 
in illo statu, in quo ipsum invenerint, admittantur. 

35. Omnibus autem Cardinalibus in virtute sanctae obedientiae 
praecipimus et mandamus, ut, postquam per Cardinalem Decanum, vel 
ipso impedito, per alıum Cardinalem, de vacatione Sedis Apostolicae 
certiores facti, atque ad novi Pontificis electionem advocati fuerint, 
nisi legitimo impedimento detineantur, indictionis litteris obtemperare, 
et ad locum eisdem designatum pro perficienda Pontificis electione sta- 
tim se conferre debeant‘. 

36. Si quis vero forte Conclave intrare noluerit, vel ingressus, 
absque manifesta infirmitatis causa, juramento medicorum et a maiori 
parte Oardinalium approbata exiverit; tunc, ipso minime requisito, nec 
in ejusdem electionis negotio ulterius admittendo, per alios ad eligen- 
dum Summum Pontificem libere procedatur. Si vero, infirmitate su- 
perveniente, aliquem eorum e Conclavi exire contingat, ipsa etiam in- 
firmitate durante, poterit, ejus suffragio non requisito, ad electionem 
procedi; sed si ad Conclave, post sanitatem sibi redditam, seu ante, 
redire voluerit, rursus admittatur, 

37. Cardinales omnes et singuli, valetudine non impediti, cum ter- 
tio pulsata per loca solita conclavis campanula fuerit, ad scrutinium 
convenire debent; cui legi si quis non obtemperaverit, latae sententiae 


excommunicationis poenam incurrat®, 


! Cfr. Caeremoniale Greg. XV, 8 Porro. 

?2 Leonis XIII Const. Praedecessores Nostri. 

3 Greg. X cap. 3 Ubi periculum, $ 1 de elect. I, 6 in Sext., Pii IV Const. 
In eligendis, 8$ 2, 3, 5. 

* Greg. X cap. 3 Ubi periculum, $ 1 de elect. I, 6 in Sext. 

5 Greg. X cap. 3 Ubi periculum, $ 1 de elect. I, 6 in Sext.; Pii IV 
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Caput II. 


De Conclavistis ac de alis in Conclavi partem habenlibus. 

38. Quilibet Cardinalis in Conclavi duobus servientibus_clericis, 
vel laicis, vel uno clerico et uno laico, contentus sit; infirmis autem 
et graviter affectis, a majori parte S. Collegii, vel a Cardinali Came- 
rario una simul cum Cardinalibus Capitibus Ordinum, de consensu 
majoris partis S. Collegii, tertius indulgeri potest!. 

39. Conclavistae Praelati esse non possunt, neque consanguinei vel 
affınes in primo et secundo gradu Oardinalium, etiamsi expensis eorum 
viverent, aut ejusdem Ordinis seu Üongregationis religiosae. Et de 
qualitatibus Conclavistarum, Cardinales deputati ante Conclavis ingres- 
sum diligenter inquisitionem habere, et eos approbare, ac post ingres- 
sum denuo diligenter inquirere debent?. 

40. Conclavistae jusjurandum, quod ab ipsis juxta statutam for- 
mam? edi debet, serio ac religiose, pro rei gravitate, praestent. Quam 


ı Pıı IV Const. In eligendis, $ 16. 

2 Pıi IV Const. In eligendis, 8 17. 

® Formula jurisjurandi a Magistris Caeremoniarum atque ab omnibus 
aliis Conclavistis ecclesiasticis praestandi, una vel altera die ante ingressum 
in Conclave, coranmı Caeremoniarun Praefecto vel S. Collegii Secretario ad 
rem deputatis: 

BD ee N el Ess 
eönstitutne Corani te een ie 
tactis per me SS. Dei Evangeliis coram me positis, juro et promitto me 
inviolabile servaturum esse secretum in omnibus et singulis, quae de novi 
Pontificis electione deque Ilis, quae in Conclavi seu in loco electionis agen- 
tur, quovis modo cognoverim, adeo ut nec directe, nec indirecte, neque nutu 
neque verbo, neque scriptis, vel alias quomodolibet, ipsum mihi violare 
liceat, et hoc nedum sub poena excoımmunicationis latae sententiae, futuro 
Pontificii speciali modo reservatae, privative etiam quoad S. Poenitentia- 
riam, sed etiam sub poena privationis cujuscumque beneficii, pensionis, of- 
ficii vel muneris ipso facto incurrendae in casu transgressionis. Quod secre- 
tum accuratissime ac religiose servabo etiam post peractam novi Pontificis 
electionem, nisi ab eodem Pontifice peculiaris facultas aut expressa dis- 
pensatio mihi concessa fuerit. 

Sie me Deus adjuvet et haec sancta Dei Evangelia, quae propriis mani- 
bus tango“. 

Formola del giuramento per i Conclavisti ed altri inservienti laici: 


stando dinnanzi a.............. Bet aan Nele 
toccando colle mie proprie mani i Santı Evangeli, giuro e prometto che 
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ob rem S. R. E. Camerarii erit cavere, ut ab ipsis praedictum jusju- 
randum saltem una vel altera die ante ingressum in Conclave emitta- 
tur, postquam unusquisque eorum ejusdem jurisjurandi momentum ac 
formulae sententiam probe intellexerit. 

41. Conclavistae vero, et quicumque alii servientes, e Conclavi, 
ex causa infirmitatis manifestae et notabilis a medicis juramento pro- 
batae, et de consensu deputatorum, quorum etiam conscientiam one- 
ramus, et non alıter exituri, nullo modo reverti possunt; sed eo- 
rum loco, alii eodem prorsus tempore, quo infirmi exibunt, ingre- 
diantur). 

42. Item si aliquem Cardinalem in Conclavi vita fungi accidat, 
ipsius Conclavistae statim e Conclavi exire debent, neque ad alterius 
Cardinalis famulatum in eodem Conclavi assumi poterunt’?. 

43. Sacri Palatii Apostolici Sacrista quoque cum uno vel pluribus 
(ad S. Collegii arbitrium) Clericis coadjutoribus in officio Sacristiae, 
itemque Magistri Caeremoniarum non plures quam sex Conclave ingre- 
diantur, muneribus quae ad ipsos pertinent vacaturi. Adsit praeterea 
unus S. Collegii Secretarius tantum, unus Religiosus pro confessioni- 
bus exeipiendis, duo Medici, unus Chirurgus, unus Aromatarius cum 
uno aut duobus servientibus, qui omnes a majori parte Oardinalium 
vel a Cardinalı Camerario una simul cum Cardinalibus Capitibus Ordi- 
num, de consensu majoris partis Cardinalium, erunt eligendi; aliique 


‚Conclavis utilitati atque commoditati servientes qui tamen plures esse 


osserverd un inviolabile e rigoroso segreto su tutte e singole quelle cose, 
le quali in qualunque modo venissi a conoscere, riguardanti la elezione del 
nuovo Pontefice e ciö che avverrä nel Conclave o nel luogo della elezione, 
e che non violerö in alcun modo questo segreto, nd direttamente, n& indi- 
rettamente, n& con parole, ne con scritti, n& con segni, o inaltra qualsiasi 
guisa; e ciö non solo sotto pena die scomunica, riservata in modo speciale 
al aturo Pontefice, ad esclusione anche della Sacra Penitenzieria, e da in- 
corrersi senz’altra dichiarazione col solo fatto della violazione del giurato 
segreto, ma anche sotto altre pene anche gravissime da infliggermisi dalla 
stessa Santitä Sua in caso di trasgressione. Il segreto io giuro e prometto 
che manterrö coscienziosamente anche dopo avvenuta l’elezione del nuovo 
Pontefice, a meno che non mi venga su ciö concessa dal medesimo Pon- 
tefice un’espressa e speciale facolta. 

Cosi Dio mi aiuti e questi Santi Evangeli, che tocco colle mie mani*. 

ı Pii IV Const. In eligendis, $ 24. 
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non debent quam quod necessitas postulaverit. 
Caput III. 
De ingressu in Conclave?. 

44. Exsequiis defuncti Pontificis (ut supra) persolutis, et interim 
Conclavi opportune praeparato, Cardinales in Basilicam Sancti Petri, 
vel alio pro temporis et loci opportunitate conveniunt, ubi per Deca- 
num Sacri Collegii, vel eo impedito per alium ex antiquioribus Oardi- 
nalibus, Missa de Spiritu Sancto celebratur, et in fine per aliquem 
Praelatum aut alium virum ecclesiasticum doctum habeatur oratio, qua 
moneantur, ut, sepositis omnibus privatis affectibus, solum Deum prae 
oculis habentes, Sanctae Romanae et universali Ecclesiae de Pastore 
sufficiente et idoneo providere, omni qua possunt brevitate et diligen- 
tia curent. 

45. Re divina peracta, statim, vel si Patribus potius libuerit, ve- 
spere, fit ingressus in Conclave. Clericus Caeremoniarum capit Cru- 
cem Papalem, et procedit: quem Cardinales sequuntur, Episcopi pri- 
mum, deinde Presbyteri, postremo Diaconi cum suis cappis violaceis: 
Crucem praecedunt Familiares Cardinalium, et immediate Cantores 
Hymnum Veni creator Spiritus cantantes: post Cardinales sequuntur 
Praelati atque ita ordine procedentes, Conclave ingrediuntur, et cum 
ad Cappellam pervenerint, Cardinalium Decanus apud Altare dicit ora- 
tionem Deus qui corda fidelium; qua finita, tum praesens quum etiam 
memoratae Constitutiones Commissum Nobis de civili Veto, et Leo- 
nis XIII Praedecessores Nostri (praetermissis iis, quae nonnisi res jam 
peractas respiciunt) iterum leguntur; ac jusjurandum, juxta superius 
praescriptam formam, ab omnibus Cardinalibus rursus emittitur. Deinde 
Cardinales post brevem sermonem habitum per Decanum, quo eos con- 
venientibus verbis ad electionis negotium rite et recte peragendum 
hortatur, ad cellas sorte inter eos distributas divertunt. 

Interim Officiales Conclavis et alii in Conclavi servientes jura- 
menta juxta praescriptas formulas praestant coram Caeremoniarum Prae- 
fecto vel S. Collegii Secretario, ad rem deputatis a Oardinali Came- 
rario, coram quo antea et ab ipsis jusjurandum emittendum est. 
Pariter hac eadem die, qua fit ingressus in Conclave, Praelatus Ponti- 

ı Pii IV Const. In eligendis, $ 18; Clem. XII Const. Apostolatus of- 
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fiiae Domni praepositus et Marescallus Conclavis jusjurandum emit- 
tere debent juxta statutas formulas coram Cardinali Decano, praesen- 
tibus omnibus Cardinalibus, idemque praestant Praelati, quibus Con- 
clavi eustodia concreditur. 

46. Tandem, postquam ter, jussu Cardinalis Decani, campanula 
personata fuerit, exclusis omnibus, qui in Conclavi remanere non de- 
bent, ipsum Conclave intus et extra claudatur, et claves S. R. E. Ca- 
merario ac magistro Caeremoniarum et Praelatis custodibus Conclavis 
jJuxta solitum assignentur. 

Deinde accensis fanalibus, tres Cardinales Capita Ordinum et Ca- 
merarius, una cum Magistro Caeremoniarum latebras et angulos omnes 
Conclavis diligenter perquirant, ne quis ex iis, qui esse in Conclavi 
prohibentur, intus remanserit. 

In conclavi autem esse possunt Familiares Cardinalium et alii Of- 
ficiales et Ministri Conclavis, quos superius recensuimus: omnium autem 
istorum Conclavistarum recognitio fieri debet, ne quis inter illos forte 
sit ex iis, qui in Conclavi esse non possunt; quae recognitio, ut cer- 
tius fiat, jubentur Conclavistae omnes intrare Cappellam, et postea 


singillatim recensentur. 


Caput IV. 
De clausura Conclavis, ac de secrelo servando in is omnibus, 
quae in conclavi agunlur. 


47. Electio Summi Pontificis fieri debet in conclavi, et eo clauso!, 
sublata tamen nullitate electionis a Gregorio XV (vel alto quovis de- 
creto pontificio) hac de re statuta. 

48. Tenentur quoque Cardinales pro tempore deputati, per se vel 
per alios, cellas Cardinalium et alia Conclavis loca saepius visitare et 
diligenter perquirere. ne Conclavis clausura ullo modo violetur. Et si 
quid tale deprehensum fuerit, auctores e Conclavi expellantur et gra- 
vibus poenis futuri Pontificis arbitrio plectantur:. 

49. Clauso Conclavi, nulli ad colloquium cum Cardinalibus vel 
aliis in Conclavis partem habentibus admittantur, nisi praesentibus Prae- 
latis, quibus Conclavis custodia concreditur, et nisi voce et idiomate 


—_—— nr 


! Greg. X cap. 3 Ubi periculum, $ 1 de elect. I, 6, Sext.: Greg. XV 
Const. Aeterni Patris, $ 1. 
® Pıi IV Const. In eligendis, $ 15. 
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intelligibili loquantur. Et si quis forte (quod absit) clam ipsum Con- 
clave ingrediatur, omni honore, gradu, atque officio et beneficio ipso 
facto privatus existat!. 

50. Volumus item ut epistolae, aut cujusvis generis scripta, etiam 
typis edita, tum ad eos, qui in Üonclavi sunt (non exceptis ipsis 8. 
R. E. Cardinalibus), tum praesertim e Conclavi ad eos, qui foris sunt, 
mitti nullatenus possint, nisi prius omnia et singula S. Collegii Se- 
cretarii, ac simul Praelatorum, qui ad custodiam ÜOonclavis deputati 
sunt, examini atque inspectioni subjiciantur. Absolute autem omni- 
bus interdicimus, ne ephemerides quotidianae vel periodicae extra Con- 
clave mittantur. Qui vero contra fecerint, poenae excommunicationis 
latae sententiae subjaceant?. 

51. Praetera, uti jam in supra relatis, tam pro S. R. E. Cardina- 
libus quam pro Conclavistis, jurisjurandi formulis expressum est, se- 
vere praecipimus et mandamus ut ab omnibus in Conclavi partem ha- 
bentibus secretum religiosissime servetur in iis omnibus, quae ad elec- 
tionem Romani Pontificia pertineant, et in iis quae in ÜOonclavi, seu 
in loco electionis agantur. Hinc quaecumque directe vel indirecte se- 
cretum violare quomodolibet poterunt, sive scripta, sive signa, aut alia 
quaevis, omnia vitare et cavere omnino tenentur3; ita ut hanc legem 
violantes excommunicationem ipso facto incurrant, a qua, sicut ab alia 
quavis et contra quoslibet in hac Uonstitutione imposita et irrogata, 
poena excommunicationis, a nullo, ne a Majori quidem Poenitentiario, 
cujuslibet facultatis vigore, praetergquam a Romano Pontifice, nisi in 
mortis articulo, absolvi possint *. 

52. Specialiter autem, sub ejusdem excommunicationis poena, Uar- 
dinales prohibemus, ne suis Familiaribus seu Conclavistis vel aliis qui- 
busvis ea pandant, quae scrutinium indirecte respiciant, itemque quae 
in Cardinalium Oongregationibus sive ante Conclave sive ipso durante 
acta vel decreta sint. 

53. Insuper praecipimus, graviter onerata ipsorum conscientia, 8. 


! Greg. X cap. 3 Ubi periculum $ 1 de elect. I, 6 in Sext.; Pii IV Const. 
In eligendis, $ 19. 

2? Greg. X, cap. 3 Ubi periculum, $ 1 de elect. I, 6 in Sext.; Pii IV 
Const. In eligendis, $ 20; Clem. XII Const. Apostolatus officium, $ 11. 

3 Greg. XV Const. Aeterni Patris, & 20. 

* Greg. XV Const. Aeterni Patris, $ 19. 
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R. E. Cardinalibus ut secretum hujusmodi servetur etiam post perac- 
tam novi Pontificis electionem, neque ullo modo ipsum violari liceat, 
nisi ab eodem Pontifice peculiaris ad hoc facultas aut expressa dispen- 
satio concessa fuerit. Quod praeceptum extendi volumus ad alios 
omnes, qui in Conclavi partem habuerunt, si quid forte, bona vel mala 
fide, de is, quae in Conclavi gesta sint, cognoverint. 
Caput V. 
De forma electionis ‘. 

54. Mane sequenti, post clausum praecedenti nocte Uonclave, ac 
post solitum campanulae sonum, conveniunt Cardinales in eo praesentes, 
qui infirmitate non sunt impediti, induti super vestum crocea aut moz- 
zeta violacea (quibus vestibus uti debent quandocumque aliquid colle- 
gialiter agendum est), ad designatum Sacellum, et ibi celebrata con- 
sueta Missa, et facta Cardinalium Communione, ac postea recitato 
Hymno Veni Creator Spiritus cum oratione de Spiritu Sancto; statim 
ad negotium electionis procedere debent, quod quidem uno tantum ex 
tribus, qui infra exponuntur, modis sive formis peragendum est, alio- 
quin electio nullitatis vitio subjacet. 

55. Primus modus est, qui quasi per inspirationem vocatur, quando 
scilicet omnes Cardinales, quasi afflati Spiritu Sancto, aliquem unani- 
miter et viva voce Summum Pontificem proclamant; circa quem modum 
infrascripta notanda sunt. 

Primum, haec forma electionis adhiberi potest solum in Conclavi, 
et eo elauso. Secundo, debet fieri electio secundum hanc formam ab 
omnibus et singulis Cardinalibus in Conclavi praesentibus, etiam iis, 
qui ob infirmitatem in cellis detinentur. Tertio, communiter, et ne- 
mine eorum dissentiente. Quarto, nullo praecedente de persona spe- 
ciali tractatu, per verbum „eligo“ intelligibili voce prolatum, aut scripto 
expressum, si voce non possit proferri. Exemplum autem hujus, po- 
test esse hujusmodi. Si quis e Patribus clauso Conclavi, nullo, ut 
praefertur, praecedente speciali tractatu, diceret: Reverendissimi Do- 
mini, perspecta singulari virtute et probitate Referendissimi D. N. ju- 
dicarem illum eligendum esse in Summum Pontificem, et ex nunc ego 
ipsum eligo in Papam. Deinde hoc audito, si ceteri Patres, nemine 
excepto, sequentes primi sententiam eodem verbo „eligo“ intelligibili 
voce prolato, aut si non potest, in scriptis expresso, eumdem N., de 
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quo nullus specialis tractatus praecessit, communiter eligerent, ipse N. 
esset canonice electus et verus Papa secundum hanc electionis formam, 
quae dicitur per inspirationem. 

56. Secundus modus est per compromissum, quando scilicet Car- 
dinales ad electionem per hanc formam seu viam procedere volentes, 
committerent aliquibus ex Patribus eligendi potestatem, ut vice om- 
nium Ecclesiae Catholicae provideant de Pastore, cujus formae praxis 
debet esse hujusmodi. Primo omnes et singuli Cardinales in Conclavi 
clauso praesentes, nemine eorum dissentiente, in aliquos ex Patribus 
(i. e. in tres vel quinque vel septem, non in minorem vel majorem 
numerum) compromissum faciunt, exempli gratia in hanc formam: „In 
nomine Domini Amen. Anno, etc., die, etc. Nos Episcopi, Presbyteri 
et Diaconi 8. R. E. Cardinales omnes et singuli in Conclavi existentes, 
videlicet N. N. (et singillatim omnes nominentur Cardinales (elegimus, 
et eligimus per viam procedere compromissi, et unanimiter et concor- 
diter, nemine discrepante, eligimus compromissarios N. N. et N. Car- 
dinales, etc., quibus damus plenariam facultatem et potestatem provi- 
dendi S. R. E. de Pastore sub hac forma videlicet“. (Hic necesse 
erit, ut Cardinales Compromittentes exprimant modum et formam, se- 
cundum quam Compromissarii debent eligere, et secundum quam elec- 
tus debet censeri verus et legitimus Papa, ut puta si electi sint tres 
Compromissarii, declarandum est an ad hoc ut electio sit valida, prius 
proponere debeant Sacro Collegio personam ab ipsis nominandam ad 
Pontificatum, an vero absolute debeant electionem peragere; an omnes 
tres debeant convenire in unam personam; an vero sufficiat, quod duo 
in unam concordent, et an debeant nominare aliquem de Collegio, vel 
etiam aliquem extra Collegium, et alia his simila). His autem, vel 
aliis similibus expressis, addi compromisso debet tempus, ad quod us- 
que volunt Cardinales, potestatem Compromissarios habere eligendi, et 
postea subjunguntur haec verba: „Et promittimus nos illum pro Ro- 
mano Pontifice habituros, quem DD. Compromissarii secundum formam 
praedictam duxerint eligondum“, vel alia ad formam Compromissariis 
praescriptam accommodata. 

Secundo, completo hujusmodi mandato, Compromissarii ad par- 
tem in aliquo loco separato et clauso se conferunt, et de electione fa- 
cienda tractant, et debet inter eos praemitti protestatio, quod per quam- 
cumque prolationem verborum suum dare consensum non intelligunt, 
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nisi in scriptis illum expresse ponant. Et haec protestatio necessaria 
est inter Compromissarios, ut verbis humanis et reverentialibus inter 
se, sine praejudicio, uti possint. 

Tertio, facta per Compromissarios electione secundum formam eis 
praescriptam, et in Conclavi promulgatam, electus per hujusmodi viam 
compromissi, est canonicus et verus Papa. 

57. Tertius et ordinarıus modus, seu forma electionis Romani Pon- 
tifieis est, quae vocatur per scrutinium. Qua in re plenissime confir- 
mamus et renovamus legem jam a Praedecessoribus Nostris sapienter 
inductam ac per plura deinde saecula semper religiosissime servatam, 
qua nempe statutum est ut ille tantummodo Romanus Pontifex ha- 
bendus sit, in quem duae saltem ex tribus partibus Cardinalium in 
Conclavi praesentinm per secreta schedularum suffragia convenerint'. 

Numeris autem suffragiorum duarum ex tribus partibus Cardina- 
lium in Conclavi praesentium, ut electio per viam scrutinii valida sit, 
ita est censendus ut in duabus tertiis partibus suffragium electi non 
numeretur, nec quisquam, sive scerutinii sive compromissi via proceda- 
tur, seipsum eligere seu suffragium sibi dare ullatenus possit: electi 
tamen persona, si in Conelavi sit, debeat in numerum Cardinalium com- 
putari ?. 

58. Scrutinii autem ritus continet tres actiones: alteram, quae 
antescrutinium, alteram, quae serutinium, et tertiam, quae postscruti- 
nium appellarıi potest. 

59. Antescrutinii actus sunt quinque, videlicet: praeparatio sche- 
dularum; extractio Scrutatorum, Deputatorum pro votis infirmorum 
et Recognitorum per sortem; seriptio schedularum ; earum complica- 
tio; obsignatio earumdem. 

60. Schedularum praeparatio et distributio ad Magistros Caeremo- 
niarum pertinet, qui eas impressas, ubi fieri poterit, alioquin unius 
manu scriptas seeundum formam inferius describendam accipient, et 
singulis Cardinalibus saltem duas vel tres distribuent. 

61. Forma autem schedulae, quoad ejus figuram attinet, erit altera 
parte longior, hoc est plus longa, quam lata. Circa ea vero, quae in 
eisdem schedulis contenta sunt, in anteriori ejus parte, quae brevita- 


! Alex. III in Concil. Later. cap. 6 Licet de vitanda, de elect., I, 6; 
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tis gratia facies nominari potest, tria comprehendi debent. Primo in 
superiori parte secundum ejus latitudinem, duo haec verba Ego Card. 
cum tanta ad invicem distantia ut inter ipsa, nomen proprium Cardi- 
nalis eligentis scribi possit, et paulo inferius bina signa, parvorum 
hemiciclorum instar confecta, ad loca sigillorum indicanda. 

Secundo, in medio continere debet haec verba: 

Eligo in Summum Pontificem Reverendissimum 
Dominum meum D. Cardinalem.... 

Tertio, in parte inferiori, alia bina signa, uti supra hemiciclorum 
instar confecta, ad loca sigillorum similiter demonstranda. 

In exteriori autem parte schedularum, quae tergum nominari po- 
test, duo sunt imprimendi limbi ex illis, quos ad ornatum librorum 
impressores adhibent, et vulgari vocabulo fregi nuncupant, quorum 
primum circa sui medium continet hoc verbum, Nomen, impressum 
secundum longitudinem ipsius limbi, alterum vero continet hoc verbum 
Signa, similiter impressum, ut praecedens. Hi autem limbi exco- 
gitati sunt ad obscurandum diaphanum paginarum, ne scilicet ad lumen, 
nomina et signa eligentium conspici possint; ubi vero impressoris co- 
pia non fuerit, limborum defectus lineis suppleri poterit. Sed haec 
fient clariora per infra positas figuras schedularum (vide p. 446). 

62. Secundus actus antescrutinii est extractio Scrutatorum, Depu- 
tatorum pro votis infirmorum, et Recognitorum: quae extractio, ante- 
quam ad serutinium procedatur, sorte facienda est, hoc modo. In uno 
sacculo, aut vase, publice ponantur tot schedulae, vel si magis placet, 
spherulae lignae palam numeratae, quot sunt Cardinales praesentes in 
Conclavi, cum eorum nominibus: deinde per ultimum Diaconum extra- 
hantur, primo Scrutatores tres, postea tres Deputati pro votis infirmo- 
rum, qui brevitatis gratia Infirmarii appellari possunt, ac tandem Re- 
cognitores, de quorum omnium officio inferius suo loco scribetur. Quod 
si in extractione Scrutatorum, Infirmariorum et Recognitorum extracti 
fuerint Cardinales, qui ob infirmitatem aliudve impedimentum muneri- 
bus praedictis satisfacere non possint, alii non Iinpediti, loco illorum, 
extrahantur. Peracta vero extractione, schedulae, seu spherulae eo- 
rum, qui extracti fuerunt, in sacculum, seu in vas iterum conjici- 
antur. 

63. Tertius actus antescrutinii est schedularum scriptio, quae ab 
unoquoque Cardinali fiet hoc modo. Primo in superiori parte, in spatio 
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EXEMPLUM FACIEI 


Schedulae scrutinii. 
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inter verba Ego Card. scribet proprium nomen; deinde in secunda 
parte nomen illius, quem eligit, charactere tamen, quantum fieri potest, 
alterato, ne manus scribentis cognosci possit, et caveat ne plura no- 
mina in schedula scribat, quia suffragium esset nullum. In tertia vero 
parte signa, videlicet numerum aliquem, et dietum aliquod Scripturae, 
seu verbum, aut aliquid hujusmodi, ut in exemplo pro faciliori intelli- 
gentia oculis subjecto, videre est. 

64. Quartus actus antescrutinii est schedularum complicatio, quae 
ut expeditius peragi a Cardinalibus valeat, poterit a Caeremoniarum 
Magistris, cum eas praeparant, fieri in hunc, qui sequitur modum. 
Binae fient plicaturae ex utraque parte cujusque schedulae, ita ut nomen 
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EXEMPLUM TERGI 


Schedulae scrutinii. 
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eligentis et signa cum fuerint scripta; maneant tecta ex utraque parte 
a limbis; deinde quod religquum est ita complicetur ut schedula fere ad 
latitudinem pollicis redigatur, prout ex complicata schedula quae hic 
exempli gratia ponitur, conspici potest. 

Ceterum Magistri Caeremoniarum schedulas, non complicatas ut su- 
pra, sed explicatas, Cardinalibus distribuent, et Cardinales easdem, 
postquam ut supra scripserint, complicabunt juxta plicaturas a Magi- 
stris Caeremoniarum paratas. 

Secretarius autem S. Collegii et Magistrii Caeremoniarum debent 
ab aula discedere, antequam Cardinales nomen eligendi in schedulis 
scribere coeperint, ita ut tempore scrutinii Cardinales soli in Oapella 
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EXEMPLUM 


Schedulae scrutinii scriptae. 


Ego Bonifacius Card. Cajetanus 


(locus primae plicaturae 


nenn en . (locus secundae Plicaturae) 


Eligo in Summum Pontificem R. D. 


meun D. Card. Baronium. 


. (locus secundae plicaturae 


» . .  (locus Primae plicaturae) 


18. Gloria in excelsis a Deo. 


remaneant. 

Porro, post eorum egressum ex aula, ultimi Oardinalis Ordinis 
Diaconorum erit ostium Capellae claudere: ac generatim ipsum, quo- 
tieccumque opus fuerit, aperire et claudere, exempli gratia, quum Car- 
dinales Infirmarii ad vota infirmorum colligenda pergunt ac postea 
quum ad Cappellam redeunt, vel ob quamcumque aliam necessitatem. 

65. Quintus et postremus actus antescrutinii est schedularum ob- 
signatio quae ab unoquoque Cardinali facienda erit in tergo schedula- 
rum cum cera rubra et sigillo ad hoc parato. Porro sigillum non debet 
esse solıtum Cardinalis, sed aliud, et secrete habitum, et ita simplex 
ut facile notari possit, veluti si in sigillo sculpantur aut tres numeri, 
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EXEMPLUM 
Schedulae plicatae. 
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aut tres litterae et numeri, vel una tantum imago. 

Haec de antescrutinio sufficiant; ceterum, quod attinet ad Cardi- 
nales infirmos, aut aliter impeditos, inferius suo loco dicetur. 

66. Sequitur secunda actio, quae nomine scrutinü appellata fuit. 
Octo sunt hujus actionis actus, videlicet: delatio schedulae, juramenti 
praestatio, positio schedulae in calicem, schedularum mixtio, earum 
depositio seorsum. 

67. Delatio schedulae, et duo sequentes actus, qui melius simul 
describuntur ob eorum connexionem, hoc modo fient. Quilibet Cardi- 
nalis propriam schedulam, postquam illam scripserit, obsignaverit et 
complicaverit, duobus primis digitis sumet, ac elevata manu palam de- 
feret ad Altare, penes quod stant Scrutatores, et in quo est calix mag- 
nus ad recipiendas schedulas paratus et patena coopertus; ibique genu- 
flectens, aliquantulum orabit: deinde surgens, alta et intelligibili 
voce, jurabit in hanc formam, quae in tabella super Altari posita de- 
scripta habetur: 
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Testor Christum Dominum, qui me judicaturus 
est, me eligere quem secundum Deum judico eligi 
debere. 

Post haec schedulam in patenam ponet, et per patenam mittet in 
calicem; quo facto inclinabit se ad Altare, et: ad suum locum rever- 
tetur. 

68. Haec servanda erunt si Cardinalis ad Altare pergere possit: 
nam si ob infirmam valetudinem non possit, et praesens in Capella sit, 
ultimus Scrutator ad eum accedet; et Cardinalis infirmus, postquam 
schedulam in loco suo secreto, ut supra dietum est, confecerit, praevio 
juramento praedicto, ipsam obsignatam et complicatam eidem Scruta- 
tori tradet, qui eam palam deferet ad Altare, et sine oratione et jura- 
mento in patenam ponet, et per eam in calicem mittet. 

69. Si vero aliqui Cardinales infirmi sint in suis cellis, tres Car- 
dinales Infirmarii, ut supra extracti, ad cos accedent cum capsula alti- 
tudine unius palmi, in cujus superiori parte sit rima, seu foramen, 
ejus magnitudinis, ut per illud schedula complicata possit per suam 
latitudinem intus capsulam transmitti; quam capsulam antequam Scru- 
tatores Infirmariis tradant, palam aperient, ut ceteri Cardinales possint 
eam inanem et vacuam conspicere, deinde claudent, et clavem ponent 
super Altare; deinde Infirmarii cum capsula clausa et cum parvo disco 
sufficientes schedulas continentes, ad unumquemque eorem accedent; 
et infirmi acceptas ex disco schedulas secrete scribent, obsignabunt et 
complicabunt, et praevio jam dicto juramento in capsulam per rimam 
mittent; quod si infirmi seribere non possint, sive aliquis ex tribus 
Cardinalibus Infirmariis, sive alius ex ordine tamen clericali, eorum 
arbitrio deligendus, praestito de secreto servando in manibus Infirma- 
rioram juramento, praedicta faciet: atque hi advertere debent quod non 
solum juramenti vinculo tenentur servare secretum, sed etiam in ex- 
communicationem latae sententiae si contrafecerint incurrent. His per- 
actis, Infirmarii ad Cappellam revertentur cum capsula, quam Scruta- 
tores aperient, et schedulas in ea contentas palam numerabunt: et tot 
repertas, quot sunt infirmi, ponent singillatim in patenam, et per pa- 
tenam simul omnes in calicem. 

Ne autem nimis in longum protrahatur scrutinii actio, Infirmarii 
poterunt proprias schedulas post Decanum conficere et in calicem po- 
nere, 'deinde dum ceteri Cardinales scrutinium agunt, ad infirmos per- 
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gere ad accipienda eorum suffragia eo modo, quo proxime ante dic- 
tum est. 

70. Quartus actus scrutinii est schedularum permixtio, quae fiet 
per primum Scutatorem, calice in quo ipsae schedulae positae fuerunt, 
patena cooperto, pluries agitato. 

71. Quintus actus est numeratio schedularum, quae palam fiet per 
ultimum Scrutatorem, capiendo singillatim unamquamque schedulam 
ex calice, eamque ponendo in alium, qui ad hoc paratus sit, calicem 
vacuum. @uod si numerus schedularum non respondeat numero Uar- 
dinalium, omnes comburendae sunt, et iterum, id est secunda vice, ad 
suffragia statim est deveniendum. Si vero numerus schedularum nu- 
mero Cardinalium respondeat, prosequendi sunt alii actus scrutinii. 

72. Sextus actus est publicatio scrutiuii, quae per Scrutatores, qui 
sedent ad mensam ante Altare positam, fiet hoc modo. Primus Scru- 
tator accipiet unam schedulam, eamque intactis sigillis explicabit, et 
viso 1a ea schedula electi nomine, eam tradet secundo Scrutatori, qui 
pariter, eodem electi nomine perspecto, eamdeın tradet tertio, qui illam 
alta et intelligibili voce perleget, ut omnes Cardinales praesentes no- 
tare possint suffragium in folio impresso, quod penes se habebunt cum 
nominibus omnium Cardinalium: notabit autem juxta nomen Cardinalis 
ex schedula recitati. Idem faciendum erit de ceteris schedulis in ca- 
lice positis, usque ad ultimam. | 

Quod si in scerutinii publicatione inveniant Scrutatores duas sche- 
dulas ita complicatas ut ab uno tantum datas fuisse appareat, si qui- 
dem unus et idem in utraque electus fuerit, schedulae praedictae habe- 
buntur et notabuntur pro uno suffragio, si vero diversi fuerint nomi- 
nati, neutrum suffragium validum erit; scrutinium tamen neutro casu 
vitiatur. Ceterum suffragia praedicta, finita scrutinii publicatione, a 
Scerutatoribus juxta nomina Cardinalium, qui ea obtinuerunt, in unam 
summam redigentur, vel in separato folio notabuntur, hoc modo: Re- 
verendissimus D. Cardinalis A habet suffragia 20, et Reverendissimus 
D. Cardinalis B habet suffragia 15, et sic de aliis; quod fit ne Car- 
dinales, cum opus est, cogantur semper numerare suffragia, quae juxta 
nomina Cardinalium notarunt. 

73. Septimus actus scrutinii est schedularum in filum insertio, quae 
ut schedulae ipsae cautius conservari possint excogitata fuit. Haec 
autem insertio fiet per ultimum Scrutatorem, inserendo schedulam unam- 
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quamque, postquam eam perlegerit, acu cum fillo ad hunc effectum 
parato, in loco, ubi est verbum Eligo. 

74. Octavus et postremus scrutinii actus est depositio schedula- 
rum seorsum, quae similiter fiet per ultimum Scrutatorem, qui finita 
insertione omnium schedularum in filum, capita fili nodo junget, et 
schedulas omnes ita colligatas in alium calicem vacuum, vel in mensa 
seorsum ponet. 

75. Sequitur tertia et postrema actio, quae postscrutinium appel- 
lata fuit, cujus actus tres sunt, videlicet: numeratio suffragiorum, eorum 
recognito, et schedularum combustio. Primus itaque actus est nume- 
ratio suffragiorum, quae fiet per Scerutatores semper, sive secuta sit 
electio, sive non: et si quidem secuta non sit electio, ut sciatur, quod 
in eo scrutinio non habetur Papa; si vero secuta sit, ut constet de 
canonica Pontificis electione. Fiet autem haec numeratio suffragiorum 
hoc modo. Scrutatores in unam summam redigent suffragia, quae qui- 
libet nominatus in Pontificem obtinuit, et si invenerint nullum ex no- 
minatis ad duas tertias partes suffragiorum pervenisse, non habetur 
Papa in illo scrutinio; si vero invenerint aliquem ex nominatis duas 
tantum partes suffragiorum obtinuisse, aperient electi schedulam (quam 
ex sigillis et signis ab ipso electo hoc in casu manifestandis cognoscent), 
etiam in ea parte, in qua est nomen eligentis; et si quidem ex ea 
apparuerit electum alii suffragatum fuisse, electio ejus erit canonica; si 
vero constiterit sibi suffragium dedisse, ejus electio nulla erit ob defec- 
tum unius suffragii. 

Secundus actus postscrutinii est recognitio, quae per Recognitores, 
sive secuta sit electio, sive non, fiet inspiciendo tam schedulas scru- 
tinii, quam suffragiorum annotationes factas per Scrutatores, ut per 
hujusmodi recognitionem constare possit an Scrutatores sincere et 
fideliter muneri suo satisfecerint. 

Tertius, et postremus actus postscrutinii est combustio omnium 
schedularum, quae semper et palam per Scrutatores, adjuvantibus 
Magistris Caeremoniarum, fiet, ac statim post recognitionem, sive electio 
sit secuta, sive non. Si tamen secundum scrutinium, juxta ea quae, 
inferius praescribentur, peragendum sit, tunc combustio schedularum 
primi serutinii nonnisi in fine una cum schedulis secundi scrutiniüi 
facienda erit. 

76. In Praedecessorum, Nostrorum, ac praecipue Gregorii XV, 
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Constitutionibus ad expeditiorem electionem habendam statutum fuerat 
ut, scrutinio publicato, si electio per consensum duarum partium in eo 
facta non fuerit, statim antequam ad alios actus deveniretur, Uardinales 
possent, semel in quolibet scrutinio, accedere alicui ex illis, qui in 
eodem scrutinio saltem unum suffragium validum obtinuissent, dummodo 
is non esset, qui ab ipsomet Cardinali fuerat in scrutinio nominatus. 
Cum tamen hujusmodi forma accessus non parum esset ad exequendum 
difficilis, praesertim quoad ea, quae schedularum inspectionem, aperi- 
tionem et collationem spectabant, Nos et huic incommodo occurrere et 
nihilominus optatae electionis accelerationi nullimode officere cupientes, 
statuimus ac praescribimus ut loco ipsius accessus, semel tam mane 
quam vespere, post completum juxta huc usque exposita scrutinium, 
si quidem in eo secuta non sit electio, Cardinales statim ad novum 
scrutinium peragendum procedere debeant, in quo rursus suffragia sua 
ferant, iis, quae in primo scrutinio lata sunt, minime computatis. Vo- 
lumus autem ut in hoc secundo scrutinio iidem ac in primo ritus ser- 
ventur, ita tamen ut ÜOardinales non teneantur novum emittere jus- 
jurandum, neque novos eligere Scrutatores, Infirmarios et recognitores, 
sed quae in primo scrutinio quoad haec praestita sunt, sine renovatione 
valeant etiam pro secundo. 

77. Et haec omnia, quae de scrutinii ritibus sunt exposita, servanda 
erunt diligenter a Cardinalibus in omnibus serutiniis, quae singulis 
“diebus peragi debent mane post solitam Missam, et Hymnum Veni 
Creator Spiritus cum oratione de Spiritu Sancto, et prima quidem 
tantum die post Cardinalium sacram peractam Communionem; et post 
meridiem hora opportuna, pariter post Hymnum Veni Ureator Spiritus 
et orationem de Spiritu Sancto!. 

78. Quod si electio aliter celebrata fuerit, quam in scrutinio per 
secreta schedularum suffragia duarum ex tribus partibus Cardinalium 
in Conclavi praesentium, electi suffragio non computato; vel per viam 
compromissi ab omnibus Cardinalibus similiter in Conclavi praesentibus, 
nemine dissentiente, initi et ita ut nemo seipsum elegerit; vel quasi 
per inspirationem, nullo praecedente de persona speciali tractatu, om- 
nium pariter Cardinalium praesentium in Conclavi, communiter, nemine 
itidem dissentiente per verbum eligo intelligibili voce prolatum aut 


! Greg. XV Const. Aeterni Patris, $ 17. 
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scripto, si voce non potuerit, expressum; nulla sit et invalida eo ipso 
absque ulla declaratione, et ita electo nullum jus tribuat!. 
Caput VI. 
De iis, quae serranda vel ritanda sunt 
in eleclione Romani Pontificis. 

79. Simoniae crimen, tamı divino quam humano jure detestabile, 
ın electione Romani Pontificis omnino sicut reprobatum esse constat, 
ita et Nos reprobamus atque damnaınus?, hujusque eriminis reos poena 
excommunicationis latae sententiae innodamus; sublata tamen irritatione 
electionis simoniacae; quam Deus avertat, a Julio II (vel alio quali- 
cumque decreto pontificio) statuta, ut praetextus amputetur impugnandi 
valorem electionis Romani Pontificis. 

80. Item sub excommunicationis poena prohibemus ne quis, etiamsi 
Cardinalatus honore fulgeat, vivente Romano Pontifice et eo inconsulto, 
tractare de ipsius Successoris electione, aut aliquod suffragium polli- 
ceri, vel hac de causa privatis conventiculis factis aliquod suffragium 
polliceri, vel hac de causa privatis conventiculis factis aliquid deliberare 
et decernere praesumat?,. 

81. Quae autem in memorata Nostra Constitutione Commissum 
Nobis de eivili Veto seu Exelusiva, uti vocant, in electione Summi 
Pontificis ediximus et sanximus, hic omni ex parte atque integra reno- 
vantes, confirmata esse volumus. Wuamobrem iterum in virtute sanctae 
obedientiae, sub interininatione divini judicii et poena excommunica- 
tionis latae sententiae, omnes et singulos S. R. E. Cardinales tam 
praesentes quam futuros, pariterque Secretarium 8. Collegii Cardinalium 
aliosque omnes in Conclavi partem habentes, prohibemus ne, quovis 
praetextu, a quavis civili potestate munus recipiant Veto sive Exclu- 
sivam, etiam sub forma simplicis desiderii, proponendi, ipsumve hoc 
Veto, qualibet ratione sibi cognitum, patefaciat sive universo Oardi- 
nalitum Collegio simul congregato sive singulis purpuratis Patribus, 
sive scripto, sive ore, sive directo ac proxime, sive oblique ac per alios, 
sive ante Conclave sive ipso perdurante. Quam prohibitionem extendi 
volumus ad omnes interventus, intercessiones aliosque modos quoslibet, 


! Greg. XV Const, Aeterni Patris, $ 19. 

2 Julii II Const. Cum tam divino, XIX Kal. Febr. 1505. 

3 Symmachbus Papa in Synod. Rom. c. 2, D. 79, Pauli IV Const. Cum 
secundum Apostolum, XVII Kal. Januar, 1558. 
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quibus laicae potestates cujuslibet gradus et ordinis voluerint sese in 
Pontificis electione immiscere. 

82. Cardinales praeterea abstineant ab omnibus pactionibus, con- 
ventionibus, promissionibus aliisque quibuscumque obligationibus, quibus 
adstringi possint ad suffragium alicui vel aliquibus dandum vel non 
dandum; quae omnia et singula, si de facto intervenerint, etiam jura- 
mento adjecto, nulla et irrita, neque ad eorum observantiam quemquam 
teneri decernimus, et contra facientes ex nunc excommunicationis poena 
innodamus. Tractatus tamen pro electione habendos, Sede vacante vetare 
non intelligimus!. 

83. Pariter interdicimus ne Üardinales antequam ad electionem 
deveniant, capitula conficiant, seu quaedam communi consensu statuant, 
ad quorum observantiam sese adstringant, siad pontificatum assumantur ; 
quae item, si de facto intervenerint, etiam juramento adjecto, nulla 
et irrita declaramus ’. 

84. Jisdem denique, quibus Decessores Nostri, vocibus, S. R. E. 
Cardinales vehementer hortamur ut in eligendo Pontifice, nulla pro- 
pensione animi vel aversione ducti, nullius inclinati gratia aut obsequio, 
non intercessione in saeculo potentium, non vi vel metu, vel aura 
populari moti, sed unice Dei gloriam et Ecclesiae bonum prae oculis 
habentes, in eum sua vota conferant, quem universali Ecclesiae fructuose 
utiliterque gubernandae prae ceteris idoneum in Domino judicaverint. 

85. Cum vero fideles non tam humanae industriae subsidiis, etsi 
sollicitae, inniti debeant, quam in humilis devotaeque orationis instan- 
tia sperare, huic adjicimus sanctioni, ut in omnibus civitatibus, cete- 
risque locis saltem insignioribus, ubi primum de Pontificis obitu nun- 
cium pervenerit, a Clero et populo, solemnibus pro eo exsequiis celebratis, 
singulis diebus (donec Romanae Ecclesiae de suo Pastore fuerit provi- 
sum) humiles assiduaeque preces fundantur ad Dominum, ut Ipse, qui 
concordiam facit in sublimibus suis, sic efficiat eorumdem Cardinalium 


! Greg. X, cap. 3 Ubi periculum, $ 4 de elect. I, 6, in Sext.; Pii IV 
Const. In eligendis, $ 26; Greg. XV Const. Aeterni Patris, $ 18. 

2 Pii IV Const. In eligendis, $ 3; Greg. XV Const. Aeterni Patris, $ 18. 

® Greg. X, cap. 3 Ubi periculum, $8 4, de elect. 1, 6 in Sext.; Pii IV Const. 
In eligendis, $ 26; Greg. XV Const. Aeterni Patris, $ 23; Clem. XII Const. 
Apostolatus officium, $ 5; Pii IV Const. Licet per Apostolicas, VI Idus 
Septembr. 1874; Leonis XIII Const. Praedecessores Nostri; Pii X Const. 
Commissum Nobis. 
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corda in eligendo concordia, ut provisio celeris, unanimis et utilis 
(prout animarum salus exigit, et totius orbis requirit utilitas) ex ipsorum 
unanimitate sequatur. Et ne tam salubre praesentis sanctionis edicetum, 
ignorantiae negligi praetextu contingat, praecipimus ut Patriarchae, 
Archiepiscopi, Episcopi, et alii Ecclesiarum Praelati, ceterique, quibus 
offieium est enuntiare verbum Dei, Clerum et populum, propter hoc 
specialiter frequentius congregandos, in suis sermonibus ad supplicum 
precum suffragia pro celeri et felici exitu tanti negotii frequentanda 
solerter excitent, et ipsis eadem auctoritate non solum orationum fre- 
quentiam, sed observantiam (prout eircumstantiae pensandae suaserint) 
jJejuniorum hortentur!. 

86. Electum vero haeredem et Successorem Nostrum rogamus, ne 
muneris arduitate deterritus ab eodem subeundo se retrahat, at potius 
divinae voluntatis consilio humiliter se subjieciat: nam Deus qui imponit 
onus, manum etiam Ipse supponet, ne ei ferendo sit impar; is enim 
qui oneris est auctor, Ipse est administrationis adjutor; et ne sub 
magnitudine gratiae succumbat infirmus, dabit virtutenm qui contulit 
dignitatem °. 

Caput VII. 
De acceplalione et proclamalione electionis, 

nec non de consecralione et coronalione novi Pontificis. 

897. Post electionem canonice factam consensus electi per Cardina- 
lem Decanum nomine totius S. Collegii requiratur?. 

88. Hoc consensu praestito intra terminum, quatenus opus sit, 
prudenti arbitrio Cardinalium per majorem votorum numerum deter- 
minandum, illico electus est verus Papa, atque actu plenam absolutam- 
que jurisdictionem supra totum orbem acquirit et exercere potest. Hinc, 
si quis litteras super negotiis quibuscumque confectas, quae a Romano 
Pontificae ante coronationem suam emanaverint, audeat impugnare, ex- 
communicationis sententia innodamus*®. 

89. Deinde populo expectanti novus Romanus Pontifex a Priore 


Diaconorum publicatur. 


! Greg. X, cap. 3 Ubi periculum, $ 5, de elect. I, 6, in Sext. 

? Leonis XIIl, Const. Praedecessores Nostri. 

® Caeremoniale Rom., lib. I, tit. I, De Conclavi et Electione Papae, $ 34. 
* Clem. X, cap. 4, De sent. excomm., V, 10 in Extravag. comm. 
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90. Quod si electus nondum sit Presbyter vel Episcopus, a Decano 
Collegii Cardinalium ordinabitur et consecrabitur!, 

91. Tandem per Decanum Cardinalem Diaconum coronatur ?. 

Haec igitur, tota rei causa graviter considerata, atque etiam De- 
cessorum Nostrorum exemplis permoti, statuimus et praescribimus, 
decernentes praesentes has Litteras et in eis contenta quaecumque, 
etiam ex eo quod quilibet in praemissis jus vel interesse habentes, vel 
habere praetendentes quomodolibet illis non consenserint, nec ad ea 
vocati sive auditi fuerint, aut ex quibuslibet aliis causis, impugnari 
minime posse, sed easdem semper ac perpetuo firmas, validas et effi- 
caces existere et fore, suosque plenarios et integros effectus sortiri et 
obtinere, ac iis ad quos spectat et pro tempore spectabit suffragarı, 
et ab eis respective et inviolabiliter observari debere, ac irritum et 
inane, si secus super his a quocumque, quavis auctoritate, scienter vel 
ignoranter, contigerit attentari. 

Volumus etiam Nostras has Litteras legi coram omnibus in primis 
Congregationibus post obitum Pontificis haberi solitis, ut supra (n. 11, a): 
rursus post ingressum in Conclave, ut supra (n. 45); item cum quis 
ad purpurae honorem fuerit evectus, interposito sacramento de religiose 
retinendis iis, quae in praesenti Constitutione decreta sunt. 

Non obstantibus, quatenus opus sit, per Romanos Pontifices Prae- 
decessores Nostros editis Constitutionibus et ordinationibus Apostolicis, 
quas onınes et singulas abrogatas, ut supra, declaramus, ceterisque 
etiam individua ac specialissima mentione et derogatione dignis con- 
trariis quibuscumque. 

Nulli ergo hominum liceat hanc paginam Nostrae constitutionis, 
ordinationis, abrogationis, mandati, innodationis, admonitionis, inhi- 
bitionis, praecepti, voluntatis infringere, vel ei ausu temerario contraire. 
Si quis autem hoc attentare praesumpserit, indignationem omnipotentis 
Dei, et beatorum Petri et Pauli Apostolorum ejus se noverit in- 
cursurum. 

Datum Romae apud Sanctum Petrum anno Incarnationis Domi- 
nicae millesimo nongentesimo quarto, die vigesima quinta Decembris, 


! Gaerem. Rom., lib. I, tit. II, De ordin. et consecrat. novi Pontificis, 
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Christo Jesu in terris nascenti sacra, Pontificatus Nostri anno secundo. 
PIUS P. X. 
18. Pius X. Constitutio de civili Veto seu Exclusiva uti vocant 
in electione Summi pontificis s. 201, 1894. 
PIUS EPISCOPUS 
servus servorum dei 
Ad perpeluam rei memoriam. 

Commissum Nobis, Deo sic disponente, universae Ecclesiae regendae 
munus serio admonet ut pro viribus caveamus, ne ex alienae potestatis 
incursu ea libertas quidquam detrimenti capiat, qua Christus in com- 
mune bonum ipsam donavit, quamque tot Evangelii praecones, tot sanc- 
_tissimi antistites, tot illustres Decessores Nostri verbo, scriptis, effuso 
etiam sanguine propugnarunt. Quorum exemplis et auctoritate permoti, 
ubi primum hanc Petri Cathedram, licet impares, ascendimus, Aposto- 
liei offieii Nostri esse duximus in id maxime incumbere, ut vita Ec- 
clesiae libere omnino explicetur, omni externo interventu remoto, prout 
ipsam evolvi divinus Institutor voluit, atque excelsa ejus missio om- 
nino requirit. 

Jam, si qua est in Ecclesiae vita functio quae hujusmodi liber- 
tatem postulet maxime, illa profecto censenda talis, quae in Romani 
Pontificis electione versatur; siquidem salus, non unius membri, sed 
totius corporis agitur, cum de capite consulitur!, 

Huic plenae libertati in Summo Pastore eligendo opponitur in 
primis ceivile illud Veto, a supremis nonnularum civitatum rectoribus 
haud semel prolatum, quo tentatur aditum ad Supremum Pontificatum 
alicui praecludere. Id si aliquoties accidit, Apostolicae tamen Sedi 
probatum est nunquam. Quin etiam Romani Pontifices, in iis quae de 
habendo Conclavi constituerunt, nihil paene majore contentione studiove 
conati sunt, quam ut externae cujusvis potestatis interventum a sacro 
Cardinalium Senatu ad Pontificem eligendum vocato propulsarent. 
Rem plane declarant Constitutiones In eligendis Pii IV; Aeterni Patris 
Gregori XV; Apostolatus offieium Clementis XII; in primisque 
Pii IX, In hac sublimi; Licet per Apostolicas et Consulturi. 

Verum, quandoquidem et experientia docuerit, hactenus constituta 
ad impediendum civile Veto, seu Exclusivam non ita votis respondisse, 


! Greg. XV Constit. Aeterni Patris in prooem. 
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et ob mutata temporum adjuncta hujusmodi civilis potestatis immixtio 
nostra aetate multo videatur magis omni rationis et aequitatis funda- 
mento destituta, ideirco Nos, pro Apostolico Nobis commisso munere, 
et Praedecessorum Nostrorum vestigiis inhaerentes, re mature delibe- 
rata, certa scientia et proprio motu, civile Veto, sive Exclusivam, quam 
dieunt, etiam sub forma simplieis desiderii, itemque omnes interventus, 
intercessiones quaslibet omnino reprobamus, edicentes licere nemini, 
ne supremis quidem civitatum moderatoribus, quovis praetextu se inter- 
ponere aut ingerere in gravi negotio electionis Romani Pontificis. 

Quamobrem in virtute sanctae obedientiae, sub interminatione di- 
vini judicii et poena excommunicationis latae sententiae speciali modo 
reservatae futuro Pontifici, omnes et singulos S. R. E. Cardinales, tam 
praesentes quam futuros, pariterque Secretarium S. Oollegii Cardinalium 
aliosque omnes in ÜOonclavi partem habentes, prohibemus, ne, quovis 
praetextu, a quavis civili potestate munus recipiant Veto sive Exclu- 
sivam, etiam sub forma simplicis desiderii, proponendi, ipsumve hoc 
Veto, qualibet ratione sibi cognitum, patefaciant sive universo Cardi- 
nalium Üollegio simul congregato, sive singulis purpuratis Patribus 
sive scripto, sive ore, sive directe ac proxime, sive oblique ac per alios. 
Quam prohibitionem extendi volumus ad memoratos omnes interventus, 
intercessiones aliosque modos quoslibet, quibus laicae potestates cujus- 
libet gradus et ordinis voluerint sese in Pontifieis electione immiscere. 

Iisdem denique, quibus Decessores Nostri, vocibus, S. R. E. Car- 
dinalis vehementer hortamur, ut in eligendo Pontifice, Prineipum sae- 
ceularium intercessionibus ceterisgue mundanis respectibus minime 
attentis!, sed unice Dei gloriam et Ecclesiae bonum prae oculis habentes, 
in eum sua vota conferant quem universali Ecclesiae fructuose utiliter- 
que gubernandae prae ceteris idoneum in Domino judicaverint. Volumus 
etiam Nostras has Litteras una cum aliis id genus Constitutionibus 
legi coram omnibus in prima Üongregatione post obitum Pontifieis 
haberi solita; rursus post ingressum in Conclave: item cum quis ad 
purpurae honorem fuerit evectus, interposito sacramento de religiose 
retinendis iis, quae in praesenti Uonstitutione decreta sunt. 

Contrariis quibuscumque, etiam speciali vel specialissima mentione 
dignis, minime obstantibus. 


ı Pii IV Constit. In eligendis, $ 26; Clem. XII Const. Apostolatus of- 
ficium, $ 5. 
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Nulli ergo hominum liceat hanc paginam Nostrae inhibitionis, 
mandati, declarationis, innodationis, voluntatis, admonitionis, hortatio- 
nis, praecepti infringere vel ei ausu temerario contraire. Si quis autem 
hoc attentare praesumpserit, indignationem Omnipotentis Dei, et Sanc- 
torum Petri et Pauli Apostolorum Ejus se noverit incursurum. 

Datum Romae apud Sanctum Petrum anno Incarnationis Domi- 
nicae millesimo nongentesimo quarto, di 20 Januarii, Pontificatus Nostri 
anno primo. 


PIUS PP. X. 


19. Leo XIII., Constitutio de iis quae pro casuum varietate in 
electione romanorum Pontificum servari debent v. 24./3. 1882. 


LEO EPISCOPUS 


servus servorum Dei 


Ad perpeluam rei memoriam. 


Praedecessores Nostri pro supremi Apostolatus officio sollicita 
cura et singulari studio continenter prospexerunt, ut Romanorum Ponti- 
ficum electiones, a quibus pax, unitas et status Ecclesiae tantopere 
pendet, ordinatim et regulariter fierent; et plura pro temporum ad- 
junctis, ut eae celeriter, libere et expedite ad exitum deducerentur, 
sapienter invenerunt et decreverunt. Haec autem sollicitudo et vigilans 
eorum cura praecipue enituit cum bellorum motus, aut perturbati rerum 
publicarum ordines suspicionem injicerent, ne quae pro Romano Ponti- 
fice eligendo sacra comitia haberi deberent, vel per apertam vim libertate 
destituerentur, vel alia quavis ratione electio deturbaretur, aut distine- 
retur, aut alia eidem expediendae impedimenta objicerentur. Siquidem 
tune consentaneum visum dijudicatumque est impendenti malo extra- 
ordinariis occurrere remediis, quae adjunctorum gravitas e re magis 
esse suaderet, ut pericula propulsarentur, quibus pax et unitas ipsa 
Ecclesiae in discrimen adducebatur. Hujus vero peculiaris sollieitudinis 
monumenta praecipue suppetunt Romani Pontifices, qui inde a superiore 
saeculo Ecclesiae clavem tenuere in tam misera rerum conversione ac 
perturbatione, qua haec praesertim Apostolica Sedes oppugnata est, 
tum hostilium copiarum irruptione, tum internarum seditionum motibus, 
tum etiam usurpatione civilis principatus, qui ad liberum et indepen- 
dens spirituale Exclesiae regimen, Deo sic providente, constitutus fuit ; 
quo tempore Sanctae Romanae Ecclesiae Cardinales aut Urbe expulsi, 


Päpstliche Aktenstücke. Sprüche römischer Behörden. 461 


aut in diversa loca deportati sunt; ipsi autem Romani Pontifices 
impio ausu a propria sede abrepti, in exilium acti, aut etiam in car- 
cerem detrusi ac detenti sunt. Ipsi enim quamvis tot tantisque jacta- 
rentur tempestatum fluctibus, nihil tamen antiquius habuere, quam ut 
futuri Pontifieis electionem in tuto ponerent, tum iis quae in eam rem 
Romanorum Pontificum COonstitutionibus sancita aut consuetudinibus 
invecta fuerant opportune derogando, cum alia pro rerum adjunctis 
sapienter constituendo quibus electio celerius et facilius expediri ab- 
solvique posset. 

At vero ut pro sua aetate Praedecessores Nostri, ita Nos immo 
vero eo magis devinctos et obstrictos ipsi sentimus debito consulendi 
certae et expeditae Successoris Nostri electioni, quo saeviores perspicimus 
ingruere adversus Christi Ecclesiam tempestatum aestus et acriores 
hostium in dies experimur conatus et impetus adversus hanc Sanctam 
Sedem; quo magis sub deque omnia versa et perturbatos videmus 
publicos rerum ordines, ita ut anxius haereat animus et pavida mens 
incerta maneat quid demum futura tempora portendant. Quamvis itaque 
Dei promissionibus confisi, eujus in humilitate cordis Nostri nunquam 
desistimus implorare opem, certa fulciamur spe fore ut etiam in prae- 
senti discrimine suo omnipotenti praesidio Ecclesiae Sponsae suae Ipse 
adsit; nihilominus perpendentes hinc caducum et labilem humanae vitae 
fluxum, inde autem multiplices obices qui aut electioni Nostri Succes- 
soris intercedere, aut eidem moram afferre queant, sive Nos supremum 
diem hie Romae claudere contingat in eadem in qua nunc versamur 
conditione, sub hostili dominatione constitutos et undique innumeris 
impeditos insidiis; sive tum Nobis tum Sacro ÜOardinalium Collegio 
graviora adhuc experiri ac perpeti accidat: sive demum exilii iter 
arripere cogamur, ibique ex mortalis hujus vitae aerumnis ad aeternam 
pacem Nos vocare Deo libuerit; conveniens et necessarium judicavimus 
ea constituere quae pro casuum varietate, quibus praevertere humano 
consilio licuit, in electione Nostri Successoris servari deberent. Inhae- 
rentes itaque Praedecessorum Nostrorum vestigiis, implorato prius 
coelesti lumine et exquisito consilio peculiaris Congregationis Sanctae 
Romanae Ecclesiae Cardinalium, certa scientia et proprio motu de 
plenitudine Apostolicae potestatis haec quae sequuntur decernimus. 

Jus jamdiu firmatum et praescriptum eligendi Romanum Pontificem 
Successorem Nostrum ad Sancta Romanae Ecclesiae Cardinales unice 


462 Aktenstücke. 


et privative pertinere declaramus et edicimus et, quatenus opus sit, 
hac Nostra Constitutione approbamus et confirmamus, excluso prorsus 
atque remoto quolibet cujuspiam alterius ecclesiasticae dignitatis, aut 
laicae potestatis cujuslibet gradus et ordinis interventu, quovisquaesito 
colore aut praetextu, etiam supplendi munus et vices Cardinalium, 
casu quo iidem per orbem dispersi aut deportati aut alio quolibet 
obstaculo praepediantur comitia habere pro canonica Successoris Nostri 
electione. Quam in rem Constitutionem f. r. Pii IX Decessoris Nostri 
quae incipit Cum Romanis Pontificibus die IV Decembris MDCCCLXIX 
datam confirmamus et renovamus. Ut autem magis adhuc cautum sit, 
ne alienus quis electioni quamvis extrinsece tantum sese interponat et 
immisceat, nominatim derogamus Constitutionibus Gregorü X in Uon- 
cilio Lugdunensi Ubi periculum, Clementis V in Concilio Viennensi 
Ne romani et Pii IV In eligendis pro ea parte qua civilibus aut poli- 
tiecis magistratibus civitatis, in qua Romani Pontificis electio sit cele- 
branda, vel etiam Praelatis, Rectoribus, Officialibus Urbis, Principum 
Öratoribus aliis quibusvis potestatem tribuunt, ut praescriptiones pro 
electione praefata faciant observari. 

Derogomus etiam iis regulis et praescriptionibus quae per Apos- 
tolicas Romanorum Pontificum Constitutiones, etiam in Generalibus 
Conciliis editas, aut alioquin speciali mentione dignas, praefinitae sunt 
circa electionis tempus et locum, circa Üonclave ejusque clausuram 
aliasque minoris momenti res, ut sunt sollemnitates et caeremoniae 
quae adhiberi consueverunt, nominatim circa custodiam Conclavis, circa 
suppeditationem rerum ad vietum aliosque vitae usus pertinentium, 
item circa personarum, quas in Conclave suscipi oporteat, qualitates et 
numerum, qui tamen consuetum non excedat, aliaque hujusmodi; quas 
utrum omnes vel aliquas servari aut missas fieri oporteat, quod major 
pars congregatorum Cardinalium suffragium tulerit, jus erit. Majoris 
item partis congregatorum ÜOardinalium erit decernere utrum, nulla 
interjecta mora, et ante nonum a Nostro obitu diem electio celebrari, 
aut etiam si publicae rei status perturbatio, vel alia gravis causa inter- 
cedat, comitiorum tempus in longius protrahi oporteat; quo postremo 
in casu penes eosdein Cardinales erit pari modo potestas leges circa 
clausuram Conclavis aliasque praescriptiones, ut supra, moderandi aut 
etiam relaxandi. Qua ex re Cardinales omnes a jurisjurandi religione, 
qua supradictas Praedecessorum Nostrorum Constitutiones servare pro- 
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mittunt, absolvimus et absolutos fore declaramus, non solum in supra- 
dietis illarum praescriptionibus ad comitiorum tempus et locum atque 
ad Conclave ejusque clausuram spectantibus, verum etiam in aliis mi- 
noris momenti caeremoniis et sollemnitatibus, si quae harum observatio 
rei exitum retardare possit. In ceteris taınen quae celeri, quam summo- 
pere optamus, novi Pontificis electioni non officiant, maxime autem in 
rebus cum clausula electionem aliter factam irritante praescriptis praeter 
ea scilicet quibus a Nobis derogatum est, Constitutiones ipsas obser- 
vandas mandamus. 

Etsi vero amplam illam facultatem Collegio Cardinalium concesse- 
rimus, praesertim quod tempus et locum electionis futuri Romani 
Pontifieis, nihil tamen innovatum esse declaramus, sive quantum ad 
generalem canonum sanctionem, ne Sede vacante aliquid innovetur; 
sive quantum ad speciales Constitutiones quibus cautum est, ne in 
Collegium Cardinalium ea potestas et jurisdietio transeat, quae ad 
Pontificem dum viveret pertinebat; ne Collegium de juribus Sedis 
Apostolicae Romanaeque Ecclesiae quomodolibet disponere valeat, neque 
in quopiam juribus ejusdem sive directe detrahere attentet, sive in- 
directe per conniventiae speciem, seu per dissimulationem facinorum 
adversus ea jura perpetratorum, attentare videatur, immo omnium 
virium contentione eadem custodire et defendere debeat. 

Dum autem ad propositum finem expeditius assequendum, mate- 
rialem Conclavis seu loci clausuram relaxari permittimus, obligationem 
tamen secreti servandi in ıis omnibus, quae ad electionem Romani 
Pontificis pertinent, et in iis quae in Üonclavi, seu in loco electionis 
aguntur, haudquaquam relaxamus. Itaque eo modo et forma, ac sub 
poenis a Decessorum Nostrorum Constitutionibus indictis, praecipimus 
iterum et mandamus, ut secretum istud accuratissime servetur atque 
ab aliis servari curetur, et quidem eo cautius et arctius, quo gravior 
se prodit temporum difficnltas. 

Quolibet item loco et quibusvis in adjunctis electionem celebrari 
contigerit, non aliter legitima et valida ea erit, quam si numerus Car- 
dinalium, qui ad eam convenerint, dimidium Cardinalium omnium pro 
tempore existentium, plus uno saltem, excedat; quem tamen numerum 
si deinceps minui accidat, sive aliquem ex Uardinalibus, qui ad comitia 
convenerint, mors praeveniat, aut morbus opprimat, sive alia qualibet 
ex causa impedimento, id minime esse debebit, quominus Cardinales 
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reliqui inceptum opus prosequi et electionem legitime et valide absol- 
vere queant. Electum vero legitimum Beati Petri Successorem et Nostrum 
verumque Romanum Pontificem agnosci haberique decernimus in quem 
secretis per schedulas suffragiis duae ex tribus congregatorum Cardi- 
nalium partes in scrutinio, sive in scrutinio et accessu convenerint; 
sin autem per inspirationem vel per compromissum electio fiat, eadem 
per Oardinales, ut supra, congregatos, servata consueta forma canonica, 
perfici debebit. | 

His universim praestitutis quae in Nostri Successoris, electione, 
quovis loco et quibusvis in adjunctis eadem celebratur servari opporteat, 
necessarium duximus quaedam speciatim adjicere quae pro casuum qui 
occurant varietate servari debeant. Mandamus itaque et decernimus, 
sı Nos in hac Urbe Roma vita fungi accidat, ut Cardinales, qui tum 
praesentes in Curia erunt, vix dum Nos diem contigerit clausisse supre- 
mum, antequam vel ipsae exequiae in suffragium animae Nostrae 
persolvantur (aliis Cardinalibus etiam de latere Legatis aut ex alia qua- 
libet causa, etiam cum venia vel mandato Nostro absentibus, per prae- 
scriptum decem dierum spatium minime expectatis) hujus Urbis, ac verum 
temporum circumstantiis serio perpensis, deliberent an in eadem Urbe, 
vel extra eam comitia pro novo Pontifice eligendo haberi debeant. Ea 
autem deliberatio plenum effectum sortiatur in quam major Cardinalium 
tunc praesentium pars consenserite Quod si Cardinalibus congregatis 
insuper visum fuerit, nulla interjecta mora, novi Pontificis electionem 
exitum adduci praesente, ut aiunt, cadavere liberum erit, servatis quae 
servanda supra praecipimus, electionem novi Pontificis vel in primo 
ipso conventu perficere. Insuper, ut omnis amoveatur cunctationis et 
perturbationum occasio, quoad Pontificis exequias praecipimus, consuetum 
praetermitti apparatum a Constitutionibus et consuetudine invectum, 
easque a Cardinalibus peragi modesto ritu ac forma in Palatii Vaticani 
Cappella, si Nos extremum diem ibi claudere contigerit. Volumus tamen 
omnino et mandamus, si Cardinales comitia pro electione hic in Urbe 
aut alibi in Italia habenda esse duxerint, ut in casu cujusvis injuriae 
Conclavis loco vel personis illatae, quae majoris partis congregatorum 
Cardinalium judicio electioni libertatem adimat, omne illico abrumpatur 
electionis incoeptum, comitia dissolvantur et ad tutiorem sedem trans- 
ferantur extra Italiam. Demum animo perpendentes afflictum statum 
in quem res Sanctae sedis adductae sunt hostilis dominationis causa, 
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sub qua ejusdem civilis principatus et ipsa haec Urbs Roma constituta 
reperitur, ne vacationis tempore dignitas et rationes ejusdem Sanctae 
hujus Sedis adhuc detrimenta ulterius capiant, et etiam ut Sacro 
Cardinalium Collegio certa suppetat via qua trieis et difficultatibus, 
quas casus ferat, sese expedire queat, peculiari Instructione, quam huic 
Constitutioni adjicimus, normam et regulam praefinire sategimus, ad 
cujus praescriptum se conformare, prout casus tulerit, Cardinales debeant. 

Cum autem ea sit temporum iniquitas, ut merito timendum sit, 
ne invalescens hostium nostrorum in dies oppressio et audacia, vel 
in deterius ruens rerum publicarum status, Nos ex hac Urbe exula- 
tum abire cogat, vel etiam hinc abducamur vi, et extra Romanam ÜOu- 
rıam exinde mors Nos praeveniat; decernimus atque mandamus, ut in 
hoc casu ex eo extra Curiam loco, ubi Nos omnipotens Deus ex hac 
vita migrare voluerit, Cardinalis quicumque adsit, aut si pures erunt, 
eorum dignior, nempe non qui creatione, sed jure ceteris anteit, aut 
iis omnibus absentibus, Nuntius Apostolicus et, in ejus defectu, loci 
Ordinarius, aut Praelatus, vel alius quispiam ecclestiastica dignitate 
insignitus, quam celeriter de Pontificis morte Cardinalem Sacri Collegii 
Decanum aliosque Cardinales, de quorum sede sit edoctus, certiores 
faciat, ut statim ad comitia peragenda se praeparent. Cardinalis De- 
canus, vel ipso impedito, Cardinalis dignitate potior, vix dum hujus- 
modi nuncium acceperit, vel quovis alio modo Apostolicae Sedis vaca- 
tionem certo exploratam habuerit, una cum tribus antiquioribus Cardi- 
nalibus ex uno quoque ÖOrdine et cum Cardinali Sanctae Romanae 
Ecclesiae Camerario, si una simul erunt, vel, ipsis absentibus, cum aliis 
quibusvis Cardinalibus, vel demum ipse solus, si reliqui omnino absint, 
locum alicujus regionis quaecumque demum ea sit, eligant, qui ad 
habenda comitia magis opportunus videbitur. Hinc nulla interjecta 
mora, idem Cardinalis Decanus, vel, ipso impedito, alius Cardinalis, ut 
supra, ceteris Uardinalibus vacationem Sedis Apostolicae significet, 
eosque ad novi Pontificis electionem advocet, ac de loco certiores faciat 
in quo illam peragi deliberatum fuit. Omnibus autem Cardinalibus in 
virtute sanctae obedientiae praecipimus et mandamus, ut, nisi legitimo 
impedimento detenti fuerint, indictionis litteris obtemperare, atque ad 
locum eisdem designatum pro perficienda Pontificis electione statim se 
conferre debeant. Ceterum in quemcumque locum Cardinales, ut supra, 
convenerint, omnino legitima, canonica atque valida erit habenda novi 
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Pontificis electio, dummodo ea impleta fuerint quae ad validam elec- 
tionem efficiendam requiruntur, iis exceptis quibus Nos expresse dero- 
gavimus. Quae quidem omnia, proportione servata, etiam ad casum 
accomodari transferrique debebunt quo, quamvis Nos hic Romae accidat 
diem supremum obire, Sacro tamem Cardinalium Oollegio, invalescente 
seditionum publicaeque pertubationis tumultu, hostium oppressione et 
insectationibus hac illac per orbem violenter disperso, comitia pro 
novi Pontificis electione Romae haberi nequeant. 

Quoniam vero Christus Beatum Petrum dispensatione mirabili in 
dominam gentium Romam direxit, qui ibi, sicut doctrinae virtute 
sublimis emicuit, ita sanguinis gloriosa effusione decoratus conquiescit!, 
praecipimus et mandamus ut Cardinales in primo quem habituri fuerint 
generali conventu pro novi Pontificis electione jurejurando spondeant 
sese omne studium et omnem diligentiam collaturos ut Pontificia Sedes 
Romam restituatur, vix dum obices et impedimenta amota fuerint, quae 
ıllam alio tranferre coegerint. 

Etsi autem in bonam spem erigamur fore, ut Successor Noster 
melioribus fruatur temporibus et in suprema hac Petri Cathedra diu 
sedeat, tamen ut contrario etiam provideamus eventui, motu item pro- 
prio ac de Apostolicae potestatis plenitudine omnia quae in hisce 
litteris sancita et constituta sunt pro comitiis prima post mortem 
Nostram vice futuris, extendimus, ac pari modo decernimus pro altera 
electione post successoris Nostri obitum perficienda, si nimirum, nulla 
de his nova lege edita, Successor Noster decesserit. 

Si quae vero dubia exoriantur circa sensum praescriptionum, quae 
hac Nostra Constitutione continentur, vel etiam utrum, aut qua ratione 
ad usum et praxim eadem deduci debeat, sive super quocumque alio 
Nostrae hujus Constitutionis capite, edicimus et decernimus unice penes 
Sacrum Cardinalium Collegium potestatem esse super his ferre sen- 
tentiam; quam in rem ipsis Uardinalibus plenam tribuimus facultatem, 
qua hanc Nostram Constitutionem interpretrari ac dubia declarare valeant. 
Qua quidem in re, quemadmodum in reliquis, de quibus ad Nostrae 
hujus Constitutionis tramites, excepto ipso electionis actu, deliberare 
contingat, satis omnino erit, si major congregatorum Cardinalium pars, 
ut supra declaratum est, in eamdem sententiam consentiat. Mandamus 
autem ut hae Apostolicae Litterae voluntatis Nostrae testes quam- 
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primum post mortem Nostram, et, si per adjuncta liceat, ipso etiam 
obitus Nostri die, in prima generali praesentium Cardinalium Con- 
gregatione e vestigio et extra ordinem indicenda, per integrum reci- 
tentur. Id autem impedimento minime erit quominus antea, si per 
tempus licuerit, nec aliae intercedant difficultates, earumdem lectio 
peragatur in Congregatione Capitum Ordinum, quam haec locum habebit. 

Nos interim Deo et Patri per Unigenitum Filium ejus Jesum 
Christum redemptorem hominum animam Nostram commendantes, ut 
ex hujus vitae aerumnis erectam in caelestem patriam suscipiat, Vene- 
rabiles Fratres Nostros Sanctae Romanae Ecclesiae Cardinales, quibus, 
Nobis corpore solutis erit vita superstes, ver viscera misericordiae Jesu 
Christi obsecramus et obtestamur, ut mutua animorum concordia et 
voluntatum conspiratione in hoc omnia sua studia, omnia consilia con- 
ferant, ne Petri Navis tot tantisque jactata fluctibus gubernatore diu 
careat. Oogitent animoque perpendant, vacante Apostolica Sede, tunc 
maxime nutare Ecclesiae statum; nam si gregi pastoris cura defuerit, 
facile laqueos insidiatoris occeurrit!. Cogitent Ecclesiae hostibus vix 
quidpiam optabilius et opportunius accidere posse, quam Romani Pon- 
tificis electionem in longius distrahi, aut etiam perturbari. Nam si 
Papa Urbis vocatur in dubium, Episcopatus jam videbitur, non Epis- 
copus vacillare2. Iterum vero obsecramus et obtestamur Fratres Nostros 
Cardinales, ut nulla propensione animi vel aversione commoti, nullius 
inclinati gratia aut obsequio, non intercessione in saeculo potentium 
moti, sed unice Dei gloriam et Ecclesiae bonum prae oculis habentes, 
in eum sua vota conferant quem animi praestantia et religionis zelo 
eminere prospexerint, quique mysticae Navis fortiter sapienterque 
clavum regere et ingruentium hostium impetus frangere sit potens; 
alioquin sciant distrietissimo Dei judicio poenas laturos, si sua culpa 
et negligentia in tanto rerum discrimine et celeri et optima novi Ponti- 
ficis electione afflicto Ecclesiae statui consulere neglexerint. Electum 
vero haeredem et Successorem Nostrum, cui toto cordis affectu precamur 
a Domino, ut locum nostrum felicius occupet, rogamus ne muneris 
arduitate deterritus ab eodem subeundo se retrahat, at potius divinae 
voluntatis consilio humiliter se subjicit, nam Deus qui imponit onus 
manum etiam Ipse supponet, ne ei ferendo sit impar; is enim qui oneris 
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est auctor, Ipse est administrationis adjutor; et ne sub magnitudine 
gratiae succumbat infirmus, dabit virtutem qui contulit dignitatem!. 

Haec igitur periculis nostrorum temporum totaque rei causa gra- 
viter considerata, ac etiam Decessorum Nostrorum Pii VJ, Pii VII, 
Gregorii XVI et Pii IX exemplis permoti statuimus, praescribimus, 
indulgemus, decernentes praesentes Litteras et in eis contenta quae- 
cumque, etiam ex eo quod quilibet in praemissis jus vel interesse 
habentes, seu habere praetendentes quomodolibet illis non consenserint, 
nec ad ea vocati sive auditi fuerint, aut ex quibuslibet aliis causis, 
impugnari minime posse sed easdem semper ac perpetuo firmas, validas 
et efficaces existere et fore, suosque plenarios et integros effectus sor- 
tiri et obtinere ac iis, ad quos spectat et pro tempore spectabit suffra- 
gari et ab eis respective et inviolabiliter observari debere, ac irritum 
et inane, si secus super his a quocumque quavis auctoritate, scienter 
vel ignoranter, contigerit attentari. Non obstantibus, quatenus opus sit, 
de jure quaesito non tollendo aliisque Nostris et Cancellariae Aposto- 
licae regulis, itemque tam per Alexandrum III, Gregorium X, Cle- 
mentem V, Pium IV, Gregorium XV, Clementem XII, aliosque Romanos 
Pontifices Praedecessores Nostros, quaım etiam per Nos de Romani 
Pontificis electione editis Constitutionibus et ordinationibus Apostolicis, 
quarum tenores praesentibus, tamquam plene et sufficienter ac de verbo 
ad verbum insertos habentes, iisdem omnibus et singulis ad praemis- 
sorum dumtaxat effectum, illis quoad reliqua in iis contenta in suo 
valore permansuris, latıssime et plenissime derogamus, ceterisque etiam 
individua ac specialissima mentione et derogatione dignis contrariis 
quibuscumque. Volumus insuper ut praesentium Litterarum transumptis 
seu exemplis etiam impressis, manu alicujus Notarii Apostolici sub- 
scriptis et sigillo munitis personae in ecclesiastica dignitate constitutae 
eadem prorsus fides habeatur quae ipsis praesentibus adhiberetur si 
forent exhibitae vel ostensae. Nulli ergo hominum liceat hanc paginam 
Nostrae permissionis, dispensationis, facultatis, ordinationis, decreti, 
mandati, voluntatis, derogationis infringere, vel ei ausu temerario con- 
traire. Si quis autem hoc attentare praesumpserit, indignationem Om- 
nipotentis Dei ac Beatorum Petri et Pauli Apostolorum ejus se noverit 
Incursurum. 

Datum Romae, apud S. Petrum, anno Incarnationis Dominicae 
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MDCCCLXXXII die XXIV Maii, Pontificatus Nostri Anno quinto. 
LEO PP. XII. 
INSTRUCTIO 
aSacro Cardinalium Collegio observanda vacante 
Sede Apostolica donecextraordinaria conditio per- 
duretinquanuncipsa versatur, 
(Versio latina.) 

1. Vacante Apostolica Sede, Sacrum Cardinalium Collegium eodenı 
modo se gerat quo se exhibuit eo ipso die quum Roma occupata est. 
Quapropter a) Cardinales sive singillatim, sive collective ab omni com- 
imunicatione cum quavis civili auctoritate abstineant: b) privato more 
se vestiant et incedant, veluti huc usque ab lis servatum est: c) sacra 
munera, quae eorum dignitatis sunt, haud publice obeant. 

2. Sacri Palatii Apostolici Praefectus Cardinalem S. R. E. Came- 
rarium opportune moneat ut ipse se ad Vaticauas Aedes conferat. 

3. Cardinalis Camerarius, statim ac ab eodem Sacri Palatii Apos- 
tolici Praefecto nuncium de Pontificis obitu acceperit, eo pergit ut 
summi imperii actu ipsius Palatii possessionem capiat, illudque nun- 
quam derelinquat, ibique omnes officii sui partes expleat. 

4. Cum Cardinalis Camerarius unica auctoritas sit quae legitime 
obitum Pontificis cognoscere possit, de obitu ipso authenticam attes- 
tationem exarabit. 

5. Sigilla aedibus privatis defuncti Pontificis unice a Uardinali 
Camerario apponentur, idque ad servanda jura tum Sanctae Sedis, 
quum cujuslibet privati hominis. Quaevis hujus praecepti violatio haberi 
debebit tamquam vis contra 8. ÜGollegii libertatem et summam Sanctae 
Romanae Ecclesiae potestatem illata. 

6. Idem Cardinalis Camerarius mortem Pontificis Cardinali Vica- 
rio significabit, ut hic de re Populum Romanum edoceat publico edicto, 
quo ipsemet Üardinalis Vicarius enunciabit rem sibi a legitima auc- 
toritate fuisse communicatam, scilicet a Cardinali S. R. E. Camerario, 
et justa funebria in Basilica Vaticana esse persolvenda a Capitulo 
S. Petri. 

7. Pariter opportune Sacri Palatiı Apostolici Praefectus moneat Sacri 
Collegii Cardinalem Decanum, qui collegas ad Vaticanas Aedes advocet. 

8. Cardinalis Decanus in hoc advocationis nuncio, quod ex Aedi- 
bus Vaticanis expresse dabitur, Sacro Collegio significabit ut accedant 
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Juxta praescripta articuli primi harum regularum. 

9. Statim ac Sancta Sedes vacaverit, illico Apostolici Palatii por- 
tae claudantur. Nemo ingredi poterit nisi ex venia Cardinalis Camerarii. 
Verum novendialibus peractis, exterior accessus ad Musaea et Biblio- 
thecam iterum pateat, ut omnes ea loca visitare possint, veluti huc 
usque factum est: claudatur tamen si S. Sedis hostes hac concessione 
uti velint tamquam praetextu quo sibi aperiant aditum in alias Aedium 
Vaticanarum partes. 

10. Si quis ad Vaticanarum Aedium portas armatus ipse aut cum 
manu hominum armis instructorum accedat eo consilio ut 8. Pala- 
tium invadat, portae non aperiantur, sed potius sinatur ut ab inva- 
sore evertantur. 

11. Si contigerit ut aliquis a Gubernio aut a Municipio missus 
ad S. Palatium accedat, satelles, qui tunc in statione erit, petet ab eo 
quisnam sit et qua de causa venerit: responsio autem accepta ad 
Cardinalem Camerarium deferetur, qui pro temporis rem aget. 

12. Sı aliqua auctoritas vel politica vel civilis expetiverit loqui 
cum Oardinali Decano aut Cardinali Camerario, is petenti satisfaciet. 
Verum in loco jam antea ad rem expresse constituto personam illam 
excipiat: locus tamen distinctus erit a ceteris Cardinalium habitatio- 
nibus, neque ulla Apostolici Palatii in parte situs, ubi excipere solet 
ceteros omnes, quibus quolibet titulo jus eompetit ut ad ejus prae- 
sentiam admittantur. Ad praedictum locum exteriori Musaeorum via 
accedetur. At Camerarius aut quivis alius eum excipere recusabit, qui 
torte declarasset se eo consilio velle in Apostolicum Palatium ingredi 
ut summae potestatis et imperii actus ederet, aut Vaticanarum Aedium 
quavis parte potiretur aut quolibet modo Sanctae Sedis jura violaret. 

13. Si forte contingat ut italicum Gubernium opem et auxilium 
suum Sacro Collegio offerat, distinguendum est an haec auxilii oblatio 
scriptis vel potius ore fiat, scilicet accessione cujusdam legati ab eodem 
(ubernio missi, ad Cardinalem Decanum aut ad Cardinalem Camerarium. 

In priori casu, Cardinalis Decanus nihil respondebit praedictae 
communicationi, sed diplomaticum Coetum Legatorum, qui apud Apo- 
stolicam Sedem sunt, litteris opportune datis exorabit ut Gubernio 
Romam nunc occupanti nunciet a) Sacrum Collegium, juramentorum, 
quibus adstrictum est, memor nullam mutationem inducere posse illi 
rerum conditioni, uam defuncetus Pontifex reliquit atque ipsum 8. 
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Collegium integram Successori ejus transmittere debet. b) Itaque nullam 
communionem Sacrum Collegium cum Gubernio habere posse, quocum 
defunctus Pontifex minime communicabat. c) Ceterum in iis, quae 
spectant interiorem S. Palatii partem, nullum auxilium opus esse: in 
iis vero, quae ad tranquillitatem exteriorem pertinent, quoniam S. Üol- 
legium Urbem non regit, nihil respondere posse. 

In altero casu autem, si quis ab italico Gubernio missus peteret 
loqui cum Cardinali Camerario aut cum Cardinali Decano, hic eodem 
modo excipiet eum ac supra ostensum est ad articulum 12 atque oblata 
occassione utetur ut easdem declarationes et protestationes edat, de 
quibus supra in priori casu dietum est, ubi dirigendae essent prote- 
stationis litterae ad Coetum Diplomaticum. 

In quolibet casu vero nulli altero e S. Collegii Membris has visi- 
tationes et communicationes licebit excipere nomine eorum qui nunc 
gubernant, sed eas deferet ad Uardinales Ordinis capita aut ad Oardi- 
nalem Camerarium: idque eo consilio fiat ut in illis difficilibus rerum 
adjunctis integra servetur unitas auctoritatis, actionis et directionis,. 

14. Si foris violentiae actus fiant ea mente ut perturbationes ex- 
citentur atque hinc praetextus sumantur in S. Palatium penetrandi, 
S. Collegium necessarias cautiones adhibebit, ac de re Diplomaticum 
Coetum certiorem faciet, ut tranquillitas componatur et Cardinalibus 
restituatur libertas. 

15. Si quis conetur Bibliotheca potiri, Musaeis, Archivis aut qua- 
libet alia S. Palatii parte, claudantur portae, sinatur ut evertantur ac, 
debita protestatione a Cardinali Camerario emissa, solemnibus litteris 
de re Diplomaticus Coetus certior fiat. 

16. Debitae protestationes pariter edantur si quis conetur armis 
exuere S. Palatii excubias, atque earuın loco italicos milites ponere. 

17. Omnes Congregationes tum particulares Capitum Ordinis, quum 
generales totius S. Collegii, haberi debebunt in Palatio Vaticano. 

18. Cardinales in coetum collecti ut primam Congregationem ha- 
beant, opportune consulant Conclavi celebrando. 

19. S. Collegium, attentis locis quae in promptu fuerint, expensis- 
que adhibitis quo minori mensura possibile erit, de Conclavistarum 
admissione deliberabit, ac simul de numero Caeremoniarum magistrorum, 
famulorum aliorumque qui ad Conclave admitti solent. 

20. Quam constituta juramenta S. Collegium praestiturum erit, 
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‚tune ipsum omnes protestationes iterabit a defuncto Pontifice pro 
Juribus, legibus et boris S. Sedis et Ecclesiae tuendis editas, quin 
tamen omittat de re Diplomaticum Coetum cortiorem facere. 

21. Pontificis mors tum Pontificiis Legatis, quum Cardinalibus, 
qui Romae non adfuerint quando ipse Pontifex obiit, subito nunciabi- 
tur telegrammate, quo, post significatam mortem, adjicientur haec verba: 
reliqua per epistolas. Prima Congregatione habita, idem nuncium iterum 
dabitur per commendatas litteras, sigillisque munitas, ut iisdem locus 
et tempus significentur, quibus Conclave habebitur. 

22. In prima congregatione, quam ordinis capita cum Oardinali 
Camerario habebunt, omnes communicationes ex more ad (Gubernia 
mittentur, id est mittentur ad omnia Gubernia, etiam ad ea quibus- 
cum S. Sedis diplomaticas communicationes forte non habeat, etsi hae 
communicationes vel nunquam intercesserint vel interruptae fuerint, 
dummodo haec Gubernia recognita jam sint a Summo Pontifice de- 
functo. Hac via et ratione impedietur quominus nuncium ab Apostolica 
Sede iis omnibus Prineipibus detur, quos ipsa nunc haud rite cognoscit. 

23. Cum nihil a S. Collegio (veluti supra ad articulum primum 
harum Instructionum constitutum fuit) vacante Apostolica Sede inno- 
vandum sit in ea rerum conditione, quam Pontifex moriens reliquit, nullo 
modo eorum Statuum legatos ei excipere fas erit, qui diplomaticas rela- 
tiones cum Apostolica Sede disruperint etsi hi Status exeipi ultro petant. 

24. Defuncti Pontificis corpus pontificalibus vestibus, quo citius 
fieri potest, induatur, ac privatım scala interiori ad S. Petri Basilicam 
deferatur in SSmi Sacramenti sacellum. Ibi, absolutione data, exponetur, 
quatuor e Pontificia Militum Nobilium cohorte cadaver custodientibus, 
cancelloque clauso. 

25. S. Collegium, nisi aliter pontificiis singularibus placitis circa 
sepuleri locum et sepeliendi morem fuerit constitutum, rem aget juxta 
opportunas normas et consuetudines, quae semper in vigore fuerunt. 
quantum temporum conditiones permittant. Tumulatio praesentibus 
Cardinalibus fiet, clausis januis. 

26. Praeter exsequias, quae publice in Basilica S. Petri peragentur, 
alias privatim Cardinales persolvent in Syxtino Sacello, Praelatorum 
conventu eorumque qui jure ad Sacella Pontificia et Cardinalitia invi- 
tandi sunt. | 

27. Acta, vacante Apostolica Sede, exaranda unus Ülericus Camerae 
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(qui tunc etiam Protonotarii Apostolici munere fungetur) et Notarius 
Camerae Apostolicae simul scriptis consignent. 

28. Cardinalis Camerarii erit eas omnes innovationes inducere, 
quae pro re nata necessariae fuerint, ut congruenter apteque nonnul- 
las administrationis partes custodire ac tueri possit, quae jam singulis 
Camerae Praelatis concredi solent. 

29. Pariter Cardinali Camerario curae erit ut vietus Cardinalibus 
provideatur et ministretur in ipsis Vaticanis Aedibus. 

Idem Cardinalis invigilabit ne in hac et omni alia occasione, quae 
communicationes cum personis ad Conclave non pertinentibus spectet, 
ullo unguam modo sanctiones rigidissimae frangantur quae constitutae 
fuerunt ne quis a Conclavi cum externis communicet. 

30. Quod si in prima Congregatione Generali S. Collegium cons- 
tituerit Conclave extra Italiam celebrare, id Cardinalibus, qui in Curia 
non adsint, subito nuncietur. 

31. In eodem nuncio certus locus, et tempus, quo simul conveniant, 
significetur. 

32. Pariter Cardinales Ordinis capita rem Diplomatico Coetui nun- 
cient, eumque invitent ut sequatur S. Collegium in locum pergens, 
quem ipsum S. Collegium elegerit: quo cum pervenerit, eas rationes et 
concilia in agendo adhibebit, quas magis idoneas utilioresque reputaverit. 

20. Pius X., Die apost. Präfektur Basuto-Land wird in ein apost. 
Vikariat umgewandelt 18./2. 09. Comment. 1, 271. 

21. Pius X., 7./5. 09 errichtet in Rom ein Offictum Biblicum. 
Comment. 1, 417. 

22. Pıus X., 12./7.09. Erhebung der missio de Kenia in Africa 
orientali zum apost. Vikariat. Commentar. 1, 621. 

23. Vicariat. Urbis Decr. 15./7. 09. Verbot an d. römisch. 
Klerus kinematographische Vorstellungen in Rom zu besuchen. Com- 
ment. 1, 600. 

24. Deer. Congr. 8. Officii 21./4. 09, über den Titel eines 
missionarius apostolicus in nicht der Propaganda unterstehenden Ge- 
bieten. Comment. 1, 465. 

25. Congr. Consist., 11./6. 09. Dubia de competentia iudi- 
candi et de iure advocandi. Comm. 1, 515. . 

26. De Prop. 7./7. 09. Errichtung der praefect. ap. magni Nama- 
qualand. Comm. 1, 581. 
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27. Congr. de Religiosis, Declaratio circa art. VI. decr. 
Auctis admod. (4./11. 08) 7./9. 09. Comm. 1, 701. 

28. C. de Sacram. 27./2. 09. Die Const. Provida für Deutsch- 
land wird auf Ungarn ausgedehnt. Le Can. 32, 389. 

29. Dieselbe. 14./5. 09 de Facultate dispensandi ab impedi- 
mentis matrimon. imminente mortis periculo (für die nach Art. VII des 
Decr. ne temere bei der Eheschliessung tätigen Priester). Comm. 4, 468. 

30. Dieselbe, Dubia circa decr. de sponsalib. et matr. 

In plenariis comitiis a. S. Congregatione de disciplina Sacramen- 
torum habitis, die 18 mensis Iunii anno 1909, sequentia proposita 
fuerunt dirimenda dubia, nimirum: 

I. Num responsum S. Congregationis Concilii diei 28 Martii 1908 
ad II: „Exceptionem valere tantummodo pro natis in Germania ibique 
„matrimonium contrahentibus“, ita sit intelligendum, ut in quovis casu 
ambo coniuges debeant esse nati in Germania, seu respective in regno 
Hungariae. 

II. An post extensionem Constitutionis Provida ad regnum Hun- 
gariae, Grermaniam inter et Hungariam, quoad validitatem clandestino- 
rum mixtorum matrimoniorum, reciproca relatio habeatur, ita ut duo 
coniuges nati ambo in Germania matrimonium mixtum clandestinum 
valide ineant etiam in regno Hungariae, et, viceversa, nati ambo in 
regno Hungariae valide contrahant clandestino quoque modo in 
(Germania. 

III. Num saltem natus in Germania cum nato in regno Hungariae 
mixtum matrimonium valide ineat sive in Germania sive in regno 
Hungariae. 

Et Emi Patres ad huiusmodi dubia ita respondendum censuerunt: 

Ad I. Affırmative. 

Ad II. Negative. 

Ad. IIlI. Negative. 

Comm. 1, 516-—-517. 

3l. Congr. Conc., Dubia circa decret. de sponsalib. et matrim. 
8./7. 08. Compend. 1, 505. 

32. Antwort d. bayer. Bischofskonferenz 14./4. 09 bez. geistl. 
Schulaufsicht. A. f. k. KR. 89, 551. 

33. Gründung eines Pensionsfonds d. Priester der Erzdiözese 
Freiburg bad. Teils 14./9. 08. A. f. k. KR. 89, 333. 
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Staatliche Gesetze und Aktenstücke betr. die kath. 
Kirche, sowie die kath. und ev. Kirche gemeinsam. 


12. Preussen, Gesetz betreffend das Diensteinkommen der 

katholischen Pfarrer vom 26. Mai 1909. 
Artikell. 

Behufs Gewährung von widerruflichen Beihilfen an leistungsunfähige 
katholische Pfarrgemeinden zur Aufbesserung des Diensteinkommens 
ihrer Pfarrer wird ein Betrag von 5618400 Mark jährlich aus Staats- 
mitteln bereitgestellt, welcher nach Massgabe der nachfolgenden Be- 
stimmungen zu verwenden ist: 

Artikel 2. 

Jeder für ein dauernd errichtetes Pfarramt bestellte katholische 
Pfarrer erhält ein Stelleneinkommen von mindestens 1800 Mark jähr- 
lich neben freier Dienstwohnung oder angemessener Mietsentschädigung. 

Artikel. 

Mit Genehmigung der bischöflichen Behörde kann zur Erhöhung 
des Stelleneinkommens einer Pfarrstelle eine Ortszulage dauernd be- 
willigt, auch dem Stelleninhaber eine Ortszulage auf die Dauer oder 
auf Zeit gewährt werden. | 

Artikel. 

Bei Pfarrstellen, für welche das Stelleneinkommen wegen der be- 
sonders schwierigen oder anstrengenden Verwaltung nicht als angemessen 
zu erachten ist, kann die bischöfliche Behörde anordnen, dass das 
Stelleneinkommen bis auf den Betrag von 2400 Mark jährlich durch 
eine Ortszulage auf die Dauer oder auf Zeit erhöht werde. 

Artikel. 

Die seit ihrer Ordination bereits drei Jahre in einem kirchlichen 
Amte befindlichen Stelleninhaber erhalten Alterszulagen, welche das 
Stelleneinkommen in dreijährigen, nach dem Dienstalter bemessenen 
Abschnitten ergänzen, dergestalt, dass sie, unbeschadet der nach den 
Artikeln 3 und 4 gewährten Ortszulagen, ein Jahreseinkommen zu be- 
ziehen haben: 

vom vollendeten 3. Dienstjahre ab von 2000 Mark, 
n ” 6. ” „ » 2200 „> 
” ” 9. „ ” „ 2900 ”.. 
n n 12. ” 2) ” 2 800 r 
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vom vollendeten 15. Dienstjahre ab von 3100 Mark, 


” ” 18. N ” ” 3 400 br) ’ 
» „21. » „nn 370 5, 
n „24. n »  » 4000 „ 


Die von den Stelleninhabern vor oder nach ihrer Ordination als 
fest angestellten Lehrern in einem öffentlichen Schulamt in Preussen 
zugebrachte Zeit ist der Dienstzeit im kirchlichen Amte gleich 
zu achten. 

Artikel6. 

Die Pfarrgemeinde ist verpflichtet, den durch die Erträge des 
Stellenvermögens oder durch anderweitige kirchliche Einnahmen des 
Stelleninhabers nicht gedeckten Betrag des Mindest-Stelleneinkommens 
(Artikel 2) sowie der Orts- (Artikel 3 und 4) und Alterszulagen 
(Artikel 5) zu gewähren. Auf besonderen Rechtstiteln oder auf öffent- 
lichem Rechte beruhende Verpflichtungen Dritter gegenüber der Pfarr- 
stelle bleiben bestehen. 

Einnahmen aus Nebenämtern (z. B. Militärseelsorge, Religions- 
unterricht, Anstaltsseelsorge) bleiben ausser Betracht. 

Artikel”. 

Die Beihilfen werden widerruflich an leistungsunfähige katholische 
Pfarrgemeinden gewährt, welche zur Aufbringung von Zuschüssen zur 
Erreichung des Mindest-Stelleneinkommens und von Alters- oder Orts- 


zulagen für die beim Inkrafttreten dieses Gesetzes bestehenden, mit 


Stelleneinkommen von weniger als 4000 Mark jährlich verbundenen 
Pfarrstellen Umlagen ausschreiben müssen. 

Hinsichtlich der Gewährung von Beihilfen im Sinne dieses Artikels 
gelten die seit dem 1. April 1899 bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes 
neu gegründeten katholischen Pfarrstellen als mit einem Stellenein- 
kommen von mindestens 3200 Mark verbunden. 

Die Bewilligung der Beihilfen hat zur Voraussetzung, dass die 
bischöfliche Behörde auch ihrerseits Mittel für diesen Zweck zur Ver- 
fügung stellt, um die nach Verrechnung der staatlichen Beihilfen ver- 
bleibenden Bedürfnisbeträge leistungsunfähiger Pfarrgemeinden dauernd 
zu decken. 

Der jährliche Anteil an dem im Artikel 1 bereitgestellten Betrag, 
über welchen in jeder Diözese verfügt werden kann, wird unter Be- 
rücksichtigung der Höhe des aufbesserungsbedürftigen Stelleneinkom- 
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mens und der Ördinationsalters-Verhältnisse der Pfarrer sowie der 
Steuerkraft der verschiedenen Diözesen durch eine Matrikel bestimmt. 

Die nähere Feststellung der Grundsätze für die Bestimmung der 
jährlichen Teilbeträge und die Festsetzung der Matrikel erfolgt nach 
Anhörung der bischöflichen Behörden durch den Minister der geistlichen 
Angelegenheiten und den Finanzminister. 

Die jährlichen Ersparnisse an den Teilbeträgen werden behufs 
Verwendung zu gleichen Zwecken in den betreffenden Diözesen in das 
nächste Jahr ohne Anrechnung auf die für die betreffende Diözese 
entfallende Jahresquote übertragen. 

Dem Minister der geistlichen Angelegenheiten und dem Finanz- 
minister ist alljährlich eine Nachweisung über die Verwendung der 
Teilbeträge und der Ersparnisse vorzulegen. 

Artikel. 

Ueber die Bewilligung, die Versagung, den Widerruf und die 
Kürzung von Beihilfen beschliesst die bischöfliche Behörde auf Grund 
eingehender Prüfung der Leistungsfähigkeit. Bei dieser Prüfung sind 
neben der Steuerkraft auch die vorhandene Belastung zu öffentlichen 
Zwecken und die gesamte wirtschaftliche und kirchliche Lage der 
(Gemeinde zu berücksichtigen. 

Die bewilligten Beihilfen werden an die Pfarrer unmittelbar ge- 
zahlt und auf die von den bedachten Pfarrgemeinden gemäss Artikel 6 
zu gewährenden Zuschüsse und Zulagen in Anrechnung gebracht. 

Artikel 9. 

Behufs Gewährung von Beihilfen an neu zu errichtende leistungs- 
unfähige katholische Pfarrgemeinden, welche zur Aufbringung von Zu- 
schüssen zur Erreichung des Mindest-Stelleneinkommens und von 
Alters- oder Ortszulagen für die neu zu gründende Pfarrstelle Umlagen 
ausschreiben müssen, wird ein Betrag von 400000 Mark jährlich aus 
Staatsmitteln bereitgestellt. Die jährlichen Ersparnisse an diesem 
Betrage werden behufs Verwendung zu gleichen Zwecken in das nächste 
Jahr übertragen. 

Die Bewilligung der Beihilfen hat zur Voraussetzung, dass die 
bischöfliche Behörde auch ihrerseits Mittel für diesen Zweck zur Ver- 
fügung stellt und die Pfarrgemeinde nach Massgabe ihrer Leistungs- 
fähigkeit zu den Lasten der Neugründung beiträgt. Die Bewilligung 
erfolgt durch den Minister der geistlichen Angelegenheiten und den 
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Finanzminister. 

Die zur Aufbringung von Alters- oder Ortszulagen in Form von 
Kapitalien bewilligten Beihilfen werden für jede Diözese als „Zuschuss- 
fonds für neu gegründete katholische Pfarrstellen“ von den hierzu 
bestimmten Regierungshauptkassen verwaltet. Hinsichtlich der Bewilli- 
gung, der Versagung, des Widerrufs und der Kürzung von Beihilfen 
aus diesem Fonds finden die Vorschriften des Artikel 8 Anwendung. 
Die an den Zinsen dieses Fonds eintretenden Ersparnisse sowie etwaige 
Rückeinnahmen verbleiben dem Fonds. Sie können in der betreffenden 
Diözese auch zu widerruflichen Beihilfen zwecks Gewährung von Orts- 
zulagen sowohl für bereits bestehende wie für neu errichtete Pfarr- 
stellen mit einem Stelleneinkommen von weniger als 4000 Mark jährlich 
verwendet werden. Für solche Bewilligungen sind die entsprechenden 
Vorschriften dieses Gesetzes miassgebend. 

Die von den zuständigen Ministern getroffenen Festsetzungen über 
die Verwendung des bisher im Artikel 9 des Gesetzes, betreffend das 
Diensteinkommen der katholischen Pfarrer, vom 2. Juli 1898 — Ge- 
setzsamml. S. 260 — bereitgestellten Jahresbetrags von 200000 Mark 
bleiben unberührt. 

Artikel 10. 

Die allgemeinen Grundsätze über die Berechnung der Erträge des 
Stellenvermögens und der anderweitigen kirchlichen Einnahmen des 
Stelleninhabers werden von dem Minister der geistlichen Angelegen- 
heiten nach Anhörung der bischöflichen Behörden festgestellt. 

Der Betrag des Stelleneinkommens wird bei den vorhandenen 
Pfarrstellen, welche in die Kataster der aufbesserungsbedürftigen Pfarr- 
stellen eingetragen sind, nach den Feststellungen der Kataster, im 
übrigen nach dem Zeitpunkte des Inkrafttretens dieses Gesetzes, bei 
neu zu gründenden Pfarrstellen nach dem Zeitpunkte der Errichtung 
bestimmt. Die bischöfliche Behörde beschliesst über die Höhe des mit 
der Pfarrstelle verbundenen Stelleneinkommens und trägt die mit einem 
Stelleneinkommen von weniger als 4000 Mark jährlich verbundenen 
Pfarrstellen und den Betrag des festgestellten Stelleneinkommens 
derselben in das Kataster der aufbesserungsbedürftigen Pfarrstellen 
der Diözese ein. 

Die bischöfliche Behörde nimmt nach dem 1. April 1911 und 
fernerhin in zwölfjährigen Perioden eine allgemeine Revision des 


Staatliche Gesetze und Aktenstücke. 4719 


Katasters vor. 
Artikelll. 

Die Zuschüsse der Pfarrgemeinde zum Mindest-Stelleneinkommen 
sowie die Orts- und Alterszulagen können im Wege des Verwaltungs- 
zwangsverfahrens beigetrieben werden. 

Die bischöfliche Behörde stellt die Höhe der fülligen Beträge fest. 

Artikel 12. 

Die Beschlüsse der bischöflichen Behörde bedürfen in den Fällen 
der Artikel 4, 8, 9 Abs. 3, 10 Abs. 2 und 3 und des Artikel 11 
Abs. 2 der Zustimmung des Regierungspräsidenten beziehungsweise 
des Polizeipräsidenten in Berlin. 

Bei erhobenem Widerspruch oder auf Beschwerde entscheidet der 
Minister der geistlichen Angelegenheiten. 

Artikel13. 

Der ordentliche Rechtsweg ist gegen die in diesem (Gresetze vor- 
gesehenen Beschlüsse (Anordnungen, Entscheidungen usw.) der Kirchen- 
oder Staatsbehörden ausgeschlossen. 

Wegen der Ansprüche der Stelleninhaber auf Zuschüsse zur Er- 
reichung des Mindest-Stelleneinkommens, auf Alters- und Ortszulagen 
finden die Bestimmungen des ersten Abschnitts des (sesetzes, betreffeud 
die Erweiterung des Rechtswegs, vom 24. Mai 1861 (Gesetzsamml. 
S. 241) entsprechende Anwendung. 

Artikel 14. 

Die Vorschriften dieses (Gesetzes finden auf die Pfarrstellen in 

Dom-, Militär- und Anstaltsgemeinden keine Anwendung. 
Artikel 15. 

Das Gesetz, betreffend das Diensteinkommen der katholischen 
Pfarrer, vom 2. Juli 1898 (Gesetzsamml. S. 260) verliert mit dem 
Inkrafttreten des vorliegenden (Gesetzes seine Geltung. Jedoch behält 
es für die Erzdiözese Posen-(nesen und die Diözese Culm bei den 
Vorschriften des (sesetzes vom 2. Juli 1898 mit der Massgabe das 
Bewenden, dass der Anteil dieser Diözesen an dem im Artikel 1 des 
gegenwärtigen Gesetzes bereitgestellten Betrage unter Zugrundlegung 
der Bestimmungen dieses (sesetzes durch den Minister der geistlichen 
Angelegenheiten im Einvernehmen mit dem Finanzminister festgesetzt 
wird. Dieser Anteil dient in erster Linie zur Erfüllung der nach dem 
(4esetze vom 2. Juli 1898 erforderlich werdenden Ausgaben. Der hier- 
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zu nicht verwendete Betrag wird dem Minister der geistlichen Auge- 
legenheiten zur Gewährung widerruflicher Zulagen an Pfarrer der 
gedachten Diözesen zur Verfügung gestellt. Die widerruflichen Zulagen 
sollen nach Massgabe der im gegenwärtigen Gesetze normierten Ge- 
haltssätze allen Pfarrern gewährt werden, sofern sie nicht durch die 
Betätigung einer dem Preussischen Staate oder dem deutsch- 
sprechenden Teile der Bevölkerung feindlichen Gesinnung das friedliche 
/usammenleben der Bevölkerung oder sonst die staatliche Ordnung 
gefährden. Ueber das Vorhandensein dieser Voraussetzung entscheidet 
der Minister der geistlichen Angelegenheiten. Ersparnisse können von 
dem Minister der geistlichen Angelegenheiten zur Unterstützung an 
katholische Geistliche der genannten Diözesen verwandt werden. 


Artikel 16. 

Im Artikel 1 des Gesetzes, betreffend die Bildung kirchlicher 
Hilfsfonds für neu zu errichtende katholische Pfarrgemeinden, vom 
29. Mai 1905 (Gesetzsamnil. S. 182) wird der Satz von einem Prozent 
auf zwei Prozent der von den katholischeu Gemeindegliedern zu zahlen- 
den Staatseinkomwmensteuer und im Artikel 1 des Gesetzes, betreffend 
die Erhebung von Abgaben für kirchliche Bedürfnisse der Diözesen 
der katholischen Kirche in Preussen, vom 21. März 1906 (Gesetzsamml. 
S. 105) wird der Satz von drei Prozent auf fünf Prozent der von 
den katholischen Genieindegliedern zu zahlenden Staatseinkominen- 
steuer erhöht. | 

Artikel17. 

Mit der Ausführung dieses (Gresetzes werden der Minister der 

geistlichen Angelegenheiten und der Finanzminister beauftragt. 
Artikell8. 

Den Vorschriften dieses Gesetzes wird rückwirkende Kraft vom 

1. April 1908 ab beigelegt. 


Gerichtssprüche. 


8. Beschl. d. OLG. Hamburg 16./l11. 08 über die religiöse 
Erziehung bevormundeter Kinder aus einer Mischehe. Seuffert A. 64 
no. 113 8. 238. | 

9. Erk. d. OLG. Posen 17./12. 08. Verkehr der getrennt 
lebenden Ehefrau mit den Kindern; für die Regelung der Art des 
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Verkehrs ist ausschliesslich der Vormundschaftsrichter zuständig. Seuffert 


A. 64 no. 112 8. 230. 


kvangelische Kirchengesetze'. 


15. Preussen*, StG. betr. d. Pfarrbesoldung, das Ruhegehalts- 
wesen u. d. Hinterbliebenenfürsorge f. d. Geistl. d. ev. Landeskirchen. 
26./5. 09. GS. 113. 

16. Preussen*, St@. Pfarrbesoldungsges. f. d. ev. Landes- 
kirche d. älteren Provinzen. 26./5. 09. GesS. 117. 

17. Hannover luth. K.*, Pfarrbesoldungsgesetz 25./5. 09. 
Ges. 8. 131. —_ 

Schleswig-Holstein dgl. 147, 


Kons.-Bez. Oassel 162, 
Kons.-Bez. Wiesbaden 177, 
ref K. Hannover 192. 


18. Alt-Preussen*, Ruhegehaltsordn. 26./5. 09. Ges®S. 206 
mit Satzungen. 


Hannover|.K. dgl. Ges. 8. 230, 


Schleswig-Holstein 235, 
Cassel 245, 
Wiesbaden 528, 
Hannover ref. K. 271. 


19. Alt-Preussen”, KG. betr. die Fürsorge für die Witwen 
und Waisen der Geistl. 26./5. 09. Ges.S. 283 mit Satzungen. 


Hannoverl.K. 293, 
Schleswig-Holstein 303, 
Cassel 313, 
Wiesbaden 325, 
Hannoverref.K. 333. 


20. Preussen, KG. betr. d. Umzugskosteu der Geistl. 10./7. 09. 
Staatsges. 10./7. 09. Pr. GS. 621. 

21. Preussen*, V. betr. d. Ptarrbesoldung, das Ruhegehaltswesen . 
u. d. Hinterbliebenenfürsorge f. d. Geistl. d. Kons.-Bez. Frankf. a. M. 
14./8. 09. GS. 693. 


! Die mit * bezeichneten Gesetze werden in der „Sammlung“ abgedruckt 
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22. Sachsen* Bek.d. Verf. d. ev.-reform. Gemeinden im Kgr. 
Sachsen betr. 3./7. 09. GVBl. 503. 
23. Baden* KG. die Abänderung der Wahlordn. betr. 14.19. 09. 
GVBl. 146. 
24. Baden*, V. betr. Ordnung für die Diözesansynoden 31./3. 08. 
AKBI. 09, 217. 
25. Baden* KG., D. Beamten d. ev. Landeskirche betr. 14./9. 09. 
K@GBl. 147. 
26. Baden KG., Die Aufbesserung der Hinterbliebenenversorgung 
der Geistl. betr. 14./9. 09. KGBl. 154. 
27. Baden*KG., Die Einkommensverhältnisse d. ev.-prot. Pfarrer 
betr. 14./9. 09. KGBl. 150. 
28. Oldenburg, 
G. 3./5. 09 betr. Aenderung des Art. 2 des Ges. v. 1./4. 86 betr. die 
Emeritierung ev. Pfarrer. GVBl. 7, 93. 
G. 3./5. 09 betr. Aenderung d. Geschäftsordn. d. Landessynode. Ib., 96. 
(+. 4./5. 09 betr. d. Diensteinkommen der Pfarrer. Ib., 97. 
G. 3./5. 09 betr. die Gehaltsordn. f. d. Mitglieder u. d. Beamten des 
Öberkirchenrats. Ib. 87. | 
29. Weimar*, Nachtr. v. 19./6. 07 z. KG. 21./11. 01 betr. die 
Besoldungen d. ev. Geistl. u. des Zentralfonds für dieselben. AKBl. 
09, 459. 
30. Meiningen, KG. betr. d. Gehaltsverhältnisse d. Geistl. 
13./12. 05.* AKBI. 09, 383. | 
31. Waldeck*, G. betr. die Abänderung und Ergänzung d. landes- 
kirchl. Gemeindeordnung 29./3. 09 (über kirchl. Steuern). G. u. VBl. 17. 
32. Hamburg, KG. betr. die Emeritierung von Geistl. 14./4. 87 
geändert laut Beschl. d. Syn. v. 11./6. 08 bestät. 17./6. 08. AKBl. 09, 350. 
33. Bremen*, Verf. d. ev. Friedenskirche 08. Verf. d. Gem. d. 
St. Petri Domkirche 08. KO. d. St. Stephani Gem. 09. 
34. Bremen*, Bek. betr. d. Verhältnis des Predigerunterrichts 
zur Schule. 12./3. 09. 
35. Bremerhaven*, rev. KO. v. 1907. 
36. Siebenbürgen, Rundschr. d. Landeskonsist. betr. d. Be- 
stimmungen üb. d. Verfahren in Pfarrwahlprozessen 10./11. 06. Jahrb. 
12, 153. 
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